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Vorwort 



Die nachstehende, auf dem in Deutschland und Oester- 
reich geltenden Rechte beruhende, Darstellung der soge- 
nannten Eidesdelicte soll trotz des veränderten Titels mit 
meiner im vorigen Jahre veröffentlichten rechtsgeschichtlichen 
Studie über ^Meineid und falsches Zeugniss" ein zusammen- 
hängendes Ganzes bilden und meine Untersuchungen über 
diesen Kreis von strafbaren Handlungen zum Abschluss 
bringen. 

Allerdings liegt meines Erachtens die Aufgabe der 
criminalistischen Wissenschaft auf lange Zeit hinaus in der 
gründlichen und rücksichtslosen Revision der Elementar- 
begriflfe: erst wenn die Fundamente aus fest ineinander- 
gefügten Quadern aufgerichtet dastehen, kann mit Erfolg an 
den Ausbau einzelner Partien gegangen werden. Auch ist 
heute, wo durch mustergiltige Commentare, durch ausge- 
zeichnete Lehrbücher das von Wissenschaft und gerichtlicher 
Praxis zu Tage geförderte Materiale sofort gesichtet und 
verarbeitet wird, die ausführlichere Behandlung des von An- 
deren bereits Gesagten nach jeder Richtung hin eine ebenso 
überflüssige wie undankbare Arbeit. 

Wenn ich trotz dieser gegen jede Monographie, welche 
ein einzelnes Delict oder eine Gruppe von solchen zum 
Gegenstande hat, sprechenden Bedenken meine ^falsche 
Aussage" nicht ruhig im Pulte liegen liess, so bestimmte 
mich hiezu ausser dem wohl verzeihlichen Wunsche, die 
einmal begonnene Arbeit auch nach Aussen hin abzuschlies- 
sen, auch noch die Ueberzeugung, dass gerade auf diesem 
kleinen von mir in's Auge gefassten Gebiete, ohne wich- 
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tigeren Fragen zu präjudiciren , manche Lttcke ergänzt, 
manche Unklarheit aufgehellt , mancher tiefgewurzelte Irr- 
thum berichtiget werden konnte. Vor Allem handelte es sich 
mir um den Nachweis, dass das strafbarmachende Moment 
bei den sogenannten Eidesdelicten in der Wahrheitswidrigkeit 
der Aussage gelegen, die etwa hinzutretende Beeidigung; 
aber nur ein zufälliger, lediglich die Strafe erhöhender, nicht 
aber sie erst begründender Umstand sei. Der Hauptzweck 
der Schrift ist erreicht, wenn diese Auffassung sich Bahn 
bricht, oder wenigstens die Gegner zu einer tieferen Be- 
gründung der herrschenden Ansicht veranlasst 

Dass ich bei dankbarster Anerkennung der vielfachen 
Belehrung, die ich in den Arbeiten meiner Vorgänger wie 
in der Spruchpraxis der obersten Gerichtshöfe in Deutsch- 
land und Oesterreich gefunden, mir überall die volle Frei- 
heit eigener Ueberzeugung gewahrt, dass ich nur die Au- 
torität der Gründe, nicht aber jene der Namen berücksichtigt 
habe, bedarf wohl keiner Entschuldigung. Sachlicher Polemik 
bin ich nirgends aus dem Wege gegangen, persönliche habe 
ich strenge vermieden-, ich darf wohl hoffen mit dem glei- 
chen Masse gemessen zu werden. 

Die freundliche Aufnahme, welche meine erste Schrift 
bei der Fachkritik gefunden, ist mir Beweis, dass diese 
mehr mein Wollen als mein Können in Betracht gezogen 
hat; möge sie auch diesmal, wo ich den neutralen Boden 
dogmengeschichtlicher Untersuchung verlasse, nicht zu strenge 
in's Gericht gehen! 

Graz, im März 1877. 

Der Verfasser. 
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I. Die systematische Stellung der sogenannten 

Eidesdelicte. 



§ 1. Einleitung. Der Wechsel in den Anschauungen. 

^Dieselbe Keizbarkeit, welche die verschiedenen Stände 
„in Bezug auf eine Verletzung aller derjenigen Institute 
„bekunden, welche in hervorragender Weise die Basis 
„ihrer Existenz bilden, wiederholt sich auch bei den Staa- 
„ten in Bezug auf diejenigen Einrichtungen, in denen ihr 
„eigenthümliches Lebensprincip verwirklicht erscheint. Der 
„Gradmesser ihrer Reizbarkeit und damit des 
„Werthes, den sie diesen Instituten beilegen, ist das 
„Strafrecht." 

Die Richtigkeit dieses von Ih er ing in seinem Kampfe 
um's Recht ausgesprochenen Gedankens, an welchen m. E. 
jede der modernen Auffassung von Staat und Recht huldi- 
gende philosophische Begründung des Strafrechtes anknüpfen 
muss, an einem einzelnen in die Augen springenden Bei- 
spiele nachzuweisen: das war die Aufgabe, die ich mir 
gestellt hatte , als ich in einer früheren Schrift *) die Dar- 
stellung einer Dogmengeschichte der sog. Eidesdelicte ver- 
suchte. 

Aber gerade das von mir gewählte Thema dürfte zu- 
gleich in hervorragender Weise dazu geeignet sein, jenen 
Satz von einer anderen bisher nicht genügend beachteten 

ij Liszt, Meineid und falsches Zeugniss. Eine strafrechtsge 
schichtliche Studie. Wien 1876. 

I^ifiizt} fftlache Aussage. | 
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Seite her zu beleuchten. Nicht die verschiedene lie 
tung der Frage nach der Straflosigkeit oder Straf 
nach der milderen oder schwereren Bestrafung- dc^ 
eides allein ist es, welche den Wechsel der Anscbai 
bestimmt, wie er uns in den die Eidesdelicte behand 
Gesetzgebungen, in der Literatur und der gerichtlichen 
entgegentritt, sondern vor allem die verschiedene s. 
matische Auffassung desselben. Der Grad in 
Reizbarkeit gegen die Verletzung der Eidespflicht i 
heute im wesentlichen derselbe wie im Mittelalter iin' 
Beginne der Neuzeit: unsere heutige, wenn auch küi 
und mildere Freiheitsstrafe trifft den Verbrecher sich 
und bietet grössere Garantien für die Erreichung der Sl 
zwecke, als die grausamen Strafen der P.-G.-O. oder 
tief unter ihr stehenden Theresiana. Hier dürfen wir a 
das unterscheidende Kriterium der modernen Auffassn 
nicht suchen. Wohl aber in der Verschiedenheit Jen 
Stelle, an welcher derEeiz empfunden wird, m 
damit in der Qualität der Empfindung und derAi 
und Richtung de rEeaction; oder mit anderen Worter 
wie die Beschaffenheit des Tones nicht blos abhängt vo] 
seiner Stärke und von der Zahl der Schwingungen, senden 
wesentlich auch von seiner eigenthUmlichen Klangfarbe, sc 
bestimmt sich der Charakter des jeweiligen staatlichen Straf- 
rechtes nicht nur durch die verschieden gesteckte Grenzlinie 
zwischen civilem und criminalem Unrechte und dnrch die 
Stärke der Eeaction gegen die als strafbar erkannten Un- 
rechtsformen, sondern wesentlich auch durch die Stellung, 
welche die bedrohten Verbrechen in dem Systeme des 
Strafrechtes einnehmen, durch die verschiedene 
Auffassung des durch di eselben gefährdeten 
oder verletzten Eechtsobjectes. 

Hierin liegt ja eben die grosse kulturhistorische Be- 
deutung der Geschichte des Strafrechtes. Freilich aber dürfte 
gerade die Dogmengeschichte des Meineides zugleich emen 
Beleg für die Thatsache liefern , dass der Fortschritt der 
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wissenschaftlichen Erkenntniss nicht in der Geraden^ son- 
dern, um an einen Ausspruch Göthe's anzuknüpfen, in weit 
zurückgewuudenen Spiralen erfolgt, dass wir Meilen Weges 
nach rückwärts machen müssen, wenn wir um eine Spanne 
vorwärts kommen wollen, dass der Attavismus, der Rück- 
schlag in frühere Bildungen, den die moderne Naturwissen- 
schaft als eine seltene Ausnahme von dem ewigen Ge- 
setze ununterbrochener Vervollkommnung nachgewiesen hat, 
in der Welt des Geistes zu den regelmässigen Erschei- 
nungen zählt, dass mit eiöem Worte die Wahrheit nur durch 
den Irrthum erkauft werden kann. 

Cicero hatte den Gedanken klar ausgesprochen, dass 
in der Verletzung der publica fides die einzige Rechtfer- 
tigung ftir eine criminelle Behandlung des Meineides gele- 
gen sei. Schon die römischen Imperatoren, die allerdings 
nahe verwandten Begriflfe von Billigkeit . und Willkühr ver- 
wechselnd, lenkten seitwärts ab von der damit vorgezeich- 
neten Bahn des Fortschrittes. Dann kam die Zeit, wo das 
Christenthum mit jugendkräftigem Pulsschlage alle Adern 
des öffentlichen und privaten Lebens als neugestaltendes 
Princip durchdrang, von seinem einseitig festgehaltenen sub- 
jectiven Gesichtspunkte aus Recht und Moral vermengte, 
die Grenzen zwischen Staat und Kirche verrückte und Be- 
sitzstörungen vornahm, die, bis auf den heutigen Tag unaus- 
getragen, noch unsere Urenkel an der freien geistigen Be- 
wegung zu hemmen drohen: die Curve hat sich nach 
rttckwärts geschwungen, und je tiefer wir eindringen in die 
finsteren Zeiten des 17. und 18. Jahrhunderts, desto rascher 
und entschiedener vnrd die retrograde Bewegung. Die 
Schriftsteller der Aufklärungsperiode strebten zurück auf den 
seit Jahrhunderten verlassenen Weg; und heute — sind 
wir heute wirkHch wieder so weit, wie Cicero vor mehr 
als neunzehnhundert Jahren? 

Es war aber nicht allein jener der dogmengeschicht- 
lichen Forschung eigenthümliche Reiz , der jeden bestrickt, 
dem kein Scheuleder orthodoxer Philosophie den freien Aus- 

1* 
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blick in die chaotische Ref^elnuissigkeit des Werd 
Verderbens hemmt, nicht das Interesse an der g;rosi 
menschlichen Tragödie ewigen 8trebens und e^vigen 
allein ; was mich veranlasste, gerade anf die system 
Auffassung in der erwähnten Schrift besonderes Gewi 
legen, und mit ihr auch diese Abhandlung zu beg 
Auch nicht die jedem Juristen zur zweiten Natur g 
dene Lust am Systemisiren , sondern die Ueberzeu, 
dass es sich hier wirklich um den Kernpunkt der gi 
Lehre handelt. 

Hier müssen wir den Hebel ansetzen , um die 
dernisse hinwegzuräumen, die in der Lehre vom Meii 
uns auf Schritt und Tritt begegnen, von hier ausg-eh 
können wir allein jenen erhöhten Standpunkt gewinn 
von dem aus wir, Vergangenheit und Gegenwart in i 
Vogelperspcctive tiberblickend, das wesentliche von d 
zufälligen sondernd, durch die Irrpfade des positiven Eecl 
hindurch dem Gesetzgeber den Weg weisen können in d 
Zukunft. 

§ 2. Aufgegebene Ansichten : Der Meineid als Vergehei 
gegen die Religion oder als Privatdelict. 

Die durch nahezu anderthalb Jahrtausende herrschende, 
von den Schriftstellern der Aufklärungsperiode mit ebenso- 
viel Heftigkeit als Erfolg bekämpfte ') Auffassung des Mein- 
eides als eines gegen Gott und die Religion gerichteten 
Verbrechens, als eines crimen laesae majestatis divinae, 
oder mindestens als einer „Verletzung der Ehrerbietung 
gegen die Religion" (Sachsen) , zählt im 19. Jahrhundert 
nur mehr vereinzelte , meist mehr oder weniger verschämte 
Anhänger. Quistorp, Rosshirt, Jarcke^) können wohl 



») Liszt a. 0. § 24. 

2) Kosshirt (1821) S. 209; (1829; p. 18, wo er zugleich den 
Wunsch äussert, dass tür den Meineid poena capitali quam proxioia 
statuatur; Jarcke § 5. « 
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kaum als Vertreter der modernen Strafrechtswissenschaft 
angesehen werden; Ab egg, welchen die Betonung des 
religiösen Momentes im Eide bis zur Gleichstellung des 
subjectiven Falscheides mit dem eigentlichen Meineid, also 
bis zur äussersten Consequenz verführte, welche das cano 
nische Recht gezogen hat, *) verwahrt sich an anderer Stelle ^) 
ausdrücklich dagegen, als hätte er dieses Moment als das 
einzige oder auch nur als das ausschliesslich massgebende 
bezeichnet; Watzdorf^) und Marezoll*) sind keine Na- 
men von entscheidender Bedeutung; und Schwarze, einer 
der unermüdlichsten und verdienstvollsten Förderer gerade 
dieser Lehre hat seine 1840^), wohl im Anschlüsse an die 
sächsische Gesetzgebung geäusserte Ansicht in der Folge 
ausdrücklich zurückgenommen.^) In neuerer Zeit trat Hye ^) 
unter entschuldigender Berufung auf die „Anschauungen des 
Volkes" für die religiöse Auffassung ein; Bern er endlich 
stellt in der letzten Auflage seines Lehrbuches, ohne die 
Abweichung von seiner früheren Anschauung auch nur mit 
einem Worte zu begründen, den Meineid unter die „Ver- 
brechen mit Bezug auf Religion und Sitte". Von den Ge- 
setzgebungen des 19. Jahrhunderts stehen nur Russland 
(1845), Thüringen (1850) und Sachsen (1838, 1855, 
1868) auf demselben Standpunkte. 

Heute kann man diese Ansicht wohl, ohne von irgend 
einer Seite her Widerspruch befürchten zu müssen, als eine 



1) Insbs. 1834 S. 579, 1838 S 296 (vgl. Liszt S. 89 f.); vgl. 
auch Ab egg Sistem § 511, Lehrb. § 563, 1835 S. 67, 1844 S. 329 f. 

2; Abegg über das religiöse Element i. d. P.-G.-O. 1852 S. 30 
G. S. XVII. S. 284 ff. 

3) Watzdorf S. 223 f 

*) Mar e zoll S. 574. Vgl. noch Hitzig Zeitschrift XX. S. 288; 
Blöde neue Jahrb. IL S. 40, IV. S. 33. Motiv, z. preuss. Entw. 
von 1833 S. 362 „der Gmndcharakter des Eides und der höheren Straf- 
barkeit des Meineides ist ein religiöser". 

») Schwarze 1840 S. 120. 

«) Schwarze W S. 178 und 1842 S. 3. 

') Entwurf § 176; vgl. hierüber Liszt S. 139. 
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völlig ttberwandene bezeichnen. Auch Berner dti 
der soeben erwähnten Abweichung von seiner frühere 
fassung weniger durch innere Gründe als vielmehr 
die Reihenfolge der Titel im R.-St.-G.-B. bestimmt f>i 
zu sein. Allerdings kann nicht in Abrede g^estellt wi 
dass, so lange der Staat den Eid als das sicherste ^ 
lum ad adstringendam fidem um mit Cicero za redei 
trachtet; so lange er die vorhandene oder sapponii-te 
giöse Ueberzeugung seiner Bürger als medium veri 
extorquendae ; gewissermassen als tortura spirituah's (K 
gebraucht oder missbraucht, dass eben so lange die ui 
dieser Pression zu Stande gekommene falsche Aussage 
eigener oder fremder Sache eine Verletzung jener üeb 
Zeugung in sich schliesst und damit eine religiöse F. 
bung erhält. Aber eben auch nur eine Färbung, der Gruo 
ton ist ein anderer, die Religion ist ja dem Staate, inde 
er sie der Handhabung der Rechtspflege dienstbar mach 
nicht ^Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck, dt 
falsche Eid gefährdet, indem er das Mittel verfälscht, dl 
Erreichung jenes Zweckes und darin liegt seine eigen 
thümliche Natur und die Rechtfertigung seiner criminelJen 
Behandlung. 

Es läge hier die Frage nahe, ob es klng, ob es mora- 
lisch ist, wenn der Staat bei den wichtigsten Angelegen- 
heiten, bei der Entscheidung über Vermögen und Ehre, über 
Freiheit und Leben seiner Bürger sich eines Mittels zur 
Wahrheitserforschung bedient, welches bei den unbedeutend- 
sten Vorkommnissen des täglichen Lebens anzuwenden jeder 
dieser selben Bürger fllr bodenlosen Leichtsinn hielte — 
aber die Beantwortung dieser Frage gehört nicht hieher, 
wo wir es mit dem heute geltenden Rechte zu thun haben : 
handelt es sich ja doch dabei um eine vom Rechte gegen die 
Moral anzustrengende actio terraini moti, deren Entscheidung 
vor das Forum der Weltgeschichte gehört — und hier lässt 
die Erledigung bekanntlich manchmal noch länger auf sich 
warten, als vor dem weiland Reichskammergerichte. 
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Bei einer grossen Anzahl von Schriftstellern aus der 
zweiten Hälfte des vorigen und den ersten Jahraehnten des 
gegenwärtigen Jahrhundert^ begegnen wir einer der eben 
besprochenen gerade entgegengesetzten, heute ebenfalls auf- 
gegebenen Ansicht. Sie betrachten den Meineid als ein Pri- 
vat delict, als ein gegen die Rechtsgüter des Einzel- 
nen gerichtetes Vergehen. Es genügt hier an die Namen 
Steltzer, Klein, Grolman, Salchow, Dabelow, 
Martin, Wächter, Bluhme u. A. zu erinnern. Als ihr 
Chorführer mag der sie alle um mehr als Manneslänge über- 
ragende Feuerbach gelten. Feuerbach definirt in § 410 
seines Lehrbuches den Beti-ug (Fälschung im w. S.) als 
die „beabsichtigte rechtswidrige Täuschung Anderer durch 
Mittheilung falscher oder Vorenthaltung wahrer Thatsachen". 
Die Fälschung im engeren Sinne bildet eine Unterart des 
Betruges. Sie ist (§ 415) „Täuschung durch Veränderung 
einer Sache zum Nachtheile der Güter eines Anderen", wäh- 
rend der Betrug im engeren Sinne in der „Täuschung auf 
andere Art als durch Verfälschung einer Sache" besteht. 
Unter den „besonders benannten oder ausgezeichneten Be- 
trügereien" wird nun an erster Stelle der Meineid behan- 
delt. Dieselbe Auffassung theilen mehrere in dieser Zeit 
entstandene Gesetzgebungen, so das allg. preuss. Landrecht, 
das bairische St.-G.-B. von 1813 und der code p6nal. 

Diese auf den ersten Blick durch ihren durchgreifenden 
Radicalismus imponirende Auffassung des Meineides erscheint 
bei näherer Betrachtung als ein Preisgeben jeder systema- 
tischen Auffassung desselben überhaupt. Ist der Meineid ge- 
richtet gegen die Rechtsgüter des Einzelnen, dann müssen 
wir ihn je nach der verschiedenen Natur dieses angegriffenen 
Rechtsgutes verschieden behandeln ; dann ist er ein anderer 
im Civil-, ein anderer im Strafprocess , ein anderer wenn 
zu Gunsten, ein anderer wenn zum Nachtheil des Ange- 

^) Das faiix t^moignage steht im c. p. unter den crimes et d6- 
lits contre les personnes. Vgl. dazu Boitard Nr. 401, Hölie 
S. 594 u. A. 
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klagten abgelegt; dann verflüchtigt sich der die einzelnen 
Fälle verbindende Begriff nnd wir haben in letzter Con- 
Sequenz nur besonders qualifiziite Fälle des Betruges (als 
Vermögensdelict), der Verleumdung, der Beglinstigan^, 
der Freiheitsentziehung, des Mordes, vielleicht selbst des 
Todschlages u. s. w. 

Aber es muss hier auf einen Umstand, den ich be- 
reits in meiner früheren Schrift ') besonders hervorgehoben, 
nochmals aufmerksam gemacht werden. Der Begriff des 
falsuin's, der sich von jeher durch eine ganz besondere Un- 
klarheit auszeichnet , ist gerade in dieser Periode in einem 
rasch verlaufenden, fortwährend Neubildungen erzeugenden 
Processe begriffen, von dem man nicht weiss, ob man ihn 
als Regenerations- oder Zersetzuugsprocess bezeichnen soll. 
Der Betrug im weiteren Sinne des Wortes und die verschie- 
denen heute zu selbstständigen Verbrechensbegriffen ge- 
wordenen Fälschungsfälle werden unter einander geworfen 
und einem verschieden construirten höheren Begriffe unter- 
stellt, der bald Betrug im engeren Sinne, bald Fälschung 
im weiteren Sinne genannt wird, je nachdem die Irrefüh- 
rung des Gegners oder die an greifbaren Gegenständen vor- 
genommene materielle Veränderung in den Vordergrund 
tritt. Viele der hier genannten Schriftsteller stehen daher, 
selbst wenn sie die publica fides nirgends erwähnen, ma- 
teriell der heute herrschenden Auffassung viel näher, als 
man auf den ersten Blick vermuthen sollte. Dies gilt ins- 
besondere auch von der österr. Gesetzgebung. Während 
im allg. preuss. Landrecht der Betrug, wenn nicht ausdrück- 
lich das Gegentheil gesagt ist, nur als Vermögensdelict 
erscheint, genügt ein Blick auf die im § 199 des österr. 
St.G.-B. aufgezählten Betrugsfälle, um die Ansicht, als 
stellten die Strafgesetzbücher von 1803 und 1852 den Mein- 
eid unter die Privatdelicte , als eine vollständig unrichtige 
erscheinen zu lassen. Nichts destoweuiger finden wir diese 



>) Liszt S. 136. 



Auffassung des österr. Rechts auch in dem sofort zu erwäh- 
nenden Aufsatze Mittermaier's aus dem Jahre 1818, und 
sein Irrthum hat in dieser, wie in so mancher andern Frage 
zahlreiche, gutgläubige Anhänger, merkwürdigerweise sogar 
unter den östen'eichischen Schriftstellern ') gefunden. 

§ 3. Die herrschende Ansicht: Der Meineid als Ver- 
gehen gegen die publica fides. Ihre Unhaltbarkeit. 

Nachdem bereits im Laufe^ des 18. Jahrhunderts ein- 
zelne Stimmen *^) laut geworden waren, welche den Meineid als 
Vergehen gegen die publica fides bezeichneten, gewann Mit- 
termaier durch einen im N.- Archiv des Crim.-Rechts 
1818 erschienenen Aufsatz dieser Ansicht den vollständig- 
sten Sieg. Obwohl mit jener Obei-flächlichkeit geschrieben, 
welche Mittermaier's Arbeiten charakterisirt, kann doch diese 
Abhandlung geradezu epochemachend ftir die Lehre vom 
Meineid genannt werden. Die grosse Mehrzahl der Krimi- 
nalisten schloss sich Mittermaier's Ansicht an •^), die meisten 
modernen Gesetzgebungen huldigten ihr theils ausdrücklich*) 
theils durch die Aufeinanderfolge der von den einzelnen 
Verbrechen handelnden Abschnitte^), und die Auffassung 

») So u. A. Frtthwald S. 194. Vgl. noch Texeira S. 48. 

«) Liszt S. 117 u. § 24. 

3) Feuerbach (Kritik des Kleinschrod'schen Entw. 1804 S. 159; 
vgl. Liszt S. 133 f), Gönner I S. 273, Rojen p. 31, Tittmann, 
Salchow, Pratobevera, Bauer, Henke, Klenze, Tausch, 
E seh er, Hufnagel, Temine 1843, Thilo, Motive zum badi- 
schen Entw. bei Hepp Komm. S. 1498, Hepp 1846 (auch im Archiv 
XIV. S. 342), Haeberlin, Schwarze, (W. u. Komm. S. 418), 
Weiss, Simon, Temme 1855, Marezoll, Glaser Abhandlgn. 
S. 488, Dollmann, Motive z. österr. Entw. v. 1867 (vgl. Liszt 
S. 139 f.), Merkel, Schütze, Temme 1876, Texeira S. 49 u. A. 

*) Wtirtemberg, Braunschweig, Hannover, Hamburg: Sardinien, 
Belgien; die preuss. Entw. v. 1829 u. 1830. (G. M. S. 225.) 

*) Hessen , Baden , Preussen , Oldenburg , Baiem 1 86 1 , Ltibek, 
R.-St.-G.-B., österr. Entw. v. 1867 u. 1874; Norwegen, Schweden, Por- 
tugall 1852 (unter den Delicten „contra a ordem e tranquillitade pu- 
blica«). 
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des Meineids als eines gegen öffentliche Treue und Glau- 
ben gerichteten Delictes ist bis auf den heutigen Tag die 
herrachende geblieben. Wir müssen uns desshalb eingehen- 
der mit ihr beschäftigen. 

Publica fides! In der That ein dichterisch schönes^ 
ideal klingendes Wort, mit dem sich unsere verunglückte 
deutsche Zwitterbildung „öffentliche Treue und Glauben" 
lange nicht messen kann. Aber wenn wir uns anschicken, den 
Begriff zu zergliedern, merken wir da nicht sofort, dass sein 
Ui*sprung nicht in den Schriften der haarschaifspaltenden, 
eleganter distinguirenden Juristen des klassischen römischen 
Rechts zu suchen ist, sondern dass er den berühmtesten 
Viel- und Schönredner des Alterthums zum Vater hat? 
Gleicht die publica fides nicht jenen Seethieren, welche aus 
der Ferne betrachtet durch ihr Phosphoresciren das Auge des 
sinnenden Beschauers entzücken, und mit der Hand ergriffen 
in eine gallertartige Masse zerfliessen? 

Mit Bestimmtheit können wir nur sagen, die publica 
fides ist das Angriffsobject ftir das crimen falsi. Aber schon 
die Entwicklungsgeschichte dieses Begriffes, seine allmälige 
Auflösung in eine Reihe von scharf abgegrenzten, juristisch 
fassbaren, selbstständigen Verbrechensbegriffen hätte darauf 
hinweisen sollen, auch bei den uns beschäftigenden Delicten 
an die Stelle jenes vagen viel- und doch wieder nichtssa- 
genden Wortes einen juridischen Begriff zu setzen. ") 

Suchen wir uns nun die herrschende Ansicht und ihre 



1) Einen Versuch in dieser Richtung hat gemacht H. Meyer. 
Er theilt ein: Delicte gegen die Grundlagen des Gemeinwesens. 2. Ca- 
pilel: Delicte gegen die Sicherheit des rechtlichen Verkehrs. A. Delict 
an rechtlichen Werthzeichen , insbes. Münzdelicte. B. An rechtlichen 
Beweismitteln. 1 . In Beziehung auf beweiserhebliche Aussagen (und hier 
wird der Meineid behandelt). 2. In Bezug auf beweiserheblichB Gegen- 
stände. — Schon Rojen p. 23 ff. unterscheidet zwischen den verschie- 
denen Arten des falsum, und rechnet den Eid unter die signa veritatis. 
In ähnlicher Weise spricht auch Bin ding in Grünhut's Zeitschrift II. 
S. 77 von „Fälschung eines Beweismittels". Vgl. auch die belgischen 
Motive bei Nypels S. 195 „faux qui se commettent par paroles". 
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Argumentation klar zu machen. Die Aufgabe ist nicht so 
leicht; als es auf den ersten Blick scheindh möchte: erhält 
doch der gehaltlose flüchtige BegriflF der publica fides bei- 
nahe in jeder Hand eine veränderte Gestalt. Ich wähle 
aus den zahlreichen Anhängern der herrschenden Ansicht 
vier Beispiele heraus ; für die ältere Theorie E s c h e r , der 
in seiner Monografie unsere Frage ex officio zu behandeln 
hatte, von den neueren Schütze und Merkel, welche 
beide mit einem vorurtheilsfreien Blick für die Dogmenge- 
schichte eine scharfe juristische Construction verbinden ; den 
Schluss mögen die Bemerkungen der italienischen 
Strafgesetzgebungs-Commission bilden, um zu 
zeigen, wie die deutsche Lehre, auf welche jene ausdrück- 
lich Bezug nehmen, in den Köpfen auswärtiger Criminalisten 
sich gestaltet. 

Escher sagt: „Der Staat, die öffentliche Treue und 
Glauben sind verletzt, wenn die Heiligkeit desjenigen ent- 
weiht wird, welches der Staat als Grundpfeiler der 
öffentlichen Treue betrachtet." Schütze: „Der Eid 
trägt als Grundpfeiler den Bau nicht blos des Beweis- 
und Vertragsrechts, sondern des gesammten Rechts- 
lebens." Merkel: „Der durch den Meineid in seinen 
Grundlagen bedrohte Credit der Eidesform erscheint 
als der unmittelbare Gegenstand des Verbrechens, als der 
mittelbare das Interesse an der geordneten Rechtsverwirk- 
lichung, für welche in dem Bestände jenes Credits eine 
wesentliche Bedingung gegeben ist." Ausführlicher ver- 
breitet sich hierüber die zweite Commission für den italieni- 
schen Entwurf von 1870. Dieselbe führt (im Verbale Nr. 27) 
aus, dass die ganze öffentliche Verwaltung, vor 
allem die Rechtspflege auf der Heilighaitung des Eides 
beruhe. Der Soldat leistet den Fahneneid, der richterliche 
wie jeder andere Staatsbeamte muss eidlich die treue Er- 
füllung seiner Pflichten angeloben und die Machtfülle seiner 
Befugnisse erscheint gleichsam als Ausfluss des geleisteten 
Eides. Wenn nun der Meineid nicht bestraft würde, so 
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wäre seine Heilighaltung auch in der öffentlichen Verwal- 
tung gefährdet : fe giusto che la legge tenga alta e nobiliti 
la stima di quell'atto solenne, e qualunque sia 1a forma 
sotto cui entra nello svolgimento della vitä sociale, lo cir- 
condi delle guarantigie di una sanziona penale. 

Also bei Escher handelt es sich um die öffentliche 
Treue schlechthin, ohne dass diese näher erklärt würde; 
bei Merkel ist der „Credit der Eidesform" die Grundlage 
der „geordneten RechtsverwirkUchung", während nach 
Schlitze nicht nur diese vom Eide als Grundpfeiler getra- 
gen wird, sondern auch das ganze Vertragsrecht, ja das 
„gesammte Rechtsleben" ; am weitesten geht die italienische 
Commission: wollten wir ihr glauben, so wäre die ganze 
öffentliche Verwaltung lahmgelegt, sobald es gelänge, die 
Heiligkeit des Eides zu untergraben. 

Gewiss beweisen diese Abweichungen unter Schrift- 
stelleni, die derselben Ansicht huldigen, gerade nicht flir 
die Klarheit oder Geschlossenheit der von ihnen vertretenen 
Auffassung ; aber bemühen wir uns den gemeinsamen Grund- 
gedanken herauszufinden. 

Der Eid ist das wichtigste aller Beweismittel im ge- 
richtlichen Verfahren ; die Zeugenaussage erhält ihre Bedeu- 
tung durch die Ableistung des Eides, für den Richter im 
Civilprocess ist er das letzte Auskunftsmittel, durch die 
Zuschiebung macht die Partei ihren Gegner gewissermassen 
zum Richter in eigener Sache; die Glaubwürdigkeit öffent- 
licher Urkunden beruht auf der Beeidigung des Beamten, 
der sie ausgestellt hat; ja selbst im öffentlichen Leben 
spielt der Eid eine hervorragende Rolle, er verpflichtet den 
Civilbeamten wie den Soldaten, den Gerichtschreiber wie 

m 

den Ministerpräsidenten. Wer nun im gewöhnlichen Leben 
in irgend ein Rechtsverhältniss tritt, der weiss, dass wenn 
sein Recht streitig werden sollte, die richterliche Anerken- 
nung desselben von einer grösseren oder geringeren Anzahl 
von Eiden abhängen wird, welche er selbst oder sein Geg- 
ner oder dritte Personen vor einem beeideten Beamten ab- 
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zulegen haben. Wird nun die Heiligkeit des Eides ei-schüt- 
tert, verlieren alle diese Eide ihren Werth, so miiss diese 
Unsicherheit der ^ geordneten Rechtsverwirklichung" zurück- 
wirken auf das „gesammte Rechtslebeu" : der „Grundpfeiler 
der öflFentlichen Treue" ist untergraben, er schwankt und -^ 
wer sein Recht als bonus pater familias wahren will^ muss 
sich um andere Beweise umsehen als Zeugen und Eid. 

Ein Einwand ergibt sich sofort. Ist diese Begrün- 
dung richtig, so ist auch das Todesurtheil über die herr- 
schende Ansicht ausgesprochen. Denn dann liegt es auf 
der Hand, dass die öflfentliche Treue nur das mittelbare 
Angriffsobject für den Meineid bildet, dass zunächst und 
in erster Linie die Handhabung der Rechtspflege 
und wenn wir weiter gehen wollen, der öffentlichen 
Verwaltung als bedroht erscheint, und die Unsicherheit 
des „Rechtslebens" nur eine Reflexwirkung der gestörten 
Sicherheit der Rechtspflege ist, — mit anderen Worten: 
entweder ist auch jeder Angriflf auf Person und Eigenthum, 
ist auch Rechtsverweigerung und Rechtsbeugung, sind vor 
allem auch Revolution und Staatsstreich Delicte gegen 
Treue und Glauben, denn auch sie stören die ungehemmte 
Entwicklung von Handel und Wandel, auch sie gefährden 
die Sicherheit des rechtlichen Verkehrs oder aber — und 
das scheint mir das richtigere zu sein — so wenig wie sie ist 
der Meineid gegen die publica fides umittelbar gerichtet, 
sondern sein Charakter bestimmt sich wie bei 
jenen nach der Natur des zunächst angegriffe- 
nen Rechtsgutes, er ist Verbrechen gegen 
die Rechtspflege, beziehungsweise gegen die 
öffentliche Verwaltung. ^ 

Sobald dieser Gesichtspunkt aufgegeben, die Heilig- 
keit des Eides in den Vordergrund gestellt wird, ergiebt sich 
als nothwendige Consequenz die Bestrafung auch des pri- 
vaten Falscheides, eine Consequenz, welche die preuss. Ent- 
würfe von 1833 und 1836 auch wirklich gezogen hatten *), 

■ 

'TVgl. G. M. S. 227. 
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welche die ital. Motive (s. oben) andeuten ohne sie zu 
ziehen: wer im privaten Leben falsch zu schwören gewohnt 
ist; dem wird es auch auf einen gerichtlichen Meineid durch- 
aus nicht ankommen. 

Sodann wäre wohl die Frage erlaubt: ist der Eid 
wirklich die sicherete Grundlage der Rechtspflege, das ma- 
ximum remedium expediendaruni liitium, die regina proba- 
tionum, warum greifen wir dann lieber nach den schwie- 
rigsten und entlegensten Beweisen, ehe wir mit innerem 
Widerstreben auf einen Eid erkennen, nach dessen Ab- 
leistung uns die regelmässig wiederkehrende Anzeige wegen 
Meineides zu einer neuerlichen Ueberpriifung der res judi- 
cata zwingt? Wäre es nicht besser, der Wahrheit die Ehre 
zu geben und zu sagen : der Eid war einmal der „Grund- 
pfeiler des ganzen Rechtslebens", aber heute ist er eine 
rudimentäre Bildung, eine leere Form, welcher der bele- 
bende Gedanke längst entflogen ist, eine im Froste religiöser 
Indifl^erenz erstarrte Pflanze, welche ganz anderen Lebens- 
verhältnissen ihre Entstehung und Blüthe verdankt; heute, 
wo die Eidesweigerungen von Seite der Zeugen — ich 
erinnere an den Process Sonzogno — sich täglich mehren, 
und die Klagen über die erschreckende Zunahme der Mein- 
eidsprocesse •) eine stehende Rubrik in den Berichten unse- 
rer Strafbehörden bildet, wo def radicalste Materialismus 
nicht mehr ein ängstlich gehütetes Von-echt der sogenannten 
Gebildeten ist, sondern gerade unter den Massen die grösste 
und täglich wachsende Zahl seiner Bekenner gefunden hat 
-— heute ist der Glaube an die Heiligkeit des Eides eine 



«) Vgl. Griesebach die Zunahme des Verbrechens des Mein- 
eides. Hannover 1864; S. in dei^ allg. d. Strafrechtszt. IX. S. 364 f.; 
interessante statistische Nachweise, u. A. auch bei Ab egg in Haimerl's 
Vierteljahrsschrift XVI. (1866) S. 199 flf. Damach betrug z.B. in Baiern 
für die Jahre 1850—61 die Zahl der abgeurtheilten Meineidigen: 29, 
39, 56, 69, 56, 62, 102, 1(6, 100, 100, 111. Für Hessen gibt „Statist 
Mittheilgn." Bopp im G. S. 1856, I. u. IL Bd. Vgl. noch G. S. 1857, 
I. S. 77, 127 f. (Arnold); 1858 S. 197 f. (Schwarze); 1860 S. 295 
(Hall wachs); 1864 S. 395. 
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fable convenue, an die wir aus Bequemlichkeit fortglauben, 
genauer gesprochen fortzuglauben heucheln!? 

Man kann zwar die Frage mit einem Hinweise auf 
die bestehenden Einrichtungen beantworten und mit einer 
gewissen Berechtigung hervorheben, dass der gerichtliche 
Eid nicht die einzige Todtenmaske ist, die aus unseren 
modernen Rechtsinstituten uns entgegenstarrt, dass wir eben 
auch ihn mit gläubiger Ehrfurcht als lebenskräftig behan- 
deln müssen, bis ein frischerer Luftzug den ganzen Moder 
auseinander bläst; und wir werden uns wohl bescheiden 
müssen und von der reformatorischen Kraft des 19. Jahr- 
hunderts nicht zu viel erwarten dürfen: aber über einen 
Punkt kann die herrschende Ansicht nicht hinwegkommen 
und hier zeigt sich die ganze Ohnmacht ihrer Construction. 

Alle modernen Gesetzgebungen stellen nämlich gewisse 
Betheuerungen der wirklichen Ableistung des Eides gleich, 
gestatten die Berufung auf den Diensteid, auf den in 
derselben Sache berefts früher abgelegten Eid, bedrohen, 
wenn auch mit milderer Strafe, die falsche Versicherung an 
Eidesstatt und das einfache Handgelöbniss ; ja viele von 
ihnen bestrafen selbst das nichtbeeidete falsche Zeugniss, 
die österr. Gesetzgebung hat es seit 1787 dem beeideten 
sogar völlig gleichgestellt und für das Geltungsgebiet des 
deutschen K.-St.-G.-B/s ist es wenigstens bestritten, ob 
und wie weit durch dasselbe die landesrechtlichen Strafbe- 
stimmungen gegen die nichtbeschworene falsche Aussage 
beseitigt worden sind. *) 



Für die Ausschliesslichkeit der im R.-St.-G.-B. getroifenen 
Bestimmungen, vor allem Ueinze Verhältniss des Reichsstratrechtes 
zum Landesstrafrecht. Leipzig 1871, S. 117 ff.; ihm folgen Dochow, 
Schütze, Berner. Dagegen erklärt H, Meyer S. 582 Anm. 1 mit der 
ihm eigenthümlichen Unsicherheit Heinze's Beweisführung für „nicht völ- 
lig" überzeugend, es sei „doch fraglich« ob u. s. w., während er im Texte 
S. 582 sagt: nach Particularbestimmungen, deren fortwährende Geltung 
allerdings gewissen Bedenken unterliegt, ist auch heut zu Tage straf- 
bar im gewissen Umfange die falsche nicht eidliche Aussage". Für 
die fortdauerade Geltung der „Polizei «-Vorschriften über nicht eidliche 
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Die herrschende Ansicht hat gegenüber dieser positiv- 
rechtlichen Thatsache nur die doppelte Wahl : entweder ab- 
zudanken oder aber ftlr die Bestrafung des beschwornen 
und des nichtbeschworuen falschen Zeugnisses verschie- 
dene Gesichtspunkte geltend zu machen ^ jedem eine 
andere Stelle im Strafrechtssysteme anzuweisen. Ein 
drittes gibt es nicht. Die Analogie, von der man bei der 
Bestrafung der falschen Versicherung an Eidesstatt zu 
sprechen beliebt, existirt nicht. Wenn die Strafbarkeit deö 
Meineides in der Verletzung der Eidesform, in der Ge- 
fährdung ihres Credits, in der Untergrabung des Eides 
als eines „Grundpfeilers des gesammten Rechtslebens" ge- 
legen ist, dann cessirt diese Strafwlirdigkeit liberall dort, 
wo die Eidesform gar nicht zur Anwendung gelangt; diese 
Fälle stehen im principiellen Gegensatze zu jener, und 
hier „analog" strafen zu wollen, heisst den Begriff der 
Analogie geradezu auf den Kopf stellen. 

Die Wahl kann unter diesen Umständen nicht schwer 
fallen. Eine Theorie, welche einem von ihr erfundenen Be- 
griffe zu Liebe das innerlich Zusammengehörige auseinan- 
derreisst und die losgetrennten Stücke nach zufillligen Aeusser- 
lichkeiten gi-uppirt, die hat sich selbst gerichtet. Wir wer- 
den daher trachten müssen einen Standpunkt zu gewinnen, 
von welchem aus die beschworene und die nicht beschworene 
falsche Aussage nur als verschieden qualificirte Fälle der- 
selben strafbaren Handlung erscheinen. Dieser Gedanke 
muss die Richtschnur ftir die nun folgende Untersuchung 
bilden. 



wahrheitswidrige Aussage erklärte sich Schwarze G. S. XXII. S. 395. 
Vgl. noch Otto Annalen des k. sächsischen O.-A.-G. N. F. VIII. S. 1 ff 
— Die sächsische Regierung hat sich zur Bedrohung der nichteidlich 
falschen Aussage in der Verordnung vom 10. October 1870 § 2 berech- 
tigt gehalten; dieselbe wurde jedoch vom sächs. O.-A.-G. 27. Sept. 
1872 G.-A. (XXI S. 97) für unverbindlich, weil im Widerspruche mit 
dem Reichsgesetze stehend, bezeichnet 
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§ 4. Eigene Ansicht: Die falsche Aussage als Delict 
gegen die öffentliche Verwaltung. 

Wir haben auszugehen von der falschen un be- 
schworenen Aussage in eigener oder in fremder Sache; 
sie bildet den Grundtypus der uns beschäftigenden Delicte. 
Allerdings lehne ich mich mit dieser Auffassung an die 
Bestimmungen des österr. Entw. von 1874 und an das seit 
nahezu einem Jahrhunderte in Oesterreich geltende Recht; 
aber meine Auffassung muss, falls sie überhaupt berechtigt 
ist, in gleicher Weise auch gelten flir das deutsche Recht 
nod — ich betone das von vorne herein — jeden Ein- 
wand, der sich darauf stützt, das möge vielleicht für Oester- 
reich richtig sein, sei aber falsch mit Rücksicht auf den 
Standpunkt des R.-St.-6.-B's, kann ich als Einwand nicht 
anerkennen. 

Gewiss wäre ich nach meiner ganzen Auffassung von 
Staat und Recht der Letzte, der die Wissenschaft anweisen 
wollte, sich loszusagen von jeder positiven Gesetzgebung, 
angebliche Rechtsgrundsätze aufzustellen, die nirgend gelten 
als in dem Systeme des Verfassers, möge man nun diesen 
Vorgang Naturrecht nennen oder durch eine Modernisirung 
der Fiimatafel unserem heutigen Geschmacke annehmbarer 
zu machen versuchen : aber d i e Aufgabe muss der Wissen- 
schaft gewahrt bleiben, das Wesentliche von dem Zufälligen 
zu sondern und, den Zug der Zeit erkennend, aus den Er- 
fahrungen, die uns die Dogmengeschichte an die Hand gibt 
und aus den practischen Bedürfnissen der Gegenwart dem 
Gesetzgeber ^den Weg in die Zukunft zu weisen. Nicht 
nur ^ die Karte über Ziel und Weg hat sie ihm vorzulegen", 
wie einer unser bedeutendsten Criminalisten vor Kurzem 
ebenso geistreich wie unrichtig sich äusserte *), sondern ein 
scharfsinniger und treuer Pfadfinder soll sie dem Gesetz- 



^) Schutze, das stnatsbürgerliche Anklagerecht in Strafsachen. 
Antrittsvorlesung. Graz 1876. S. 18. Vgl. gegen ihn Schütze Lelirb. 
S. 6 ff. 

Liszt, falsche Aussage. ^ 
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geber 8ein; mid das muss sie^ will sie uicht als Magd an 
den Stufen des Thrones stehen, den sie selbst bisher einge- 
nommen; und das kann sie, ohne darum „vorwäi-ts immer 
nur vorwärts zu drängen." Zufällig aber ist es, wenn 
das R.'St.-G.-B. das falsche nicht beeidete Zeugniss straflos 
lässt, während andere auf demselben Boden erwachsene 
Gesetzgebungen es mit crimineller Bestrafung bedrohen; 
und der Zug der Zeit geht entschieden nach möglichster 
Beschränkung des Eides, unter dessen bedeutendsten Geg- 
nern die Rieseng estalt des unsterblichen Regiomontaners, 
das scharfe Schwert rücksichtsloser Kritik in der Hand, 
hervorragt. *) 

Darauf weist uns das immer drängender werdende 
Verlangen nach einer Revision unserer tiberlebten civilpro- 
cessualen^ Bestimmungen über den Parteieneid, ein Verlan- 
gen, welchem die jüngsten Entwürfe in "Deutschland und 
Oesterreich, wenn auch mit sehr ungleichem Erfolge, gerecht 
zu werden bestrebt sind ; darauf weist uns die S trafprocess - 
Ordnung, welche die unbeeidete Veniehmung des Zeugen 
inT^Teineren Fällen als /Regel vorschreibt und auch in den 
wichtigsten unter gewissen Voraussetzungen zulässt; darauf 
weisen uns die zahlreichen Surrogate, die an Stelle des 
Eides getreten sind, das Handgelöhmss, die feierliche Ver- 
sicherung an Eidesstatt, die Ber ufun g auf den Diensteid 
oder auf einen in derselben Sache früher abgelegten Eid^ 
darauf weisen uns die immer häufiger und lauter ertönen- 
den Stimmen aus dem Publicum, welche in der zwangs- 
weisen Beeidigung eine Vergewaltigung der Gewissensfrei- 
heit des^einzelrien Staatsbürgers, eine frevelhafte Gefährdung 
der Rechtspflege erblicken^); darauf weist uns vor allem 
die immer raschere Verflüchtigung unserer religiösen Ueber- 
zeugungen, die bei Vielen leinen ätiliBTBn Half mehr liäben 



*) Vgl. Kant, die Religion in den Grenzen der blossen Ver- 
nunft. Ausgabe vonRosenkrantz X. S. 191 ; metaphysische Anfangsgründe 
der Rechtslehre. Das. IX. S. 124 fT. 

2) Vgl. auch Dochow S. 233. Schütze S. 309, Anm. 8. 
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als Gedankenlosigkeit oder die Scheu vor jedem entschei- 
denden Schritte. Das sind wohl Zeichen, welche die Wis- 
senschaft nicht verkennen oder unberllcksichtiget lassen darf, 
wenn sie sich überhaupt eine andere Aufgabe gestellt 
hat als die ßegistrining und Kubricirung der erflossenen 
Gesetze. 

Man ist daher wohl auf dem richtigen Wege gewesen, 
als man, das nichteidliche falsche Zeugniss zum Ausgangs- 
punkte nehmend, ein staatliches Recht auf Wahrheit 
construirte und in der Verletzung dieses Rechtes das charak- 
teristische Merkmal unserer Delicte gefunden zu haben ver- 
meinte. Am klarsten hat Ortloff, S. 41 diese Ansicht 
ausgesprochen : „Ein a llgemeines Recht auf Wahrheit gibt 
es nicht. Aber aus der Bestimmung, die der Staat zu er- 
füllen hat, folgt das Recht, zur Erreichung seiner Zwecke 
im öffentlichen Interesse, namentlich zui^Vejwrklicliung- der 
Ge rechtigkeit d ie Wahrheit zu verlangeji, deren Wahrung 
und Befolgung im öffentlich rechtlichen Verkehr als eine 
allgemeine erawingbare Bürger- oder Unterthanenpflicht for- 
dern, und die Mittel ihrer Erzwingung festsetzen zu dürfen." *) 

Consequent hält auch der österr. oberste Gerichtshof 
au dieser Auffassung fest. Wir finden eine lange Reihe 
von bis in die letzten Jahre reichenden Entscheidungen, 
welche das Thema von „dem Rechte des Staates auf Wahr- 
heit" in allen möglichen Variationen wiederholen. -) Dass 
diese Auffassung in höchst bedenklicher Weise an natur- 
rechtliche Constructionen erinneii;, bedarf keines näheren 
Nachweises; aber man war damit auf der richtigen Spur, 
und es ist zu bedaueni, dass man auf halbem Wege stehen 
geblieben, und später ganz von demselben abgewichen ist. 
Wenn der Staat von seinen Bürgern wahrheitsgetreue Aus- 



') Vgl. auch Heffter §§ 390 u. 403. 

2) Vgl. die EE. V. 11/8. 1851, 21./5., 26./8., Il./Il. 1852, 1./7. 
1853, 9./8., 16./R. 1854, 15./10. 1856, 14./5. 1858, 15./3. 1871, (Nr. 45, 
148, 181, 209, 320, 556, 560, 561, 765, 860, 1362, der Glas einsehen 
Sammlung). Vgl. auch Sachs. O.-A.-G. 27./9. 1872 bei G.-A. XXI. S. 97. 

-7* 
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sage verlangt, so thut er dies ja nicht darum, weil ihm das 
Erfahren des Wahrheit, und wäre sie noch so interessant, 
Selbstzweck wäre, sondern er braucht die Wahrheit flllr 
seine Zwecke, er grttndet darauf seinen Richterspnich, be- 
ziehungsweise seine Entscheidung in anderen öffentlichen 
Angelegenheiten. Damit diese Entscheidung dem Rechte 
entsprechend und den Staatszwecken förderlich sei, bedarf 
sie einer sicheren Grundlage: der wahrheitsgemässen Fest- 
stellung jener Thatsachen, welche ihre Voraussetzung bilden. 
Dazu nun, um diese Thatsachen festzustellen, um seiner 
Entscheidung jene sichere Grundlage zu verschaffen, ohne 
welche sie die Gefahr eines Nachtheiles für das Starts- 
ganze, einer Ungerechtigkeit gegen den betheiligten Einzel- 
nen in sich schliesst, verlangt der Staat von seinen Bür- 
gern die wahrheitsgetreue Aussage über die ihm relevant 
erscheinenden Umstände. Jede falsche Aussage ge- 
fährdet die Sicherheit der Entscheidung und 
in dieser Gefäh-rdung liegt ihr crimineller Cha- 
rakter. Wohlgemerkt, in der abstracten Gefähr- 
dung: es ist begrifflich, mag auch die Strafzumessung da- 
von abhängig sein, völlig gleichgiltig, ob im einzelnen Falle 
die Entscheidung durch die falsche Aussage wirklich beein- 
flusst wurde, oder ob nach der concreten Sachlage selbst 
die Möglichkeit einer solchen Beeinflussung durch besondere 
in der Aussage selbst enthaltene oder ausser ihr liegende 
Umstände von vorneherein ausgeschlossen war. 

Wäre also die criminelle Strafbarkeit der falschen Aus- 
sage durch ihre gerichtliche Ablegung bedingt, so würde 
ich ohne Bedenken jener Ansicht beistimmen, welche, wie 
dies Berner in den früheren Auflagen seines Lehrbu- 
ches gethan hat, in ihr ein Delict gegen die staat- 
liche Rechtspflege erblickt^). Allein die grosse Mehr- 

*) Vgl. auch Pratobevera, Herbst 2 ad § 199, Salchow 
§ 508. Auch mehrere Entschd. des öst. 0. G. H.'s haben, wenn auch 
nur nebenbei, diesen Gesichtspunkt betont, so die EE. v. 21. /5. 1852, 
28./6. 1854, 6./3. 1860 (Nr. 148, 524, 945). — Blackstone stellt in 
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zahl der modernen Gesetzgebungen ist über diese Beschrän- 
kung hinausgegangen; sie hat der Ablegung vor Gericht 
jene vor „einer andern öffentlichen Behörde" 
gleichgestellt, und damit der falschen Aussage eine weit 
ttber das Gebiet der Rechtspflege hinausgeifende Bedeutung 
verliehen. Die ganze öffentliche Verwaltung 
in allen ihren Zweigen, soweit sie zur Abnahme von Aus- 
sagen oder wenigstens soweit sie zur Abnahme von Eiden 
berechtigt ist, erscheint als das Angriflfsobject unserer Ver- 
brechen: die falsche eidliche oder nicht eid- 
liche Aussage in eigener oder fremder Sache 
ist ein Delict gegen die öffentliche Verwal- 
tung»). 

Das Resultat, zu dem wir gelangt sind, kann, so lange 
wir uns auf die Aussage in fremder Angelegenheit be- 
schränken, einem gegründeten Einwände wohl kaum unter- 
liegen; schwieriger dagegen dürfte sich der im folgenden 
Paragrafen zu versuchende Nachweis gestalten, dass 
sämmtliche Arten der heute bestraften soge- 
nannten Eidesdelicte unter diesen Gesichtspunkt 
gebracht werden können, dass sie sich sämmtlich um 
die falsche nicht eidliche Aussage als ihren 
Grundtypus gruppiren. 

§ 5. Prüfung der eigenen Ansicht an den verschie- 
denen Arten der falschen Aussage. 

1. Bei der falschen Aussage in fremder 
Sache ergibt sich die Richtigkeit der aufge- 
stellten Ansicht von selbst. Der Staat unterwirft 
den Staatsbürger dem Zeugnisszwang, weil die Fesstellung 



seinen Commentaries den Meineid unter die oifences against public ju- 
stice.« — Ebenso die beiden ital. Entw. (I. 1870 u. III. 1874) „con- 
tro Tamministrazione della giustizia**. 

») Ebenso der IT. ital. Entw. von 1870 „contro la publica am- 
ministrazione'^. 
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gewisser relevanter Tbatsachen die unentbehrliche Grund- 
lage seiner Entscheidung bildet. Es macht dabei begrifflich 
keinen Unterschied, ob das Zeugniss vor einer öffentlichen 
Behörde oder vor dem Gericht, ob in einer Civil- oder 
Strafsache, ob es zu Gunsten oder zum Nachtheil des An- 
geklagten abgelegt wurde, ob es eine Verurtheilung zu 
einer grösseren oder geringeren Strafe nach sich gezogen 
hat, endlich ob es beschworen oder ohne eidliche Bekräf- 
tigung abgegeben worden ist. Allerdings aber kann die 
positive Gesetzgebung das eine oder das andere dieser 
Momente herausgreifen und als Bedingung der Strafbarkeit 
hinstellen ; so erwähnt das R.-St.-G.-B. nur das beschworene 
Zeugniss, während der österr. Entwurf § 167, zwar 
auch das nichtbeeidete aber nur dann mit Strafe belegt, 
wenn es vor Gericht oder einem Schiedsrichter abgelegt 
wird. Im übrigen können die angeflthrten Momente nur als 
erschwerende oder mildernde Umstände entweder innerhalb 
des gesetzlichen Strafrahmens nach dem Ermessen des Rich- 
ters oder unter ausdrttcklicher Feststellung eines besonderen 
Strafsatzes durch den Gesetzgeber Berücksichtigung finden. 
Dabei ist es practisch von keinem Belange, principiell aber 
entschieden zu tadeln, wenn, wie der österr. Entwurf es 
gethan hat, die nicht eidliche falsche Aussage als milder 
bestrafter Ausnahmsfall erscheint ; sie hat den Ausgangs- 
punkt für die gesetzlichen Bestimmungen zu bilden, und 
die Ablegung unter Eid ist als qualificirter Fall erst an 
zweiter Stelle zu erwähnen. — Das Gesagte gilt in glei- 
cher Weise auch von der falschen Aussage des Sachver- 
ständigen, von Befund und Gutachten. 

2. Auch bei einer Form der Aussage in eigener 
Sache kann gegen die hier vertheidigte Ansicht kein ent- 
scheidender Einwand erhoben werden. Es ist dies die 
(eidliche) Vernehmung der Partei als Zeuge in 
eigener Sache, wie sie in mehreren der modernen Ci- 
vilprocesse theils eingeführt, theils beantragt ist. Aus den 
Bestimmungen des canonischen Rechtes entsprungen, in 
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mehreren ausserdeutschen Gesetzgebungen seit langem ein- 
geführt, ') hat die Substituirung des normirten Parteieneides 
durch die Vernehmung der Partei als Zeuge in eigener 
Sache, eventuell unter Eid, in Oesterreich besonders in 
Glaser^) einen ebenso entschiedenen wie einflussreichen 
Fürsprecher gefunden. Ihm verdanken wir auch die erste 
Einführung dieser dem deutschen Civilprocesse fremden In- 
stitution in das österr. Recht. Es geschah dies bekanntlich 
durch das Gesetz über das Bagatellverfahren vom 27. April 
1873, Nr. 66 R.-G.-B.^) Dass es sich hier um ein, wenn 
auch nur subsidiäres Beweismittel handelt, also um die 
Feststellung gewisser, dem Richter zur Urtheilsfiillung noth- 
wendig erscheinender Thatsachen, ist in dem Gesetze aus- 
drücklich ausgesprochen.*) Die Aussage der Partei er- 
scheint demnach, wenn auch in eigener Sache abgelegt, 
doch als ein eigentliches Zeugniss, und es hätte demnach 
der ausdrücklichen Bestimmung des Gesetzes^) wohl nicht 



1) Die englische Gesetzgebg. , welche ihren vorläufigen Ab- 
schliiss durch 14, 15 Vict. c. 99 (1851) gefunden hat, behandelt die 
Partei wie jede andere Auskunftsperson. Vgl. über das französische 
Interrogatoire sur faits et articies v. Bar in Holtzendoi'ff's Encyclo- 
pädie, 2. Aufl. S. 594 f.; ferner über die auswärtigen Gesetzgebungen 
überhaupt, insbesondere über den in verschiedenen ital. Temtorien vor- 
kommenden, nach der kirchenstaatlichen Vdg. v. 9./ 12. 1873 im 
Falle eines Meineides stratlosen „Eid mittelst Positionen". Harasovsky 
passim u. insbs. Seite 124. 

2) Vgl. die Aufsätze in der G. Z. 1865 Nr. 78, 1867 Nr. 21, 
auch in den gesammelten kl. Schriften II. S. 403 ff. („Gegenwart und 
Zukunft des Haupteides") Vgl. dafür auch mit schlagenden Beweisen 
aus der Praxis Lippmann über den normirten Eid imd die Darstel- 
ung desselben in den neuesten Civilprocess-Gesetzentwürfen 1874. 

3) Ullmann S. 89 ff. u. die Motive in der Kaserer'schen Aus- 
gabe S. 71. 

*) § 53: „der Beweis über streitige fiir die Entscheidung erheb- 
liche Thatsachen kann auch durch eidliche Abhörung der Partei als 
Zeuge geführt werden. Diese Beweisführung ist auf Antrag oder von 
Amtswegen anzuordnen, wenn der Beweis durch die von der Partei 
sonst angebotenen Beweismittel nicht hergestellt ist". 

») § 58 des erwähnten Gesetzes. 
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bedurft, dass die falsche, von einer Partei bei dieser Gele- 
genheit abgelegte Aussage fUr ein vor Gericht abgelegtes 
falsches Zeugniss zu halten sei. Der österr. Entwurf einer 
Civilprocessordmmg schliesst sich in allen wesentlichen 
Punkten dem eben erwähnten Gesetze an '), während der 
deutsche Entwurf von 1874 — ob mit Recht oder Unrecht 
möge dahingestellt bleiben — die Vernehmung der Partei 
als Zeuge in eigener Angelegenheit als mit den deutschen 
Reehtsanscbauungen unvereinbar abgelehnt hat. 2) 

3. Auch die im Civilprocesse unter den verschieden- 
sten Gestalten und Namen vorkommenden Nebeneide 
enthalten die Behauptung von Thatsachen, welche, wenn 
auch für die schliessliche Entscheidung in der Hauptsache 
regelmässig irrelevant, doch die Grundlage fllr die richter- 
liche Cognotion in Incidenzfällen bieten sollen; auch hier 
erhält die falsche Aussage, die durch den Eid bekräftiget 
wurde, durch die Gefährdung der Rechtssprechung ihren 
strafrechtlichen Charakter. Beispielsweise sei hier erinnert 
an den allgemeinen und speciellen Calumnieneid 3), an 
den Bescheinigungseid *), an den Editions- ^) und DiflFesions- 



') Vgl. die „erläuternden Bemerkungen". S. 85. 

2) Harasowsky S. 282. 

3) Gegenwärtig fast überall theils durch die Gesetzgebg. , theils 
diu-ch die Praxis ausser Anwendung gekommen, letzteres inPreussen, 
vgl. Koch der preuss. Civilprocess. Berlin 1848 S. 211 5 als sog. 
allg. C. in den meisten Ländern ausdrücklich abgeschafft. Vgl. Hara- 
sowsky S. 334 f. 

*) In der öst. A.-G.-O. §§ 48 u. 54 „Legungseid« , § 130 der 
Eid über den Inhalt einer durch Verschulden des Gegners verlorenen 
Urkunde, § 231 der Eid zur Zulassung zum „Meineids- Vermeidungsbe- 
weis« (dazu Hofdecr. v. 30./10. 1788 J.-G.-S. Nr. i?ll), § 416 der Armen- 
eid zur Befreiung von der cautio actoria. — Zahlreiche andere Fälle 
in anderen Processgesetzen : der Eid über die Unbekanntheit des geg- 
nerischen Aufenthaltes, zur Begründung einer Edictalforderung , eines 
Amortisirungsgesuches , der Zeugnissverweigerung u. s. w. Er spielt 
eine bedeutende Rolle in dem öst. Civilprocess-Entw. v. 187G. 

*) Derselbe enthält in seiner deutschrechtlichen Form in allen 
drei Bestandtheilen : die Urkunde nicht zu besitzen, sich des Besitzes 
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eid *), das juramentum aestimatorium oder Würderüngseid 2). 
Der Umstand, dass einzelne dieser Eide auf das „Glauben" 
des Schwörenden gestellt sind, kann, wie unten gezeigt werden 
soll, an ihrem Charakter als Aussagen nichts ändern. Hieher 
gehört auch der Manifestationseid. Kann derselbe auch 
nicht als Beweismittel im engeren Sinne des Wortes bezeich- 
net werden, so enthält er doch in seinem assertorischen 
Theile ^) die Aussage über rechtlich relevante Thatsachen^ 
und fällt mit dieser seiner Function vollständig unter den 
hier aufgestellten Begriff*). Ist mit der eidlichen Angabe 
über den gegenwäi-tigen Stand des Vermögens das Ver- 
sprechen verbunden, künftige Veränderungen nachträglich 
anzugeben, so gewinnt der Manifestations-Eid damit zugleich 
den Charakter eines promissorischen Eides und wird in 
dieser seiner Eigenschaft am Schlüsse dieses Paragrafen 
gewürdigt werden. 

4. Dass auch der vom Richter aufgetragene 
Eid in seinen beiden Hauptformen, dem Bekräftigungs- 



nicht dolos entäussert zu haben, den Aufbewahmngsort derselben nicht 
zu kennen, die Behauptung von Thatsachen. Nach öst. Recht (Hof- 
decret v. 31./10. 1785 J.-G.-S. Nr. 489) ist er als reiner Manifestationseid 
aufzufassen und daher das bei diesem Gesagte anzuwenden. 

») Vgl. § 37 des Summarpatentes v. SO./ll. 1845, 
J.-G.-S. Nr. 906. 

2) Vgl. für Oesterreich A.-G.-O. §§ 214 bis 218 und Hofdecrete 
V. 15./1. 1787, 30./11. 1789, 27./9. 1792 J.-G.-S. Nr. 620, 1081, 54; 
§ 35 des Summarpatentes. Beseitigt im Bagatellvarfahren § 65. 

3) In Oesten-eich ist der Manifestatseid nur assertorisch, vgl. 
A.-G.-0. §§ 219 u. 220. 

*) Dass der Manifestationseid auch nach deutschem Recht asserto- 
rische Bestandtheile enthält, wird anerkannt von Dochow S. 242, 
Schütze S. 312 Anm. 16, H. Meyer S, 581 Anm. 6, Berner S. 395, 
Schwarze S. 420, Rüdorff S. 289, Oppenhoff 5 ad 153, wäh- 
rend die öst. Schriftsteller, insbesondern Rizy u. Harasowsky hier 
vielfach unrichtige Anschauungen vertreten. Vgl. auch die richtige An- 
sicht in den EE. des Berliner 0. T. v. 20./9. 1871 u. 8./3. 1873, 
(G. A. XIX. S. 677, XXI. S. 352). 
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und Reinigungseide, jur. snppletoriam und pnrgatorium *), 
als Beweismittel aufzufassen ist, dürfte schon daraus zur 
Genüge erkennbar sein, dass derselbe regelmässig nur dann 
zugelassen wird, wenn dem Beweisführer der Beweis we- 
nigstens theilweise gelungen ist. 

5. Zweifelhaft kann die Richtigkeit der in § 4 auf- 
gestellten Ansicht, dass sänimtliche hieher gehörige Delicte 
sich um die falsche Aussage als ihren Grundtypus gruppi- 
ren, dass in der Gefahr der Herbeiführung einer dem Rechte 
nicht entsprechenden Entscheidung das ihnen allen gemein- 
same, ihre Criminalität bedingende und ihre Stellung im 
System bestimmende charakteristische Merkmal gelegen sei, 
meines Erachtens überhaupt nur für den Fall des 
Haupteides sein. Ist der Haupteid, jur. litis decisorium, 
kein Beweismittel, sondern ein Surrogat jedes Be- 
weises, ist er ein Vertrag, der eine Novation des streiti- 
gen Rechtsverhältnisses herbeiführt, hat der Richter das 
Urtheil zu sprechen nur weil geschworen wurde und ohne 
jede Rücksicht auf die Wahrheit der durch den Eid erhär- 
teten Thatsache, handelt es sich mit einem Worte in unse- 
rem heutigen Civilprocesse nur um die formelle Wahrheit, 
um die Fiction derselben, wie sie durch den freiverein- 
barten Willen der Parteien hergestellt wurde: dann gebe 
ich zu im Unrechte zu sein, dann kann von der Gefahr 
einer Irreführung des Richters nicht gesprochen werden, 
dann ist der aufgestellte Gesichtspunkt falsch und es bleibt 
nichts übrig als in dem Meineid ein Religionsdelict oder 
die Verletzung nicht der öffentlichen sondern der 
privaten Treue zu finden (denn der Processgegner 
glaubt an die Heiligkeit des Eides und den Richter 
kümmert nur der Vertragswille der Parteien), dann — be- 
greife ich aber auch nicht, wie die herrschende Ansicht zu 
einer Bestrafung des Meineides gelangen konnte. Oder 



») In Oesterreich nur als Bekräftigiirigseid ; vgl. A.-G.-O. §§212 
u. 213, Summarpatent § 35; beseitigt im Bagatellverfahren § 65. 
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aber der Eid ist kein Vertrag, sondern ein, wenn auch 
mit Vertragselementen durchsetztes, Beweismittel, der 
Schwörende bekräftigt eine Thatsache, die dem Richter für 
die Entscheidung erheblich scheint, und der Richter erkennt 
auf den Eid, nicht weil die Partei ihn der anderen 7^uge- 
scboben oder zurückgeschoben hat, sondern weil er für ihn 
das letzte und einzige Mittel ist, die Wahrheit zu erkennen : 
dann dtiifte auch gegen meine Auffassung kein ernstlicher 
Einwand erhoben werden können, dann erscheint auch der 
falsche Haupteid als falsche Aussage in eigener Saißhe, als 
eine unwahre Angabe von Thatsachen, welche die Grund- 
lage der schliesslichen Entscheidung bilden. 

Ich habe an anderer Stelle hervorgehoben '), dass die 
Beantwortung der hier aufgeworfenen Frage von fundamen- 
talster Bedeutung für die Auffassung des Meineids, ist, und 
habe zugleich den Nachweis zu liefern veraucht, dass die 
dem römischen Rechte eigenthtimliche Straflosigkeit des 
civilprocessualen Meineids, der ja so tief in die privatrecht- 
lichen Verhältnisse des Einzelnen eingreift, nicht in religiö- 
ser IndiflFerenz, sondern in der Auffassung des Eides als 
einer species transactionis, einer justa conventio ihren Grund 
hat. Wenn ich nun die Strafbarkeit desselben Meineids 
in unserem heutigen Rechte auf die völlig veränderte Stel- 
lung zurückführe, welche der Schiedseid in dem modernen 
Civilprocesse, trotz des Nachklingens der römisch-rechtlichen 
Auffassung, einnimmt, so muss ich mich in einer crimina- 
listischen Abhandlung einer eingehenden Begründung dieser 
Ansicht enthalten. Ausserdem ist diese mit den Grundprin- 
cipien unseres Processes im untrennbaren Zusammenhange 
stehende Frage so oft und von so hervorragender Seite be- 
handelt worden, dass ich mich mit Beruhigung auf die zur 
Charakterisirung meiner Auffassung unumgänglich nothwen 
digen Ausführungen beschränken kann, ohne der Gefahr 
eines Missverständnisses ausgesetzt zu sein. 



») Liszt S. 12 f. 
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Ich gebe gerne zu, dass die Wahl zwischen den bei- 
den Ansichten eine äusserat schwierige ist, dass ftlr beide 
gewichtige Grllnde angeführt werden können, und dass auch 
hier die Widerlegung leichter ist als die Rechtfertigung. 
Die Schwierigkeit ist entstanden durch die geschichtliche 
Entwicklung des normirten Parteieneides, durch die Ver- 
schmelzung der diametral entgegengesetzten Gesichtspunkte 
des römischen und des deutschen Rechtes ; und der Einfluss 
dieser Unklarheit auf die criminelle Behandlung des Mein- 
eids tritt nirgends deutlicher zu Tage, als in dem Bestreben 
der älteren gemeinrechtli(ihen Doctrin, den A. 107 der 
P.-G,-0. mit den Bestimmungen des römischen Rechtes, und 
sei es auch auf dem Wege der gewagtesten Interpretations- 
klinste, in Einklang zu bringen. Aber hüten wir uns, auf 
diese unfruchtbaren Versuche mit vornehmen Lächeln herab- 
zusehen: es liegt eine tiefe Tragik in diesem unbewussten 
Kampfe gegen das Verhängniss, welches das reichent- 
wickelte deutsche Geistesleben in den starren Formen eines 
fremden unverstandenen Rechtes, wenn nicht erstickte, so 
doch zu jahrhundertelanger Verknöcherung verdammte; es 
sind die ersten Scenen eines Dramas, an dessen Peripetie 
wir eben erst angelangt sein dürften. Zugleich aber liegt 
meines Erachtens gerade in dieser geschichtlichen Entwick- 
lung der Fingerzeig, für welche der beiden Auffassungen 
wir uns zu entscheiden haben-, die eine Seite des Janiis- 
kopfes sieht rückwärts in eine Vergangenheit voll Unklar- 
heit und Verwirrung, die andere weist uns in die Zukunft, 
für welche die, wenn auch heute nur erst im embryonalen 
Zustande vorhandenen Neubildungen unter günstigen Ver- 
hältnissen und gehöriger Pflege eine fruchtbringende Ent- 
wicklung verheissen. Ich trage kein Bedenken diesem 
Fingerzeig zu folgen und jenen Momenten, welche für die 
Auffassung auch des normirten Eides als eines Beweismit-. 
t e 1 s sprechen, die entscheidende Bedeutung beizumessen. 

*) Die Zwitternatur des normirten Eides hat der österr. Justiz- 
minister in jüngster Zeit bei den Verhandlungen des zur Berathung 
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Meines Erachtens ist also der Haiipteid 
auch in unserem modernen Civilprocesse ein 
Beweismittel, durch welches die thatsächliche 
Unterlage des Kichterspruches, der behördli- 
lichen Entscheidung überhaupt, festgestellt 
werden soll. Diese Natur des Eides tritt ganz entschie- 
den darin hervor, dass nur in Ermangelung anderer Be- 
weise auf den Eid erkannt werden darf, dass nicht die 
Partei, sondern der Richter den Eidessatz feststellt, dass 
nicht streitige Rechtsansprüche, sondern nur bestrittene That- 
sachen den Inhalt desselben bilden, dass die Annahme oder 
Ablehnung des zugeschobenen Eides dem Belieben des Geg- 
ners entzogen und er von dem Gesetze gezwungen ist, den 
Eid abzuleisten oder zurückzuschieben, dass die sittlichen 
Eigenschaften des Schwurpflichtigen für seine Eidesfähig- 



der Civilprocessordnung niedergesetzten Ausschusses in so treflfender 
Weise charakterisirt, dass ich mich nicht enthalten kann , seine Worte 
(nach den Berichten der Tagesblätter) hier anzuführen: „Unsere jetzi- 
gen Justizzustände leiden im Civilprocesse an dem Krebsschaden des 
Haupteides. üiedurch ist der Process dem Volke so entfremdet, so unbe- 
rechenbar in den Richtern das Gefiihrder VerantwortHchkeit ; der Haupt- 
eid ist das Orakel, ja das geworfene Los ; die Ueberzeugung des Rich- 
ters von Wahrheit und Recht tritt ganz in den Hintergrund. Römisch- 
rechtlich ist der Haupteid die Transaction und kein Be- 
weismittel, sondern das Urtheils-Surrogat; germanisch- 
rechtlich ist er ein ganz exemtes und privilegirtes 
Beweismittel, dem Ordal angenähert. All dies ist zusammen- 
geflossen im modernen Processe in einen Zustand unlös- 
barer Vereinigung. Die Gerichtsordnung mahnt deutlich 
an die Transactions-Natur, Literatur und Praxis an die 
Beweisnatur. Seit 1781 ist die Verwirrung immer grösser statt 
kleiner, die Streitfragen sind nie gelöst worden. Für uns wäre der 
Haupteid doch nur ein Beweismittel; worauf soll dessen beweisende 
Kraft beruhen? Nicht der Beweispflichtige, sondern sein Gegner wird 
in Anspruch genommen; warum soH die Aussage desselben als wahr 
gelten? Er ist ein Zeuge in eigener Sache, ebenso wie der De- 
ferent, und geglaubt wird ihm Kraft einer Combination des Processcs. 
Vgl. dazu noch Glaser: Die Lehre v. Haupteid im Entwürfe der Civil- 
processordg. G. Z. 1867 Nr. 15 ff. 
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keit massgebend sind, das» selbst, wenn die Talfahrt zur 
Absehwörung bereits angeordnet wurde, der Gegner des 
Schwörenden unter gewissen Voraussetzungen zur Führung 
seines Beweises oder Gegenbeweises mit Ausschluss des 
zuerkannten Eides zugelassen, also der angebliche Vertrag 
ohne Zustimmung des zweiten Pacisceuten einseitig zemssen 
wird, dass nach manchen Gesetzen mit der Ableistung des 
Eides inne gehalten werden muss, wenn die Unwahrheit 
der zu beschwörenden Thatsache wahrscheinlich wird, vor 
allem aber darin, dass trotz des behaupteten freien Ueber- 
einkommens der beiden dispositionsfähigen Parteien eine 
Untersuchung wegen Meineides mit civilrechtlichen Folgen, 
eine rectractatio cansae zulässig ist '). 

Man darf gegen diese Auffassung nicht einwenden, 
die Vertragsnatur des Eides spreche sich deutlich darin 
aus, dass der Eid nur von dem zur Vergleichung der Streit- 
sache Berechtigten dem Gegner aufgetragen werden kann, 
oder dass derselbe ganz ausgeschlossen sei bei jenen Fra- 
gen, welche der Dispositionsfähigkeit der Parteien ganz 
entzogen sind, z. B. im Eheprocess. Die letzte Bestimmung 
kann wohl hinreichend durch die Unzuverlässigkeit des 
fraglichen Beweismittels erklärt werden; eine Unzuverlässig- 
keit, welche der Staat tibersehen kann, wenn es sich um 
den Streit tiber Mein und Dein handelt, die aber dort zum 
Ausschlüsse des verdächtigen Beweismittels ftihren muss, 
wo die vitalsten Interessen des Gemeinwesens in Frage 
stehen. In der Auftragung des Eides aber liegt gewiss 
kein Vergleich, sondern höchstens die Offerte zu einem 
solchen ; dann wäre nicht einzusehen, warum nicht auch bei 



•) Für das österr. Recht hat diese Auffassung des Haupteides 
als eines Beweismittels in überzeugender Weise begründet Rizy S. 13 ; 
vgl. auch Pratobevera 8, 173 ff. lieber die französische Jurispru- 
denz, welche ähnlich wie die deutsche schwankt, HarasowskyS. 9 ff. 
Für das gemeine Recht u. A. Wetzeil S. 250 ff., Eck in Holtzen- 
doi-ffs Rechtslex. s, v. Schiedseid, Zimmermann ebenda s. v. Eides- 
pjündigkeit. 
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dem zweiten vertragscbliesseaden Theile, durch dessen An- 
nahme der Vertrag erst zu Stande kommt, dieselbe Dispo- 
sitionsfähigkeit gefordert werden soll. 

Die Sache stellt sich also so: Der Richter hat die 
Thatsachen festzustellen, welche er für seine Entscheidung 
fUr erheblich erachtet; kann das durch die übrigen Beweis- 
mittel geschehen, so haben diese den Vortritt; reichen sie 
nicht aus, so erkennt der Richter auf den aufgetragenen 
Eid ; er befragt die Partei um den entscheidenden Thatum- 
stand, und er befragt sie unter Eid, um der an sich bedenk- 
lichen Aussage in eigener Sache das, was ihr an innerem 
Werthe fehlt, durch die Pression auf die religiöse Ueber-- 
zeugung, durch den Gewissenszwang zu ersetzen. Auf 
Grund der so festgestellten Thatsachen und unter Voraus- 
setzung, dass sie der Wahrheit gemäss festgestellt seien, 
spricht er sein Urtheil; wie aber das Urtheil keine Nova- 
tion enthält, kein neues Rechtsverhältniss an die Stelle des 
alten setzt, nicht dispositive, sondern declarative Kraft hat, 
und die auctoritas res judicatae nicht in der Natur der 
Sache begründet, sondern eines practischen Bedürfnisses 
wegen eingeführt ist: so hat auch der Haupteid nicht ein- 
mal entfernte Aehnlichkeit mit der rechtserzeugenden Kraft 
des Vertrages, in jedem Augenblicke kann ich das auf ihn 
gestützte Urtheil umstossen, wenn ich den Nachweis liefere, 
dass mein Gegner falsch geschworen hat. 

Ganz anders steht die Sache nach jenen Gesetzgebun- 
gen, welche wie das französische Recht ') im Falle eines 



») C. civ. Art. 1363. Lorsque le sennent d6f(6r6 oii röförö a 6t6 

9 

fait, Tadversaire n'est point recevable a en prouver la faussetö. — Ita- 
lien, c. civ. Art. 1370. Se fu prestato il giuramento deferito o riferito, 
non si ammette Taltra parte a provame la falsita. Wie seinerzeit bei 
der Berathnng der napoleonischen Gesetzeswerke, bildet das Verhält- 
niss des Strafrechtes zum Civilrechte bezüglich den Behandlung des 
Meineides im Civilprocess noch heute in Italien den Gegenstand leb- 
hafter Erörterungen. Während das toscanische und das sardinische Straf- 
gesetzbuch, letzteres (A. 374) im Gegensatze zu den leggi e costituzioni 
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zu geschnobenen oder ziirilckgesehobenen Eides die Civilpartei 
von dem Beweise des Meineides vollständig ansschliessen. 
Hier ist die Conseqiienz aus der Vertragsnatnr des Haupt- 
eides anerkannt; hier mnss es aber zugleich als ein Bruch 
mit dem Systeme bezeichnet werden, wenn der Staatsan- 
walt gegen den durch freies Uebereinkommcn der Parteien 
zu Stande gekommenen Vertrag einzuschreiten berech- 
tigt ist '). 



von 1770 (Bd. III, T. 14 a. 1—20) auch den civilprocessiialen Meineid 
fiir strafbar erklärt hatte, wurde diese Delictsfonn beseitig^ durch das 
Decretv. 17./2. 1861, welches das sardinische St.-G.-B. (cod. subalpine) 
mit einigen wesentlichen Modificationen in Neapel und Sicilien einführte. 
Die erste Comraission zur Berathung des neuen St.-G.-B.'s hielt an dieser 
Auffassung fest, aber in den späteren Entwürfen kehrte man wieder 
auf den 1861 aufgegebenen Standpunkt zurück. Vgl. hierüber I tal ien I. 
S. 448 (insbes. die Ausfiihrungen des Prof. Tolomei), II. S. 186, III. 
S. 125 und die bei Geyer krit Vierteljahrsschrift XVII. (1875) S. 182 
angefiihrten Schriften von Pessina dei progi*essi del diritto penale in 
Italia 1868 p. 13, Hl, Mangano u. A. Nach griechischem Recht 
ist der Beweis des Parteien-Meineides absolut ausgeschlossen, vgl. H a- 
rasowsky S. 115. 

1) Der franz. c. pen. bedroht in A. 366 (abgeändert durch das 
Ges: V. 13/5. 1863) den falschen „serment d6f^re öu refßre en matiere 
civile." Anders der c. p. v. 1791, der den Meineid in eigener Sache 
völlig straflos gelassen hatte. Vgl. darüber und insbes. über die zutref- 
fenden Vorstellungen des Corps legislatif M o r i n S. 94 , etwa auch 
M er ekel S. 457 ff. Der belgische A. 226 stimmt in der Definition 
wörtlich mit A. 366 cit. überein. — Portugal (1852) droht nur den 
Verlust der politischen Rechte an. Vgl. A. 243. Quando for deferido o 
juramento suppletorio, aquelle, que jurar falso serä punido coma pena 
da perda dos direidos politicos. Quando for deferido ou referido o ju- 
ramento de alma sera condemnado na mesma pena o que jurar falso, 
mas a querela e accusa^ao poderä ser too siimente intentada pelo mi- 
nisterio publico. — Straflos bleibt der Parteienmeineid im Civilprocess 
nach spanischem Recht. — Zu welchen Unzukömmlichkeiten, zu 
welchen Controversen dieser Widersprach zwischen Civil- u. Strafgesetz 
im franz. Recht Anlass gegeben hat, ist bekannt; ich begnüge mich, 
hier aut Glaser 1867 Nr. 20 imd die bei ihm angegebene Literatur 
zu verweisen: 
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Die Gesetzgebung steht eben — darüber sollte denn 
doch keine Meinungsverschiedenheit mehr vorliegen — vor 
einer doppelten Eventualität. Entweder fasst man den 
Haupteid auf als einen frei vereinbarten Vergleich der 
Parteien^ dann ist die S t r a f 1 o s i g k e i t dei» hiebe! began- 
genen Meineides eine unabweisliche ConseqnenÄ; oder aber 
man betrachtet ihn als B e w e i s m i 1 1 e 1 , und damit ist die 
Strafbarkeit des Meineides, zugleich aber auch die 
Stellung desselben in dem Systeme des Strafrechtes, von 
selbst gegeben. St^tt nun sich ftlr eine dieser beiden 
M(;glichkeiten zu entscheiden, schwankt unsere heutige Ge- 
setzgebung und mit ihr die Wissenschaft in verhängniss- 
voller Unentschlossenheit zwischen beiden Auffassungen hin 
und her, wie einst die Commentatoren der Carolina. Welche 
von beiden möglichen Constructionen de lege lata und de lege 
ferenda den Vorzug verdiene, das mögen die Civilisten 
unter sich ausmachen; die Wissenschaft des Strafrechtes 
aber kann nicht warten, bis der endlos fortgesponnene durch 
Flick- und Stückwerk nie zu beseitigende Streit einmal aus- 
getragen werde, sie braucht schon heute einen festen Boden 
für den Aufbau ihrer Lehren und muss sich ihn schaffen, 
wenn sie ihn nicht vorfindet. Ueber wiegende Gründe ha- 
ben mich zu der hier vertheidigten Auffassung bestimmt, die 
ich — zur Vermeidung von Missverständnissen sei dies 
hier nochmals betont — durchaus nicht für unbedenklich 
halte. Die Behauptung, dass es sich auch beim Haupteide 
um eine falsche Aussage, also um die Fälschung eines Be- 
weismittels handelt, findet übrigens eine ebenso wichtige 
wie willkommene Unterstützung in dem Wortlaute des 
österr. Entwurfes § 165: „Wer vor Gericht . . . eine 
unwahre Aussage mit einem Eide bekräftiget oder auf einen 
vorher abgelegten Eid nimmt, wird mit u. s. w." Das Ge- 
setz hat hier, wie aus dem Zusammenhange unzweifelhaft 
hervorgeht, sowohl den Zeugeneid als auch die verschiede- 
nen Formen des Eides in eigener Sache, also auch den 
Schiedseid im Auge und bedient sich dabei genau dersel- 

L i 8 z t , falsche Anesage. 3 
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ben Redewendung^ deren Berechtigung nachzuweisen das 
Ziel der obigen Ausführungen bildete. ') 

6. Anders steht die Sache bei dem^ sogenannten ver- 
glichepen Haupteid, nach welchem die Entscheidung^ 
des Rechtsstreites durch freies Uebereinkommen der Par- 
teien von dem vor Richter oder Schiedsrichter abzulegenden 
Eid abhängig gemacht wird. ^) 

Hier liegt ein eigentlicher, aus dem freien Willen der 
Compaciscenten hervorgegangener Vertrag vor. Freiwillig, 
ohne durch irgend welche processuale Vorschriften dazu 
veranlasst zu sein, ohne aus der Unterlassung irgend welche 
civilrechtliche Nachtheile befürchten zu müssen, verzichtet 
der eine der beiden streitenden Theile auf die ihm sonst 
vielleicht zu Gebote stehenden Beweismittel, macht den 
Andern zum Richter in eigener Sache, compromittirt auf 
dessen Gewissenhaftigkeit und unterwirft sich im Voraus 
seinem Spruche, wie immer derselbe auch ausfallen möge. 
Hat er sich getäuscht in seiner Voraussetzung, ist der 
Andere nicht der Ehrenmann, für den er ihn gehalten hat, 
so mag er den Schaden tragen; für den Staat, der den 
Compromiss nicht verlangt, nicht einmal gefördert hat, liegt 
keine Veranlassung vor, gedankenlose Vertrauensseligkeit 
unter den Schutz des Strafrechtes zu stellen. Die staatliche 
Rechtspflege ist nach keiner Richtung hin gefährdet, durch 
den Vergleich wurde die Streitsache dem Richter entzogen 
und vor das Forum religiöser Gewissenhaftigkeit gebracht, 
den Richter, der gar nicht in die Lage kommen kann ein 
Urtheil zu fallen, kümmert nichts als die Thatsache der 



») Aehnlich die Fassung des Züricher St.-G.-B. Art. 104. Vgl. 
auch die Motive zu dem oben erwähnten Bagatellgesetze bei Easerer 
S. 71 ff. 

^) Der „verglichene Haupteid" ist nach österr. Recht immer ein 
vor Gericht oder vor einer anderen zur Aufnahme von executionstahigen 
Vergleichen berechtigten Behörde vereinbarter. Vgl. Hofdecr. v. 4./2. 
1800 u. 5./3. 1839 J. G. S. Nr. 493 u. 348; Bagatellges. § 65 u. dazu 
Ullmann S. 24 u. 90. Civüprocessentwurf v. 1876 § 249. 



-^ 
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Eidesleistung und nur auf diese hin hat er die Execution 
zu bewilligen. Hier die Strafe des Meineides eintreten zu 
lassen ist ein Bruch mit dem ganzen Systeme des Civil- 
rechtes, das den Irrthum über die Rechtschaffenheit des 
Conpaciscenten nirgends als einen Grund zur Anfechtung 
des abgeschlossenen Vertrages anerkennt. Auch die beim 
jusj. decisorium und suppletoriiun, bei dem es sich um das 
letzte oder einzige Beweismittel handelt, für die Bestrafung 
des Meineides sprechenden Gründe fallen also hier voll- 
ständig weg. Im Gegentheile, je mehr durch die vom Ge- 
setze ausdrücklich anerkannte Straflosigkeit des falschen 
verglichenen Haupteides die Häufigkeit desselben vermin- 
dert, das Vertrauen in denselben untergraben wird, desto 
früher wird dieser bedenklichste unter allen Compromissen 
aus der Welt geschafft werden, und das kann nur ein Ge- 
winn für die Rechtspflege sein. 

Nur in der strengen Auseinanderhaltung dieser beiden 
Fälle, der beeideten Aussage in eigener Sache als eines 
Beweismittels einerseits, des verglichenen Haupteides 
als eines eigentlichen Vertrages andererseits, in der 
Anerkennung aller aus dieser Verschiedenheit sich ergeben- 
den Consequenzen, also insbesondere der Straflosigkeit 
des Meineides im zweiten Falle, können die Reformbestre- 
bungen auf dem Gebiete des Civilprocesses das angestrebte 
Ziel zu erreichen hoffen; nur mittels dieser scharfen Aus- 
einanderhaltung gewinnen wir ebenso auch einen festen 
Stützpunkt für die Systematik des Strafrechtes. Wie sich 
das positive Recht, genauer gesprochen die gerichtliche 
Praxis dieser Forderung gegenüber verhält, wird unten im 
§ 16 näher besprochen werden müssen. 

7. Werfen wir zum Schlüsse noch einen Blick auf den 
promissorischen Eid. Das R.-St.-G.-B. erwähnt im 
§ 162 „die durch eidliches Angelöbniss vor Gericht be- 
stellte Sicherheit" und „das in einem Offenbarungseide 
gegebene Versprechen", also den promissorischen Theil der- 
selben; der östeiT. Entwurf § 174 nui* das letztere. Dass 

3* 
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es Bich bei dem Eidesbruch nicht um eine falsche Aus- 
sage handelt, liegt auf der Hand. Daraus folgt aber kei- 
neswegs die Unhaltbarkeit der hier vertheidigten Ansicht, 
vielmehr nur die Richtigkeit des schon von Schtltze ') ge- 
machten Vorschlages, die diesbezüglichen Paragrafe beider 
Gesetzbücher in einen andern Abschnitt zu versetzen, wozu 
sich provisorisch wohl der varias causarum figuras ohnehin 
schon umfassende „strafbare Eigennutz" am besten eignen 
dürfte. Der Eidesbruch hat mit den übrigen Fällen der falschen 
Aussage nichts gemein; er ist Zuwiderhandeln gegen 
die unter eidlicher Bekräftigung übernommene 
Vertragspflicht; hat der im vollen Flusse der Ent- 
wicklung befindliche Begriff der strafbaren Untreue"^) 
einmal seine feste Abgrenzung erhalten, so hat auch der 
Eidesbruch hier seine definitive Einreihung zu finden. Seine 
Behandlung fällt daher ausserhalb des Kreises der Aufgabe, 
welche die vorliegende Schrift verfolgt.^) 



») S. 308, Anm. 6. 

2) Vgl. die an interessanten Gesichtspunkten reiche Abhandlung 
Wahlberg's: Gesetzgebungsfragen in Betreff der strafbaren Untreue. 
Separatabdnick aus den , Juristischen Blättern". Wien 1876, Selbst- 
verlag. — Die richtige Stellung als „treulose Vertragsverletzung" nimmt 
der Eidesbruch schon ein bei Wächter S. 393. 

3) Nach langem Schwanken, ob nicht die systematische Con- 
sequenz* dem Streben nach möglichster Vollständigkeit zu opfern sei, 
habe ich mich schliesslich zur Streichung der den Eidesbruch behan- 
delnden Abschnitte meiner Arbeit entschlossen. Eine Theorie, welche 
sich selbst scheut, die letzten Folgemngen aus den von ihr als richtig 
erkannten Principien zu ziehen, darf es dem Gesetzgeber nicht ver- 
argen, wenn er ihren Wünschen gegenüber sich auf einen reservirt 
kühlen Piatonismus beschränkt. 



IL Die Begriffsmerkmale. 



A.. Noth wendige. 

L Subjective: Die WillensricMung. 

§ 6. Vorsatz. 

Dass die Begriffe von Vorsatz und Fahrlässigkeit, so- 
wie die Grimdbegiiffe des Strafrechtes überhaupt einer 
grllndlichen Revision dringend bedürfen, wird wohl von Nie- 
mandem in Abrede gestellt werden, der mit unbefangenem 
Auge an eine Prüfung der heute herrschenden Ansicht und 
aller jener Widersprüche geht, in die sich diese verwickelt. 
In jüngster Zeit hat Bin ding') das Thema aufgegriffen 
und durch seine mit rücksichtslosem Scharfsinne durchge- 
führten Untersuchungen eine heilsame Revolution in unserer 
Wissenschaft angebahnt. Eine Kritik der von ihm gewon- 
nenen Resultate ist an diesem Orte weder möglich noch 
zulässig, und ich kann im Folgenden wohl um so eher mit 
den bisher geläufigen Begriffen operiren, als in Bezug auf 
die zur Sti'afbarkeit der falschen Aussage erforderliche Wil - 
lensrichtung in der deutschen Wissenschaft, wenigstens in 
allen wesentlichen Punkten, Uebereinstimmung herrscht. Ich 
halte es aber nicht für überflüssig, zur Vermeidung eines 
Präjudices mich gegen jede aus diesem Vorgange rücksicht- 
lich meiner eigenen Anschauungen gezogene Consequenz 
ausdrücklich zu verwahren. 



>) Bin ding. Die Normen und ihre üebertretung. 2. Bd. Schuld 
und Vorsatz. Leipzig 1877. 
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t)er verbrecherische Vorsatz bei den hier behandelten 
Delicten besteht in der absichtlichen Verwirklichung sämmt- 
licher Begriffsmerkmale, also in der gewussten und 
gewollten Ablegung einer falschen Aussage. ') 
Der Thäter muss also wissen, dass seine Aussage mit 
der Wahrheit sich im Widerspruche befindet, dass die in 
Frage stehende Thatsache sich anders zugetragen hat, als 
er behauptet. Damit wird allerdings regelmässig die Ab- 
sicht, die Behörde irre zu führen verbunden sein; ^) 
doch kann diese specielle Absicht als Begriffs merkmal 
nur von jenen Gesetzgebungen gefordert werden, welche, 
wie die österreichische, in der Irreführung das entscheidende 
und die Einreihung der falschen Aussage unter die Be- 
trugsfälle veranlassende Moment erblicken. 

Während das R.-St.-G.-B. das „wissentlich" im An- 
schlüsse an die meisten Particulargesetze ausdrücklich her- 
vorhebt, hat der österr. Entwurf auf die Aufnahme dieses 
Merkmales in die Verbrechensdefinition verzichtet. Und zwar 
mit vollem Rechte, da dasselbe mit Nothwendigkeit aus den 
allgemeinen Grundsätzen folgt (vgl. noch § 54 des Entw.), 
und die besondere Betonung nur Anlass zu Zweifeln über 
die formelle Aufgabe der Anklage , und über die Frage- 
stellung vor dem Schwurgerichte geben kann. ^) 

Dort, wo es sich nicht um das „Glauben" an die 
Wahrheit einer Thatsache handelt, genügt schon der blosse 
Zweifel an die Richtigkeit der behaupteten Thatsache, 
ohne dass die Ueberzeugung von dem Gegentheile zur 
Strafbarkeit gefordert werden dürfte.*) 

>) Nach englischem Recht muss der Meineid abgelegt sein „wil- 
fuUy absolutely and falsely^, vgl. Blackstone S. 173. 

») Dollmann S. 524. Anm. 20. 

3) Vgl. über den legislativen Grund, das Merkmal der Wissent- 
lichkeit besonders hervorzuheben John I. S. 199 ff. 

*) Ausdrücklich ausgesproch6n in der österr. £. vom 4./1. 1854 
Nr. 417; fiir die richtige Ansicht H e 1 d ii. Siebdrat S. 263, Schütze 
S. 311, Schwarze S. 260 „wer zweifelt, kann nicht sagen, dass er 
wisse oder überzeugt sei". Dagegen Weiss S. 529 f, Doli mann 
S. 525. Anm. 31. 
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Die in der Praxis, insbesondere beim Meineid in eige- 
ner Sache so bäufig vorkommende Entscbuldigung, dass der 
Schwörende von der Rechtmässigkeit seines An- 
spruches überzeugt gewesen sei, kann selbstver- 
ständlich bei der Beantwortung der Schuldfrage nicht be- 
rücksichtiget werden, wenn sie auch für die Strafzumessung 
vom Einfluss ist. ') Für den Gesetzgeber düi-fte aber gerade 
in dieser Erscheinung ein warnender Fingerzeig gelegen 
sein, wie gefährlich die Beibehaltung des normirten Par- 
teieneides mit seinem complicirten , selbst flir den Juristen 
unter Umständen nur schwer verständlichen Eidessatze, wel- 
cher dem Wahrheitsliebenden ebenso viele Schlingen legt, 
als er dem Leichtsinne und der Schlechtigkeit Anhaltspunkte 
zu reservationes mentales bietet — - für die Sicherheit der 
Rechtspflege xmd für die Erhaltung des Rcchtsbewusatseins 
im Volke ist. 

Ebenso wenig befreit der irrige Glaube des Schwö- 
renden, dass der von ihm falsch angegebene Thatumstand 
für die Entscheidung der Sache irrelevant sei, von der 
strafrechtlichen Verantwortung. ^) 

Dass eine über das Ablegen einer falschen Aussage 
hinausgehende böse Absicht auf Benachtheiligung 
des Processgegnere oder eines Dritten nicht erforderlich sei, 
ist ein heute so allgemein anerkannter Grundsatz, dass er 
keines weiteren Nachweises bedarf 3). Er gilt in gleicher 



1) Vgl. EE. V. 26./8. 1852, 17./3. 1863 Nr. 181, 1019. InDeutsch- 
land herrscht hiertiber kein Zweifel; dagegen ist die Frage in Frank- 
reich controvers. Insbesondere bat Carnot sich Üir die mildere An- 
sicht ausgesprochen, während die Mehrzahl der tranzösischen Crimina- 
listen, so ii. A. Rauter, Nypels (auch Texeira p. 126 f.) die 
entgegengesetzte Meinung vertritt. Vgl. hierüber Morin S. 96, Nr. 8. 

«) So 0. T. V. 23./9. 1870 (R. S. XI. S. 480), Oppenhoff 21 
ad 153. Dagegen verlangt Dollmann S. 525 „Bewusstsein von der 
Verletzung der Eidespflicht". Vgl. unten § 9. 

s) A. M. Mittermaier 1818 S. 95. Luden S. 495. Auch die 
französich-belgische Jurisprud. verlangt eine besondere „intention me- 
ehante et frauduleuse", vgl. die belgischen Motive bei Nypels S. 195, 
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Weise auch für das österr. Recht. Es ergibt sich das deut- 
lich aus der Definition des Betruges, wie sie § 197 auf- 
stellt: „wer .... einen Anderen in Irrthum führt , durch 
welchen Jemand, sei es der Staat, eine Gemeinde oder 
andere Person, an seinem Eigenlhum oder anderen Rechten 
Schaden leiden soll.*' Die entgegenstehende Ansicht des 
verdienten Kitka ist in Oesterreich selbst sowohl von 
den meisten Schriftstellern ') als auch durch die conse- 
quente Judicatur des 0. G.-H.^) verworfen worden. Wohl 
aber ist nach österr. Recht die in der Absicht des Thäters 
gelegene oder durch die That herbeigeflihrte Beschädigung 
des gegnerischen Vermögens von Wichtigkdt für die 
Strafzumessung. Nach § 203 des gegenwärtigen 
St.-G.-B.'s tritt nämUch der höhere Strafsatz (schwerer Ker- 
ker von fünf bis zehn Jahren) ein, wenn „der Betrag oder 
Werth, den sich der Thäter durch das Verbrechen zuge- 
wendet oder worauf die Absicht gerichtet gewe- 
sen ist^), die Summe von 300 fl. tibersteigt.'* Alle die 
Einwendungen, welche man gegen die Fixirung einer be- 
stimmten Schadenssumme als Qualifications-Umstand — 
m, E. häufig mit Unrecht — geltend gemacht hat, gewin- 
nen hier erhöhte Bedeutung. Es ist eine Inconsequenz, das 
strafbar machende Moment in der GeßÄrdung der Rechts- 
pflege zu erblicken, den Strafsatz aber nach dem Vermö- 
gensnachtheile des Beschädigten zu bestimmen. Abgesehen 
davon aber gibt die eben erwähnte Bestimmung unter Um- 
ständen zu bedeutenden practischen Schwierigkeiten Anlass. 
Insbesondere hat sich auf dem Boden des österr. Rechts 



») Pratobevera, Wessely, Tausch, Herbst 6 ad 199, 
Anon. 1847 S. 58. 

2) Vgl. für den Meineid EE. v. 4./9., 24./11. 1851, 26./8., 
14./10. 1852, (Nr. 57, 82, 181, 194) und aus jüngster Zeit die C. v. 
4./10. 1876, G. Z. 1876 Nr. 90. Für das falsche Zeugniss EE. 
V. 11./8. 1851, 21./5., 14./11. 1852, 1./7. 1853, 9./8., 16./8. 1854, 
14./5. 1858, 6./3. 1860 (Nr. 45, 148, 209, 320, 556, 561, 860, 945). . 

3) Die hervorgehobenen Worte fehlten im St.-G.-B. v. 1803 § 182. 



I 
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wiederholt die Nothwendigkeit ergeben, bei dem Meineide 
in einem Paternitätsprocesse die Höhe des Schadens 
zu bestimmen, welchen das durch denselben in seinen Ali- 
mentationsansprüchen verkürzte Kind erleiden sollte. Man 
kann hier die Summe aller Baten, welche das Kind — 
vorausgesetzt, dass es am Leben bliebe — während der 
ganzen Dauer der Alimentationspficht beziehen 
würde, als die Ziffer des beabsichtigten Schadens anneh- 
men, oder aber nur die Summe jener Reträge, welche 
das Kind bis zum Augenblicke der Eideslei- 
stung zu beanspruchen hatte, weil es ja ganz ungewiss 
ist, ob nicht der Tod des Kindes oder ein plötzlicher Wech- 
sel in den beiderseitigen Vermögensverhältnissen oder 
andere unvoraussehbare Umstände die Verpflichtung des 
unehelichen Vaters aufheben oder modificiren würden. Der 
0. G;-H. hat in allen zu seiner Cognition gelangten Fällen 
an der letzteren Ansicht festgehalten, *) und es soll gar 
nicht in Abrede gestellt werden, dass sie für den Practiker 
jedenfalls die bequemere ist. Nichtsdestoweniger dürfte 
sie sowohl mit dem Wortlaute als auch mit der Absicht des 
Gesetzes durchaus unvereinbar sein. Für die Anwendbar- 
keit des im § 203 normirten höheren Strafsatzes ist nach 
dem Wortlaute des Gesetzes der Betrag des vom Thäter 
zugefügten oder beabsichtigten Schadens massgebend, 
und dieselbe Bestimmung kehrt in dem St.-G.-B. von 1852 
an vielen anderen Stellen wieder. Kann nun der Nachweis 
geliefert werden, dass der Thäter sich nicht blos der Bezah- 
lung der bereits fällig gewesenen Raten, sondern überhaupt 
seiner Verpflichtung entziehen wollte — und diese Absicht 
dürfte, wenn auch nicht immer nachweisbar, wohl in den 
allei-meisten Paternitätsprocessen vorliegen — so eratreckt 
sich diese Absicht mindestens als dolus eventualis auf die 
ganze Zeit, während welcher die Verpflich- 
tung besteht, die sämmtlichen während dieser Zeit 

1) EE. v. 25./!., 17./5., 15./7. 1854, 27./8. 1861 (Nr. 432, 495, 
530, 983). 
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fällig werdenden Jahresbeiträge mttssen daher zusammenge- 
rechnet und die so erhaltene Summe bei Beantwortung der 
Frage ob § 203 anzuwenden sei, zu Grunde gelegt werden. 
Selbst wenn das Kind unmittelbar nach der Eidesleistung 
gestorben wäre, könnte dieser Umstand nicht mehr zurück- 
wirken auf die im Augenblicke der That vorhanden ge- 
wesene Absicht, und diese Absicht allein, nicht die 
grössere oder geringere Wahrscheinlichkeit, nicht die Mög- 
lichkeit oder Unmöglichkeit ihrer Verwirklichung ist es, 
worauf es nach ausdrücklicher Bestimmung des Gesetzes an- 
kommt. Wenn daher der 0. 6.-H. in der erstangefllhrten 
E. vom 25. Jänner 1854 seine Entscheidung mit den Wor- 
ten begründet: „nicht die Wahracheinlichkeit, sondern nur 
die juristische Gewissheit dürfe dem Richter zum Anhalts- 
punkte bei seinen Entscheidungen dienen,^ so ist dieser 
Satz, der an sich einen völlig nichtssagenden Gemeinplatz 
enthält, hier überdies unrichtig angewendet. Die Aussicht des 
Alimentationsberechtigten, das Ende des kritischen Zeitrau- 
mes zu erleben, wird hier verwecheelt mit der beim Thäter 
vorhanden gewesenen Absicht, über welche allerdings — 
das ist übrigens selbstverständlich — Juristische Gewiss- 
heit" vorliegen muss. 

Auch beim Glaubenseide gelten die Eingangs auf- 
gestellten Grundsätze, und die Schwierigkeit liegt hier nur 
in der unten zu besprechenden Frage, wann der Glaubens- 
eid als ein falscher anzusehen sei, wann also dieses 
wichtigste objective Begriffsmerkmal vorliege. Auch hier 
ist also zum Dolus der Wille und das Bewusstsein 
erforderlich, dass die Aussage mit der Wirklichkeit nicht 
übereinstimme, dass also der „Glaube", den der Schwö- 
rende behauptet, in Wirklichkeit nicht vorhanden sei. (Vgl. 
im übrigen unten § 12.) 

Selbst bei Aufnahme von Rechtsfragen in 
den Eidessatz') ist die Möglichkeit eines Meineides 

1) Im römischen Recht bekanntlich nicht nur zulässig, sondern 
sogar regelmässig. 
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nicht ausgeschlossen. ') Durch ein Versehen des Richters 
kann eine solche Aufnahme von Bechtsfragen auch in jenen 
Ländern vorkommen, in welchen sie, wie das heute beinahe 
allgemein herrschender Grundsatz ist, ^) gesetzlich als unzu- 
lässig bezeichnet wird; vor Altem aber ist zu betonen, dass 
die Unterscheidung von Rechts- und Thatfrage auch hier 
nicht stricte durchgeführt werden kann. In der Behauptung, 
eine Sache um einen bestimmten Preis gekauft, ein Dar- 
lehen erhalten, ein Werthobject deponirt zu haben u. s. w. 
liegt ja immer zugleich die juristische Qualificatiou des frag- 
lichen Thatumstandes. ^) Hier wird nun allerdings der 
Nachweis des Dolus äusserst schwierig, in den meisten 
Fällen geradezu unmöglich sein ; aber wenn aus allen Um- 
ständen mit der, dem Strafrichter nothwendigen Evidenz 
hervorgeht, dass der Schwörende das Geschäft nicht, wie 
er beschworen, für einen Kauf, für ein Darlehen, für ein 
Depositum u. s. w. gehalten habe, dann ist auch — voraus- 
gesetzt, dass die übrigen Begriffsmerkmale vorliegen — der 
Dolus erwiesen und es kann m. E. an der Verwendbarkeit 
des Meineid begriffes nicht gezweifelt werden. *) 



') Die Unmöglichkeit eines Meineides wird wegen „UncontroUir- 
barkeit der subjectiven Auffassnng^^ behauptet von Heffter § 410 
Anm. 2, Herbst 4 ad 199; vgl. auch die E. v. 10./2. 18f>3 Nr. 260. 
Weiss S. 523 will hier eventuell fahrlässigen Falscheid annehmen. 

>) Nach dem Zeugnisse von Harrasowsky S. 44 nimmt man 
in Schottland an: ,,dass die Forderung, Rechtsfragen aus dem Eides- 
thema auszuscheiden, nicht absolut zu erfüllen sei und dass man nach 
Beschaffenheit des einzelnen Falles zu beurtheilen habe, wie weit ein 
Rechtsbegriff in seine thatsächlichen Elemente aufzulösen sei^\ 

») Vgl. Glaser 1867 Nr. 16: „Es ist unter solchen Umständen 
in Wahrheit nicht möglich, bei der Fassung der Formeln juristisch- 
technische Ausdrücke zu vermeiden. Das Gericht würde sich einfach 
lacherlich machen, und überdies sehr bald die Grenzen des sprachlich 
Möglichen erreichen, welches sich ziu* Aufgabe stellen würde, jeden 
solchen Ausdruck aus der Formel auszuschliessen und ihn durch die 
Anführung nackter Thatumstände zu ersetzen. 

*) Diese Ansicht hat Anerkennung gefunden in der £. v. 5./i. 
1871 Nr. 1352. 
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Dasselbe ist consequent auch überall dort anzuneh- 
men; wo es auf die subjective Beurtheilung einer 
Thatsache durch den Schwörenden ankommt. In einem 
dem Berliner 0. T. vorgelegenen Falle hatte der Ange- 
klagte eidlich bekräftigt, es habe zwischen ihm und einer 
dritten Person kein ^unerlaubtes Verhältnisse bestanden. 
Mit der E. vom 18. November 1853 (G. A. IL S. 117.) 
wurde der Angeklagte freigesprochen und zwar aus dem 
Grunde, weil der Nachweis, der Angeklagte habe das Ver- 
hältniss wirklich für ein „unerlaubtes'' gehalten, nicht mög- 
lich sei. Nach der concreten Sachlage mag das richtig 
gewesen sein; aber im Principe muss auch hier die Mög- 
lichkeit eines solchen Nachweises, mithin die Anwendbar- 
keit des Meineidbegriffes behauptet werden. 

§ 7. Fahrlässigkeit 

Nach dem Vorgange der meisten deutschen Gesetz- 
gebungen ^) haben sowohl das R.-St.-G.-B. § 163, als auch 
der östeiT. Entwurf § 172 die fahrlässige Begehung eines 
Eidesdelictes, beziehungsweise die fahrlässige Ablegung einer 
falschen Aussage mit Strafe bedroht, während dieselbe im 
gemeinen Rechte meist als straflos angesehen wurde, ^) 
und eine Minderzahl von deutschen Gesetzgebungen*) 



») Preussen A. L. R. § 1410, Sachsen (1838) 187 (vgl. 
P.-O. V. 23./4. 1612 II. Carpzov Nr. 46), Braunschweig 137, Han 
nover 214, Thüringen 177, Preussen (1851) 132 (vgl. G. M. 
S. 256), Sachsen (1855) 227, Oldenburg (1845) § 10, (1858) 125, 
Lübeck 103, Hainburg 113, Bremen Entw. 76. — Zürich 126. 
— Auf demselben Standpunkte stehen auch die sämmtlichen preuss. 
Entw., u. der im verein, stand. Aussch. dagegen erhobene Widerspruch 
wurde von der Mehrheit desselben nicht berücksichtigt. 

3) Strafbarkeit wurde angenommen vom knrhessischen 
O.-A.-G. (vgl. Heuser I. S. 243), sowie wiederholt von der würtem- 
bergischen Praxis (vgl. Hufhagel S. 596, Hepp Com. S. 1521). 

3) Baiern 1813 u. 1861, Württemberg, Hessen, Baden, 
Oest erreich 1803 u. 1852. 
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sowie die meisten ausserdeatscheu Rechte die Straf- 
losigkeit beibehalten haben. Der lebhafte Streit, der in 
der Literatur über die Zweckmässigkeit einer Bestrafung 
der fahrlässigen falschen Aussage entbrannte, ist bekannt;^) 
ich schliesse mich unbedingt den Gegnern einer derartigen 
Straf bestimmung an. Zunächst kann allerdings dem von 
John gegen die Bestrafung der fahrlässigen falschen Aus- 
sage erhobenen Einwand, dieselbe stehe im Widerspruche 
mit der Meineids-Erinnerung, im Widerspruche femer mit 
der Eidesformel, principielle Bedeutung nicht beigemessen 
werden. Gewiss würde die einfachste Billigkeit fordern, 
Eidesformel und praevia admonitio der veränderten Pflicht des 
Aussagenden^gegentiber umzugestalten 5 allein diese Umge- 



') Frankreich, Belgien, Italien (auch in den drei jüng- 
sten Entw.), England ( vgl. Stephen " ST "1 22), R u s s 1 a n d 1 845, 
Sc hweden. Dagegen straft Norwegen § S mit Geföngniss oder 
Geldbnsse. 

') Fflr die Bestrafung haben sich ausgesprochen Tittmann 
§ 320, Malblanc § 99, Jarcke S. 86, Hepp Com. S. 1484 f. 1522, 
Abegg 1844 S. 34» f., Schwarze W. (will nur „Polizeistrafe"), 
Kraewel in der a, d. St. Z. Vn. (1867) S. 338 f.. Derselbe G. S. 
XX (1868) S. 411 (gegen Jöhn's Entw.), S. in der a. d. St.-Z. IX. 
(1869) S. 365 f. (gegen John), Dochow S. 243. H. Meyer S. 581 
Anm. 7 schwankt: „die gegen die Sache selbst erhobenen, an sich 
sehr beachtenswerthen Bedenken (John) sind wohl nicht durchschla- 
gend". NachTexeira S. 133 ff., der sich ebenfalls vorzugsweise gegen 
die Ausfuhrungen John's wendet, wäre eine derartige Strafbestimmung 
nicht nur im Interesse des Staates gelegen, sondern auch in voller 
üebereinstimmung mit den allgemeinen Grundsätzen des Strafrechts. 
Vgl. noch die Motive zum braunschweig. St-G.-B. S. 262, die deut- 
schen Motive S. 95. 

Gegner (der Bestrafung sind: Wächter S. 258, Bauer § 305, 
Heffter S. 354, Temme 1843 S. 187, Mittermaier ad Feuerb. 
§ 420 IL, Abegg 1856 S. 75, Marezoll S. 575, Dollmann S. 507, 
Hye Motive S. 105, Schütze S. 314 Anm. 20 (hält „diese selten ver- 
wendbare Bestimmung für mindestens bedenklich"), Temme 1876 
S. 276; vor allem aber in scharfer und treffender Motivirung John I. 
377, II. 77. — Vgl. auch den bei Texeira angeftihrten Luzac spec. de 
diversa perjurii notione § 27. 



( 
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staltung bietet nicht die geringsten Schwierigkeiten und 
kann sogar, ohne dass eine Gesetzesänderung unumgänglich 
nothwendig wäre, durch eine formlose Ermahnung des die 
Aussage abnehmenden Beamten 'überflüssig gemacht werden. 

Dagegen weist gerade das „practische Bedürfniss", 
das man vielfach für die Bestrafung geltend zu machen 
versuchte, wenn wir es mit unbefangenem Auge betrachten, 
auf die naheliegende Gefahr eines für die Rechtssprechung 
wie für den davon betroffenen Einzelnen gleich verhäng- 
nissvollen Missbrauches hin, zu welchem die Straf bestim- 
mung gegen die fahrlässige falsche Aussage Veranlassung 
bietet. Dass Jemand bona fide eine Thatsache für wahr 
hält, während er bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt die 
Ueberzeugung vom Gegentheile sich hätte verschaffen kön- 
nen, mag, wenn auch nur selten, vorkommen; allein eine y 
Straf bestimmung ist hier nicht nothwendi^/^Durch verstau- /V* 
diges Befragen über die ratio scientiae von Seite des Richters, ^^ i 
dürfte einerseits für diesen die Glaubwürdigkeit der Aussage ^ 
leicht feststellbar sein, während andererseits auch bei dem^^^^ 
Aussagenden selbst dadurch die leichtsinnig gewonnene y^ 
bona fides erschüttert werden dürfte. Sobald aber dies der 
Fall, sobald der Zweifel an die Stelle der Ueberzeugung ^ 
tritt, geht auch der fahrlässige Falscheid in eigendichen 
Meineid über. Es bleibt somit für die Anwendbarkeit der 
Strafbestimmung nur das allerdings weite Gebiet jener Fälle, ^CA/ 
in welchen ein Nachweis des Dolus nicht zu erbringen ist und 
wo man daher — sit venia verbo — wegen eines „Man- 
gels am Thatbestande"^ die poena extraordinaria nach 
§ 163 R.-St.-G.-B. eintreten lässt. 

Diesem „practischen Bedürfnisse" steht ein anderer 



») Vgl. John I. S. 379; „Die Gefahr, welche der Rechtsord- 
nung daraus erwächst, dass einzelne Fälle culposen Meineides unbestraft 
bleiben, ist jedenfalls geringer als die Gefahr, . . . dass durch Aufstel- 
lung des Delictes des fahrlässigen Meineides die Geschwomen förmlich 
dazu provocirt werden, der voUen Verantwortlichkeit für ihr Verdict 

I 

sich zu entledigen". •» - "^i , '« ^ 
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Umstand an Bedenklichkeit nicht nach. Nach dem Zeug- 
nisse eines Mannes^ der wie kaum ein anderer berechtigt 
ist, von seinen „Erfahrungen" zu sprechen, pflegen die Ge- 
schworenen auch dann, wenn der Beweis des dolus voll- 
ständig erbracht ist, in leichteren Fällen unter Verneinung 
der Hauptfrage die auf fahrlässigen Falscheid gestellte Zu- 
satzfrage zu bejahen, um den Eintritt der Zuchthausstrafe 
aaszuschliessen. ^) 

Man darf gegen diese Bedenken nicht wie es wieder- 
holt geschehen ist, einwenden, dass sie ein Misstrauens- 
votum gegen das Institut der Geschworenen enthielten, oder 
dass auch in anderen Fällen die Fahrlässigkeit neben dem 
Vorsatze gestraft und dadurch dieselbe Gefahr herbeige- 
führt werde. Durch eine Vertuschung der unläugbaren Män- 
gel des Schwurgerichtes werden demselben gewiss keine 
neuen Freunde erworben, und der fahrlässige Falscheid 
steht mit den übrigen fahrlässigen Delicten durchaus nicht 
auf gleicher Stufe; gerade hier ist die Unterscheidung // 
zwischen Dolus und Culpa eine äusserst schwierige und i 
veranlasst ja selbst den rechtsgelehrten Richter häufig ge- 
nug zu Irrthümem. Man muss eben auf derartige feinere, 
nur dem geschulten Juristen zugängliche Unterscheidungen 
verzichten, wenn man von der Einführung der „volksthüm- 
liehen Auffassung'' in die Strafrechtspflege so besondere Vor- 
theile erwartet. 

Es gäbe, denke ich, ein ebenso wirksames und ent- 
schieden besseres Mittel, um jenen ^practischen Bedürfnissen" 
gerecht zu werden. Jeder Practiker dürfte bestätigen, dass 
in vielen Fällen von allen bei Gericht, insbesondere bei 
Strafverhandlungen thätigen Personen, jede durch das Ge- 
setz gestattete Pression auf dea Zeugen ausgeübt wird, 
um denselben zu bestimmten unzweifelhaften Aussagen zu 
veranlassen. Der Zeuge, der über ein vielleicht monatelang 
zuröckhegendes Ereigniss aussagen soU^ wird von dem 



V Schwarze Bemerkungen S. 69. 
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Vorsitzenden vernommen, vom Staatsanwalt und Vertheidi- 
ger im Kreuzverhöre in die Enge getrieben, die „Abwei- 
chungen'* von den in der Voruntersuchung gemachten Anga- 
ben, die ja so oft in der unvermeidlichen Ungenauigkeit 
einer schriftlichen Fixirung ihren Grund haben, werden ihm 
vorgehalten, und von allen Seiten fragt man mit strenger 
Miene, aus welcher die Drohung mit strafgerichtlicher Ver- 
folgung hervorleuchtet: ja, wissen Sie es oder wissen Sie 
es nicht? Kann man es dem Manne verargen, wenn er 
statt der Wahrheit gemäss die Unsicherheit seiner Wahr- 
nehmungen zu b^onen, statt zuzugeben, dass er sich nicht 
mehr genau an den Fall erinnern könne, und die in den 
Plaidoyers drohende levis macula einer „schwankenden, 
keinen Glauben verdienenden Aussage" in Geduld auf sich 
zu nehmen — durch eine plötzliche Anstrengung seines 
Erinnerungsvermögens eine völlig bestimmte Antwort zu 
Stande bringt, und aussagt wie Vorsitzender, Staatsanwalt 
i^ und Vertheidiger es wünschen? Man steuere diesem Un- 
wesen, man verhalte den Zeugen, den Grund seines Dafür- 
haltens anzugeben, man warne ihn davor, in categorischer 
Weise auszusprechen, was er nur vermuthet, vielleicht aus 
entfernten Indicien schliesst — und manche fahrlässige fal- 
sche Aussage wird im Keime unterdrückt werden. Abei* das 
doppelte Damoclesschwert des § 163 einerseits und der 
gerichtlichen Pression andererseits über dem Haupte des 
Zeugen schweben zu lassen, der vielleicht mit nicht unbe- 
deutenden persönlichen Opfern seine Staatsbürgerpflicht er- 
füllt, das kann weder nothwendig noch zweckmässig sein! 
Noch weniger aber empfiehlt sich die Bestrafung des 
fahrlässigen Falscheides in eigener Sache. So lange unser 
Civilprocess festhält an den erstarrten Formen des normirten 
Parteieneides, so lange ein nicht unbedeutender Grad von 
juristischer Fachbildung dazu gehört; um den Eidessatz über- 
haupt nur verstehen zu können, so lange trägt auch der 
Gesetzgeber die Verantwortung für derartige, nur zu leicht 
mögliche Missverständnisse, ihn. trifft der Vorwurf der Fahr- 
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lässigkeit und nicht den Schwörenden^ der aus diesen Irr- ^ 
gangen den Ausweg nicht findet. Also auch hier liegt das 
Mittel zur Abhilfe anderswo als in der allerdings bequemen 
Einschiebung eines neuen Strafparagraphen. 

Begriff und Wesen der strafrechtlichen Culpa sind gerade 
in der allerjüngsten Zeit Gegenstand eingehender Untersuchun- 
gen gewesen. Allerdings steht das gewonnene Resultat in 
keinem Verhältnisse zur aufgewandten Mühe und insbesondere 
V. Bar's vielbesprochene Regel des Lebens hat die herrschende 
Ansicht zwar erschüttert, aber keineswegs umgestossen. Es 
kann hier natlirlich auf eine Kritik der verschiedenen Mei- 
nungen nicht eingegangen werden; eine allerdings nicht 
unbedeutende Abweichung abgerechnet, gelangen wir übri- 
gens von allen verschiedenen Ausgangspunkten, auch für 
die fahrlässige falsche Aussage zu denselben Resultaten. 

Die Merkmale der fahrlässigen falschen Aussage sind : 
1. Die Unwahrheit der Aussage; 2. die Ueberaeugung des 
Aussagenden von der Wahrheit der Aussage; 3. die Schuld- 
haftigkeit dieser Ueberzeugung, wobei das Verschulden eben 
darin besteht, dass sich der Aussagende bei gehöriger Auf- 
merksamkeit und bei Anwendung der erforderlichen Sorg- 
falt die Ueberzeugung von dem Gegentheile hätte verschaffen 
können. Nach v.Bar bildet bei Entscheidung dieser Frage 
die diligentia boni patris familias den Massstab, während 
nach der herrschenden Ansicht, der ich mich hier vollstän- 
dig anschliesse, die Individualität des Aussagenden, also die 
diligentia quam suis, wenn man schon durchaus einen römi- 
schen Ausdruck haben will, allein zu berücksichtigen ist. ^) 

') Der bei Oppenhoff 4 ad 163 ausgesprochene Satz: „Auf 
den Grad der Fahrlässigkeit kommt nichts an" ist in dieser Allgemein- 
heit gewiss unrichtig. Vgl. dagegen die treffenden Bemerkungen bei 
Wahlberg, S. 96: ,,was aber der Handelnde voraussehen konnte; 
das kann stets nur in Rücksicht auf seine geistige Individualität und 
seine individuelle Lebenslage beurtheilt werden"; S. 123: „nicht um 
die Schuld eines ^gewöhnlichen Menschen, einzig und allein um das 
Verschulden dieses einen Individums handelt es sich, mit diesem allein 
ist der eingetretene Erfolg in Verbindung zu setzen." 

LiBzt, falsche Aussage. 4 
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Die Anwendung dieser Grundsätze auf den Wahr- 
heitseid bietet keine besonderen Schwierigkeiten. Dass 
auch in dem Verschweigen von Thatsachen Fahrlässigkeit 
liegen kann, *) ist ohne weiteres, wenn auch unter den 
unten in § 9 zu erwähnenden Voraussetzungen zuzugeben. 
Dagegen halte ich den von Oppenhoff im Anschlüsse an 
das Berliner 0. T. '^) ausgesprochenen Grundsatz^ dass fahr- 
lässiger Falscheid dann vorliegen könne, wenn die Behaup- 
tung dem Wortlaute nach wahr, aber un'wahr in dem Sinne 
ist, auf welchen es der Sachlage nach allein ankommt, für 
ganz unhaltbar. Ist die Behauptung dem Wortlaute nach 
wahr, so kann, wie unten gezeigt werden soll, von einer 
falschen Aussage überall nicht gesprochen werden; steht 
man aber auf dem entgegengesetzten Standpunkte, legt man 
das Gewicht auf den Sinn des Eidessatzes und hat der Aus- 
sagende mit dem Bewusstsein geschworen, dass seine Be- 
hauptung diesem Sinne widerspricht, dann kann consequent 
nur Meineid, nicht aber fahrlässiger Falscheid angenommen 
werden, zu welchem nicht weniger als alle oben aufge- 
zählten Merkmale fehlen. 

Dagegen ist beim Glaubenseide m. E. fahrläs- 
siger Falscheid geradezu undenkbar.^) Regel- 
mässig nimmt man diesen an, ^) wenn der Aussagende zwar 
an die Richtigkeit seiner Behauptung glaubt, dieser Glaube 
selbst aber auf Fahrlässigkeit beruht. Diese Construction ist 
gewiss unrichtig; denn das erste Erfordemiss, auch des fahr- 
lässigen Falscheides, ist die Falschheit der Aussage. Wenn 
aber der Aussagende wirklich glaubt, was er zu glauben 
vorgibt, dann liegt eben keine falsche Aussage überhaupt, 

1) Vgl. Schwarze S. 425 und das bei Kraewel G. S. XX. 
(1868) S. 414 angeführte Beispiel. 

2) 0. T. vom 13./5. 1868 (G. A. XVI. S. 511) u. Oppenhoff 
4 ad 163. 

3) Ebenso Gross im Arch. des Cr. R. 1855 S. 1 ff. 

*) Fuchs S. 315, Krug II. S. 154, Schwarze S. 424, Op- 
penhoff 2 ad 163; sächs. O.-A.-G. v. 5./1. 1872 (G.-A. XXI. 
S. 601.) 
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also auch keine fahrlässige falsche Aussage vor. Es Hesse 
sich nur dann Fahrlässigkeit annehmen, wenn der Aussa- 
gende sich selbst schuldhafter Weise über seinen Glauben 
täuscht, wenn er behauptet zu glauben, während er in 
Wirklichkeit nicht glaubt, mit anderen Worten, wenn er 
fahrlässig glaubt, dass er glaube. Es leuchtet ein, 
dass wir es hier mit einem juristisch verwerthbaren Begriffe 
nicht mehr zu thun haben. 

Noch grössere Schwierigkeiten bietet der Ignoranz- 
eid. Die Möglichkeit eines fahrlässigen Falscheides ist 
hier ina Principe unbedingt zuzugeben. ') Der Ignoranzeid ist 
(dolos) falsch, wenn der Schwörende, welcher von der Sache 
nichts zu wissen vorgibt, etwas von derselben weiss. Wenn 
er nun nichts zu wissen glaubt, diese bona fides aber bei 
besserer Anstrengung seines Erinnerungsvermögens nicht 
vorhanden wäre, wenn er also fahrlässiger Weise über sein 
Nichtwissen sich täuscht : ist die Gonstruction des fahrlässi- 
gen Eides gegeben. Auch hier sind die gewöhnlich ge- 
äusserten Ansichten vielfach unhaltbar. Dies gilt insbe- 
sonders von jener Form des Ignoranzeides, welche dahin 
geht, „dass dem Aussagenden ungeachtet der angewende- 
ten Bemühungen über die betreffende Thatsache nichts oder 
nur das von ihm Angegebene bekannt geworden sei." ^) Falsch 
ist dieser Ignoranzeid in folgenden Fällen: 1. Wenn der Schwö- 
rende gar keine Bemühungen augewendet hat; 2. wenn er 
zwar Bemühungen angewendet und durch diese nichts 
erfahren hat, dagegen anderswoher um die Sache weiss. 
Wird der Schwur nun geleistet im Bewusstsein von der 
Unwahrheit des Eides, weiss also der Schwörende, dass 



Vgl. G.-A. VI S. 224 ff und dazu Mittermaie r G.-S. XII. 
(1860) S. 159 (vielfach unrichtig), Oppenhoff 2 ad 163, G. A. XII. 
S. 424. Ferner 0. T. v. 12./3. 1858, 30./6. 1869, 7./9. 1874 (G.-A. VI. 
S. 234, XVII. S. 655 f., XXII. S. 596); O.-A.-G. Dresden 5./1. 1872 
(G.-A. XXI. S. 601). 

*) Vgl. hierüber Schwarze S. 424 Anin. **), dem ich aber in 
vielen Einzelheiten nicht beistimmen kann. 

4* 
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er keine Bemühungen angewendet hat^ oder dass ihm die 
Mache anderswoher bekannt geworden, so liegt nicht fahrlässi- 
ger Falscheid, sondern do loser Meineid, und zwar im 
ersten Falle auch dann vor, wenn die Thatsache, über 
welche der Eid zu leisten ist, nicht unwahr sein sollte. 
Dies ist der Punkt, der regelmässig übersehen wird. Fahr- 
lässigkeit können wir uns auch hier wieder nur auf die 
oben angegebene Art construiren: ad 1. der Schwörende 
glaubt Bemühungen angewendet zu haben^ hat es aber in 
Wirklichkeit nicht gethan ; ad 2. er g 1 a u b t nicht zu wissen, 
weiss aber doch. Der zweite Fall steht dem einfachen 
Ignoranzeide völlig gleich ; der erste aber dürfte wohl kaum 
practisch möglich sein. Lautet die Formel nicht auf „Be- 
mühungen" schlechthin, sondern auf „sorgfaltige BemUbun- 
gen", so könnte in dem Irrthum über den angewendeten 
Grad der Sorgfalt Fahrlässigkeit gelegen sein. Auch 
dieser Fall wird in der Regel unter Voraussetzung gehöri- 
ger Belehrung durch den Richter in den dolos - falschen 
Ignoranzeid übergehen. 

Dass auch der Manifestationseid, soweit der- 
selbe assertorische Bestandtheile enthält, fahrlässig falsch 
abgelegt werden kann, ist, abgesehen von positivrechtlichen 
Bestimmungen selbstverständlich. Dagegen wurde auf dem 
Gebiete des preussischen Rechtes die Strafbarkeit vielfach 
unter Berufung auf § 33, Tit. 22, Thl 1 der A.-G.-O. be- 
stritten.') Das Berliner 0. T. hat aber, und zwar mit 
vollem Rechte, in mehreren Entscheidungen den Grundsatz 
festgehalten, 2) dass jener § 33 als durch A. 2. der Ver- 
fassung für den norddeutschen Bund, beziehungsweise für 
das deutsche Reich aufgehoben zu betrachten sei, mithin 
der Strafbarkeit des fahrlässigen assertorischen Manifesta- 
tionseides kein Hinderniss im Wege stehe. Es scheinen 

') Vgl. insbesondere die Ausführungen des preuss. General-Staats- 
anwaltes in G.-A. XIX. S. 678. 

») 0. T. 3./2 1864 (R.-S. IV. S, 338), 29./9 1871, 8./5 1873 
(G.-A. XIX. S. 677, XXI. S, 352). 
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jedoch auch hier Missyerständaisse über den Begriff der 
Fahrlässigkeit obzuwalten. Wenn der Schwörende ge- 
wisse zu seinem Vermögen gehörige Gegenstände absicht- 
lich verschweigt, weil er glaubt^ zur Angabe derselben nicht 
verpflichtet zu sein (dies war der Fall in dem angeführten 
F. des 0. T. vom 8. Mai 1873), so liegt kein fahrlässiger, 
sondern ein doloser Falscheid vor. Das Falsche der Aus- 
sage besteht in ihrer Nichtübereinstimmung mit der Wirk- 
lichkeit, der dolus in dem Wissen von dieser Nichtüberein- 
stimmung, die Fahrlässigkeit in dem verschuldeten Nicht- 
wissen. In dem vorliegenden Falle nun wusste der 
Schwörende, dass sein Vennögensverzeichniss nicht vollstän- 
dig sei, glaubte aber berechtigt zu sein, das Verzeichniss 
in dieser Form vorzulegen und eidlich zu bekräftigen. Der 
Fall ist analog demjenigen zu behandeln, wenn der Schwö- 
rende in der vollen Ueberzeugung in seinem Rechte zu sein, 
eben darum wissentlich eine unwahre Angabe eidlich be- 
stärkt. Hier ist durch das Wissen der Dolus gegeben und 
die Fahrlässigkeit bezieht sich nicht auf dieses Wissen 
von der Nichtübereinstimmung, sondern auf die innere 
Ueberzeugung, zu diesem an sich als verboten erkannten 
Vorgehen berechtiget zu sein. Es kann also nicht fahrlässi- 
ger, sondern nur doloser Meineid, wenn auch unter mildern- 
den Umständen, angenommen werden. Dagegen würde 
Fahrlässigkeit vorliegen, wenn der Schwörende sich in 
bona fide befindet, alle seine Verraögensstücke angegeben 
zu haben, aber bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt hätte 
wissen müssen, dass er mehrere derselben nicht angegeben 
habe. Auch hier zeigt sich also wieder, dass die Be- 
strafung des fahrlässigen Falscheides in der Praxis die von 
dem Gesetze selbst nicht gewollte Zulassung von mildernden 
Umständen völlig ersetzt. 

Schliesslich noch eine Bemerkung: die deutschen 
Motive wollen den Einwand John's, dass beim fahrlässigen 
Falscheid ausnahmsweise nicht ein fahrlässiges Handeln, 
sondern fahrlässige Unwissenheit bestraft werde, mit 
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Dasselbe ist consequent anch überall dort anzuneh- 
men; wo es auf die subjective Beurtheilung eineir 
Tfaatsache durch den Schwörenden ankommt. In einem 
dem Berliner 0. T. vorgelegenen Falle hatte der Ange- 
klagte eidlich bekräftigt, es habe zwischen ihm und einer 
dritten Person kein „unerlaubtes Verhältnisse' bestanden. 
Mit der E. vom 18. November 1853 (G. A. H. S. 117.) 
wurde der Angeklagte freigesprochen und zwar aus dem 
Grunde, weil der Nachweis, der Angeklagte habe das Ver- 
hältniss wirklich für ein „unerlaubtes^ gehalten, nicht mög- 
lich sei. Nach der concreten Sachlage mag das richtig 
gewesen sein; aber im Principe muss auch hier die Mög- 
lichkeit eines solchen Nachweises, mithin die Anwendbar- 
keit des MeineidbegrifFes behauptet werden. 

§ 7. Fahrlässigkeit. 

Nach dem Vorgange der meisten deutschen Gesetz- 
gebungen ^) haben sowohl das R.-St.-G.-B. § 163, als auch 
der östeiT. Entwurf § 172 die fahrlässige Begehung eines 
Eidesdelictes, beziehungsweise die fahrlässige Ablegung einer 
falschen Aussage mit Strafe bedroht, während dieselbe im 
gemeinen Rechte meist als straflos angesehen wiirde,^) 
und eine Minderzahl von deutschen Gesetzgebungen^) 



») Preussen A L. R. § 1410, Sachsen (1838) 187 (vgl. 
P.-O. V. 23./4. 1612 u. Carpzov Nr. 46), Braunschweig 137, Han 
nover 214, Thüringen 177, Preussen (1851) 132 (vgl. G. M. 
S. 256), Sachsen (1855) 227, Oldenburg (1845) § 10, (1858) 125, 
Lübeck 103, Hamburg 113, Bremen Entw. 76. — Zürich 126. 
— Auf demselben Standpunkte stehen auch die sämmtlichen preuss. 
Entw., u. der im verein, stand. Aussch. dagegen erhobene Widerspruch 
wurde von der Mehrheit desselben nicht berücksichtigt. 

3) Strafbarkeit wurde angenommen vom kurhessischen 
O.-A.-G. (vgl. Heuser I. S. 243), sowie wiederholt von der würtem- 
bergischen Praxis (vgl, Hufhagel S. 596, Hepp Com. S. 1521). 

3) Baiern 1813 u. 1861, Württemberg, Hessen, Baden, 
Oest erreich 1803 u. 1852. 
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sowie die meisten ausserdentscheu Rechte') die Straf- 
losigkeit beiDehällen Bäben. Der lebhafte Streit, der in 
der Literatur über die Zweckmässigkeit einer Bestrafung 
der fahrlässigen falschen Aussage entbrannte, ist bekannt ; ^) 
ich schliesse mich unbedingt den Gegnern einer derartigen 
Strafbestimmung an. Zunächst kann allerdings dem von 
John gegen die Bestrafung der fahrlässigen falschen Aus- 
sage erhobenen Einwand, dieselbe stehe im Widerspruche 
mit der Meineids -Erinnerung, im Widerspruche femer mit 
der Eidesformel, principielle Bedeutung nicht beigemessen 
werden. Gewiss würde die einfachste Billigkeit fordern, 
Eidesformel und praevia admonitio der veränderten Pflicht des 
Aussagenden gegenüber umzugestalten; allein diese Umge- 



1) Frankreich, Belgien, Italien (auch in den drei jüng- 
sten Entw.), i:ngl and (vgl. Stephen * g.' "1 22), R u s s 1 a n d 1 845, 
Sc hweden. Dagegen straft Norwegen§ 5 mit Gefangniss oder 
Geldbasse. 

^) Für die Bestrafung hahen sich ausgesprochen Tittmann 
§ 320, Malblanc § 99, Jarcke S. 86, Hepp Com. S. 1484 f. 1522, 
Ab egg 1844 S. 34» f., Schwarze W. (will niu- „Polizeistrafe"), 
Kraewel in der a. d. St. Z. VII. (1867) S. 338 f, Derselbe G. S. 
XX (1868) S. 411 (gegen Jöhn's Entw.), S. in der a. d. St.-Z. IX. 
(1869) S. 365 f (gegen John), Dochow S. 243. H. Meyer S. 581 
Anm. 7 schwankt: „die gegen die Sache selbst erhobenen, an sich 
sehr beachtenswerthen Bedenken (John) sind wohl nicht durchschla- 
gend". NachTexeira S. 133 ff., der sich ebenfalls vorzugsweise gegen 
die Ausführungen John's wendet, wäre eine derartige Strafbestimmung 
nicht nur im Interesse des Staates gelegen, sondern auch in voller 
Uebereinstimmung mit den allgemeinen Grundsätzen des Strafrechts. 
Vgl. noch die Motive zum braun schweig. St.-G.-B. S. 262, die deut- 
schen Motive S. 95. 

Gegner der Bestrafung sind: Wächter S. 258, Bauer § 305, 
Heffter S. 354, Temme 1843 S. 187, Mittermaier ad Feuerb. 
§ 420 U., Abegg 1856 S. 75, Marezoll S. 575, Dollmann S. 507, 
Hye Motive S. 105, Schütze S. 314 Anm. 20 (hält „diese selten ver- 
wendbare Bestimmung fiir mindestens bedenklich"), Temme 1876 
S. 276; vor allem aber in scharfer und treffender Motivirung John I. 
377, II. 77. — Vgl. auch den bei Texeira angeführten Luzac spec. de 
diversa perjurii notione § 27. 
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staltnng bietet nicht die geringsten Schwierigkeiten und 
kann sogar, ohne dass eine Gesetzesänderung unumgänglich 
nothwendig wäre, durch eine formlose Ermahnung des die 
Aussage abnehmenden Beamten Überflüssig gemacht werden. 

Dagegen weist gerade das „practische Bedürfnisse*, 
das man vielfach für die Bestrafung geltend zu macheu 
versuchte, wenn wir es mit unbefangenem Auge betrachten, 
auf die naheliegende Gefahr eines für die Rechtssprechung 
wie für den davon betroffenen Einzelnen gleich verhäng- 
nissvollen Missbraucbes hin, zu welchem die Strafbestim- 
mung gegen die fahrlässige falsche Aussage Veranlassung 
bietet. Dass Jemand bona fide eine Thatsache für wahr 
hält, während er bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt die 
Ueberzeugung vom Gegentheile sich hätte verschaffen kön- 
nen, mag, wenn auch nur selten, vorkommen; allein eine y «r 
Straf bestimmiing ist hier nicht nothwendi^/^Durch verstän- / "^y^/ 
diges Befragen über die ratio scientiae von Seite des Richters, ^^ 2. /« 
dürfte einerseits für diesen die Glaubwürdigkeit der Aussage ^ 
leicht feststellbar sein, während andererseits auch bei dem ^^^^^^«'**^ 
Aussagenden selbst dadurch die leichtsinnig gewonnene f^^;^! 
bona fides erschüttert werden dürfte. Sobald aber dies der t/ ^i 
Fall, sobald der Zweifel an die Stelle der Ueberzeugung 4^ *^M 
tritt, geht auch der fahrlässige Falscheid in eigentlichen ^^^ 
Meineid über. Es bleibt somit für die Anwendbarkeit der /^ffr 
Strafbestimmung nur das allerdings weite Gebiet jener Fälle, -^CA/^ 
in welchen ein Nachweis des Dolus nicht zu erbringen ist und 
wo man daher — sit venia verbo — wegen eines „Man- 
gels am Thatbestande'' die poena extraordinaria nach 
§ 163 R.-St.-G.-B. eintreten lässt. 

Diesem „practischen Bedürfnisse" steht ein anderer 



») Vgl. John I. S. 379: „Die Gefahr, welche der Rechtsord- 
nung daraus erwächst, dass einzelne Fälle culposen Meineides unbestraft 
bleiben, ist jedenialls geringer als die Gefahr, . . . dass durch Aufstel- 
lung des Delictes des fahrlässigen Meineides die Geschwomen förmlich 
dazu provocirt werden, der vollen Verantwortlichkeit für ihr Verdict 
sich zu entledigen". > ^ . . ^\ " / 
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Umstand an Bedenklichkeit nicht nach. Nach dem Zeug- 
nisse eines Mannes, der wie kaum ein anderer berechtigt 
ist, von seinen „Erfahrungen" zu sprechen, pflegen die Ge- 
schworenen auch dann, wenn der Beweis des dolus voll- 
iständig erbracht ist, in leichteren Fällen unter Verneinung 
der Hauptfrage die auf fahrlässigen Falscheid gestellte Zu- 
satzfrage zu bejahen, um den Eintritt der Zuchthausstrafe 
aaszuschliessen. ') 

Man darf gegen diese Bedenken nicht wie es wieder- 
holt geschehen ist, einwenden, dass sie ein Misstrauens- 
votum gegen das Institut der Geschworenen enthielten, oder 
dass auch in anderen Fällen die Fahrlässigkeit neben dem 
Vorsatze gestraft und dadurch dieselbe Gefahr herbeige- 
führt werde. Durch eine Vertuschung der unläugbaren Män- 
gel des Schwurgerichtes werden demselben gewiss keine 
neuen Freunde erworben, und der fahrlässige Falscheid 
steht mit den übrigen fahrlässigen Delicten durchaus nicht 
auf gleicher Stufe; gerade hier ist die Unterscheidung / 
zwischen Dolus und Culpa eine äusserst schwierige und [ 
veranlasst ja selbst den rechtsgelehrten Richter häufig ge- • 
nug zu Irrthümem. Man muss eben auf derartige feinere, 
nur dem geschulten Juristen zugängliche Unterscheidungen 
verzichten, wenn man von der Einführung der „volksthüm- 
lichen Auffassung" in die Strafrechtspflege so besondere Vor- 
theile erwartet. 

Es gäbe, denke ich, ein ebenso wirksames und ent- 
schieden besseres Mittel, um jenen ^practischen Bedürfnissen" 
gerecht zu werden. Jeder Practiker dürfte bestätigen, dass 
in vielen Fällen von allen bei Gericht, insbesondere bei 
Strafverhandlungen thätigen Personen, jede durch das Ge- 
setz gestattete Pression auf dea Zeugen ausgeübt wird, 
nm denselben zu bestimmten unzweifelhaften Aussagen zu 
veranlassen. Der Zeuge, dei* über ein vielleicht monatelang 
zurückliegendes Ereigniss aussagen soU^ wird von dem 



*) Schwarze Bemerkungen S. 69. 
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Vorsitzenden vernommen, vom Staatsanwalt und Vertheidi- 
ger im Kreuzverhöre in die Enge getrieben, die „Abwei- 
chungen '* von den in der Voruntersuchung gemachten Anga- 
ben, die ja so oft in der unvermeidlichen Ungenauigkeit 
einer schriftlichen Fixirung ihren Grund haben, werden ihm 
vorgehalten, und von allen Seiten fragt man mit strenger 
Miene, aus welcher die Drohung mit strafgerichtlicher Ver- 
folgung hervorleuchtet: ja, wissen Sie es oder wissen Sie 
es nicht? Kann man es dem Manne verargen, wenn er 
statt der Wahrheit gemäss die Unsicherheit seiner Wahr- 
nehmungen zu b^onen, statt zuzugeben, dass er sich nicht 
mehr genau an den Fall erinnern könne, und die in den 
Plaidoyers drohende levis macula einer „schwankenden, 
keinen Glauben verdienenden Aussage" in Geduld auf sich 
zu nehmen — durch eine plötzliche Anstrengung seines 
Erinnerungsvermögens eine völlig bestimmte Antwort zu 
Stande bringt, und aussagt wie Vorsitzender, Staatsanwalt 

c^ und Vertheidiger es wünschen? Man steuere diesem Un- 
wesen, man verhalte den Zeugen, den Grund seines Daf tir- 

I haltens anzugeben, man waiiie ihn davor, in categorischer 
Weise auszusprechen, was er nur. vermuthet, vielleicht aus 
entfernten Judicien schliesst — und manche fahrlässige fal- 
sche Aussage wird im Keime unterdrückt werden. Aber das 
doppelte Damoclesschweii; des § 163 einerseits und der 
gerichtlichen Pression andererseits über dem Haupte des 
Zeugen schweben zu lassen, der vielleicht mit nicht unbe- 
deutenden persönlichen Opfern seine Staatsbürgerpflicht er- 
füllt, das kann weder noth wendig noch zweckmässig sein! 
Noch weniger aber empfiehlt sich die BestraAing des 
fahrlässigen Falscheides in eigener Sache. So lange unser 
Civilprocess festhält an den erstarrten Formen des normirten 
Parteieneides, so lange ein nicht unbedeutender Grad von 
juristischer Fachbildung dazu gehört; um den Eidessatz über- 
haupt nur verstehen zu können, so lange trägt auch der 
Gesetzgeber die Verantwortung für derartige, nur zu leicht 
mögliche Missverständnisse, i h n trifft der Vorwurf der Fahr- 
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lüssigkeit und nicht den Schwörenden^ der aus diesen Iit- J 
gangen den Ausweg nicht findet. Also auch hier liegt das 
Mittel zur Abhilfe anderswo als in der allerdings bequemen 
Einschiebung eines neuen Strafparagraphen. 

Begriff und Wesen der strafrechtlichen Culpa sind gerade 
in der allerjüngsten Zeit Gegenstand eingehender Untersuchun- 
gen gewesen. Allerdings steht das gewonnene Resultat in 
keinem Verhältnisse zur aufgewandten Mühe und insbesondere 
V. Bar's vielbesprochene Regel des Lebens hat die herrschende 
Ansicht zwar erschüttert, aber keineswegs umgestossen. Es 
kann hier natürlich auf eine Kritik der verschiedenen Mei- 
nungen nicht eingegangen werden; eine allerdings nicht 
unbedeutende Abweichung abgerechnet, gelangen wir übri- 
gens von allen verschiedenen Ausgangspunkten, auch für 
die fahrlässige falsche Aussage zu denselben Resultaten. 

Die Merkmale der fahrlässigen falschen Aussage sind : 
1. Die Unwahrheit der Aussage; 2. die Ueberaeugung des 
Aussagenden von der Wahrheit der Aussage; 3. die Schuld- 
haftigkeit dieser Ueberaeugung, wobei das Verschulden eben 
darin besteht, dass sich der Aussagende bei gehöriger Auf- 
merksamkeit und bei Anwendung der erforderlichen Sorg- 
falt die Ueberzeugung von dem Gegentheile hätte verschaffen 
können. Nach v. Bar bildet bei Entscheidung dieser Frage 
die diligentia boni patris familias den Massstab, während 
nach der herrschenden Ansicht, der ich mich hier vollstän- 
dig anschliesse, die Individualität des Aussagenden, also die 
diligentia quam suis, wenn man schon durchaus einen römi- 
schen Ausdruck haben will, allein zu berücksichtigen ist. ') 

') Der bei Oppenhoff 4 ad 163 ausgesprochene Satz: „Auf 
den Grad der Fahrlässigkeit kommt nichts an^^ ist in dieser Allgemein- 
heit gewiss unrichtig. Vgl. dagegen die treffenden Bemerkimgen bei 
Wahlberg, S. 96: „was aber der Handelnde voraussehen konnte; 
das kann stets nur in Rücksicht auf seine geistige Individualität und 
seine individuelle Lebenslage beurtheilt werden"; S. 123: „nicht um 
die Schuld eines ^gewöhnUchen Menschen, einzig und aUein um das 
Verschulden dieses einen Individums handelt es sich, mit diesem allein 
ist der eingetretene Erfolg in Verbindung zu setzen." 

LiBzt, falsche Aussage. 4 
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Die Anwendung dieser Grundsätze auf den Wahr- 
heitseid bietet keine besonderen Schwierigkeiten. Dass 
auch in dem Verschweigen von Thatsachen Fahrlässigkeit 
liegen kann, ') ist ohne weiteres, wenn auch unter den 
unten in § 9 zu erwähnenden Voraussetzungen zuzugeben. 
Dagegen halte ich den von Oppenhoff im Anschlüsse an 
das Berliner 0. T. '^) ausgesprochenen Grundsatz, dass fahr- 
lässiger Falscheid dann vorliegen könne, wenn die Behaup- 
tung dem Wortlaute nach wahr, aber unwahr in dem Sinne 
ist, auf welchen es der Sachlage nach allein ankommt, für 
ganz unhaltbar. Ist die Behauptung dem Wortlaute nach 
wahr, so kann, wie unten gezeigt werden soll, von einer 
falschen Aussage tiberall nicht gesprochen werden; steht 
man aber auf dem entgegengesetzten Standpunkte, legt man 
das Gewicht auf den Sinn des Eidessatzes und hat der Aus- 
sagende mit dem Bewusstsein geschworen, dass seine Be- 
hauptung diesem Sinne widerspricht, dann kann consequent 
nur Meineid, nicht aber fahrlässiger Falscheid angenommen 
werden, zu welchem nicht weniger als alle oben aufge- 
zählten Merkmale fehlen. 

Dagegen ist beim Glaubenseide m. E. fahrläs- 
siger Falscheid geradezu undenkbar.^) Regel- 
mässig nimmt man diesen an, *) wenn der Aussagende zwar 
an die Richtigkeit seiner Behauptung glaubt, dieser Glaube 
selbst aber auf Fahrlässigkeit beruht. Diese Construction ist 
gewiss unrichtig; denn das erste Erforderniss, auch des fahr- 
lässigen Falscheides, ist die Falschheit der Aussage. Wenn 
aber der Aussagende wirklich glaubt, was er zu glauben 
vorgibt, dann liegt eben keine falsche Aussage überhaupt, 

^) Vgl. Schwarze S. 425 und dasbei Kraewel G. S. XX. 
(186S) S. 414 angeführte Beispiel. 

2) 0. T. vom 13./5, 1868 (G. A. XVI. S. 511) u. Oppenhoff 
4 ad 163. 

3) Ebenso Gross im Arch. des Cr. R. 1855 S. 1 ff. 

*) Fuchs S. 315, Krug IL S. 154, Schwarze S. 424, Op- 
penhoff 2 ad 163; sächs. O.-A.-G. v. 5./1. 1872 (G.-A. XXL 
S. 601.) 
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also auch keine fahrlässige falsche Aussage vor. Es Hesse 
sich nur dann Fahrlässigkeit annehmen, wenn der Aussa- 
gende sich selbst schuldhafter Weise über seinen Glauben 
täuscht, wenn er behauptet zu glauben, wähi-end er in 
Wirklichkeit nicht glaubt, mit anderen Worten, wenn er 
fahrlässig glaubt, dass er glaube. Es leuchtet ein, 
dass wir es hier mit einem juristisch verwerthbaren Begriffe 
nicht mehr zu thun haben. 

Noch grössere Schwierigkeiten bietet der Ignoranz- 
eid. Die Möglichkeit eines fahrlässigen Falscheides ist 
hier im Principe unbedingt zuzugeben. ') Der Ignoranzeid ist 
(dolos) falsch, wenn der Schwörende, welcher von der Sache 
nichts zu wissen vorgibt, etwas von derselben weiss. Wenn 
er nun nichts zu wissen glaubt, diese bona fides aber bei 
besserer Anstrengung seines Erinnerungsvermögens nicht 
vorhanden wäre, wenn er also fahrlässiger Weise über sein 
Nichtwissen sich täuscht : ist die Construction des fahrlässi- 
gen Eides gegeben. Auch hier sind die gewöhnlich ge- 
äusserten Ansichten vielfach unhaltbar. Dies gilt insbe- 
sonders von jener Form des Ignoranzeides, welche dahin 
gebt, „dass dem Aussagenden ungeachtet der angewende- 
ten Bemühungen über die betreffende Thatsache nichts oder 
nur das von ihm Angegebene bekannt geworden sei." ^) Falsch 
ist dieser Ignoranzeid in folgenden Fällen : 1 . Wenn der Schwö- 
rende gar keine Bemühungen angewendet hat; 2. wenn er 
zwar Bemühungen angewendet und durch diese nichts 
erfahren hat, dagegen anderswoher um die Sache weiss. 
Wird der Schwur nun geleistet im Bewusstsein von der 
Unwahrheit des Eides, weiss also der Schwörende, dass 



i) Vgl. G.-A. VI S. 224 ff. und dazu Mittermaie r G.-S. XII. 
(1860) S. 159 (vielfach unrichtig), Oppenhoff2ad 163, G. A. XII. 
S. 424. Ferner 0. T. v. 12./3. 1858, 30./6. 1869, 7./9. 1874 (G.-A. VI. 
S. 234, XVII. S. 655 f., XXII. S. 596); O.-A.-G. Dresden 5./1. 1872 
(G.-A. XXI. S. 601). 

») Vgl. hierüber Schwarze S. 424 Anm. **), dem ich aber in 
vielen Einzelheiten nicht beistimmen kann. 

4* 



— 52 - 

er keine Bemühungen angewendet hat, oder dass ihm die 
Sache anderawoher bekannt geworden, so liegt nicht fahrlässi- 
ger Falscheid, sondern do loser Meineid, und zwar im 
ersten Falle auch dann vor, wenn die Thatsache, über 
welche der Eid zu leisten ist, nicht unwahr sein sollte. 
Dies ist der Punkt, der regelmässig übersehen wird. Fahr- 
lässigkeit können wir uns auch hier wieder nur auf die 
oben angegebene Art construiren: ad 1. der Schwörende 
glaubt Bemühungen angewendet zu haben^ hat es aber in 
Wirklichkeit nicht gethan ; ad 2. er g 1 a u b t nicht zu wissen, 
weiss aber doch. Der zweite Fall steht dem einfachen 
Ignoranzeide völlig gleich ; der erste aber dürfte wohl kaum 
practisch möglich sein. Lautet die Formel nicht auf „Be- 
mühungen" schlechthin, sondern auf „sorgfaltige Bemühun- 
gen", so könnte in dem Irrthum über den angewendeten 
Grad der Sorgfalt Fahrlässigkeit gelegen sein. Auch 
dieser Fall wird in der Regel unter Voraussetzung gehöri- 
ger Belehrung durch den Richter in den dolos - falschen 
Ignoranzeid übergehen. 

Dass auch der Manifestationseid, soweit der- 
selbe assertorische Bestandtheile enthält, fahrlässig falsch 
abgelegt werden kann, ist, abgesehen von positivrechtlichen 
Bestimmungen selbstverständlich. Dagegen wurde auf dem 
Gebiete des preussischen Rechtes die Strafbarkeit vielfach 
unter Berufung auf § 33, Tit. 22, Thl. 1 der A.-G.-O. be- 
stritten.') Das Berliner 0. T. hat aber, und zwar mit 
vollem Rechte, in mehreren Entscheidungen den Grundsatz 
festgehalten, 2) dass jener § 33 als durch A. 2. der Ver- 
fassung für den norddeutschen Bund, beziehungsweise für 
das deutsche Reich aufgehoben zu betrachten sei, mithin 
der Strafbarkeit des fahrlässigen assertorischen Manifesta- 
tionseides kein Hinderniss im Wege stehe. Es scheinen 

^) Vgl. insbesondere die Ausführungen des preuss. General-Staats- 
anwaltes in G.-A. XIX. S. 678. 

>) 0. T. 3./2 1864 (R.-S. IV. S. 338), 29./9 1871, 8./5 1873 
(G.-A. XIX. S. 677, XXI. S. 352). 
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jedoch auch hier Missverständoisse Über den Begriff der 
Fahrlässigkeit obzuwalten. Wenn der Schwörende ge- 
wisse zu seinem Vermögen gehörige Gegenstände absicht- 
lich verschweigt, weil er glaubt, zur Angabe derselben nicht 
verpflichtet zu sein (dies war der Fall in dem angeführten 
E.'des 0. T. vom S.Mai 1873), so liegt kein fahrlässiger, 
sondern ein doloser Falscheid vor. Das Falsche der Aus- 
sage besteht in ihrer Nichtübereinstimmung mit der Wirk- 
lichkeit, der dolus in dem Wissen von dieser Nichtüberein- 
stimmung, die Fahrlässigkeit in dem verschuldeten Nicht- 
wissen. In dem vorliegenden Falle nun wusste der 
Schwörende, dass sein Vermögensverzeichniss nicht vollstän- 
dig sei, glaubte aber berechtigt zu sein, das Verzeichniss 
in dieser Form vorzulegen und eidlich zu bekräftigen. Der 
Fall ist analog demjenigen zu behandeln, wenn der Schwö- 
rende in der vollen Ueberzeugung in seinem Rechte zu sein, 
eben darum wissentlich eine unwahre Angabe eidlich be- 
stärkt. Hier ist durch das Wissen der Dolus gegeben und 
die Fahrlässigkeit bezieht sich nicht auf dieses Wissen 
von der Nichtübereinstimmung, sondern auf die innere 
Ueberzeugung, zu diesem an sich als verboten erkannten 
Vorgehen berechtiget zu sein. Es kann also nicht fahrlässi- 
ger, sondern nur doloser Meineid, wenn auch unter mildern- 
den Umständen, angenommen werden. Dagegen würde 
Fahrlässigkeit vorliegen, wenn der Schwörende sich in 
bona fide befindet, alle seine Vermögensstücke angegeben 
zu haben, aber bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt hätte 
wissen müssen, dass er mehrere derselben nicht angegeben 
habe. Auch hier zeigt sich also wieder, dass die Be- 
strafung des fahrlässigen Falscheides in der Praxis die von 
dem Gesetze selbst nicht gewollte Zulassung von mildernden 
Umständen völlig ersetzt. 

Schliesslich noch eine Bemerkung: die deutschen 
Motive wollen den Einwand John's, dass beim fahrlässigen 
Falscheid ausnahmsweise nicht ein fahrlässiges Handeln, 
sondern fahrlässige Unwissenheit bestraft werde, mit 
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der Bemerkung widerlegen, da£8 es der Schwörende unter- 
lassen habe sich zu unterrichten; dass also ngtjxi eigentlich 
seine Fahrlässigkeit in der Unterlassung eines Hände Ins, 
da wo ein solches geboten war'', bestraft werde. Ich halte 
sowohl John's Einwand, als auch die angebliche Widerle- 
gung der Motive für gleich unrichtig. Die Fahrlässigkeit 
ist beim Meineid keine andere, als bei den übrigen fahr- 
lässigen Delicten. Ueberall wird die Unwissenheit 
bestraft, wenn man das Nichtvoraussehen einer eingetretenen 
Folge betonen will ; aber eben so gut kann man auch sagen, 
dass überall nicht die Unwissenheit, sondern die fahrlässige 
Unterlassung der Herbeiführung eines besseren 
Wissens bestraft werde. Es kann daher weder die Be- 
merkung John's als Einwand gegen die Strafbestimmung 
des § 163 R.-St.-G.B., noch aber auch die Erwiderung der 
Motive als eine Widerlegung dieses Einwandes angesehen 
werden. 

§ 8. Der sogenannte subjective Falscheid. 

Nur der Vollständigkeit wegen sei hier noch ein Fall 
erwähnt, der heute weder der Theorie noch der Praxis 
Schwierigkeiten bereitet, seinerzeit aber zu einer vielbe- 
sprochenen Controverse Anlass gegeben hat. A glaubt, 
das X sich nicht zugetragen habe; er schwört mit dieser 
mala fides, dass x sich ja ereignet habe: in Wirklichkeit 
hat sich nun, ohne dass A es wusste, x so zugetragen wie 
jener es beschworen hat. ') Da es bei diesem mit Unrecht 
sogenannten subjectiven Falscheide an der Nichtüberein- 



») Vgl. das in can. 3 c. 22 qu. 2 angeftihrte Beispiel : Fac alium 
qui putat falsum esse et jiirat, tamquam veram sit, et forte verum est! 
Verbi gratia (ut intelligatis) pluit in illo loco: interrogas hominem, et 
putat non pluisse, et ad negotium ipsins competit, ut dicat pluit, sed 
putat, non pluisse ; dicitur ei, vere pluit ? vere ; et jurat : et tarnen pluit 
ibi, sed ille neseit, et putat, non pluisse, peijurus est. Interest, que- 
madmodum verbum procedat ex animo. Ream linguam non faeit, nisi 
mens rea. 
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Stimmung der Aussage mit der Wirklichkeit, also an einem 
der wichtigsten Merkmale der falschen Aussage überhaupt 
mangelt, die irrige Vorstellung des Schwörenden aber an 
diesem Verhältnisse nichts ändern kann, darf hier weder 
von versuchtem, noch von vollendetem Meineid gesprochen 
werden. 

Wie das canonische Recht die Sache auffasste, habe 
ich an einem anderen Orte erwähnt. ') Dem ipanonischen 
Rechte folgte, unter ausdrücklicher Berufung auf c. 3 u. 4, 
C. XXII. qu. 2 zunächst Ab egg in seinen beiden 1834 
und 1838 erschienenen Abhandlungen^ ^^ er nahm, von einer 
irrigen systematischen Auffassung des Meineides ausgehend, 
hier vollendetes Delict an. An Abegg schlössen sich an: 
Luden, Schwarze und Schletter.^) Nach einer ande- 
ren ebenfalls irrigen aber weitverbreiteten Ansicht sollte 
hier'ver suchter Meineid vorliegen.*) Diese Auffassung 
steht und fällt mit der rein subjectiven Versuchstheorie, welche 
wenigstens durch die Definition des Versuches, wie sie in 
der durch das französische Recht beeinfluasten modernen 
Gesetzgebung beliebt wurde, und zwar bis zu den letzten 
Consequenzen ausgeschlossen ist. Wo die Ausführung un- 
möglich, da ist auch der Beginn der Ausführung undenk- 
bar-, was nicht vollendet werden bann, kann auch nicht 



1) Liszt S. 89 f. 

») 1834 S. 602 ff., 1838 S. 296 ff. 

3) Luden S. 494 Anm. 2, Schwarze 1840 S. 127, Schletter 
S. 156. Vgl. die Verhandlungen der sächsischen Kammern (über das 
St-G.-ß. V. 1838) bei Weiss S. 524 Anm. 5. Auch Rautter traitö 
du droit crim. n. 491. 

*) Werner Handb. §710, Wächter § 185 Anm. 30 (delict. 
perf.), Günthers. 107 u. 109, Schwarze W. S. 182, Häberlin IV. 
S. 292, Hepp 1846 S. 450, Com. S. 1515 ff., Rüdorff 5 ad 154. 

Auch das 0. A. G. Dresden nahm nach dem Zeugnisse 
Schwär ze's.S. 424 Anm. *) in einem derartigen Falle Versuch an. 
Held und Siebdrat S. 264 wollen es dem pflichtmässigen Ermessen 
des Richters in jedem einzelnen Falle überlassen, zu untersuchen „ob 
versuchter Meineid oder blos leichtsinniger Eid" vorliegt. * 
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begonnen werden. ') Auch kann von einem Versuche des 
Falschschwörens dort nicht die Rede sein, wo der Act der 
Eidesleistung bereits Yorüber ist. Anders steht die Sache 
allerdings nach jenen St.-6.-B., welche wie Würtemberg 72 
(beseitigt durch das Gesetz vom 13. August 1849), 
Braunschweig 36, Hessen 67, Baden 111 der subjectiven 
Theorie wenigstens für bestimmte Fälle ausdrückliche Aner- 
kennung zjj Theil werden Hessen. 

Die hier vertretene Ansicht wird heutzutage beinahe 
von sämmtlichen Schriftstellern gebilligt. ^) Nur sollte man 
sich hüten, hier von einem Putativ -Delicto) zu spre- 
chen : der Ausdruck ist vieldeutig und überflüssig, und die 
Wissenschaft des deutschen Strafrechtes hat lange genug 
unter dem hemmenden Einflüsse derartiger Schulbegrifi*e 
gelitten, dass es endlich an der Zeit wäre, sie vollständig 
zu verbannen. 

Selbstverständlich liegt die Sache ganz anders, wenn 
A fälschlich behauptet, von einem Ereignisse Kenntniss zu 
haben und dieses, ohne dass A davon weiss, sich so zuge- 
tragen bat, wie er behauptet. Hier hat A eine auch ob- 
jectiv falsche Aussage abgegeben und darum, nicht wegen 
seiner bösen Absicht, sich des vollendeten Delictes schuldig 
gemacht. *) 



>) Vgl. die treffenden Worte des Altmeisters Rossi in c. 30: 
„On ne peut commencer que ce qui est possible; car l'id^e de com- 
mencement suppose la possibilitö d'atteindre le but par Tapplication 
plus Oll moins prolong6e du moyen." 

2) Schütze S. 310 Anm. 10, Schwarze S. 424, Oppenhoff 
17 ad 153. Texeira p. 108 f. Von den Oesterreichem Herbst und 
Wessely. Vgl. noch G. M. S. 231 ff. 

3) Heffter § 410 Anm. 2, Marezoll S. 576, auch G. M. S. 231. 

4) So 0. T. v. 7./9 1860 (G.-A. VIII. S. 605); Günther S. 109, 
G. M. S. 231, Dollraann S. 521 Anm. 18; Oppenhoff 10 ad 154, 
Motive zum braunschweig. St.-G.-B. Art. 260. 



- 47 — 

Umstand an Bedeuklichkeit nicht nach. Nach dem Zeug- 
nisse eines Mannes^ der wie kaum ein anderer berechtigt 
ist, von seinen „Erfahrungen" zu sprechen, pflegen die Ge- 
schworenen auch dann, wenn der Beweis des dolus voll- 
jständig erbracht ist, in leichteren Fällen unter Verneinung 
der Hauptfrage die auf fahrlässigen Falscheid gestellte Zu- 
satzfrage zu bejahen, um den Eintritt der Zuchthausstrafe 
aaszuschliessen. ') 

Man darf gegen diese Bedenken nicht wie es wieder- 
holt geschehen ist, einwenden, dass sie ein Misstrauens- 
votum gegen das Institut der Geschworenen enthielten, oder 
dass auch in anderen Fällen die Fahrlässigkeit neben dem 
Vorsatze gestraft und dadurch dieselbe Gefahr herbeige- 
führt werde. Durch eine Vertuschung der unläugbaren Män- 
gel des Schwurgerichtes werden demselben gewiss keine 
neuen Freunde erworben, und der fahrlässige Falscheid 
steht mit den übrigen fahrlässigen Delicten durchaus nicht 
auf gleicher Stufe; gerade hier ist die Unterscheidung // 
zwischen Dolus und Culpa eine äusserst schwierige imd f 
veranlasst ja selbst den rechtsgelehrten Richter häufig ge- i 
nug zu Irrthümem. Man muss eben auf derartige feinere, 
nur dem geschulten Juristen zugängliche Unterscheidungen 
verzichten, wenn man von der Einführung der „volksthüm- 
lichen Auffassung*' in die Strafrechtspflege so besondere Vor- 
theile erwartet. 

Es gäbe, denke ich, ein ebenso wirksames und ent- 
schieden besseres Mittel, um jenen „practischen Bedürfnissen" 
gerecht zu werden. Jeder Practiker dürfte bestätigen, dass 
in vielen Fällen von allen bei Gericht, insbesondere bei 
Strafverhandlungen thätigen Personen, jede durch das Ge- 
setz gestattete Pression auf dea Zeugen ausgeübt wird, 
um denselben zu bestimmten unzweifelhaften Aussagen zu 
veranlassen. Der Zeuge, der über ein vielleicht monatelang 
zurückliegendes Ereigniss aussagen soll^ wird von dem 



>j Schwarze Bemerkungen S. 69. 
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Vorsitzenden vernommen, vom Staatsanwalt und Vertheidi- 
ger im Kreuzverhöre in die Enge getrieben, die „Abwei- 
chungen" von den in der Voruntersuchung gemachten Anga- 
ben, die ja so oft in der unvermeidlichen Ungenauigkeit 
einer schriftlichen Fixirung ihren Grund haben, werden ihm 
vorgehalten, und von allen Seiten fragt man mit strenger 
Miene, aus welcher die Drohung mit strafgerichtlicher Ver- 
folgung hervorleuchtet: ja, wissen Sie es oder wissen Sie 
es nicht? Kann man es dem Manne verargen, wenn er 
statt der Wahrheit gemäss die Unsicherheit seiner Wahr- 
nehmungen zu betonen, statt zuzugeben, dass er sich nicht 
mehr genau an den Fall erinnern könne, und die in den 
Plaidoyers drohende levis macula einer „schwankenden, 
keinen Glauben verdienenden Aussage" in Geduld auf sich 
zu nehmen — durch eine plötzliche Anstrengung seines 
Erinnerungsvermögens eine völlig bestimmte Antwort zu 
Stande bringt, und aussagt wie Vorsitzender, Staatsanwalt 
L- und Vertheidiger es wünschen? Man steuere diesem Un- 
wesen, man verhalte den Zeugen, den Grund seines Dafür- 
haltens anzugeben, man warne ihn davor, in categorischer 
Weise auszusprechen, was er nur vermuthet, vielleicht aus 
entfernten Judicien schliesst — und manche fahrlässige fal- 
sche Aussage wird im Keime unterdrückt werden. Aber das 
doppelte Damoclesschwert des § 163 einerseits und der 
gerichtlichen Pression andererseits über dem Haupte des 
Zeugen schweben zu lassen, der vielleicht mit nicht unbe- 
deutenden persönlichen Opfern seine Staatsbürgerpflioht er- 
füllt, das kann weder noth wendig noch zweckmässig sein! 
Noch weniger aber empfiehlt sich die Bestrafung des 
fahrlässigen Falscheides in eigener Sache. So lange unser 
Civilprocess festhält an den eratarrten Formen des normirten 
Parteieneides, so lange ein nicht unbedeutender Grad von 
juristischer Fachbildung dazu gehört, um de^n Eidessatz über- 
haupt nur verstehen zu können, so lange trägt auch der 
Gesetzgeber die Verantwortung für derartige, nur zu leicht 
mögliche Missverständnisse, i h n trifft der Vorwurf der Fahr- 
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lassigkeit und nicht den 8chwörenden^ der aus diesen Irr- J 
gangen den Ausweg nicht findet. Also auch hier liegt das 
Mittel zur Abhilfe anderswo als in der allerdings bequemen 
Einschiebung eines neuen Strafparagraphen. 

Begriflf und Wesen der strafrechtlichen Culpa sind gerade 
in der allerjüngsten Zeit Gegenstand eingehender Untersuchun- 
gen gewesen. Allerdings steht das gewonnene Resultat in 
keinem Verhältnisse zur aufgewandten Mühe und insbesondere 
V. Bar's vielbesprochene Regel des Lebens hat die herrschende 
Ansicht zwar erschüttert, aber keineswegs umgestossen. Es 
kann hier natürlich auf eine Kritik der verschiedenen Mei- 
nungen nicht eingegangen werden; eine allerdings nicht 
unbedeutende Abweichung abgerechnet, gelangen wir übri- 
gens von allen verschiedenen Ausgangspunkten, auch für 
die fahrlässige falsche Aussage zu denselben Resultaten. 

Die Merkmale der fahrlässigen falschen Aussage sind : 
1. Die Unwahrheit der Aussage; 2. die Ueberzeugung des 
Aussagenden von der Wahrheit der Aussage; 3. die Schuld- 
haftigkeit dieser Ueberzeugung, wobei das Verschulden eben 
darin besteht, dass sich der Aussagende bei gehöriger Auf- 
merksamkeit und bei Anwendung der erforderlichen Sorg- 
falt die Ueberzeugung von dem Gegentheile hätte verschaffen 
können. Nach v. Bar bildet bei Entscheidung dieser Frage 
die diligentia boni patris familias den Massstab, während 
nach der herrschenden Ansicht, der ich mich hier vollstän- 
dig anschliesse, die Individualität des Aussagenden, also die 
diligentia quam suis, wenn man schon durchaus einen römi- 
schen Ausdruck haben will, allein zu berücksichtigen ist. ') 

*) Der bei Oppenhoff 4 ad 163 ausgesprochene Satz: „Auf 
den Grad der Fahrlässigkeit kommt nichts an^^ ist in dieser Allgemein- 
heit gewiss unrichtig. Vgl. dagegen die treffenden Bemerkungen bei 
Wahlberg, S. 96: „was aber der Handelnde voraussehen konnte; 
das kann stets nur in Rücksicht auf seine geistige Individualität und 
seine individuelle Lebenslage beurtheilt werden"; S. 123: „nicht um 
die Schuld eines ^gewöhnlichen Menschen, einzig und allein um das 
Verschulden dieses einen Individums handelt es sich, mit diesem allein 
ist der eingetretene Erfolg in Verbindung zu setzen/ 

Liszt, falsche Aussage. 4 
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Die Anwendung dieser Grundsätze auf den Wahr- 
heitseid bietet keine besonderen Schwierigkeiten. Dass 
auch in dem Verschweigen von Thatsachen Fahrlässigkeit 
liegen kann, ') ist ohne weiteres, wenn auch unter den 
unten in § 9 zu erwähnenden Voraussetzungen zuzugeben. 
Dagegen halte ich den von Oppenhoff im Anschlüsse an 
das Berliner 0. T. ^) ausgesprochenen Grundsatz, dass fahr- 
lässiger Falscheid dann vorliegen könne, wenn die Behaup- 
tung dem Wortlaute nach wahr, aber unwahr in dem Sinne 
ist, auf welchen es der Sachlage nach allein ankommt, für 
ganz unhaltbar. Ist die Behauptung dem Wortlaute nach 
wahr, so kann, wie unten gezeigt werden soll, von einer 
falschen Aussage überall nicht gesprochen werden*, steht 
man aber auf dem entgegengesetzten Standpunkte, legt man 
das Gewicht auf den Sinn des Eidessatzes und hat der Aus- 
sagende mit dem Bewusstsein geschworen, dass seine Be- 
hauptung diesem Sinne widerspricht, dann kann consequent 
nur Meineid, nicht aber fahrlässiger Falscheid angenonunen 
werden, zu welchem nicht weniger als alle oben aufge- 
zählten Merkmale fehlen. 

Dagegen ist beim Glaubenseide m. E. fahrläs- 
siger Falscheid geradezu undenkbar.^) Regel- 
mässig nimmt man diesen an, *) wenn der Aussagende zwar 
an die Richtigkeit seiner Behauptung glaubt, dieser Glaube 
selbst aber auf Fahrlässigkeit beruht. Diese Construction ist 
gewiss unrichtig; denn das erste Erforderniss, auch des fahr- 
lässigen Falscheides, ist die Falschheit der Aussage. Wenn 
aber der Aussagende wirklich glaubt, was er zu glauben 
vorgibt, dann liegt eben keine falsche Aussage überhaupt, 

») Vgl. Schwarze S. 425 und dasbei Kraewel G. S. XX. 
(186S) S. 414 angeführte Beispiel. 

2) 0. T. vom 13./5. 1868 (G. A. XVI. S. 511) u. Oppenhoff 
4 ad 163. 

3) Ebenso Gross im Arch. des Cr. R. 1855 S. 1 ff. 

*) Fuchs S. 315, Krug IL S. 154, Schwarze S. 424, Op- 
penhoff 2 ad 163; sächs. O.-A.-G. v. 5./1. 1872 (G.-A. XXI. 
S. 601.) 
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also auch keine fahrlässige falsche Aussage vor. Es Hesse 
sich nur dann Fahrlässigkeit annehmen, wenn der Aussa- 
gende sich selbst schuldhafter Weise über seinen Glauben 
täuscht, wenn er behauptet zu glauben, während er in 
Wirklichkeit nicht glaubt, mit anderen Worten, wenn er 
fahrlässig glaubt, dass er glaube. Es leuchtet ein, 
dass wir es hier mit einem juristisch verwerthbaren BegriflFe 
nicht mehr zu thun haben. 

Noch grössere Schwierigkeiten bietet der Ignoranz- 
eid. Die Möglichkeit eines fahrlässigen Falscheides ist 
hier im Principe unbedingt zuzugeben. *) Der Ignoranzeid ist 
(dolos) falsch, wenn der Schwörende, welcher von der Sache 
nichts zu wissen vorgibt, etwas von derselben weiss. Wenn 
er nun nichts zu wissen glaubt, diese bona fides aber bei 
besserer Anstrengung seines Erinnerungsvermögens nicht 
vorhanden wäre, wenn er also fahrlässiger Weise über sein 
Nichtwissen sich täuscht: ist die Construction des fahrlässi- 
gen Eides gegeben. Auch hier sind die gewöhnlich ge- 
äusserten Ansichten vielfach unhaltbar. Dies gilt insbe- 
sonders von jener Form des Ignoranzeides, welche dahin 
geht, „dass dem Aussagenden ungeachtet der angewende- 

• 

ten Bemühungen über die betreffende Thatsache nichts oder 
nur das von ihm Angegebene bekannt geworden sei." ^) Falsch 
ist dieser Ignoranzeid in folgenden Fällen : 1. Wenn der Schwö- 
rende gar keine Bemühungen angewendet hat; 2. wenn er 
zwar Bemühungen angewendet und durch diese nichts 
eriahren hat, dagegen anderswoher um die Sache weiss. 
Wird der Schwur nun geleistet im Bewusstsein von der 
Unwahrheit des Eides, weiss also der Schwörende, dass 



Vgl. G.-A. VI S. 224 ff, und dazu Mittermaie r G.-S. XII. 
(1860) S. 159 (vielfach unrichtig), Oppenhoff 2 ad 163, G. A. XII. 
S. 424. Femer 0. T. v. 12./3. 185S, 30./6. 1869, 7./9. 1874 (G.-A. VI. 
S. 234, XVII. S. 655 f., XXII. S. 596); O.-A.-G. Dresden 5./1. 1872 
(G.-A. XXI. S. 601). 

») Vgl. hierüber Schwarze S. 424 Anin. **), dem ich aber in 
vielen Einzelheiten nicht beistimmen kann. 

4« 
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er keine Berntthuiigen angewendet hat^ oder dass ihm die 
Sache anderswoher bekannt geworden, so liegt nicht fahrlässi- 
ger Falscheid, sondern do loser Meineid, und zwar im 
ersten Falle auch dann vor, wenn die Thatsache, über 
welche der Eid zu leisten ist, nicht unwahr sein sollte. 
Dies ist der Punkt, der regelmässig übersehen wird. Fahr- 
lässigkeit können wir uns auch hier wieder nur auf die 
oben angegebene Art construiren: ad 1. der Schwörende 
glaubt Bemühungen angewendet zu haben^ hat es aber in 
Wirklichkeit nicht gethan ; ad 2. er g 1 a u b t nicht zu wissen, 
weiss aber doch. Der zweite Fall steht dem einfachen 
Ignoranzeide völlig gleich ; der erste aber dürfte wohl kaum 
practisch möglich sein. Lautet die Formel nicht auf „Be- 
mühungen" schlechthin, sondern auf „sorgfältige Bemühun- 
gen", so könnte in dem Irrthum über den angewendeten 
Grad der Sorgfalt Fahrlässigkeit gelegen sein. Auch 
dieser Fall wird in der Regel unter Voraussetzung gehöri- 
ger Belehrung durch den Richter in den dolos - falschen 
Ignoranzeid übergehen. 

Dass auch der Manifestationseid, soweit der- 
selbe assertorische Bestandtheile enthält, fahrlässig falsch 
abgelegt werden kann, ist, abgesehen von positivrechtlichen 
Bestimmungen selbstverständlich. Dagegen wurde auf dem 
Gebiete des preussischen Rechtes die Strafbarkeit vielfach 
unter Berufung auf § 33, Tit. 22, Tbl. 1 der A.-G.-O. be- 
stritten.') Das Berliner 0. T. hat aber, und zwar mit 
vollem Rechte, in mehreren Entscheidungen den Grundsatz 
festgehalten, 2) dass jener § 33 als durch A. 2. der Ver- 
fassung für den norddeutschen Bund, beziehungsweise für 
das deutsche Reich aufgehoben zu betrachten sei, mithin 
der Strafbarkeit des fahrlässigen assertorischen Manifesta- 
tionseides kein Hinderniss im Wege stehe. Es scheinen 

') Vgl. insbesondere die Ausführungen des preuss. General-Staats- 
anwaltes in G.-A. XIX. S. 678. 

») 0. T. 8./2 1864 (R.-S. IV. S. 338), 29./9 1871, 8./5 1873 
(G.-A. XIX. S. 677, XXI. S. 352). 
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jedoch auch hier MiBsverdtändnisse über den BegriflF der 
Fahrlässigkeit obzuwalten. Wenn der Schwörende ge- 
wisse zu seinem Vermögen gehörige Gegenstände absicht- 
lich verschweigt, weil er glaubt, zur Angabe derselben nicht 
yei*pflichtet zu sein (dies war der Fall in dem angeführten 
E. des 0. T. vom 8. Mai 1873), so liegt kein fahrlässiger, 
sondern ein doloser Falscheid vor. Das Falsche der Aus- 
sage besteht in ihrer Nichtübereinstimmung mit der Wirk- 
lichkeit, der dolus in dem Wissen von dieser Nichtüberein- 
stimmung, die Fahrlässigkeit in dem verschuldeten Nicht- 
wissen. In dem vorliegenden Falle nun wusste der 
Schwörende, dass sein Vermögensverzeichniss nicht vollstän- 
dig sei, glaubte aber berechtigt zu sein, das Verzeichniss 
in dieser Form vorzulegen und eidlich zu bekräftigen. Der 
Fall ist analog demjenigen zu behandeln, wenn der Schwö- 
rende in der vollen Ueberzeugung in seinem Rechte zu sein, 
eben darum wissentlich eine unwahre Angabe eidlich be- 
stärkt. Hier ist durch das Wissen der Dolus gegeben und 
die Fahrlässigkeit bezieht sich nicht auf dieses Wissen 
von der Nichtübereinstimmung, sondern auf die innere 
Ueberzeugung, zu diesem an sich als verboten erkannten 
Vorgehen berechtiget zu sein. Es kann also nicht fahrlässi- 
ger, sondern nur doloser Meineid, wenn auch unter mildern- 
den Umständen, angenommen werden. Dagegen würde 
Fahrlässigkeit vorliegen, wenn der Schwörende sich in 
bona fide befindet, alle seine Vermögensstücke angegeben 
zu haben, aber bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt hätte 
wissen müssen, dass er mehrere derselben nicht angegeben 
habe. Auch hier zeigt sich also wieder, dass die Be- 
strafung des fahrlässigen Falscheides in der Praxis die von 
dem Gesetze selbst nicht gewollte Zulassung von mildernden 
Umständen völlig ersetzt. 

Schliesslich noch eine Bemerkung: die deutschen 
Motive wollen den Einwand J o h n's , dass beim fahrlässigen 
Falscheid ausnahmsweise nicht ein fahrlässiges Handeln, 
sondern fahrlässige Unwissenheit bestraft werde, mit 
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staltnng bietet nicht die geringsten Schwierigkeiten und 
kann sogar, ohne dass eine Gesetzesändernng unamgänglich 
nothwendig wäre, durch eine formlose Ermahnung des die 
Aussage abnehmenden Beamten überflüssig gemacht werden. 

Dagegen weist gerade das „practische Bedürthiss", 
das man vielfach für die Bestrafung geltend zu machen 
versuchte, wenn wir es mit unbefangenem Auge betrachten, 
auf die naheliegende Gefahr eines für die Rechtssprechung 
wie für den davon betroffenen Einzelnen gleich verhäng- 
nissvollen Missbrauches hin, zu welchem die Strafbestim- 
mung gegen die fahrlässige falsche Aussage Veranlassung 
bietet. Dass Jemand bona fide eine Thatsache für wahr 
hält, während er bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt die 
Ueberzeugung vom Gegentheile sich hätte verschaffen kön- 
nen, mag, wenn auch nur selten, vorkommen; allein eine . ^t 
Straf bestimmung ist hier nicht nothwendi^/*Durch verstau- /'^V*'/ 
diges Befragen über die ratio seien tiae von Seite des Richters, ^^i z r' 
dürfte einerseits für diesen die Glaubwürdigkeit der Aussage / 

leicht feststellbar sein, während andererseits auch bei dem^^^^^*^*^ 
Aussagenden selbst dadurch die leichtsinnig gewonnene J^^ygyh 
bona fides erschüttert werden dürfte. Sobald aber dies der ^) 1 
Fall, sobald der Zweifel an die Stelle der Ueberzeugung ^ *c^ 
tritt, geht auch der fahrlässige Falscheid in eigentlichen ^^.^,, 
Meineid über. Es bleibt somit für die Anwendbarkeit der/^'V^ 
Strafbestimmung nur das allerdings weite Gebiet jener Fälle, -iCA/' 
in welchen ein Nachweis des Dolus nicht zu erbringen ist und 
wo man daher — sit venia verbo — wegen eines „Man- 
gels am Thatbestande^ die poena extraordinaria nach 
§ 163 R.-St.-G.-B. eintreten lässt. ') 

Diesem „practischen Bedürfnisse" steht ein anderer 



») Vgl. John I. S. 379; „Die Gefahr, welche der Rechtsord- 
nung daraus erwächst, dass einzelne Fälle culposen Meineides unbestraft 
bleiben, ist jedenfalls geringer als die Gefahr, . . . dass durch Aufstel- 
lung des Delictes des fahrlässigen Meineides die Geschwomen förmlich 
dazu provocirt werden, der voUen Verantwortlichkeit für ihr Verdict 
sich zu entledigen". -> "^ ' -"^ \/ 
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Umstand an Bedeukliclikeit nicht nach. Nach dem Zeug- 
nisse eines Mannes, der wie kaum ein anderer berechtigt 
ist, von seinen „Erfahrungen" zu sprechen, pflegen die Ge- 
schworenen auch dann, wenn der Beweis des dolus voU- 
jständig erbracht ist, in leichteren Fällen unter Verneinung 
der Hauptfrage die auf fahrlässigen Falscheid gestellte Zu- 
satzfrage zu bejahen, um den Eintritt der Zuchthausstrafe 
auszuschliessen. <) 

Man darf gegen diese Bedenken nicht wie es wieder- 
holt geschehen ist, einwenden, dass sie ein Misstrauens- 
votum gegen das Institut der Geschworenen enthielten, oder 
dass auch in anderen Fällen die Fahrlässigkeit neben dem 
Vorsatze gestraft und dadurch dieselbe Gefahr herbeige- 
führt werde. Durch eine Vertuschung der unläugbaren Män- 
gel des Schwurgerichtes werden demselben gewiss keine 
neuen Freunde erworben, und der fahrlässige Falscheid 
steht mit den übrigen fahrlässigen Delicten durchaus nicht 
auf gleicher Stufe; gerade hier ist die Unterscheidung / 
zwischen Dolus und Culpa eine äusserst schwierige imd ' 
veranlasst ja selbst den rechtsgelehrten Richter häufig ge- i 
nug zu Irrthümem. Man muss eben auf derartige feinere, 
nur dem geschulten Juristen zugängliche Unterscheidungen 
verzichten, wenn man von der Einführung der „volksthüm- 
lichen Auffassung"" in die Strafrechtspflege so besondere Vor- 
theile erwartet. 

Es gäbe, denke ich, ein ebenso wirksames und ent- 
schieden besseres Mittel, um jenen „practischen Bedürfnissen" 
gerecht zu werden. Jeder Practiker dürfte bestätigen, dass 
in vielen Fällen von allen bei Gericht, insbesondere bei 
Strafverhandlungen thätigen Personen, jede durch das Ge- 
setz gestattete Pression auf dea Zeugen ausgeübt wird, 
um denselben zu bestimmten unzweifelhaften Aussagen zu 
veranlassen. Der Zeuge, der über ein vielleicht monatelang 
zurückliegendes Ereigniss aussagen soU^ wird von dem 



>j Schwarze Bemerkungen S. 69. 
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Vorsitzenden vernommen, vom Staatsanwalt und Vertheidi- 
ger im Kreuzverhöre in die Enge getrieben, die „Abwei- 
chungen'* von den in der Voruntersuchung gemachten Anga- 
ben, die ja so oft in def unvermeidlichen Ungenaaigkeit 
einer schriftlichen Fixirung ihren Grund haben, werden ihm 
vorgehalten, und von allen Seiten fragt man mit strenger 
Miene, aus welcher die Drohung mit strafgerichtlicher Ver- 
folgung hervorleuchtet: ja, wissen Sie es oder wissen Sie 
es nicht? Kann man es dem Manne verargen, wenn er 
statt der Wahrheit gemäss die Unsicherheit seiner Wahr- 
nehmungen zu betonen, statt zuzugeben, dass er sich nicht 
mehr genau an den Fall erinnern könne, und die in den 
Plaidoyers drohende levis macula einer „schwankenden, 
keinen Glauben verdienenden Aussage" in Geduld auf sich 
zu nehmen — durch eine plötzliche Anstrengung seines 
Erinnerungsvermögens eine völlig bestimmte Antwort zu 
Stande bringt, und aussagt wie Vorsitzender, Staatsanwalt 
U. und Vertheidiger es wünschen? Man steuere diesem Un- 
wesen, man verhalte den Zeugen, den Grund seines Dafür- 
haltens anzugeben, man wanie ihn davor, in categorischer 
Weise auszusprechen, was er nur vermuthet, vielleicht aus 
entfernten Indicien schliesst — und manche fahrlässige fal- 
sche Aussage wird im Keime unterdrückt werden. Aber das 
doppelte Damoclesschwert des § 163 einerseits und der 
gerichtlichen Pression andererseits über dem Haupte des 
Zeugen schweben zu lassen, der vielleicht mit nicht unbe- 
deutenden persönlichen Opfern seine Staatsbürgerpflicht er- 
füllt, das kann weder noth wendig noch zweckmässig sein! 
Noch weniger aber empfiehlt sich die Bestrafung des 
fahrlässigen Falscheides in eigener Sache. So lange unser 
Civilprocess festhält an den erstarrten Formen des normirten 
Parteieneides, so lange ein nicht unbedeutender Grad von 
juristischer Fachbildung dazu gehört, um den Eidessatz über- 
haupt nur verstehen zu können, so lange trägt auch der 
Gesetzgeber die Verantwortung für derartige, nur zu leicht 
mögliche Missverständnisse, i h n triflft der Vorwurf der Fahr- 
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lässigkeit und nicht den Schwörenden^ der aus diesen Irr- J 
gangen den Ausweg nicht findet. Also auch hier liegt das 
Mittel zur Abhilfe anderswo als in der allerdings bequemen 
Einschiebung eines neuen Strafparagraphen. 

Begriff und Wesen der strafrechtlichen Culpa sind gerade 
in der allerjüngsten Zeit Gegenstand eingehender Untersuchun- 
gen gewesen. Allerdings steht das gewonnene Resultat in 
keinem Verhältnisse zur aufgewandten Mühe und insbesondere 
V. Bar's vielbesprochene Regel des Lebens hat die herrschende 
Ansicht zwar erschüttert, aber keineswegs umgestossen. Es 
kann hier natltrlich auf eine Kritik der verschiedenen Mei- 
nungen nicht eingegangen werden; eine allerdings nicht 
unbedeutende Abweichung abgerechnet, gelangen wir übri- 
gens von allen verschiedenen Ausgangspunkten, auch für 
die fahrlässige falsche Aussage zu denselben Resultaten. 

Die Merkmale der fahrlässigen falschen Aussage sind ; 
1. Die Unwahrheit der Aussage; 2. die Ueberzeugung des 
Aussagenden von der Wahrheit der Aussage; 3. die Schuld- 
haftigkeit dieser Ueberzeugung, wobei das Verschulden eben 
darin besteht, dass sich der Aussagende bei gehöriger Auf- 
merksamkeit und bei Anwendung der erforderlichen Sorg- 
falt die Ueberzeugung von dem Gegentheile hätte verschaffen 
können. Nach v.Bar bildet bei Entscheidung dieser Frage 
die diligentia boni patris familias den Massstab, während 
nach der heiTschenden Ansicht, der ich mich hier vollstän- 
dig anschliesse, die Individualität des Aussagenden, also die 
diligentia quam suis, wenn man schon durchaus einen römi- 
schen Ausdruck haben will, allein zu berücksichtigen ist. ') 

*) Der bei Oppenhoff 4 ad 163 ausgesprochene Satz: „Auf 
den Grad der Fahrlässigkeit kommt nichts an" ist in dieser Allgemein- 
heit gewiss unrichtig. Vgl. dagegen die treffenden Bemerkungen bei 
Wahlberg, S. 96: „was aber der Handelnde voraussehen konnte; 
das kann stets nur in Rücksicht auf seine geistige Individualität und 
seine individuelle Lebenslage beurtheilt werden"; S. 123: „nicht um 
die Schuld eines ^ gewöhnlichen Menschen, einzig und allein um das 
Verschulden dieses einen Individums handelt es sich, mit diesem aliein 
ist der eingetretene Erfolg in Verbindung zu setzen.** 

Liszt, falsche Aussage. 4 
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Die Anwendung dieser Grundsätze auf den Wahr- 
heitseid bietet keine besonderen Schwierigkeiten. Dass 
auch in dem Verschweigen von Thatsachen Fahrlässigkeit 
liegen kann, ') ist ohne weiteres, wenn auch unter den 
unten in § 9 zu erwähnenden Voraussetzungen zuzugeben. 
Dagegen halte ich den von Oppenhoff im Anschlüsse an 
das Berliner 0. T. ^) ausgesprochenen Grundsatz, dass fahr- 
lässiger Falscheid dann vorliegen könne, wenn die Behaup- 
tung dem Wortlaute nach wahr, aber unwahr in dem Sinne 
ist, auf welchen es der Sachlage nach allein ankommt, für 
ganz unhaltbar. Ist die Behauptung dem Wortlaute nach 
wahr, so kann, wie unten gezeigt werden soll, von einer 
falschen Aussage tiberall nicht gesprochen werden; steht 
man aber auf dem entgegengesetzten Standpunkte, legt man 
das Gewicht auf den Sinn des Eidessatzes und hat der Aus- 
sagende mit dem Bewusstsein geschworen, dass seine Be- 
hauptung diesem Sinne widerspricht, dann kann consequent 
nur Meineid, nicht aber fahrlässiger Falscheid angenonunen 
werden, zu welchem nicht weniger als alle oben aufge- 
zählten Merkmale fehlen. 

Dagegen ist beim Glaubenseide m. E. fahrläs- 
siger Falscheid geradezu undenkbar.^) Regel- 
mässig nimmt man diesen an, *) wenn der Aussagende zwar 
an die Richtigkeit seiner Behauptung glaubt, dieser Glaube 
selbst aber auf Fahrlässigkeit beruht. Diese Construction ist 
gewiss unrichtig; denn das erste Erforderniss, auch des fahr- 
lässigen Falscheides, ist die Falschheit der Aussage. Wenn 
aber der Aussagende wirklich glaubt, was er zu glauben 
vorgibt, dann liegt eben keine falsche Aussage überhaupt, 

Vgl. Schwarze S. 425 und das'bei Kraewel G. S. XX. 
(186S) S. 414 angeführte Beispiel. 

2) 0. T. vom 13./5. 1868 (G. A. XVI. S. 511) u. Oppenhoff 
4 ad 163. 

3) Ebenso Gross im Arch. des Gr. R. 1855 S. 1 ff. 

*) Fuchs S. 315, Krug IL S. 154, Schwarze S. 424, Op- 
penhoff 2 ad 163; sächs. O.-A.-G. v. 5./1. 1872 (G,-A. XXI. 
S. 601.) 
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also auch keine fahrlässige falsche Aussage vor. Es Hesse 
sich nur dann Fahrlässigkeit annehmen, wenn der Aussa- 
gende sich selbst schuldhafter Weise über seinen Glauben 
täuscht, wenn er behauptet zu glauben, während er in 
Wirklichkeit nicht glaubt, mit anderen Worten , w e n n e r 
fahrlässig glaubt, dass er glaube. Es leuchtet ein, 
dass wir es hier mit einem juristisch verwerthbaren BegriflFe 
nicht mehr zu thun haben. 

Noch grössere Schwierigkeiten bietet der Ignoranz- 
eid. Die Möglichkeit eines fahrlässigen Falscheides ist 
hier im Principe unbedingt zuzugeben. *) Der Ignoranzeid ist 
(dolos) falsch, wenn der Schwörende, welcher von der Sache 
nichts zu wissen vorgibt, etwas von derselben weiss. Wenn 
er nun nichts zu wissen glaubt, diese bona fides aber bei 
besserer Anstrengung seines Erinnerungsvermögens nicht 
vorhanden wäre, wenn er also fahrlässiger Weise über sein 
Nichtwissen sich täuscht : ist die Construction des fahrlässi- 
gen Eides gegeben. Auch hier sind die gewöhnlich ge- 
äusserten Ansichten vielfach unhaltbar. Dies gilt insbe- 
sonders von jener Form des Ignoranzeides, welche dahin 
geht, „dass dem Aussagenden ungeachtet der angewende- 
ten Bemühungen über die betreffende Thatsache nichts oder 
nur das von ihm Angegebene bekannt geworden sei." ^) Falsch 
ist dieser Ignoranzeid in folgenden Fällen: 1. Wenn der Schwö- 
rende gar keine Bemühungen angewendet hat; 2. wenn er 
zwar Bemühungen angewendet und durch diese nichts 
eri ahren hat, dagegen anderswoher um die Sache weiss. 
Wird der Schwur nun geleistet im Bewusstsein von der 
Unwahrheit des Eides, weiss also der Schwörende, dass 



») Vgl. G.-A. VI S. 224 ff. und dazu Mittermaie r G.-S. XII. 
(1860) S. 159 (vielfach unrichtig), Oppenhoff 2 ad 163, G. A. XII. 
S. 424. Femer 0. T. v. 12./3. 1858, 30./6. 1869, 7./9. 1874 (G.-A. VI. 
S. 234, XVII. S. 655 f., XXIl. S. 596); O.-A.-G. Dresden 5./1. 1872 
(G.-A. XXL S. 601). 

«) Vgl. hierüber Schwarze S. 424 Anm. **), dem ich aber in 
vielen Einzelheiten nicht beistimmen kann. 

4* 
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er keine Bemühuiigen angewendet hat, oder dass ihm die 
Sache anderswoher bekannt geworden, so liegt nicht fahrlässi- 
ger Falscheid, sondern do loser Meineid, und zwar im 
ersten Falle auch dann vor, wenn die Thatsache, über 
welche der Eid zu leisten ist, nicht unwahr sein sollte. 
Dies ist der Punkt, der regelmässig ttbersehen wird. Fahr- 
lässigkeit können wir uns auch hier wieder nur auf die 
oben angegebene Art construiren: ad 1. der Schwörende 
glaubt Bemühungen angewendet zu haben^ hat es aber in 
Wirklichkeit nicht gethan ; ad 2. er g 1 a u b t nicht zu wissen, 
weiss aber doch. Der zweite Fall steht dem einfachen 
Ignoranzeide völlig gleich ; der erste aber dürfte wohl kaum 
practisch möglich sein. Lautet die Formel nicht auf „Be- 
mühungen" schlechthin, sondern auf „sorgfältige Bemühun- 
gen", so könnte in dem Irrthum über den angewendeten 
Grad der Sorgfalt Fahrlässigkeit gelegen sein. Auch 
dieser Fall wird in der Regel unter Voraussetzung gehöri- 
ger Belehrung durch den Richter in den dolos - falschen 
Ignoranzeid übergehen. 

Dass auch der Manifestation seid, soweit der- 
selbe assertorische Bestandtheile enthält, fahrlässig falsch 
abgelegt werden kann, ist, abgesehen von positivrechtlichen 
Bestimmungen selbstverständlich. Dagegen wurde auf dem 
Gebiete des preussischen Rechtes die Strafbarkeit vielfach 
unter Berufung auf § 33, Tit. 22, Tbl. 1 der A.-G.-O. be- 
stritten.') Das Berliner 0. T. hat aber, und zwar mit 
vollem Rechte, in mehreren Entscheidungen den Grundsatz 
festgehalten, 2) dass jener § 33 als durch A. 2. der Ver- 
fassung für den norddeutschen Bund, beziehungsweise für 
das deutsche Reich aufgehoben zu betrachten sei, mithin 
der Strafbarkeit des fahrlässigen assertorischen Manifesta- 
tionseides kein Hinderniss im Wege stehe. Es scheinen 

') Vgl. insbesondere die Ausführungen des preuss. General-Staats- 
anwaltes in G.-A. XIX. S. 678. 

») 0. T. 8./2 1864 (R.-S. IV. S. 338), 29./9 1871, 8./5 1873 
(G.-A. XIX. S. 677, XXI. S. 352). 
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jedoch aach hier Missverständnisse über den Begriff der 
Fahrlässigkeit obzuwalten. Wenn der Schwörende ge- 
wisse zu seinem Veimögen gehörige Gegenstände absicht- 
lich vei-schweigt, weil er glaubt, zur Angabe derselben nicht 
verpflichtet zu sein (dies war der Fall in dem angeführten 
V, des 0. T. vom 8. Mai 1873), so liegt kein fahrlässiger, 
sondern ein doloser Falscheid vor. Das Falsche der Aus- 
sage besteht in ihrer Nichtübereinstimmung mit der Wirk- 
lichkeit, der dolus in dem Wissen von dieser Nichtüberein- 
stimmung, die Fahrlässigkeit in dem verschuldeten Nicht- 
wissen. In dem vorliegenden Falle nun wusste der 
Schwörende, dass sein Vermögensverzeichniss nicht vollstän- 
dig sei, glaubte aber berechtigt zu sein, das Verzeichniss 
in dieser Form vorzulegen und eidlich zu bekräftigen. Der 
Fall ist analog demjenigen zu behandeln, wenn der Schwö- 
rende in der vollen Ueberzeugung in seinem Rechte zu sein, 
eben darum wissentlich eine unwahre Angabe eidlich be- 
stärkt. Hier ist durch das Wissen der Dolus gegeben und 
die Fahrlässigkeit bezieht sich nicht auf dieses Wissen 
von der Nichtübereinstimmung, sondern auf die innere 
Ueberzeugung, zu diesem an sich als verboten erkannten 
Vorgehen berechtiget zu sein. Es kann also nicht fahrlässi- 
ger, sondern nur doloser Meineid, wenn auch unter mildern- 
den Umständen, angenommen werden. Dagegen würde 
Fahrlässigkeit vorliegen, wenn der Schwörende sich in 
bona fide befindet, alle seine Vermögensstücke angegeben 
zu haben, aber bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt hätte 
wissen müssen, dass er mehrere derselben nicht angegeben 
habe. Auch hier zeigt sich also wieder, dass die Be- 
strafung des fahrlässigen Falscheides in der Praxis die von 
dem Gesetze selbst nicht gewollte Zulassung von mildernden 
Umständen völlig ersetzt. 

Schliesslich noch eine Bemerkung: die deutschen 
Motive wollen den Einwand John^s, dass beim fahrlässigen 
Falscheid ausnahmsweise nicht ein fahrlässiges Handeln, 
sondern fahrlässige Unwissenheit bestraft werde, mit 



delt, weder des Zeugen noch des Sachverständigen beson- 
der ei*wähnt. Daraiu ergäbe sich nnn, wäre die hier 
bekämpfte Ansicht richtig, die eigenthfiroliche und vom Ge- 
setzgeber gewiss nicht gewollte Consequenz, dass das falsche 
Gutachten besti*aft werden könne, wenn es nicht eidlich ab- 
gegeben, dagegen unbestraft bleiben mttsste, wenn es eidlich 
bekräftigt wurde. ' Schon diese Gonsequenz dürfte die An- 
sicht selbst als eine unhaltbare hinstellen. rt)azn folgt nun 
für das östeiT. St.-G.-B. ein weiteres Argument gegen die 
Zulässigkeit der hier angefochtenen Unterscheidungen ans 
der Geschichte des § 199 a. Er stammt aus dem St.-G.-B. 
von 1803, und stimmt, soweit es sich um unsere Frage 
handelt, wörtlich mit dem § 178 a desselben ttberein. Nun 
kennt aber die in jenem St.-G.-B. zugleich enthaltene Pro- 
cessordnung zwar den Unterschied zwischen Zeugen und 
Kunstverständigen, aber nicht jenen zwischen Befund und 
Gutachten (vgl. §§. 240 ff. des 1. Theiles); und die Kunst' 
verständigen werden nach der Tenninologie des Gesetzes 
(vgl. das 8. Hauptstück „von Abhörung der Zeugen", ins- 
besondere § 385) immer als Zeugen behandelt. Es kann 
demnach keinem Zweifel unterliegen, dass im § 178 a des 
St.-G.-B. von 1803 die ganze Aussage des Sachverständi- 
gen, sowohl Befund als Gutachten unter dem „Zeug- 
nisse" begriffen war, und da dieser Paragraf unverändert 
in das St.-G.-B. von '852 übergegangen ist, so kann er 
auch hier nur dieselbe Bedeutung haben. Es bedarf also 
keineswegs der Analogie, sondern nur des Zurttckgehens 
auf die Bedeutung des Wortes Zeugniss im Sinne des 
St.-G.-B.'s, um auch das falsche Gutachten mit der Strafe 
des § 199 a zu belegen. Die angeführten Argumente dürf- 
ten genügen, um die Behauptung zu rechtfertigen: auch 
das falsche Gutachten des Sachverständigen 
fällt unter die Strafbestimmung des § 199 a, und 
die entgegenstehende Ansicht, so sehr sie auf den eraten 
Blick durch die anscheinend zwingende Folgerichtigkeit 
ihrer Argumentation besticht, kann sich weder auf die 
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Natur der Sache, noch auf die Absicht des Gesetzgebers 
berufen. 

In Betreff der Erheblichkeit oder Nichterheb- 
lichkeit der Aussage gilt das oben vom falschen Zeug- 
niss Gesagte. ^) Es liegt daher auch in der wissentlich 
unrichtigen Beantwortung der Generalfragen von Seite, des 
Sachverständigen eine falsche Aussage; aber wie im vor- 
hergehenden Paragrafen bemerkt wurde, wird es auch hier 
von dem Tenor des Eides abhängen, ob hierin eine beeidete 
falsche Aussage erblickt werden kann oder nicht. ^) Selbst- 
verständlich ist es, dass in keinem Falle die unrichtige 
Beantwortung der Generalfragen als Befund oder Gut- 
achten behandelt werden kann. 

§ 11. Der Parteien -Eid im Civilprocess« 

Die Verschiedenheit in der Textining des § 153 
R.-St. G.-B. und des diesem entsprechenden § 165 des österr. 
Entwurfes führt zu einer Reihe von practisch wichtigen 
Consequenzen. 

Das R.-St.-G.-B, spricht nur von zugeschobenem, zu- 
rückgeschobenem oder auferlegtem Eid : es bedarf daher in 
jedem einzelnen Falle der ausdrücklichen Feststellung, even- 
tuell durch die an die Geschworenen gerichteten Fragen, 
unter welche dieser Arten der angebliche Falscheid zu rech- 
nen ist, und die Unterlassung dieser Feststellung in dem 
erstrichterlichen Erkenntnisse zieht nach der constanten und 
gewiss vollkommen zu billigenden Praxis des Berliner 
O.-T. ^) die Vernichtung des angefochtenen Spruches nach 
sich. Anders nach dem österr. Entwürfe. § 165 verlangt ganz 

»> So Meyer (Thorn) S. 181 n. 6, Oppenhoff 13 ad 154. 

») Im gleichen Sinne 0. T. v. 4./5 1853 (der Sachverständigen- 
Eid beziehe sich nicht auf die Generalfragen), Rüdorff 4 ad 154; 
dagegen Schwarze S. 423 Anm. **), Meyer (Thorn) S. 131 n. 6, 
Oppenhoff 13 ad 154. 

») Vgl. 0. T. V. 9.'2 1872 (G.-A. XX. S. 100), Schwarze 
S. 428, Oppenhoff 1 ad 153. 
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allgemein^ dass eine ^unwahre Aussage mit einem Eide 
beki'äftigt oder auf einen vorher abgelegten Eid genommen 
werde", und umfasst, wie bereits heiTorgehoben wurde, so- 
wohl den Eid in eigener Sache nach allen seinen Formen, 
als auch die beeidete Aussage des Zeugen und Sachver- 
ständigen. Es wird also hier die gehörig concretisirte Fest- 
stellung, dass eine beeidete unwahre Aussage abgelegt 
worden sei, vollständig geniigen, ohne dass eine weitere 
Qualificirung derselben nothwendig wäre. 

Nach dem R.-St.-G.-B. muss der unwahre Um- 
stand, welcher die Straf barkeit des falschen Eides begrün- 
den soll, in dem Eidessatze enthalten sein, wie 
derselbe zugeschoben, zurückgeschoben oder auferlegt wurde. 
Läge derselbe in einem Zusätze, welchen der Schwörende 
aus freiem Antriebe zu dem deferirten Eidessatze und über 
denselben hinaus gemacht hat, so kann § 153 R.-St.-G.-B. 
nicht zur Anwendung gebracht werden. Ein schulgerech- 
tes Beispiel bietet uns der Fall, welcher dem Berliner O.-T, 
in der E. vom 30. Oktober 1872 (G.-A. XX. S. 525) zur 
Beurtheilung vorgelegen hatte. Der Geklagte deferirt in 
der Einrede dem Kläger den Eid dahin, dieser habe ihm 
10 Pakete Tabak, 5 Pfd. Cichorien und 4 Hemden gestoh- 
len; der Kläger schwört, dass er dem Geklagten 25 Pakete 
Tabak, 2 Pfd. Cichorien, nicht aber mehr, namentlich keine 
Hemden gestohlen habe. AVtirde hier nun auch der Nach- 
weis erbracht werden, dass die von dem Kläger eidlich 
erhärteten Thatsachen nicht der Wahrheit entsprechen, dass 
er z. B. allerdings eine grössere oder geringere Zahl von 
Hemden entwendet habe, so könnte nichtsdestoweniger 
dieser an sich unzweifelhaft falsche Eid nicht als ein fal- 
scher zugeschobener Eid betrachtet werden, da eben 
der Eid, wie er abgelegt wurde, ein durchaus anderer 
ist als jener, den ihm der Gegner zugeschoben hatte. Es 
niuss in jedem einzelnen Falle die Identität des abge- 

1) Vgl. aber auch 0. T. v. 22./4 1875 (R. S. XVI. S. 304), Op- 
penhoff 17 ad 153. 
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legten mit dem zugeschobenen, zarückgeschobenen oder auf- 
erlegten Eid festgestellt werden, wobei allerdings auf die 
Beantwortung dieser Frage ähnliche Bestimmungen, wie sie 
der deutsche Civilprocessentwurf von 1874 enthält, dass 
nämlich unerhebliche in dem Eüdessatze ausgesprochene 
Umstände bei der Eidesleistung berichtiget werden dürfen, 
von entscheidendem Einflüsse sein werden. Dagegen kann 
ich Oppenhoff durchaus nicht beistimmen, wenn er 17 
ad 153 bemerkt, durch die Aufiiahme eines solchen Zu- 
satzes in den vom Gegner aufgetragenen Eid durch den 
Richter werde derselbe zu einem „auferlegten"^ .und 
falle als solcher unter die Strafbestimmung des § 153 
R.-St.-G.-B. ; die Ausdrücke „zugeschobener, zurückgescho- 
bener und auferlegter Eid^ im § 153 sind streng im tech- 
nischen Sinne des Civilprocesses zu nehmen, und ein defe- 
rirter Eid kann nie dadurch, dass der Richter aus Ver- 
sehen oder aus einer anderen Veranlassung die Fassung 
desselben ändert, zu einem vom Richter „auferlegten" 
werden. 

Alle diese Fragen fallen weg nach dem Wortlaute 
des österr. Entw. § 165; hier ist immer, mag auch die 
Abweichung von dem deferirten Eide eine noch so intensive, 
mag auch der abgelegte Eid seinem Inhalte nach ein voll- 
ständig anderer sein als der zugeschobene oder aufer- 
legte, eine eidliche Aussage vorhanden und die Anwendung 
des Strafgesetzes kann keinem Zweifel unterliegen. Genau 
dasselbe gilt auch von dem gegenwärtigen österr. 
Rechte, welches nur die gerichtliche Ablegung eines Eides 
überhaupt verlangt Allerdings könnte auch nach österr. 
Rechte die Frage aufgeworfen werden, ob ein solcher in 
anderer Fassung zugeschobener oder auferlegter, in anderer 
abgeleisteter Eid als ein rechtmässiger, ob mithin der dabei 
begangene Meineid als ein strafbarer anzusehen sei; damit 
greifen wir aber bereits hinüber in das Gebiet jener Fragen, 
welche im nächsten Abschnitte („processuale Mängel der 
Aussage") behandelt werden sollen. 
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Ich wende mich nnnmehr zn einer Frage, in welcher 
ich selbst in bester Absicht lange nach einer Begründung 
f lir die hier unzweifelhaft in Theorie und Praxis bestehende 
communis opinio gesucht habe, in welcher es mir aber 
gerade durch dieses Suchen klar geworden ist, dass es an 
jedem stichhaltigen Grunde f ttr dieselbe überhaupt fehlt. 
Es handelt sieh um die Frage nach dem Einflüsse, 
welchen die theilweise Unrichtigkeit von uner- 
heblichen beschworenen Umständen beim affir- 
mativen, die theilweise Richtigkeit derselben 
beim negativen Eide auf die Beurtheilung der 
Strafbarkeit auszuüben hat. Nehmen wir ein-Bei- 
spiel: A hat im Jänner 1875 dem B 100 fl., rückzahlbar 
in sechs Monaten^ als Darlehen gegeben. Nach Jahresfrist 
klagt A das Capital ein, und in Ermanglnng anderer Be- 
weise kommt es zum Haupteid. Sehen wir nun ab von den 
positiven Beschränkungen der Civilprocessordnungen, so kann 
der Eid affirmativ und negativ abgelegt werden: 

a) affirmativ: der Kläger A schwört, es ist wahr, dass 
ich dem B am 4. Jänner 1875 100 fl. gegeben habe; 

b) negativ: der Geklagte B schwört, es ist nicht wahr, 
dass ich am 4. Jänner 1875 von A 100 fl. erhalten 
habe. 

Wird nun nachgewiesen, dass die Zuzählung des Dar- 
lehens nicht am 4. sondern am 3. Jänner 1875 er- 
folgte, so ist der affirmative Eid des A im Grossen und 
Ganzen der Wahrheit entsprechend und seine Unrichtigkeit 
beschränkt auf die Angabe über den Monatstag ; der nega- 
tive Eid des B ist gerade, wenn dieser Monatstag betont 
wird, richtig, wenn von diesem Umstände abgesehen wird, 
dagegen falsch. Liegt nun in beiden Fällen Meineid vor, 
oder in keinem, oder in einem von beiden? Macht es einen 
Unterschied, ob der Tag der Zuzählung für die Entschei- 
dung in der Hauptsache von massgebender Bedeutung oder 
ganz gleichgiltig ist? 

Nach der herrschenden Ansicht ist zu untei-scheiden 
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zwischen wesentlichen und unwesentlichen Umständen : 
Die Uebereinstimmung oder Nichtübereinstim- 
mung der Wirklichkeit mit der eidlich bekräftig- 
ten Behauptung, ist gleichgiltig für die Frage 
nach dem Vorliegen eines Meineides, wenn sie 
sich auf Nebenpunkte oderirrelevanteUmstände 
bezieht. 

Damach würde für unser Beispiel die Entscheidung 
lauten: da es für die Verpflichtung des B gleichgiltig ist, 
ob die Zuzählung am 3. oder am 4. Jänner erfolgte, so 
hat B, nicht aber A einen falschen Eid abgelegt. Wäre 
dagegen der Tag der Zuzählung für die Entscheidung von 
massgebendem Einfluss gewesen, so würde umgekehrt A, 
nicht aber B sich eines Meineides schuldig gemacht haben. 

Auch der österr. 0. G.-H. hat regelmässig, wenig- 
stens für den negativen Eid in Uebereinstimmung mit der 
herrschenden Ansicht erkannt. Ich lasse die hieher gehöri- 
gen Entscheidungen im Texte folgen, weil sie zugleich lehr- 
reiche Beispiele für die Gestaltung des erwähnten Grund- 
satzes in der Praxis bieten. 

1. Entscheidung vom 23. April 1852, Nr. 138. 
A schwört, dass B ihm die bestellten Arbeiten nicht geliefert 
habe; in Wirklichkeit hat der Sohn des B geliefert: A 
wird verurtheilt. 

2. Entscheidung vom 13. Mai 1852, Nr. 144 ent- 
hält den in seiner Allgemeinheit ganz unrichtigen Satz : „Es 
genügt, wenn dem Anbietenden auch nur einer der Um- 
stände, worüber er den Haupteid negativ angeboten hat, 
als vorhanden bekannt war". 

S.Entscheidung vom 15. September 1853,Nr.360. 

^) Für die herrschende Ansicht sind zu vergleichen Temme 
1853 S.753, Dollmann S.521, Schütze S. 310, Schwarze S. 427, 
H. Meyer S. 574 (zweifelnd: „nur die völlige Unerheblichkeit 
könnte vielleicht von der Verantwortlichkeit befreien"), Op pen- 
hoff 19 ad 153 (beim affirmativen Eid). — Boitard Nr. 401, H61ie. 
— 0. T. V. 10./2 1869 u. 24./11 1875 (R. S. X. S. 85, XVI. S. 730), 
0. A. G. Mannheim v. 9/10. 1875 u. 8./1 1876 (bei Oppenhoff). 
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Der Tag der Darlehens-Zuzälilung ist in Wirklichkeit ein 
anderer als der in dem negativen Eidessatze angegebene: 
der Schwörende wird veioirtheilt. 

4. Entscheidung vom 15. März 1854, Nr. 454. 
A läugnet eidlich, 80 fl. erhalten zu haben, er hat in Wahr- 
heit 50 fl. erhalten: wird verurtheilt. 

5. Entscheidung vom 21. April 1857, Nr. 804. 
A läugnet, dass ihm die Speisen in der Restauration 
verabreicht wurden ; sie waren ihm aus der Restanration in 
das naheliegende Caffehaus gebracht worden: wird 
verurtheilt. 

6. Entscheidung vom 14. September 1858, 
Nr. 880. A läugnet, 100 Napoleons als Darlehen be- 
kommen zu haben-, er hat sie zur Zahlung einer 
Schuld an einen Dritten erhalten: wird verurtheilt. 

7. Entscheidung vom 27. Juni 1859, Nr. 916. 
A schwört, dass B ihm Ende November 1854 580 fl. nicht 
bezahlt habe; B hat schon 1853 gezahlt: wird verurtheilt. 

8. Entscheidung vom 7. März 1860, Nr. 946. 
A läugnet bei B eine Bestellung gemacht zu haben; es hat 
auch nicht A, sondern dessen Werkftthrer im Auftrage 
des A die Bestellung gemacht: wird verurtheilt. 

9. Entscheidung vom 17. März 1869, Nr. 1272. 
A schwört, es sei nicht verabredet worden, dass ihm am 
16. oder 17. geliefert werde; die Verabredung lautet, es 
solle am 16. geliefert werden: wird verurtheilt. 

Zum Schlüsse noch ein Beispiel aus der preuss. 
Praxis. O.-T. vom 10. Februar 1869 (G.-A. XVII. 
S. 293) : Der Angeklagte schwört, dass er mit seinem Sohne 
Christian Woserow nicht verabredet habe, dass u. s. w.: 
er hat die Verabredung in Wirklichkeit getroflfen mit sei- 
nem einzigen Sohne, der aber nicht Christian sondern 
Karl heisst. Der Angeklagte wurde auch hier verurtheilt. 

Es ist immer misslich, einer Ansicht entgegen zu tre- 
ten, welche von der Literatur, wie von der Praxis gleich- 
massig als die richtige angenommen wird. Dennoch kann 
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ich mich nach reiflicher Ueberlegung auch hier der herr- 
schenden Ansicht nicht anschliessen. Ich glaube, dass die 
Unterscheidung zwischen wesentlichen und nichtwesentlichen 
Umständen i m Ge setze nicht die geringste Stütze findet, 
dass sie, in der Praxis angewendet, zu äusserst gefährlichen 
Conseqnenzen führen muss, dass sie schliesslich dem Rechts- 
gefühl des Volkes nicht nur widerspricht ^sondern „es .,^e- 
räHezu untergräbt, indem sie auf der einen Seite freispricht, 
^fo^eine erwiesene falsche Aussage vorliegt, auf der andern 
Seite vemrtheilt, wo die eidlich behaupteten Umstände genau 
der Wirklichkeit entsprechen. Nach meiner Ansicht kann 
es einzig und allein darauf ankommen, ob das, was in 
dem Eidessatze als geschehen oder nicht ge- 
schehen behauptet wird, in Wir k li chkei t 
auch so geschehen oder nicht geschehen ist; 
es entscheidet also lediglich der Wortlaut 
des Eidessatzes, und es ist unzulässig, zwi- 
schen wesentlichen und aus serwes entlich en 
Umständen zu unterscheiden.*) 

Wenn wir also zurückkehren zu dem oben angeführ- 
ten Beispiele, so wird die herrschende Ansicht den 
A freisprechen, den B verurtheilen, weil der Tag , an wel- 
chem das Darlehen gegeben wurde, für die Entscheidung 
der Hauptsache gleichgiltig ist. Nach der hier verthei- 
digten Ansicht muss gerade umgekehrt A venirtheilt 
und B freigesprochen werden ; denn A hat beschworen, dassi 
die Zuzählung am 4. Jänner stattgefunden habe, während 
er wusste, dass sie am 3. geschehen sei, er hat also wis- 
sentlich und absichtlich eine falsche Aussage mit seinem 
Eide bekräftigt ; B aber hat nichts beschworen als die Wahr- 
heit, es liegt also keine falsche Aussage, mithin auch kein 



^) Mit der hier vertretenen Ansicht stimmen, wenn auch "nur 
theilwei^e, überein: Held und Siebdrat S. 263, Dollmann S. 522 
(vgl. aber auch S. 521) Dochow S. 236, Schwarze S. 423, Oppen- 
h off 18 ad 153. 
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Meineid vor. Es mag nun sein^ dass die Veinirtheilung des 
A als eine ungerechtfertigte Härte erscheint. Diesem Ein- 
wände gegenüber sei zunächst daran erinnert, dass e s Sach e 
der Staatsanwaltschaft sein wird zu klagen oder die An- 
klage~zii "unterlassen/ dass also auch hier das Opp ortunitäts- 
rmcip vermittelnd zwischen das starre Recht und die Bil- 
ligkelt treten wird. Ferner befindet sich die herrschende 
Ansicht bei der Verurtheilung des B genau in derselben 
Lage: auch sie muss hier hart sein, um ihr Princip zu 
retten. Man wende mir auch nicht ein, A habe in dem gu- 
ten Glauben an die Rechtmässigkeit seiner Forderung ge- 
handelt, er sei der Ueberzeugung gewesen, keine strafbare 
Handlung zu begehen, währehd B mit einer reservatio men- 
talis zur Eidesabiegung getreten sei (diese ^Gemüthshinter- 
halte" spielen insbesondere bei den Entscheidungen des österr. 
O.-G.-H. eine grosse Rolle). Darauf ist zu erwidern: ein- 
mal haben wir ja schon oben gesehen, dass die Ueberzeu- 
gung von der Rechtmässigkeit der Forderung zwar für die 
Strafzumessung, nie aber für die Verurtheilung oder Frei- 
sprechung massgebend sein kann; der Glaube aber, durch 
Ablegung einer falschen Aussage keine strafbare Handlung 
zu begehen, dilrfte überhaupt selten vorkommen und wird 
auch dann nur von dem Standpunkte derjenigen, welche 
das Bewusstsein von der Rechtswidrigkeit in den Begriff 
des Dolus aufnehmen, die Zurechnung des falschen Eides 
als eines Delictes ausschliessen. Dann ist aber auch der 
„Gemüthshinterhalf des B in juristischer Beziehung ebenso 
gleichgiltig, wie die „bona fides" des A ; nicht der böse 
oder gute Wille, sondern einzig und allein die nach Aussen 
zu Tage getretene That unterliegt der Beurtheilung des 
Strafrichters. Ich möchte sogar noch weiter gehen und sa- 
gen : wer von dem sich ihm ohne sein Zuthun bietenden 
Vortheile Gebrauch macht, handelt vielleicht nicht gentle- / 
manlike, aber seine Handlungsweise kann nicht einmal vom 
sittlichen Standpunkte aus ohne Weiteres als eine ver- 
werfliche bezeichnet werden. 



Es darf aber auch nicht vergessen werden , dass die 
definitive Feststellung des Eidessatzes unter Mitwirkung 
beider Parteien und schliesslicher Cognition des Richters 
zu Stande kommt. Der Kläger A hätte ja die Abänderung 
des Eidessatzes beantragen, gegen das bedingte Urtheil ein 
Rechtsmittel einlegen können u. s. w. Hat er nichts davon 
gethan, so mag er die Folgen seines leichtsinnigen Ueber- 
sehens tragen: das Recht ist fllr die Behutsamen da und 
der Eid gewiss auch. 

Und wenn wir aufrichtig sind gegen uns selbst : trä gt 
nicht die erste und letzte Schuld an diesen angeblichen 
Meineiden unsere Civilprocessordnung , welche die Chikarie 
zu ihrem obersten Principe gemacht zu haben scheint ? Wol- 
len wir den Angeklagten verurtheilen , weil wir abgelebte 
Institutionen nicht aus Pietät, sondern aus Mangel an neu- 
gestaltender Kraft Jahrhunderte lang mit ung fortgeschleppt 
haben ? ') 

Am meisten Gewicht möchte ich aber darauf legen, 
dass die von. mir vertheidigte Entscheidung eher noch als 
die der herrschenden Ansicht dem natürlichen RechtsgefUhle 
, des Nichtjuristen entspricht. Jeder Practiker dürfte mir be- 

stätigen , dass es geradezu unmöglich ist , den Bauer , den 
Handwerker in dem oben unter 6) angeführten Beispiele da- 
von zu tiberzeugen, dass er falsch geschworen habe, da er 
sieh doch nur an die Wahrheit gehalten und den Vortheil 
ausgenützt hat, der ihm aus der Nachlässigkeit seines Geg- 
ners erwachsen ist. Ist es zu viel behauptet, dass durch 
derartige Entscheidungen das Rechtsgefühl des Volkes ver- 
wirrt und seine Achtung vor dem gerichtlichen Eide auf ein 
Minimum herabgedrttckt wird? 

Ich möchte dann ferner gerade im Anschlüsse an die 
unter 4 mitgetheilte Entscheidung des österr. O.-G.-H.'s 



9 Auch Glaser j867^^^](;,,,,2flu,-|t>einerkt mit Rucksicht auf die 
angeführten Entscheidungen des öst. O.-G.-H., dass „hier die Strafgerichte 
für die Mängel des Civilprocesses Abhilfe zu schaffen sich bewogen 
fanden". 

L i zt , falsche Aussage. g 
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daran erinnern, dass wir es hier mit einer pluspetitio zu 
thnn haben^ welche nach jedem von streng formalistischen 
Principien getragenen Rechtssysteme die Abweisung des Klä- 
gers zur unvermeidlichen Folge haben müsste. Wenn der / 
römische Jurist mit seinem hochentwickelten Bechtssinne 
dies nicht fUr unbillig; sondern geradezu für eine Forderung . 
des jus strictum hielt , sollen unsere Bauern deshalb Ver- 
brecher sein, weil sie ein ähnlicher Rechtsinstinct auf gleiche 
Folgerungen leitet? j 

Ich gebe also zu, dass beide Ansichten unliebsame 
Gonsequenzen nach sich ziehen ; die hier vertretene fUhrt zu 
Härten bei dem affirmativen, die der Gegner zu ähnlichen 
Härten beim negativen Eid. Für meine Ansicht scheint ^' )^ 
mir zu sprechen, dass sie sich mit dem ungebildeten 
Rechtsbewusstsein besser verträgt als die der herrschenden , 
Lehre; für sie spricht entschieden , dass sie einen festen/' | 
Grundsatz aufstellt, während die herrschende Ansicht die 
Definition der „wesentlichen Umstände" bis auf den heu- ' 
tigen Tag schuldig geblieben ist^ daflir aber von dem Nicht- 
juristen verlangt, dass er diese Definition lebendig und jeden 
Augenblick gegenwärtig in der Brust trage! 

Dass es schliessUch die höchste Willkür, der bequemste 
aber zugleich verwerflichste Compromiss zwischen den ent- 
gegenstehenden Anschauungen ist^ hier fahrlässigen 
Fulscheid anzunehmen, habe ich bereits oben Seite 50 her- 
vorgehoben ; es wäre dies die wiederaufgelebte „einige Strafe", 
die sich in der modernen Umgebung äusserst wunderlich 
ausnimmt. 

Mit einem von dem eben besprochenen völlig verschie- 
denen Falle haben wir es zu thun, wenn durch ein 
Versehen der Vorname des Schwörenden in 
der Eidesformel verwechselt wurde. Wenn bei- 
spielsweise Johann Bauer schwört: „ieh Josef Bauer 
schwöre und gelobe, dass u. s. w.", so liegt kein Mein- 
eid vor, aber nicht deshalb, wie Schwarze*) behaup- 

») Schwarze S. 423. 
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fl ■ tet, weil der Vorname des Schwörenden "überhaupt „nner- 
D heblich", ein „ausserwesentlicher Umstand" sei , sondeni 

i I darum, weil sich die eidliche Bekräftigung eben nicht auf 
ri die Eingangsworte, sondern auf die zu erhärtende That- 
sache, „dass" dies oder jenes geschehen sei, bezieht. In- 
wreteme in den l'Torten „ich Josef Bauer" eine nichteid- 
liche falsche Aussage darüber gelegen sein könne, dass der 
I Schwörende wirklich so und nicht anders heisse, ist quae- 

^ ^ Ibtio facti; in der Kegel wird dies nicht anzunehmen sein. 

Nach denselben Grundsätzen ist auch der folgende in 

l . ' <ler Praxis bereits mehrfach zur Sprache gekommene Fall zu 

entscheiden. Statt des B, welchemderEidzuer- 

vf kannt wurde, schwört derA, indem ersichfür 

den B ausgibt. Diese gesetzwidrige Stellvertretung bei 

yy^ der Eidesleistung begründet an sich noch nicht den That- 

bestand des Meineides ; doch kann dieser darin liegen, dass 

f / die beschworene Aussage an sich oder dadurch, dass sie 

auf die erste Person gestellt ist („ich schwöre , dass ich 

u. s. w.") mit der Wirklichkeit nicht übereinstimmt. Um 

diesen regelmässig unrichtig entschiedenen FalP) klar zu 

• machen, greife ich zurück auf einen von A b e g g in G. S. 

VIII. mitgetheilten, aber sowohl von den Geschworenen als 

auch m. E-^on dem Referenten gleich unrichtig entschie« 

denen Fall. A wird als Zeuge vorgeladen, um über eine 

dem B zur Last gelegte strafbare Handlung auszusagen; 

A hat weder Zeit noch Lust zu erscheinen und schickt statt 

seiner den B, der über die Sache noch besser informirt ist 

als A, durch ein Versehen aber nicht in die Liste der vor- 

^) Sollte das Versehen herbeigeführt worden sein durch eine un- 
richtige Beantwortung der Generalfragen, so treten die oben S. 64 erör- 
terten Grundsätze ein. 

3) Im einzelnen vielfach anderer Meinung, jedoch ohne festes 
Princip: Abegg in G.-A. X. S. 721, XL S. 3 ff., Schütze S. 310 
Anm. 12, Schwarze S. 428 (sagt ganz allgemein „§153 ist auf den- 
jenigen anzuwenden, welcher den einem andern auferlegten Eid ablei- 
stet, indem er sich für diesen ausgibt^), Oppenhoff9 ad 153, Pu- 
chelt 2 ad 163. — 0. T. v. 10./5 1861 (R. S. I. S. 386). 

6* 
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zuladenden Zeugen aufgenommen worden ist. B, dessen 
uneigennützige Absicht bei dem ganzen Vorgange durch 
die später gepflogenen Erhebungen ausser allen Zweifel 
gesetzt ist, gibt sich fllr den A aus und deponirt der stren- 
gen Wahrheit gemäss. Vor dem Schwurgerichte wegen wis- 
sentlichen Meineides angeklagt, wurde B von den Geschwo- 
renen des fahrlässigen Falscheides fUr schuldig erkannt. 
Nehmen wir nun an, dass die Aussage des B dahin ge- 
lautet habe, „ich der A habe gesehen, wie C die strafbare 
Handlung begangen hat", so lassen sich drei verschieden 
zu entscheidende Fälle denken. 1. C hat die strafbare Hand- 
lung überhaupt nicht begangen und dieser Umstand ist so- 
wohl dem A als auch dem B bekannt: dann läge ohne 
Zweifel doloser Meineid vor und es ist völlig gleichgiltig, 
ob A selbst oder der B für den A deponirt; hier hat also 
die „Stellvertretung" auf die Beurtheilung des Falles nicht 
den geringsten Einfluss. 2. Hat C wirklich die strafbare 
Handlung begangen, und hat dies der A gesehen, nicht aber 
der aussagende B, so liegt ebenfalls doloser Meineid vor, 
aber nicht darum, weil B statt des A aussagt, sondern weil 
die Behauptung des B: „ich habe gesehen", unwahr ist; \.- 
''(^/hier wird also die beschworene Aussage nur dadurch, dass 
' sie auf die erste Person gestellt ist, zu einer falschen. 
3. Wenn C bei Begehung der strafbaren Handlung sowohl 
von dem A, als auch von dem B erblickt wurde, so liegt / 
überall kein Meineid vor ; denn die Behauptung des B, dass ^ . , 
er gesehen habe wie u. w., ist vollkommen der Wahrheit 
entsprechend- Es könnte hier eine Wahrheitswidrigkeit nur ( 
gefunden werden in den Worten des B: „ich, der A, ^ 
schwöre u. s. w."; allein diese Eingangsworte sind nicht / ^^ 
beeidet; daher kann auch Meineid nicht angenommen wer 
den, wohl aber vielleicht falsche nichteidliche Aussage, 
wenn eben in diesen Worten des B die Behauptung liegt, 
dass. er der A sei. Es kann auch die Handlungsweise 
des B als sogenannte intellectuelle Urkundenfäl- 
schung (§ 271 B.-St.-G.-B., § 295 österr. Entw.) aufge- 
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fasst werden ; ') sie würde darin bestehen, dass B die Pro- 
tokoUirung der Eidesleistung als durch den A geschehen 
bewirkt. Von einem fahrlässigen Falscheid kann hier 
nirgends gesprochen werden, und die Bejahung der darauf 
gerichteten Eventualfrage war auch hier wie regelmässig 
der bequeme aber durchaus nicht sachgemässe Ausweg aus 
den Schwierigkeiten. 

§ 12^ Einzelne Formen des Eides : ^^Olaubens- und Igno- 
ranzeid. — Der Eid ^^meines Wissens und Erinnerns." 
— Schätzungseid. — Die Nebeneide. 

Wir haben gesehen, dass beim Wahrheitseid das 
objective Begriflfsmerkmal der Wahrheitswidrigkeit darin ge- 
legen ist, dass die in Frage stehende Thatsache sich in 
Wirklichkeit anders zugetragen hat als nach der Aussage 
des Schwörenden. Es gilt dies in gleicher Weise vom 
affirmativen wie vom negativen Wahrheitseid. Bei ersterem 
(^ich schwöre, dassX geschehen ist"), liegt Falscheid vor, 
"wenn X nicht geschehen ist; bei letzterem („ich schwöre, 
'f dass X nicht geschehen ist"), wenn X allerdings ge- 
schehen ist. 

. '' Genau dieselben an sich ausserordentlich einfachen 

' ^'Grundsätze haben zu gelten bei jenen Gestaltungen des 
- ^ides, welche untereinander vielfach abweichend dem Wahr- 
/ neitseide gegenüber gestellt zu werden pflegen. Zunächst 
^^ Jbei dem Qlaubenseide in seiner einfachsten Form. Die Be- 
antwortung der schon von Kant aufgeworfenen, von ihm mit 
Entschiedenheit verneinteiTFrage, ob derselbe irgend eine 
innere Berechtigung habe, oder ob nicht jeder, auch der 
Währheitseid, im Grunde genommen nur ein Glaubenseid 
sei, gehört nicht hieher; ebensowenig die in zahlreichen 
Einzelheiten verschiedene Construction, welche er in den 
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1) Vgl. darüber u. A. Dollmann S. 480 Anm. 21, 
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Civilprocessordnungen gefunden hat. <) Es genttgt hier, die 
theoretisch einfachste Form des Glaubenseides in's Auge 
zu fassen; die gewonnenen Resultate werden ohne jede 
Schwierigkeit auch auf die combinirteren Gestaltungen des- 
selben übertragen werden können. Demnach würde auch 
der Glaubenseid in einen affirmativen und in einen nega- 
tiven zerfallen; der erstere wird lauten: ich glaube, dass 
X geschehen ist, der letztere: ich glaube, dass X nicht 
geschehen ist. ^) 

Während es sich also beim Wahrheitseid um das Wissen 
von dem Geschehensein oder Nichtgeschehensein einer be- 
stimmten Thatsache handelt, ist hier der Eid nicht auf 
das Wissen, sondern auf das Glauben gestellt. Die Mög- 
lichkeit eines Meineides, die von mancher Seite her in Ab- 

1) Nach dem gegenwärtigen österr. Rechte findet er sich, abge- 
sehen von dem imten zu besprechenden Eide „meines Wissens und £r- 
innems" nur im § 37 des Summar -Patentes vom 24./10 1845. 
Wenn der eine der streitenden Theile eine gegen ihn angeführte Ur- 
kunde fUr unecht erklärt, ohne selbst der angebliche Aussteller zu sein, 
so kann ihm selbst dann, wenn er als Curator oder gesetzlicher Ver- 
treter im Namen eines Anderen Process führt, der Eid aufgetragen 
werden, dass er die Urkunde „nach seinem besten Wissen^ für unecht 
halte. — Der österr. Civilprocess- Entwurf von 1866 hatte den Glau- 
benseid, ähnlich wie der in Hannover ausgearbeitete Entwurf einer 
deutschen Civilprocess - Ordnung und der deutsche Entwurf von 1874, 
in ausgedehntem Masse zugelassen. Im österr. Entwurf von 1876 findet 
er sich nur im § 421 : der Schwörende versichert, dass er nach gewis- 
senhafter Erwägung aller ihm bekannt gewordenen Umstände von der 
Wahrheit der glaubhaft zu machenden Thatsache überzeugt sei. — Vgl. 
den französ. Code de comm. A. 189 „qu'ils ^stiment de bonne foi qu'il 
n'est plus rien du^. 

>) Die Formen „ich glaube nicht, dass X geschehen ist*^ und 
„ich glaube nicht, das X nicht geschehen ist^^ stehen den im Texte 
erwähnten vollkommen gleich, soweit es sich wenigstens um das Vor- 
liegen eines Meineides handelt; wenn sie auch einen geringeren Grad 
des Glaubens ausdrücken als diese, wenn auch das Glauben hier stark 
vom Zweifel angekränkelt ist, so ist dieser Unterschied doch nur ein 
quantitativer, nicht aber ein qualitativer : immer handelt es sich um ein 
mehr oder weniger entschiedenes G 1 a u b e n , im Gegensatz zum Wissen 
einerseits, zum Nichtwissen andererseits. 
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rede gestellt wurde, ^) wird neuerdings regelmässig und 
zwar mit vollem Rechte zugegeben.^) Meineid liegt 
hier wie beim Wahrheitseide vor, wenn die beschworene 
Thatsache mit der Wirklichkeit nicht übereinstimmt, also 
beim affirmativen wie negativen Glaubenseid dann, wenn 
der Schwörende "3as was er zu glauben vorgibt nicht glaubt, 
ohnejrtass es notEwendig. i^t,. .dassTer geradezu vom Ge^en- 
theile ü berzeugt w äre. Der Beweis ist , da es sich um die 
subjective Lfeberzeugung handelt, wohl schwierig aber nicht 
unmöfclich ; aus dem gesammten Verhalten des Angeklagten 
vor und nach der Eidesleistung, aus einzelnen unvorsich- 
tigen Aeussexungen desselben oder anderen Indizien kann 
der hier geförderte Nachweis der Schuld bis zu jeder im 
strafgerichtlichen Verfahren nothwendigen Evidenz erbracht 



1) Mittermaier 1818 S. 111 (vgl. dagegen für dib richtige 
Ansicht Mittermaier selbst in G. S. XH. (1860) S. 158); Baiern 
1861 A. 195 Z. 1. -— Luzac specimen de diversa perjurii notione § 4 
(angeführt bei Texeira). 

2) Günther S. 134, Schwarze 1840 S. 130 u. Com. S. 424, 
Czibulka, Held u. Siebdrat S. 263, Gross im Crim.-Archiv 1855, 
Fuchs S. 315, H. Meyer S. 576, Berner S. 394, Rtidorff S. 289, 
Oppenhoff 7 ad 153. — Ausdrücklich anerkannt vom sächsisch. 
0. A. G. 27./3. 1874 (nach Pezold 5 ad 153). — Auch die engli- 
sche Praxis gibt die Möglichkeit zu. Vgl. Stephen S. 122. — Für 
das österr. Recht vertheidigte Rizy S. 161 Anm. 1 schon 1837 wie 
in manchem anderen Punkte auch hier die richtige Ansicht. — Zum 
Schlüsse verdienen die Worte Texeira's S. 114 umsomehr angeführt 
zu werden , als seine im historischen Theile matte , im dogmatischen 
ganz tüchtige Schrift (auf welche der gegenwärtige österr. Justizmini- 
ster Dr. Glaser mich aufmerksam zu machen die Freundlichkeit hatte), 
in Deutschland gänzlich unbekannt geblieben zu sein scheint. Texeira 
sagt: „Bij de beantwoording der vraag of het j. j. de credulitate ge- 
acht moet worden in strijd met de waarheid te zijn, moet men dus 
nagaan of de subjectieve meening van hem, die de verklaring heeffc 
afgelegd, op het oogenblik der eedsaflegging in strijd was, met het- 
geen hij verklaarde. Is dit het geval, zijn verklaring is in strijd met 
de waarheid, onverschilling of het uiterlijke feit waarom- 
trent de subjectieve kennis is medegedeeld, daaromde 
al dan njet in overenstemming is'S 
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wei-den. Ueber die fahrlässige Begehung des Glaubens- 
eides ist das oben S. 50 f. Gesagte zu vergleichen, wo ich 
die Unmöglichkeit der juristischen Construction eines fahr- 
lässigen Glaubenseides nachzuweisen versucht habe. 

Sowohl von dem Wahrheitseide als auch von dem 
Glaubenseide unterscheidet sich begrifflich wenigstens der 
Ignoranzeid, der in seiner einfachsten Gestalt in der Ab- 
lehnung des Wissens besteht, mitbin als solcher gar kein 
Beweismittel enthält und gerade darum in dieser einfach- 
sten Gestalt von den Gesetzgebungen regelmässig nicht 
adoptirt, sondern durch den negativen Glaubenseid ver- 
drängt, oder durch positive Zusätze dem Wahrheitseide ge- 
nähert wurde. Sein theoretisches Schema würde lauten: 
^ich weiss nicht, ob X sich zugetragen hat oder nicht. ') 
Meineid würde vorliegen, wenn der Schwörende irgend 
welche Wissenschaft über die als X bezeichnete Thatsache 
im Augenblicke des Schwörens besessen hatte. ^) Ueber 
den durch die erwähnten positiven Zusätze ver- 
einbarten Ignoranzeid wurde bereits oben S. 51 f. 
gesprochen; es ist daher auf das dort Gesagte einfach zu 
verweisen. 

Speciell auf dem Gebiete des österr. Rechts hat der 
in § 206 A.-G.-O. bezeichnete Eid, dessen innere Natur 
und eigentliche Bedeutung bis auf den heutigen Tag dunkel 
geblieben ist, der strafrechtlichen Praxis erhebliche Schwie- 
rigkeiten bereitet. Nach den citirten Paragrafen soll der 
Delat „nur schuldig sein, die von Gegenseits beigebrachten 
Umstände seines Wissens und Erinnerns eidlich zu wi- 
dersprechen ; wenn er die von ihm selbst angegebenen Um- 
stände zu beschwören hätte, müsste er den Eid ohne allen 
Beisatz ablegen.'' Es entsteht nun die Frage: welchen 



*) Vgl. die Formel des franz. c. civil. A. 2275 „qu'ils ne savent 
pas que la chose soit due". 

2) Oppenhoff 7 ad 153, H.Meyer S. 576, Schwarze S. 424 
(G.-A. XII. S. 421 ff, S. 638). 
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Charakter hat der hier bestimmte Eid ; ist er ein Glaubens- 
oder ein Ignoranzeid oder vieHeicht gar nur ein in negati- 
ver Form abgelegter Wahrheitseid? 

In der Glaser'schen Sammlung finden wir drei Ent- 
scheidungen des O.-Gr.-H.'s, welche sich mit dieser Frage 
beschäftigen ; zwei davon stimmen beinahe wörtlich miteinan- 
der ttberein. ^) Der 0.-6.-H. spricht hier den Grundsatz aus, 
„der Eid m. W. u. E. bedeute nicht, dass der Schwö- 
rende nicht wisse und sich nicht erinnere, dass die That- 
sache, worauf der Eid gestellt ist, sich ereignet habe, son- 
dern, dass er wisse und sich erinnere, dass die Thatsache 
sich nicht auf diese Art zugetragen habe. Es müsse daher 
ein solcher Eid einem assertorischen Eid gleich ge- 
halten werden". Aus dieser Begründung, in welcher wir 
vergebens nach einem wirklichen Grunde fUr die gefällte 
Entscheidung suchen, dllifte sich zunächst mit Bestimmtheit, 
insbesondere aus dem Schlussatze, nur das Eine ergeben, 
dass sich des^O.-G.-H. über die Tragweite der angeregten 
Frage, über die innere Vei-schiedenheit der möglichen Formen 
des Eides nicht klar geworden ist. Sehen wir aber ab von 
dieser Unklarheit, so scheint nach dem Wortlaute der 
Motivirung der O.-G.-H. die in Frage stehende Eidesform 
für einen negativen Wahrheitseid gehalten zuhaben. 
Diese Auffassung ist aber ohne Zweifel unhaltbar. Dass 
der Zusatz „m. W. u. E." irgen d etwas zu bedeuten habe^ 
müssen wir von vorneherein vermuthen und darin liegt das 
erste Bedenken gegen die vom Ö.-6.-H. behauptete Gleich- 
stellung mit dem negativen Wahrheitseide. Darauf weist 
auch die Fixirung dieser Form für facta aUena, also gerade 
für den Fall, für welchen das gemeine Recht und die 
Particular- Gesetzgebungen den reinen oder gemischten Igno- 
ranzeid, beziehungsweise den Glaubenseid, eingeführt haben. 
Es ergibt sich dies aber auch klar aus dem Woi*tlaute des 
§ 206. Bei den vom Gegner vorgebrachten Thatsachen 



') E. V. 13./5 1852, 3/11 1S59 Nr. 144 u. 931, 



— 90 — 

soll der Delat nur schuldig sein, mit jenem Beisatze zu 
widersprechen: dieses „nur** hätte gar keinen Sinn, wenn 
es sich einfach um den negativen Wahrheitseid handeln 
würde. 

Zur vollen Gewissheit aber wird uns diese Vermu- 
thung durch die von Harrasowsky*) mitgetheilte Ent- 
stehungsgeschichte des § 206. Der Streit über die Bedeu- 
tung des Eides m. W. u. E. war, wie wir aus Harra- 
sowsky's Darstellung entnehmen, schon während der Vor- 
arbeiten zur A.-G.-O. von 1781 zu Tage getreten. Die 
zur Ausarbeitung des Entwurfes niedergesetzte „Compila- 
tions-Commission" betrachtete ihn als Ignoranzeid, die De- 
putation zur Begutachtung dieses Entwurfes aber al s Grlau- 
benseid und bekämpfte ihn gerade wegen dieser angeblichen 
Eigenschaft; der Streit führte zu keinem Resultate, da man 
sich über den Unterschied beider Eide nicht klar wurde, 
und in Folge dessen die beiden Gommissionen sich gegen- 
seitig missverstanden. Soviel geht aber aus den Verhand- 
lungen mit aller Bestimmtheit hervor, dass kein Mensch 
damals an den negativen Wahrheitseid oder an die Mög- 
lichkeit dachte, dass man je einmal einen solchen hinter 
jener Formel vermuthen würde. 

Es dürfte also das negative Resultat feststehen, dass 
der in den beiden Entscheidungen des O.-G.-H. aufgestellte 
Grundsatz unhaltbar, dass der Eid m. W. u. E. kein ne- 
gativer Wahrheitseid ist Schwieriger ist die Beantwortung 
der Frage, ob derselbe als Ignoranzeid oder als Glau- 
benseid aufgefasst werden soll. Hier bietet uns die Ent- 
stehungsgeschichte kein Argument weder pro noch contra, 
der Wortlaut des Zusatzes kann in der einen oder in der 
anderen Weise gedeutet werden; Herbst 5 ad 199 
begnügt sich hier wie in den meisten schwierigen Fällen 
damit, die eine der erflossenen Entscheidungen (es ist 
die vom 13. Mai 1852) ohne jedes kritische Bedenken 



») Harrasowsky S. 209 f. 
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wörtlich anzuführen ; nnd auch ans der dritten Entscheidung 
des O.-G.-H.y welche die fragliche Eidesform betrifft, lässt 
sich nichts für die Beantwortung der Frage entnehmen. 
Der O.-G.-H. hat nämlich in der Entscheidung vom 6. August 
1856, Nr. 750, sich folgendermassen geäussert: „Beide In- 
stanzen haben zwar als erwiesen angenommen, und von dem 
Angeklagten wurde auch nicht in Abrede gestellt,/ dass die 
in der Eidesformel enthaltenen Lieferangen von Waaren 
und Geld wirklich gemacht wurden. Allein das Object 
des angeschuldigten Verbrechens liegt nicht in der 
Frage, ob diese Lieferungen gemacht wurden oder nicht, 
sondern in dem Umstände, ob er im Momente der Eidesab- 
iegung gewusst oder sich erinnert habe oder nicht, dass 
die Lieferung gemacht worden sei." Der hier ausgespro- 
chene Grundsatz steht nun allerdings im directen Gegen- 
satze zu jenem, welchem die beiden frtther angeführten 
Entscheidungen huldigen-, allein dem Kernpunkt der Frage 
sind wir auch hier um keinen Schritt näher gekommen. 

Ich halte nun den fraglichen Eid für eine modifi- 
cirte Form des Glaubenseides. Es geht dies m. E. 
dentlich hervor aus der Vorschrift des § 206 der A.-G.-O., 
dass in diesem Eide die von der Gegenseite Vorgebrachten 
Umstände widersprochen werden sollen. In dem ein- 
fachen Ablehnen jeder Wissenschaft kann ein solcher Wi- 
derspruch nicht gefunden werden, da ja der Delat materiell 
über die Sache sich gar nicht äussert. Dagegen liegt ein 
eigentlicher Widerspruch vor, wenn der Delat schwört: 
„8, W, u. E. habe der Deferent dem Erblasser die fraglichen 
100 fl. nicht geliehen." Der in dieser Form abgelegte Eid 
enthält mehr als d ie einfache Behauptung des Nichtwissens : 
der Delat sagt damit, das s er nach der ganzen Lage der ^ [ 
Verhältnisse von der Sache wahrscheinlich etwas wissen ! 
Wttrflg, falls sie si ch in der vom Deferenten behaupteteii 
Weise zugetragen hätte; wenn er sich nichts destoweniger 
an die betrefiendeTEätsache nicht erinnern könne , so liege 
in diesem Umstände für ihn ein Grund anzunehmen, dass 
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sie sich eben nicht zugetragen habe. Der Eid mit dem 
Beisatze m. W. u. £. ist also kein Ignoranzeid, sondern 
ein Glaubenseidy der eben durch jenen Znsatz dem 
Wahrheitseid genähert und dadurch brauchbar gemacht 
wird. 

Der Schwörende behauptet also nicht, wie der O.-G.-H. 
angenommen hat, er wisse, dass die Thatsache sich nicht 
in der vom Deferenten behaupteten Weise zugetragen habe 
(negativer Wahrheitseid); er behauptet ebensowenig, von der 
ganzen Sache nichts zu wissen und sich an nichts zu erin* 
nern (Ignoranzeid); sondern er behauptet, er wisse nicht 
und erinnere sich an nichts, und glaube darum, dass 
die Behauptung des Deferenten unrichtig sei. Dai*aus er- 
gibt sich die Construction des Meineides. Dieser liegt 
nicht nur dann vor, wenn der Schwörende positive Kennt- 
niss von der durch ihn als nicht geschehen bezeichneten 
Thatsache gehabt hat, sondern auch dann, wenn er zwar 
direct um die Sache nicht weiss, aber nach der ganzen 
Lage der Verhältnisse den Glauben, dass sie sich nicht er- 
eignet habe, nicht gewinnen konnte. Mit anderen Worten: von 
den drei Möglichkeiten, welche sich ergeben, wenn wir von 
dem Wissen absehen, nämlich: 1. dem Glauben, dass 
das Ereigniss stattgefunden habe; 2. dem Glauben, dass 
dasselbe nicht stattgefunden habe; 3. dem Zweifel, 
der es zu einem Glauben weder nach der einen noch nach 
der anderen Richtung hin gelangen lässt — entspricht nur 
die unter Nr. 2 dem abgeleisteten Eide, in den beiden an- 
deren Fällen (1 und 3) wUrde Meineid vorliegen. Damit 
dürfte, abgesehen von der immer bestehenden Beweisschwie- 
rigkeit, ein fester Grundsatz für die Beurtheilung der hie- 
her gehörigen Fälle gefunden sein: höflfentlich wird aber 
auch diese Oontroverse durch die in Aussicht stehende Re- 



») Vgl. die in dem Resultate übereinstimmende, m. E. vollkom- 
men überzeugende Darstellung bei Rizy S. 137 ff.; femer Pratobe- 
vera, Wagner in seiner Zeitschrift 1829 H. S. 325. 
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form unserer Civilprocessgesetzgebung in möglichst kurzer 
Zeit jede practische Bedeutung verloren haben. 

Auch beim Schätzungseid (Würderungseid, jusjuran- 
dum in litem) wurde die Möglichkeit eines Meineides viel- 
fach in Abrede gestellt, ^) ja sogar in manchen Gesetzge- 
bungen durch ausdrückliche Verfügung die strafgerichtliche 
Verfolgung ausgeschlossen. ^) Insbesondere hat man häufig 
zwischen dem pretium affectionis und dem pretium veritatis 
unterschieden, und wenigstens für das Erstere die Unmög- 
lichkeit der Begehung eines Meineides behauptet, da ja der 
Affectionswerth durchaus Sache individueller und darum un- 
controlirbarer Anschauung sei. ^) Man hat bei dieser Unter- 
scheidung vollständig übersehen, dass genau dasselbe auch 
von dem pretium veritatis gesagt werden kann; jede 
Schätzung enthält den Ausdruck subjectiven Dafürhaltens, 
beruht auf der individuellen Ueberzeugung des Schwören- 
den , und die Consequenz führt daher nothwendig dazu, 
die beiden Arten des Schätzungseides einander vollkom- 
men gleichzustellen. Hält man den Nachweis, dass die 
Schätzung mit der inneren Ueberzeugung des Schwörenden 
im Widerspruche stehe, für unmöglich, dann gilt dasselbe 
auch für die Angabe des pretium veritatis. Ist man dage- 
gen der Ansicht, dass dieser Nachweis, wenn auch schwie- 
rig, so doch möglich sei, so liegt kein Grund vor, warum 



«) Pratobevera S. 250, Häberlin S. 292, Mittermaier 
ad Feuerbach § 420 IV., Meyer (Thora) S. 119 Anm. 4. Auch G. M. 
S. 229 läugnet die Möglichkeit einer Verfolgung, „weil die individuelle 
Schätzung des eigenen Schadens eine Art der Willkür gestattet, die 
dem Tbatbestande des Meineides widerspricht". 

a) Baiern (1813) 272, Würtemberg 232, Hannover 209 
(dazu Leonhardt S. 171, 180 f.), Hessen 234, Oldenburg 1845 
§ 4, Baiern (1861) 195 Z. 1. — Auch der durch A. 2 der Verfassung 
für den norddeutschen Bund, beziehungsweise für das deutsche Reich 
derogirte § 26 der preuss. A. G. 0. (I. 22) gehört hieher; vgl. dazu 
G. M. S. 229. 

3) Vgl. z. B. Hepp Com. S. 1576, 1846 S. 446, Temme 1843 
S. 171, der sich der Argumentation von Hepp vollständig ansohliesst. 
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nicht auch beim AfFectionswerthe diese Möglichkeit wenig- 
stens im Principe zugegeben werden sollte. ') 

Diese letztere Ansicht, der ich mich ohne Bedenken 
anschliesse, kann heute als die herrschende bezeichnet wer- 
den. 2) Unrichtig wäre es aber, den Schätzungseid als eine 
Art des Glaubenseides aufzufassen und zu behandeln; 
es ist vielmehr ein eigentlicher Wahrheitseid; nicht das 
Glauben, dass die zu schätzende Sache einen gewissen 
Werth habe, sondern die Ueberzeugung, dass die an- 
gegebene Summe diesem Werthe wirklich entspreche, bildet 
seinen Inhalt. Der Schätzungseid ist daher falsch, wenn 
diese innere Ueberzeugung fehlt, und zwar liegt in diesem 
Falle dolos er Meineid vor; war dagegen die innere Ueber- 
zeugung vorhanden, beruht sie aber auf einem Mangel an 
der gehörigen Sorgfalt, so wird fahrlässiger Falscheid 
anzunehmen sein. Wenn auch die particularen Civilge- 
setzgebungen jede weitere Ermittlung Über die Richtigkeit 
der Schätzung ausdrücklich ausgeschlossen haben, so kann 
doch diese Bestimmung vom Strafrichter nicht berücksichti- 
get werden. 3) 

Was endlich die unter dem Namen „Nebeneide^ zu- 
sammengefassten Formen des Eides betrifft, so würde ein 
Eingehen auf die einzelnen Arten derselben ohne weitab- 
führende civilprocessuale Erörterungen kaum möglich sein. 
Es genügt hier auf die Grundsätze aufmerksam zu machen, 
deren Anwendung auf die verschiedenen Fälle keinen Schwie- 



1) Dass die 1. 11 D. cle in lit. jur. XII. 3: de perjurio ejus qui 
ex necessitate juris in litem juravit quaeri facile non solet (PauUus) gar 
nicht von der criminellen Behandlung des falschen Schätzungseides 
spricht, wurde von mir bereits in meiner mehrfach citirten Schrift S. 24 
hervorgehoben. 

a) So u. A. Egger, Schwarze 1840 S. 130, 142, Weiss 
S. 523, Leonhardt a. 0., Heffter § 409, Schwarze Com. 
S. 424, Schütze S. 312 Anm. 16, Puchelt 2 ad 153, Oppenhoff 
8 ad 153, Texeira S. 110 ff. 

3) Oppenhoff 8 ad 153. 
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rigkeiten unterliegt. Ob diese Eide, wenn falsch abgelegt, 
überhaupt strafbar sind, hängt zumeist von der Ausdrucks- 
weise des Strafgesetzes ab. Nach dem gegenwärtigen 
österr. St.-G.-B., welches nur die gerichtliche Ableistung 
eines Eides überhaupt verlangt, kann die Strafbarkeit der 
falschen Nebeneide keinem Zweifel unterliegen. Dagegen 
wird es nach der Wortfassung des österreichischen Ent- 
wurfes darauf ankommen, ob sie als eine „Aussage" be- 
trachtet werden können oder nicht; mir ist keine Form 
derselben bekannt, auf welche dieser Ausdruck nicht an- 
wendbar wäre. Unter der Herrschaft des R.-St.-6.-B. end- 
lich müssen die falschen Nebeneide unter eine der drei im 
§ 153 erwähnten Formen : „zugeschobener, zurückgeschobe- 
ner und auferlegter Eid" gebracht werden können, um als 
strafbar zu erscheinen; hier können allerdings Zweifel ent- 
stehen, deren Lösung eine nach den Grundsätzen des Civil- 
processes zu entscheidende Vorfrage bildet. ') In keinem 
Falle aber hat die, auf Grundlage des gemeinen Kechts 
hie und da im Allgemeinen aufgestellte Behauptung,^) die 
Nebeneide seien als solche von der gegen den Meineid ge- 
richteten Strafdrohung ausgeschlossen, für das gegenwärtige 
Becht isgend eine Berechtigung. 

§ 13. Oleichgestellte Fälle. 

1. Seitdem durch den Visitationsschluss vom 13. Octo^ 
her 1768 die Mennoniten von der Ablegung des Eides be- 
freit, ihre Versicherung bei „Mann^nwahrheit" der Eides. 



») Für den Diffesionseid ausdrücklich anerkannt vom 0. T. 
V. 4./1 1856, 5./6 1858 (bei Oppenhoff 6 ad 153). 23./9 1870 (G.-A. 
XVni. S. 777); Baiern 1861 A. 195 Z. 1 schliesst die strafrechtliche 
Verfolgung wegen Meineides überhaupt aus beim Manifestations-, 
Schatzungs- und Glaubenseide, sowie bei dem Gefährdeeide, wel- 
chen derjenige, dem ein Eid zugeschoben wurde, vor Ableistung des- 
selben von seinem Gegner verlangt hat. 

^) So Mittermaier 1818 S. 105, Martin §195 a. E.; fllr die 
richtige Ansicht Feuerbach, Wächter u. A. 
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leistung gleichgestellt und eben darum auch den Strafen 
wegen Meineid unterworfen wurden, finden wir in sämmt- 
Hchen Particulargesetzen Bestimmungen, welche gewissen 
Religions-Gesellschaften die gleiche Begünstigung gestatten. ') 

Doch sprechen sämmtliche deutsche Sti*afgesetze nur 
von Religionsg es eil Schäften, so dass die religiöse 
Ueberzeugung des Einzelnen, welcher keiner Religions- 
gesellschaft angehört, vor dem Gesetze keine Berücksichti- 
gung findet. Es möge dahingestellt bleiben, in wieweit eine 
solche Engherzigkeit der Gesetzgebung vereinbar ist mit 
der durch die Verfassungen gewährleisteten Gewissensfi-ei- 
heit; aber es muss darauf hingewiesen werden, dass in 
England, dem glaubensstarken und in confessionellen 
Dingen einem gewiss sehr gemässigten Fortschritte huldi- 
genden England schon durch das Stat. 17 und 18 Viet. 
c. 125, § 20 (1854) ein jeder von der Eidesleistung befreit 
wurde, der „feierlich, aufrichtig und wahrhaft erklärt und 
behauptet, dass nach seinen religiösen Grundsätzen die 
Eidesleistung ungesetzlich ist." ^) Ergänzt wird diese Be- 
stimmung durch 32 und 33 Vict. c. 68, § 4, welches von 
der Berufung des Schwörenden auf seine „religiösen" 
Grundsätare vollständig absieht, und von der Eidesleistung 
befreit, wenn sich herausstellt, dass dieselbe keine das 
Gewissen des Schwörenden verpflichtende Wirkung hervor- 
bringen würde. 

Aehnliche Bestimmungen enthält die Processordnung 
von New- York, nach welcher jederzeit über Begehren 

») Preuss. A, L R. § 1421, Baiern (1813) 270, österr. Hof- 
decret v. 10./ 1 1816 J.-G.-S. Nr. 1201 (aufrecht erhalten durch §5 des 
Ges. V. 3/5 1868 Nr. 33 R.-G.-B.), Oldenburg 1845 § 6 Sachsen 
(1838) 185, Wtirtemberg 231, Braunschweig 139, Hannover 
208. Hessen 233, Baden 498, Thüringen 176, Preussen (1851)* 
128, Sachsen (1855) 228, Oldenburg 122, Lübeck 99, Ham- 
burg 115. 

») Warren p. 285, Harrasowsky S. 38, Best the principles 
of the law of evidence 6. edit. by J. A. Rüssel 1875 p. 236 flf, Ste- 
phen New commentaries onthelaws of England 1845 Bd. IV. S. 267. 
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der za vernehmenden Partei an die »Stelle des E^des eine 
feierliche and in ihren strafrechtlichen Folgen dem Eide 
gleichgehaltene Versichemng zu treten hat, ') während 
Frankreich^) auf dem von den deutschen Gesetzgebun- 
gen eingenommenen Standpunkte bis auf den heutigen Tag 
stehen geblieben ist. 

Das R.-St.-G.-B. § 155, Z. 1, befreit die Mitglieder 
einer ,,Keligionsgesellschaft , welcher das Gesetz den Ge- 
brauch gewisser Betheuerungsformeln an Stelle des Eides 
gestattet." 

Selbstverständlich hängt die Vorfrage nach der gesetz- 
lichen Stellung der betreffenden Religionsgesellschaft von 
den Landesgesetzen ab. 

Weiter ging bereits das österr. Hofdecret vom Jahre 
1816; es spricht nur von „Personen, welche vermöge ihrer 
Beligionslehren die Eidesablegnng fttr unerlaubt, hingegen 
ihre feierliche Versicherung so heilig als andere Religions- 
genossen den Eid erkennen"^, und verzichtet damit auf eine 
vorausgegangene förmliche Befreiung von der Eidesleistung 
durch ein specielles Gesetz. Die Fassung des citirten Hof 
decretes ist beinahe wörtlich wiederholt im § 165 des Ent- 
wurfes. ^) 

Auch nach anderer Richtung hin ist die Auffassung 
des österr. Entwurfes eine freiere. Das R.-St.-G.-B. verlangt 
eine „Erklärung unter der Betheuerungsformel der Reli- 
gionsgesellschaft", während das österr. Recht seit 1816 und 
ebenso auch in dem Entwürfe absieht von jeder confessio- 
nellen Verschiedenheit und allgemein die Bekräftigung der 
Versicherung mit Handschlag genügen lässt. 

In der Bestrafung ist die eidesstattliche feierliche Ver- 
sicherung dem Eide völlig gleichgestellt. Erforderlich ist 



«) § 1877 l bei Harrasowsky S. 70. 

») Harrasowsky S. 15. 

3) Aehnlich lautet Baiern 194, vgl. Stenglein 1870 S. 281. 
Der im norddeutschen Reichstag von Fritzsche auf ähnliche Fas- 
snng gestellte Antrag wurde abgelehnt (V^handlungen S. 634. ff.) 

LlBzt, falsche Aussage. 7 
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aber dann zur Anwendbarkeit der Meineidsstrafe , dass 
eben die vom Gesetze verlangten an die Stelle der Anru- 
fung Gottes getretenen Formalitäten beobachtet wurden. 
War dies nicht der Fall^ fehlte also nach deutschem Kechte 
die betreffende Betheuerungsformel, nach österr. Rechte der 
Handschlag, so kann von Meineid keine Bede sein. ^) Die 
Sache liegt hier eben so, als wenn beim Eide die Anru- 
fung Gottes unterblieben wäre, und wir haben es dann ein- 
fach mit einer nichteidlichen falschen Aussage zu thun. 
Zur Vermeidung von Missverständnissen sei übrigens aus- v 
drficklich auf die in § 21 folgenden Erörterungen verwie- 
sen ; die dort für den Eid angegebenen Segeln müssen auch 
hier analoge Anwendung finden. 

2. Der Ableistung eines wirklichen Eides steht ferner 
gleich die Berufung auf den in derselben Sache 
bereits früher geleisteten oder (bei beeideten 
Sachverständigen) auf einen ein für allemal abge- 
legten Eid. 2) Eine dem § 155, Z. 2 des R-St.-G.-B. ent- 
sprechende ausdrückliche Bestimmung hierüber fehlt in dem 
österr. Entwürfe ; sie wurde überflüssig durch die allgemeine 
Fassung des § 165: „wer .... eine unwahre Aussage 
.... auf einen früher abgelegten Eid nimmt". Durch 
diese Fassung des Entwurfes wird allerdings die von 
Ab egg 3) gerügte Fiction nicht beseitigt, welche bei der 
Ablegung einer zweiten Aussage unter Berufung auf den 
bereits früher, aber nach der ersten Aussage geleisteten, 



') Oppenhoff 2 ad 155, 0. T. v. 5./1 1870 (G.-A. XVin. 
S. 204.) 

») Baiern (1813) 270, Sachsen (1838) 183, Würtemberg 
227, Brannschweig 140, Hannover 208, Hessen 233, Baden 
505 f., Thüringen 172, Preussen 182 Z. 2, Oldenburg 122, 
Lübeck 99, Hamburg 116. 

3) Ab egg, über den Zeitpunkt der Vereidigung der Zeugen im 
strafrechtlichen Verfahren, Leipzig 1864 S. 18, 20 u. G.-A. XVI. (1868) 
S. 321 f.; gegen ihn Lauhn in den Verhandlungen des sechsten deut- 
schen Jüristentages. 3. Bd. S. 170. 
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also auf die Vergangenheit gerichteten Eid unabweis- 
lich ist. Wenn der Zeuge nach der ersten Aussage schwört, 
das» er die Wahrheit gesagt habe, und dann später unter 
Berufung auf diesen Eid abermals vernommen wird, so 
kann — und soweit hat Abegg unbedingt Recht — durch 
diese Berufung an sich der Wortlaut des früheren Eides 
nicht abgeändert, derselbe aus einem auf die Vergangenheit 
gerichteten nicht in das Versprechen künftig die Wahr- 
heit sagen zu wollen verwandelt werden. Allein die schein- 
bare Tragweite dieser Argumentation, nach welcher die 
später abgelegte Aussage ti'otz der Berufung als eine un- 
beeidete erscheinen mtlsste, verschwindet, sobald man den 
Zengeneid, ohne Rücksicht darauf, ob derselbe der Aussage 
vorangeht oder ihr nachfolgt, immer als einen assertorischen, 
als die Bekräftigung der Aussage betrachtet. Die Praxis 
hat daher an dieser „Fiction" bisher keinen Anstoss genom- 
men und auch von den Gesetzgebungen hat sich keine 
veranlasst gesehen, Abegg's Einwand irgend wie zu berück- 
sichtigen. 

Nach dem R.-St.-G.-B. muss der Eid, auf welchen 
sich die Partei, der Zeuge oder Sachverständige beruft, in 
„derselben Angelegenheit" geleistet worden sein. § 155, 
Z. 2 kann daher keine Anwendung finden , wenn die 
frühere Angelegenheit zwar formell (processuale Connexi- 
tät) nicht aber materiell mit der gegenwärtigen zusammen- 
hängt. ') 

3. Im Anschlüsse an Preussen 1851 und mehrere 
andere deutsche Particulargesetze 2) stellt das R.-St.-6.-B. 
im § 155, Z. 3 auch die amtliche Versicherung 
des Beamten unter Berufung auf seinen Dienst- 
eid dem wirklich abgeleisteten Eide gleich. Auch hierüber 

Oppenhoff 4 ad 155, Schwarze S. 431; 0. T. v. 7./2 
1872 (G.-A. XX. S. 101 ). 

») Preuss. A. L. R. § 1420, Oldenburg 1845 § 8, 1858 A. 122, 
Preussen (1851) 128 Z. 3, Lübek 99. lieber die Vorarbeiten zum 
preuss. St-G.-B. vgl. Temme 1843 S. 173 f., G. M. S. 248. 

1* 
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enthält der österr. Entwurf keine specielle Bestimmung; es 
reicht eben auch hier die allgemeine Fassung des § 165 
(„wer eine unwahre Aussage auf einen vorher abgelegten 
Eid nimmt") vollkommen aus. 

Dass über den Begriff des „Beamten" im Sinne dieses 
Paragrafen Controversen entstehen würden, war bei der 
eigenthümlichen Terminologie, welche das R.-St.6.-B. im 
28. Abschnitte beliebt hat, vorauszusehen. Die herrschende 
Ansicht geht dahin, dass nicht nur die im § 359 genannten 
Personen hieher zu zählen sind, sondern auch die Advoka- 
ten und Anwälte, welche der erwähnte Paragraf ausdrück- 
lich ausschliesst ; ') nicht hieher gehören aber Vormünder, 
Curatoren, Concurs- Verwalter, Bedienstete von Privatgesell- 
schaften u. s. w. (Oppenhoff). Wenn wir diese auch von 
der Praxis angenommene herrschende Ansicht etwas näher 
prüfen, so stossen wir sofort auf grosse Bedenken. Die 
Lösung der Frage, wer Beamter im Sinne des § 155 sei, 
kann auf dreifachem Wege versucht werden. 1. Man lässt 
die Landesgesetze entscheiden ; 2) diese Ansicht, welche 
der Natur der Sache am meisten entsprechen würde, muss 
mit Rücksicht auf die bestimmte Fassung des § 359 als 
durchaus unhaltbar bezeichnet werden. Nach dem erwähn- 
ten Paragraf sind „Beamte im Sinne dieses Strafgesetzes" 
die dortgenannten Personen; die Definition erstreckt sich 
also nicht blos auf den 28. Abschnitt, sondern hat alleinige 
Geltung für den gesammten Inhalt des St.-6.-B. also 
auch für § 155. 2. Man könnte auch § 31, Absatz 2, zum 

») So Schwarze S. 431, Kirchmann S. 104, Rüdorff 2 
ad 155, Oppenhoff 6 ad 155. Unsicher wie gewöhnlich äussert sich 
H. Meyer S. 577 Anm. 7: „die Beschränkung des § 359 hinsichtlich 
der Advocaten und Anwälte findet hier doch wohl keine Anwen- 
dung". Ebenso gelangt auch Schütze S. 310 Anm. 10 (gegen seine 
Gewohnheit) zu keinem bestimmten Resultate : „der Beamte müsste 
streng genommen nach § 359, kann keinesfalls nach § 31 Absatz 2 be- 
stimmt werden. Doch zählt nach Oppenhoff die Praxis ausdehnend 
auch Advocaten und Anwälte hieber**. 

») So Docbow S. 234. 
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Ausgangspunkt nehmen^ allein hier wird vom ^öffentlichen 
Amt" und nicht von „Beamten" gesprochen. Jener Begriff 
ist weiter als dieser, es kann daher auch § 31 nicht mass- 
gebend sein. 3. Es bleibt also nur noch § 359 mit seiner 
Definition ; aber zugleich auch mit der hier bestimmten Aus- 
schliessung der Advocaten und Anwälte. Wenn man also 
diesen Paragrafen bei Beantwortung der Frage, wer als Be- 
amter im Sinne des § 155 anzusehen sei, zu Grunde legt, 
so muss man auch die Consequenzen aus demselben ziehen. 
Aber die Definition des § 359 für massgebend erklären, 
dann gegen dessen ausdrückliche Vorschrift Advocaten und 
Anwälte aus § 31, Absatz 2, ebenfalls hieherzählen, die 
übrigen in letztgenanntem Paragrafen aufgeführten Perso- 
nen, also Geschworene und Schöffen, aber wieder aus- 
schliessen oder wenigstens mit diplomatischem Stillschwei- 
gen tibergehen — das scheint mir denn doch das Aeusserete 
zu sein, was man an willktthrlicher und inconsequenter In- 
terpretation leisten kann. ') 

Die Versicherung muss eine amtliche sein. Es ist 
femer zwar nach dem Wortlaute des Paragrafen nicht erfor-» 
derlich, dass der Diensteid bereits im vorhinein 
auf derartige amtliche Versicherungen sich er- 
streckte;^) doch muss diese Beschränkung als selbstver- 
ständlich dem Wortlaut des Gesetzes hinzugefügt werden. 
War der Diensteid beispielsweise nur auf Wahrung des 
Amtsgeheimnisses gerichtet, liegt also gar kein Versprechen 
künftig bei amtlichen Aussagen die Wahrheit zu sagen vor, 
so kann auf diesen Eid überhaupt keine Berufung im Sinne 
des § 155 stattfinden. Geschähe es dennoch, so fehlt der 
Berufnng das thatsächliche Fundament und es kann wegen 
Mangels an einem tauglichen Object von einem Verbrechen 
— abgesehen von dem übrig bleibenden Minus einer nicht- 



») Für die richtige Ansicht Puchelt 4 ad 155. 

») Bios aus dem Wortlaute argumentiren Oppenhoff 7 ad 155, 
Rüdorf f 4 ad 155. H. Meyer S. 577 Anm. 7 auch hier unbestimmt; 
„ist Wühl nicht zu erfordern". 
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eidlichen falschen Aussage — keine Rede sein. ') Ist diese 
Ansicht überhaupt richtig, so muss sie auch Anwendung 
finden auf § 453 der österr. St.-P.-O.: „Beamte und beei- 
dete Diener der öflfentlichen Gewalt, welche eine Aussage 
über Thatsachen oder Umstände ablegen, die sie in Aus- 
übung ihres Amtes wahrgenommen haben, sind, wenn ihre 
Aussagen Gegenstände betreffen, auf welche sich ihre Amts- 
handlung bezog, nur unter Erinnerung an ihren Diensteid 
als Zeugen zu vernehmen". Auch hier wird also, wenn. der 
Diensteid sich nicht ausdrücklich auch auf künftig abzule- 
gende amtliche Versicherungen erstreckt, und das dürfte 
meines Wissens wohl bei den meisten Categorien der eigent- 
lichen „Beamten" der Fall sein — die unter dieser Berufung 
abgelegte Aussage nur als ein uichteidliches Zeugniss auf- 
zufassen, daher nicht § 165 sondern § 167 des Entwurfs 
anzuwenden sein. 

Da die im § 155 erwähnten Fälle dem „Eide gleich- 
stehen", so müssen die allgemeinen Erfordernisse der §§ 153 
und 154 gegeben und dies durch das erstrichterliche Er- 
kenntniss festgestellt sein, und zwar gilt dies von allen 
drei Fällen des § 155; es muss also ein zugeschobener, 
zurückgeschobener oder auferlegter Eid, oder aber ein falsches 
Zeugniss oder Gutachten vorliegen. Dies ist auch die über- 
einstiuimende Ansicht der Schriftsteller 2) und entspricht der 
Constanten Praxis des O.-T. 3) .Anders auch hier nach dem 



») Richtige Ansicht bei Do chow S. 234, Schütze S.310 Anm. 
10, Schwarze S. 431. 

2) Dochow S. 234, Schwarze S. 430, Oppenhoff 1 
ad 155. 

^) Vgl. 0. T. 17./9, 24./9 1852, 28./1 1853 (G.-A. I. S. 237), 
29./3 1860, 13./7 1872 (G.-A. VIII. S. 411, XX. S. 395: der Executor 
versichert die Nichtigkeit des falschen Executionsberichtes auf seinen 
Diensteid; § 155 Z. 3 wurde für nicht anwendbar erklärt), 27./3, 3./5 
1873 (R. S. XIV. S. 229, 335; der Vormund versichert die Richtigkeit 
des falschen Inventars unter Berufting auf den Vormundschaftseid; 
§ 155 niclit anwendbar), 19./11 1873 (R. S. XIV. S. 732), 14. 4 1875 
(Cf.-A. XXIII. S. 328). 
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österr. Entwürfe; ist hier der Eid überhaupt von der 
Art, dass eine Aussage „auf ihn genommen werden'' kann, 
so genügt es, das Vorhandensein einer Aussage im Sinne 
des § 165 zu constatiren. 

Selbstverständlich ist es, dass auch, wenn der Beamte 
eine falsche Anzeige macht ohne irgend eine Person 
zu nennen, ein falsches Zeugniss im Sinne des § 154 
R.-St.-G.-B. begangen wurde ; ^) der Begriff des Zeugnisses 
ist ja gewiss nicht darauf beschränkt, dass es gegen eine 
bestimmte Pereon abgelegt wurde. 

§ 14. „Analog'' behandelte Fälle. 

Während in den im vorhergehenden Paragrafen be- 
sprochenen Fällen die wirkliche Meineidsstrafe eintritt, weil 
die unter den betreflfenden Formen abgelegte Aussage der 
körperlich beeidigten völlig gleichsteht, sind die hier zu 
erwähnenden Formen der Aussage nur, wie man sich regel- 
mässig ausdrückt, „analog^ zu behandeln, das heisst ge- 
nauer gesprochen : es wird hier eine u nbeeidete Aussage als 
„Eidesdelict", wenn auch milder als der eigentliche Mein- 
eid bestraft. Der Gesetzgeber ist also hinausgegangen über 
die ihm von der herrschenden Ansicht gezogenen Schranken, 
und die thatsächlich gar nicht vorliegende ^Analogie^ muss 
dazu dienen, den Bruch mit dem aufgestellten Principe mit 
einem theoretischen Mäntelchen zu bedecken. Nach der 
oben begründeten Auffassung des strafrechtlichen Charakters 
der falschen Aussage, bedarf es solcher kleiner Künste nicht, 
um die Strafbestimmungen des Gesetzes auch für diese 
Fälle zu rechtfertigen. 

1. Es gehört hieher zunächst die falsche Versi- 
cherung an Eidesstatt. Während das gemeine 
Recht, an der körperlichen Ableistung des Eides als dem 
unerlässlichen Erforderaisse einer Bestrafung wegen Mein- 



») Oppenhoff 10 ad 155 und die bei ihm angeführte E. dea 
0. T. V. 10./9 1857. 
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eides festhaltend, die falsche Versicherung an Eidesstatt 
nicht unter die Strafbestimmungen des Artikels 107 der 
P.-6.-0. zu subsumiren wagte, *) wird dieselbe in den 
sämmtlichen deutschen Particnlargesetzen ausdrücklich er- 
wähnt, nur von wenigen aber in der Bestrafung dem Eide 
gleichgestellt,^) weitaus von den meisten dagegen mit mil- 
derer Strafe belegt als dieser. •^) Das R.-St.-6.-B. droht im 
§156 Gefängniss von 1 Monat bis zu 3 Jahren, der österr. 
Entwurf im § 171 Gefängniss mit demselben Maximum aber 
ohne Beschränkung des Minimums. 

Die Fälle, in welchen die eidesstattliche Versicherung 
zugelassen ist, sind nach den Landesgesetzen verschieden 
normirt. Regelmässig gehören hieher *) : höhere sociale 
Stellung, geistlicher Stand, Geringfügigkeit der Streitsache, 
Zustimmung des Processgegners, ^) Einreichung von Prü- 
fungsarbeiten, Uebemahme der Vormundschaft, Emchtung 
eines Inventars, Selbsteinschätzung bei Steuera u. s. w. 
Dabei ist jedoch darauf aufmerksam zu machen, dass die 
Versicherung ausdrücklich „an Eidesstatt" abgelegt sein 
muss; war dies nicht der Fall, so kann von einer Anwen- 



*) So die herrschende Ansicht, vgl. Böhmer, Quistorp, Sal- 
chow, Feuerbach, Mittermaier, Martin, Marezoll u. A. 
Dagegen Tittmann mid einige Andere. — Gegen die Bestrafung 
erklärt sich de lega ferenda Temme 1843 S. 175 f. 

») Preuss. A. L. R. § 1424, Sachsen (1838) 186, (1855) 228, 
Thüringen 176. 

3) Baiern (1813) 271, Oldenburg 1845 §7, Wtirtemberg 
223, Braunschweig 136, Hannover 215, Hessen 241, Baden 
501, Preussen 129, Oldenburg 123, Lübeck 100. Vgl. auch G. M. 
S. 249. 

*) Vgl. die Zusammenstellung der nach preussischem Rechte 
zulässigen Fälle in G.-A. Vm. S. 765; einzelne Fälle auch bei Schütze 
S. 311 Anm. 14. 

») Nach dem belgischen Entwurf einer • Civilprocessordnung 
von 1869 in allen Fällen, in welchen der Delat die Eidesleistung als 
seiner religiösen Ueberzeugung widerstreitend erklärt, und der Defe- 
rent sich mit der einfachen Erklärung begnügt. Die Strafe fUr diese 
Verbrechen steht der für den Meineid gleich (Harrasowsky S. 18). 
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dung der §§ 156 R.-St.-G.-B. oder 171 Entwurf keine 
Rede sein, während mögKcher Weise eine nach § 167 des 
österr. Entwurfs zu bestrafende nichteidliche falsche Aussage 
vorliegt. Insbesondere genügt nicht die Berufung auf einen 
bereits geleisteten Eid ; nach dem R.-St.-G.-B. muss in die- 
sem Falle, wenn nicht etwa die Voraussetzungen des § 155, 
Z. 2 oder 3,. gegeben sind, die falsche Versicherung über- 
haupt straflos bleiben. ') Dagegen ist die Anwendbarkeit 
des § 156 nicht beschränkt auf den Fall, in welchem die 
Bedingungen der §§153 oder 154 vorliegen. 2) Diese Be- 
merkungen gelten auch für § 171 des österr. Entwurfs: 
„wer vor einer zur Annahme an Eidesstatt zuständigen 
Behörde unter einer solchen Versicherung falsch aussagt 
u. s. w." 

Das gegenwärtige österr. Strafrecht enthält 
über die falsche Versicherung an Eidesstatt mit Ausnahme 
des oben im § 12 unter Z. 1 besprochenen Falles keine 
Bestimmung. Es kann dieselbe demnach, wo sie dennoch 
vorkommt, auch nicht mit der Meineidsstrafe belegt, son- 
dern nur als falsches nicht beeidetes Zeugniss aufgefasst 
werden, wenn die Voraussetzungen für das Letztere, insbe- 
sondere die Ablegung vor Gericht, vorliegen. Für den 
Ausschluss der Meineidsstrafe spricht die Natur der Sache 
und die Analogie der übrigen Gesetzgebungen. ^) Nur in 
einem einzelnen Falle ist die an Eidesstatt gegebene (schrift- 
liche) Versicherung dem Eide in „allen rechtlichen Folgen" 
gleichgestellt: die Mitglieder des allerhöchsten Kaiserhauses 
sind nämlich nach dem Justizministerialerlasse vom 14. Mai 
1854 von der Verpflichtung, ihre Aussage beschwören zu 



') 0. T. V. 30./3 1865, 3/5 1873 (R. S. VI. S. 35, XIV. S. 335), 
19./11 1873 (G.-A. XXI, S. 526); so auch Dochow S. 238, Oppen- 
hoff 6 ad 156. 

») Oppenhoff 2 ad 156, Puchelt 1 ad 156. 

3; Dies ist auch die Ansicht von Jenuli, Pratobevera 
S. 265, Wessely S. 372. Ebenso auch Mittermaier 1818, Gön- 
ner Jahrbücher I. S. 302, Hepp Com. S. 520. 
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müssen, befreit, und die Gleichstellung ihrer schriftlichen 
Versicherung mit dem wirklichen Eide gründet sich auf 
§31 des Familienstatutes von 1839. Dennoch scheint es 
mir auch hier zum mindesten zweifelhaft, ob die Meineids- 
strafe wegen einer falschen derartigen Versicherung zur 
Au Wendung gebracht werden könnte, ob die Gleichstellung 
auch für den Strafrichter bindend ist. Es liesse sich dieses 
Bedenken auch mit dem Wortlaute des Justizministerial- 
Erlasses in Einklang bringen: denn die Begehung eines 
Verbrechens kann doch wohl nicht als „rechtliche Folge" 
einer gerichtlichen Versicherung bezeichnet werden. 

2, Die Strafgesetzbücher von Preussen A.-L.-R. 
§ U23, Baiern (1813)271, Braunschweig 136, Han- 
nover 215, Hessen 241, Baden 499, Oldenburg 
1845, § 12, erwähnen ausdrücklich auch den Fall, wenn 
der Eid von dem Gegner erlassen, und daher 
n ach den Civilprocessordnungen für abgeschwo- 
ren zu halten ist (remissio jurisjurandi). Alle ge- 
nannten Gesetze verhängen in diesem Falle mildere Strafe 
als für den wirklich abgeleisteten Eid. Die übrigen Par- 
ticulargesetze, ebenso auch das gegenwärtige österr. St.-G.-B. 
und dfßr österr. Entwurf,' endlich das R.-St.-G.-B. erwähnen 
diesen Fall nicht ausdrücklich; es kann daher nach diesen 
Gesetzen, da der Erlass des Eides dem wirklich abgeleiste- 
ten Eid, wenigstens in strafrechtlicher Beziehung, durchaus 
nicht gleich steht ^ die Meineidsstrafe nicht zur Anwen- 
dung kommen. ^) Ob eine nichteidliche falsche gerichtliche 
Aussage übrig bleibt, ist quaestio facti, die wohl in den 
meisten Fällen zu verneinen sein wird. Auch Versuch^) 
wird äusserst selten angenommen werden können. Doch ist 



Dass er mit dem wirklich abgeleisteten Eide civilrechtlich 
gleiche Wirkung hat (vgl. 1. 6, 1. 9 § 1 D. de jure jur. XII. 2), ist für 
den Strafrichter gleichgiltig. 

») Richtig Doilmann S. 528, Schwarze S.427. 

3) Versuch wird angenommen von Oldenburg 1845; ebenso 
(aber nur „unter Umständen") von Heffter § 408. 
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es möglich, dass wie Schwarze') richtig bemerkt, Betrag 
vorliegt, wenn der Gegner durch listige Vorspiegelmigeii 
zum Erlasse des Eides bestimmt worden ist. Ganz gleich 
ist der Fall zu behandeln, wenn die Civilprocessgesetze we- 
gen eingetretenen Todes oder plötzlicher Eidesunfähigkeit 
des Schwurpflichtigen den angebotenen Eid als abgelegt 
betrachten, wenn Zeugen oder Sachverständige sich zur 
Eidesleistung erboten haben, diese aber wegen tibereinstim- 
menden Verzichtes beider Parteien unterblieben ist, endlich 
in jenen seltenen Fällen, von welchen die §§ 227 und 228 
der österr. A.-G.-O. sprechen. In allen diesen Fällen be- 
ruht der Eintritt der civilrechtlichen Folgen auf einer ge- 
setzlichen Fiction, die f ttr den Strafrichter bei Mangel einer 
ausdrücklichen Anordnung im Strafgesetzbuche durchaus 
nicht massgebend ist. Die Bestimmung des gegenwärtigen 
österr. St.-G.-B. tiber das Erbieten zu Eid oder Zeug- 
niss und die daran sich knüpfenden Controversen werden 
unten bei der Frage über Vollendung und Versuch der fal- 
schen Aussage (§ 32) zur Sprache gebracht werden. 

§ 15. Eidesleistung durch einen Stellvertreter. 

Nach den positiven Gesetzgebungen ist die Stellver- 
tretung bei der Eidesleistung unter den verschiedensten 
Voraussetzungen und in den verschiedensten Formen mög- 
lich. 2) Es kann ftir eine handlungsunfähige Person der Cu- 
rator, für eine nicht physische Person eine gesetzlich oder 
durch Vertrag oder durch den Richter bestimmte Zahl von 
Schwurmännem, einer oder mehrere Streitgenossen für die 
übrigen, ein am Processe unmittelbar nicht betheiligter Dritter 
als Rechtsvorgänger u. s. w. zum Schwüre zugelassen wer- 



t) S. 427. Vgl. über die Frage noch Temme 1843 S. 178. 

>) Vgl. R i V i n u s D. de jiiramento in alterius animam praestito. 
Lips. 1725 § 22. Renaud, die SteUvertretung beim Gebrauch des 
Eides in der Zeitschrift fllr Civilrecht und Process. N. F. XVIII, 
S. 3 ff. 
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den. Auch für diese Fälle hat die Anwendung der Mein- 
eidsstrafe Schwierigkeiten veranlasst Um diese zu vermeiden, 
müssen wir vor allem strenge darnach unterscheiden, ob die 
Eidesleistung in animam des Schwörenden oder des 
eigentlich Schwurpflichtigen erfolgte. Im ersten Falle 
haftet der Schwörende nach den allgemeinen Grundsätzen 
für die Richtigkeit der von ihm eidlich bekräftigten Behaup- 
tung ; er hat ja sein Wissen um die fragliche Thatsache, 
seinen Glauben an dieselbe u. s. w. durch seinen Eid 
erhärtet, und auf seine Stellung als Vertreter wurde schon 
bei der Abfassung des Eidessatzes Rücksicht genommen: 
es kann daher auf seiner Seite sowohl doloser Meineid als 
fahrlässiger Falscheid vorliegen. Bezüglich des oder der Ver- 
tretenen sind die allgemeinen Grundsätze über Theilnahme 
an der falschen Aussage (vgl. unten § 26) anzuwenden. 

Anders liegt die Sache dann, wenn der Schwörende 
den Eid in animam des Schwui-pflichtigen ablegt. Man hat 
hier die Möglichkeit, dass ein Meineid auf Seite des Man- 
danten vorliege , bestritten, *) weil ja dieser den Eid nicht 
köi-perlich abgeleistet habe, die Ablegung in eigener Person 
aber nach der eigenthümlichen Natur des Eides für die An- 
wendbarkeit der strafrechtlichen Bestimmungen gegen Mein- 
eid unerlässlich sei. Diese letztere Behauptung ist aber 
vollkommen unhaltbar. Die „eigenthümliche Natur" des 
Meineides, die überall herhalten muss, wo andere Gründe 
fehlen, der „höchst persönliche Charakter" desselben dem 
wir noch mehrmals werden entgegentreten müssen, fordert 
ebenso wenig wirkliche Begehung durch den Schwörenden, 
selbst, wie der Begriff des Mordes wirkliche körperliche 
Tödtung von Seiten des Mörders. Der Mandant also', der 
seinen Bevollmächtigten falsch instruirt, so dass dieser bona 
fide den Eid leistet, hat sich des Mandanten als seines 
Werkzeuges bedient, er ist eigentlicher unmittel- 
barer Thäter, er selbst bat den Meineid geschworen, 

») Quistorp § 135. 
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Merkwürdigerweise ist dies heute beinahe unbestrit- 
tene Ansicht der herrschenden Schule, ') die dadurch mit 
sich selbst in Widerspruch geräth. 

Diese anscheinend gewagte Behauptung bedarf der 
Rechtfertigung. Die Betonung des höchst persönlichen Ele- 
mentes im Eide, die wiederholt ausgesprochene Ansicht, 
dass Eid und Meineid an die körperliche Ableistung ge- 
bunden sind, dass die Grundsätze über fingirte Thäterschaft 
hier nicht angewendet werden können (vgl. insbesondere 
Schtttze), hat ja eben dazu geführt, den § 160 (Verlei- 
leitung zum Falscheid) in das R.-St.-G.-B. aufzunehmen. 
Ich werde mich unten (§ 29) mit dieser ebenso überflüssigen 
wie verkehrten Bestimmung auseinander zu setzen haben; 
hier genügt es auf die Existenz derselben hinzuweisen. Die 
Eidesleistung durch einen gutgläubigen Bevollmächtigten 
unterscheidet sich von der Benützung eines über den Cha- 
rakter seiner Handlung Getäuschten (§ 160) nur dadurch, 
dass d i es e r in eigenem, j e n e r in fremdem Namen schwört; 
die Voraussetzung auf Seite des Anderen, des Mandanten 
oder des Verleiters, ist in beiden Fällen dieselbe. Wenn 
man nun'§ 160 damit zu rechtfeitigen sucht, dass man be- 
hauptet, in den §§. 153— 156 R.-St.-G.-B. werde „ein eige- 
ner Eid des B, von diesem geleistet, (nicht eine Eideslei- 
stung des A durch einen gutgläubigen Vertreter B) voraus- 
gesetzt" (vgl. wiederum Schütze S. 315 Anm. 22) — wie 
kann man dann die Ableistung durch den Bevollmächtigten 
der Ableistung in eigener Person gleichstellen? Fehlt es 
dann nicht auch hier gerade an der körperlichen Ab- 
legung des Eides oder kann diese vielleicht durch eine 
gesetzliche Fiction ersetzt werden ? Das Dilemma ist nicht 
zu vermeiden: die herrschende Ansicht hat entweder be- 



«) Tittmann § 317, Abegg G.-A. X. S. 649 ff., 721 ff., 
1865 S. 266 ff., Schütze S. 309, H. Meyer S. 576, Berner S. 393, 
Schwarze S. 425, Oppenhoff 11 ad 153. Vgl. auch Texeira 
S. 102 ff,: „De lastgever . . . is hier geenszins medeplicbtige 
. . . maar dader.*^ 
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zttglich der Eidesleistung dnreh den Bevollmächtigten oder 
bezüglich der Rechtfertigung des § 160 Unrecht. So lange 
man in § 160 nichts erblickt, als eine durch die Natur 
der Sache geforderte Bestimmung, so lange kann der Man- 
dant, der durch einen Bevollmächtigen schwört, überhaupt 
nicht bestraft werden. Nicht nach § 160, denn dieser setzt 
auf Seite des wirklich Schwörenden Ableistung in eigenem 
Namen voraus; nicht nach den § 153 ff., denn diese ver- 
langen ja, wie man behauptet, Ableistung in eigener Person. 
Nach dem östeiT. Entwürfe, welcher beztlglich der ^Verleitung 
zum Falscheide^ dem richtigen Principe treu geblieben ist, bie- 
tet dagegen die Entscheidung der Frage ebenso wenig Schwie- 
rigkeiten, wie nach dem geltenden österreichischen Recht. 

Hat der Mandant Kenntniss von der Unrichtigkeit der 
von ihm statt des Anderen beschworenen Thatsache gehabt, 
so ist er als Gehilfe zur Verantwortung zu ziehen. Auch 
hier stimmt die herrschende Ansicht in dem Resultate ttber- 
ein ; *) wäre sie consequent, so mttsste sie Beihilfe zu einer 
straflosen Handlung, mithin Straflosigkeit annehmen. 

§ 16. Der verglichene Haupteid. * 

Bereits oben im § 5 wurde der Nachweis versucht, 
dass de lega ferenda die Bestrafung des beim verglichenen 
Haupteid begangenen Meineides aus der Natur der Sache sich 
nicht rechtfertigen lasse, dass hier vielmehr die Straflosig- 
keit die nothwendige Consequenz aus der Vertragsnatur des 
fraglichen Eides sei. An dieser Stelle haben wir zu unter- 
suchen, wie das positive Recht und die gerichtliche Praxis 
zu der aufgeworfenen Frage sich verhalten. 

In dem Wortlaute des § 153 R.-St.-G.-B. findet die 
Strafbarkeit des falschen verglichenen Haupteides keine 

») Jarcke S. 91, Dochow S. 236, Schwarze S. 425, Op- 
peDhoff 11 ad 153. Nach Ab egg 1865 ist auch der Mandatar Selbst- 
thäter. Vgl. iHr die richtige Ansicht auch Texeira S. 103: „hij heeft 
den dader (hier den lastgever) bijgestoan in de bedrijven, die dienden 
om het misdrijf te doen gelukken en het ook yoltooiden/^ 
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Sttttze. Hier werden drei Arten des Parteieneides ausdrück- 
lich u. z. nicht beispielsweise, sondern ausschliessend auf- 
gezählt: der zugeschobene, zurückgeschobene und auf- 
erlegte Eid. Der verglichene Haupteid nun fällt unter keine 
dieser drei Classen, sondern ist hervorgegangen aus freiem 
Uebereinkommen der beiden Parteien. Ob der Vergleich ge- 
richtlich oder aussergerichtlich zu Stande gekommen und 
durch das Gericht nur bestätigt wurde, macht in der Sache 
selbst nicht den geringsten Unterschied; der freiwillig 
übernommene Eid wird dadurch kein auferlegter, dass 
für den Compromiss die gerichtliche Bestätigung einge- 
holt wird. 

Dass der Vergleich auf den Haupteid juristische Fol- 
gen nach sich zieht, dass auf dessen Ableistung geklagt 
werden kann u. s. w. , ist in dem Wesen des Vergleiches 
begründet und hat ebenfalls keinen Einfluss auf die Ent- 
scheidung der Frage. Selbst wenn die m. E. viel zu weite 
Erklärung des Wortes „auferlegt" als gleichbedeutend mit 
„gefordert**, wie sie das 0. T. in der Entscheidung vom 
10. Mai 1861 (R. S. I. S. 386) aufgestellt hat, richtig sein 
sollte, kann doch die gerichtliche Genehmigung eines 
Vergleiches nicht als gerichtliche Abforde rung desselben 
bezeichnet werden. Ich kann es daher nicht billigen, wenn 
Oppenhoflf 9 ad 153 sagt: „auferlegter" Eid ist gleichbe- 
deutend mit „geforderter". Daher (?) gehört hieher der in 
einer Rechtssache unter Genehmigung des Gerichtes compro- 
miBsarisch festgestellte und vom Richter aufgenommene Eid. 
Ebenso scheint mir die mit dem von Oppenhoflf aufgestell- 
ten Grundsatze übereinstimmende Praxis des sächsischen 
O.-A.-G. *) weder mit dem Geiste noch mit dem Wortlaute 
des Gesetzes vereinbar zu sein. 



») EE. V. 24./4 1874 u. 1./2 1875 (beide bei Oppenhoff); gebil- 
ligt auch von Schwarze S. 419. Vgl. dagegen auch Dresden v. 19./7 
1875 (Stenglein Zeitschrift V. S. 299), nach welchem die Strafe nicht 
anzuwenden ist auf den über Ansuchen des Schwörenden blos gestat- 
teten, mit keinerlei Rechtsnachtheilen verbundenen Eid. 
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Genau dasselbe gilt auch für das österr. Recht auf 
Grundlage des Entwurfes. Es liegt auch, wenn der vergli- 
chene Eid vor Gericht abgelegt wird, keine gerichtliche 
Aussage, mithin, auch wenn die übrigen Erfordernisse 
vorhanden sein sollten, kein Meineid im Sinne des § 165 
vor. Das Gericht fungirt als Urkundsperson ähnlich wie der 
Notar bei Abschluss eines Vertrages, also in einer Stellung, 
welche principiell verschieden ist von derjenigen, die das 
Gericht bei den ttbrigen Formen der gerichtlichen Aussage 
einnimmt. 

Dagegen genügt nach dem österr. St.-G.-B. von 1852 
die Ablegung eines nicht näher qualificiiten Eides vor Ge- 
richt, unter gewissen Voraussetzungen wie wir später sehen 
werden, selbst vor dem Schiedsrichter. Hier liegt die Sache 
also anders als nach dem B.-St-G.-B., welches nur von 
drei bestimmten Arten des Eides spricht, anders als nach 
dem österr. Entwürfe, welcher sich mit dem Erfordernisse 
einer unwahren Aussage überhaupt begnügt. Nach dem 
geltenden österr. Rechte wird also Meineid ohne Zweifel 
auch dann begangen, wenn ein verglichener Eid vor Ge- 
rieht falsch geschworen wurde. Zugleich tritt aber gerade 
auf Grund des gegenwärtigen österr. Rechts der System- 
bruch klar zu Tage : der verglichene Haupteid ist ein Ver- 
trag; während aber sonst nach § 1387 A.-B.-G.-B. nachträg- 
lich aufgefundene Beweismittel den redlich eingegangenen 
Vertrag nicht zu entkräften vermögen, wird hier auf Um- 
wegen durch Anstellung der Strafklage wegen Meineides 
der von dem Gesetze nicht gewollte Erfolg doch erreicht. 

1>) Piroceissiifile !A£An|pel clex* A.iim»eLfge. 

§ 17. Die allgemeinen Grundsätze. 

Die vielbesprochene Frage, ob auch eine falsche Aus- 
sage, welche mit processualen Mängeln behaftet ist, oder 
nach den Processvorschriften sogar als nichtig angesehen 

• 

werden muss, welche also ohne Beachtung der gesetzlichen 



113 



Bestimmungen, vielleicht sogar gegen das ausdrückliche 
Verbot des Gesetzes abgenommen wurde — die criminelle 
Verantwortlichkeit begründe, kann unstreitig als die schwie- 
rigste auf dem ganzen uns hier beschäftigenden Gebiete 
betrachtet werden. Sie ist aber zugleich auch die practisch 
wichtigste, und gerade darum ist es eine doppelt dankbare 
Aufgabe für die Wissenschaft, hier feste Principien zu ge- 
winnen, welche bei der Entscheidung der geradezu unüber- 
sehbaren Menge von Coraplicationen der Praxis zur Richt- 
schnur zu dienen geeignet sind. Die Unsicherheit, welche 
gerade in dieser Controverse Theorie und Praxis beherrscht, 
lässt es als das Zweckmässigste erscheinen, die wichtigsten 
Fälle einzeln der Reihe nach zu besprechen; aber wir 
müssen uns bereits hier über den Grundsatz einigen, den 
wir bei der Entscheidung der einzelnen Fragen zu Grunde 
zu legen haben. 

Die richtige Entscheidung wird hier vielleicht mehr 
als bei den übrigen Controversen durch die Ansicht über 
das eigentliche Wesen der sogenannten Eidesdelicte bedingt. 
Fasst man den Meineid auf als -ein gegen die Religion ge- 
richtetes Delict, so muss man den religiösen Förmlichkeiten 
bei der Ableistung des Eides ein entscheidendes Gewicht 
beimessen, die Uebereinstimmung der Eidesformel mit der 
Confession des Schwörenden als ein wesentliches Erforder- 
niss für die Anwendbarkeit des Strafgesetzes bezeichnen. 
Construirt man sich ein ,,Recht des Staates auf Wahrheit", 
so liegt der Gedanke nahe, die Strafbarkeit der falschen 
Aussage nur dann eintreten zu lassen, wenn dieses Recht 
im einzelnen Falle wirklich bestand, sie überall dort aus- 
zuschliessen , wo die Aussage von der öflfentlichen Be- 
hörde überiiaupt nicht oder nicht in der verlangten Form 
gefordert werden durfte , ») wo der Einzelne wegen Mangels 
der jenem Rechte des Staates entsprechenden Verbindlich- 

Wirklich wird die „Verbindlichkeit die Wahrheit auszusagen' ' 
verlangt u. A. von Böhmer 2 ad 107 P.-G.-O., Feuerbach § 420, 
Wächter § 185 Anm. 30. Auch Temme 1855 S. 481 fordert „die 

Liszt, falsche Aussage. 8 
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keit zur Aussage der Wahrheit, die Aussage zu verweigern 
berechtigt war. Erblickt man in der Irrefllhrung des Ein- 
zelnen oder der Behörde den criminellen Charakter der 
Eidesdelicte, so muss man Straflosigkeit annehmen, sobald 
nach Lage der Sache eine solche In-ef tthrung nicht möglich, 
sobald die falsche Aussage überhaupt nicht geeignet war 
die Basis eines rechtskräftigen Urtheils zu bilden. Diese 
letzte Ansicht hat insbesondere Mittermaier in seinem 
mehrerwähnten Aufsatze aus dem Jahre 1818 ') mit der 
gewöhnlichen Oberflächlichkeit veiireten, und noch heute 
leiden wir vielfach unter dem Einflüsse der von ihm aufge- 
stellten unrichtigen Grundsätze; auch Schwarze steht 
noch 1848 in seinen gegen Abegg gerichteten Ausführun- 
gen auf demselben Standpunkte, indem auch ihm die 
Täuschung des Richters im concreten Falle als massgebend 
erscheint. 

Das Angeführte mag genügen, um auch für diese 
Frage die Wichtigkeit einer richtigen systematischen Auf- 
fassung der sogenannten Eidesdelicte zu illustriren. Es 
dürfen demnach, die Folgerichtigkeit der im 1. Abschnitte 
enthaltenen Ausführungen vorausgesetzt, schon jetzt unter 
Vorbehalt näherer Begründung und Erklärung die folgenden 
Sätze aufgestellt werden können : Je deAussage, welche 
die Sicherheit der Rechtspflege, die Sicherheit 
der Entscheidung öffentlicher Behörden ge- 
fährdet, begründet, wenn sie falsch ist, die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit. Aber nicht 
nur jene Aussage, welche im einzelnen concreten Falle 
die Gefahr eines unrichtigen Spruches wirklich mit sich 
fllhrt, sondern jede, mit welcher diese Gefahr in ab- 
stracto verbunden ist. Ob und wann diese abstracte. 



Verpflichtung,7 nicht nur überhaupt, sondern .auch gerade in Betreff des 
in Frage stehenden Thatumstandes eine wahrhafte Versicherung abzu- 
geben". 

**) Gleichzeitig vertheidigte dieselben Grundsätze auch Rojen 
(1818) passim. 
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hypothetische Gefahr vorhanden ist, darüber hat der Ge- 
setzgeber bereits ein für alle mal entschieden, indem 
er die strafbaren Fälle der falschen Aussage im Gesetze 
definirte; die Gefährdung der öffentlichen Entscheidung ist 
also die ratio legis, die zur Aufstellung des Verbrechensbe- 
griffes, zur Strafdrohung gegen die falsche Aussage führt^ 
nicht aber die begriffliche Voraussetzung der letzteren. Und 
so kommen wir zu dem Resultate, dass jede falsche 
Aussage, welche der gesetzlichen Definition 
entspricht, auch hinreicht um die in dem Straf- 
gesetze angedrohte Strafe nach sich zu ziehen. 
Eine Ausnahme tritt nur dort ein, wo ausdrückliche Bestim- 
mungen des Gesetzes das Gegentheil verfügen. 

Damit bin ich auch in dieser Frage in Gegensatz zu 
der herrschenden Ansicht getreten, und es obliegt mir die 
Pflicht, auf die Argumentation der letzteren einzugehen, und 
insbesondere die Resultate zu prüfen, zu welchen sie in 
der Praxis führt. 

Die grosse Mehrzahl der früheren und modernen Cri- 
minalisten verlangt als unerlässliche Voraussetzung für die 
Anwendbarkeit der gegen den Meineid angedrohten Strafen 
die . Ableistung eines „rechtsgiltigen" Eides, ^) aller- 



1) Abgesehen von älteren Schriftstellern, unter welchen insbe- 
sondere Menochius u. Harprecht die im Texte bekämpfte Ansicht 
vertreten, seien hier genannt: Quistorp § 133, Grolman, Feuer- 
bach § 419, Pratobevera S. 261, Salchow § 508, Wächter 
§ 185 Anm 30, Abegg System § 515, Goltdammer, Materialien 
S. 229, Martin § 195, MarezoU S. 575, Heffter § 408, Mitter- 
ad Feuerbach § 419 IV., Dollraann S. 507, Hye, Motive S. 106, 
Merkel, Schütze S. 308 (ein gesetzgemäss formulirter und rechts- 
giltig abgeleisteter Eid"); H. Meyer S. 573 verlangt ein „rechtsgil- 
tiges" Verfahren, „wobei aber als rechtsgiltig ein jedes Verfahren zu be- 
trachten ist, welches irgendwie (?) rechtlichen Bestand hat, mag 
dasselbe auch noch so leicht im Rechtswege angefochten werden kön- 
nen" (eine Aeusserung, nach welcher Meyer wohl auch als Anhänger 
der im Texte vertheidigten Ansicht betrachtet werden könnte). — Nach 
englischem Rechte ist erforderlich „a lawfnl oath*^ vgl. Black- 

8* 
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dingg ohne sich der Mühe einer genaueren Definition diesem 
Begiiffes zu unterziehen. Als wichtigste Consequenz ergibt 
sich daraus zunächst der Satz, dass strafbarer Mein- 
eid dort nicht angenommen werden könne, wo 
das gerade Gegentheil der Rechtsgiltigkeit vorliegt, wo 
der Eid nach den Grundsätzen der Civil- und 
Strafprocessordnungen nichtig i s t, und dieser ihm 
anhaftende Mangel die Cassation des gesammten Verfithrens 
zur Folge hat oder wenigstens haben kann. 

Dass diese Ansicht in dem Wortlaute des iStrafge- 
setzes keine Stütze hat, bedarf keines näheren Beweises. 
Aber sie widerspricht auch dem Wesen der Sache, sie in- 
volvirt eine geradezu unerträgliche Gefahr für die Rechts- 
sicherheit des Einzelnen wie für die öffentliche Verwaltung 
überhaupt, die Rechtspflege insbesondere. Sie beruht auf 
einer Verwechslung des gesetzgeberischen Gedan- 
kens welcher zur Androhung einer bestimmten Strafe für 
gewisse Handlungen geführt hat, mit den begrifflichen 
Voraussetzungen, an welche das jenen Gedanken 
verwirklichende Gesetz den Eintritt der Strafbarkeit ge- 
knüpft hat; sie verlangt die Möglichkeit einer Gefährdung 
der Entscheidung im einzelnen Falle, und hält darum die 
Strafbarkeit überall dort für ausgeschlossen, wo diese Ent- 
scheidung auf die mit processualen Mängeln behaftete Aus- 
sage nicht hätte gegründet werden sollen. 



stoneS. 137, Stephen S. 122. — Eine allgemeine Regel stellt 
Baden 492 auf: ,, Wurde der Eid im Widerspruche mit der Bestim- 
mung eines Urtheils, oder wurde er da, wo er gesetzlich unstatthaft 
war, oder in gesetzlich ungiltiger Weise abgenommen, so findet eben- 
falls keine Strafe statt". Baiern (1861) 195 Z. 2 schliesst die Verfol- 
gung aus, „wenn der Eid in einer Sache abgenommen wurde, in wel- 
cher eine Eidesabnahme überhaupt unstatthaft ist". Auch nach den 
p reu SS. Entw. v. 1829 und 1830 war Ableistung „in gesetzlicher 
Form" Voraussetzung der Stratbarkeit, vgl. G. M. S. 229. — Aehnlich 
0. T. V. 9./7 1855 (G.-A. III. S. 650) „ein von der zuständigen Be- 
hörde auferlegter, in der vorgeschriebenen Form rechtmässig ab- 
genommener Eid". 
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Ihre einzige Basis ist somit der bei näherer Betrach- 
tung sofort zu Tage tretende Fehlschluss, dass ein Act, der 
nach den Processgesetzen mit Nichtigkeit behaftet ist, als 
überhaupt nicht existent angesehen werden muss. Dass 
hier wirklich ein Fehlschluss vorliegt, kann leicht gezeigt 
werden. Schon die ipso jure einti-etende Nichtigkeit des 
Civilrechtes schliesst die Einwirkung des an sich nichtigen 
Actes auf die Auösenwelt nicht aus: die gefälschte und 
darum nichtige Urkunde ist da, hat vielleicht eine Reihe 
von tief in die Vermögenssphäre des Einzelnen eingreifen- 
den Folgen nach sich gezogen, und das einmal Geschehene 
kann durch die formelle Nichtigerklärung nicht mehr aus 
der Welt geschafft werden. Aber in erhöhtem Masse gilt 
dies von dem Processrechte, welches überhaupt keine ipso 
jure eintretende Nichtigkeit kennt, sondern nur eine An- 
fechtung des Verfahrens wegen Formgebrechen; die An- 
fechtung kann unterlassen werden, das Erkenntniss tritt in 
Rechtskraft, und die angeblich nichtige Eidesleistung hat 
genau dieselben Folgen wie der „rechtsgiltige" Schwur. 

Der Eidesunfähige hat einen falschen Zeugeneid ge- 
leistet, und der Angeklagte wurde auf Grund dieser Aus- 
sage verurtheilt; er kennt das Gesetz nicht, Staatsanwalt 
und Vertheidiger kümmern sich nicht weiter um die Sache, 
das Urtheil wird rechtskräftig. Nachdem der Verurtheilte 
die Strafe verbüsst hat, wird die Falschheit der Aussage 
und die Eidesunfähigkeit des Zeugen entdeckt: entspricht 
es der Absicht des Gesetzes (wir nehmen an, dass die 
nichteidliche falsche Aussage nicht mit Strafe bedroht ist), 
hier Straflosigkeit eintreten zu lassen, weil der Eid nicht 
rechtsgiltig abgeleistet wurde? Oder will man — obgleich 
keiner der angeführten Schriftsteller dies ausdrücklich aus- 
gesprochen hat — die eingetretene Rechtskraft des Erkennt- 
nisses und die damit verbundene Sanirung der dem Ver- 
fahren anhaftenden Mängel zurückwirken lassen auf den 
früher abgeleisteten Eid, mit anderen Worten: die Straf- 
barkeit des Meineides von dem Zufalle abhängig machen, 
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ob das Erkenntniss angefochten wird oder nicht, so dass 
Meineid vorläge, wenn das Uilheil rechtskräftig wird, kein 
Meineid aber, wenn das Verfahren cassirt wurde? 

Oder nehmen wir den günstigeren Fall. Der Staats- 
anwalt legt gegen das ergangene Erkenntniss, vielleicht 
sogar wegen der Beeidigung des Eidesunfähigen, die Nich- 
tigkeitsbeschwerde ein. Der schon früher verhaftete Ange- 
klagte bleibt während der ganzen Dauer des nun folgenden 
Cassationsveifahrens in Haft; nach Monaten gelangt die 
cassirende Entscheidung herab, die neue Verhandlung wird 
vielleicht für die nach einem Vierteljahre stattfindende 
Schwurgerichtssession anberaumt, und endet aus dem Grunde, 
weil nunmehr der eidesunfähige Belastungszeuge nicht be- 
eidet wurde, mit der Freisprechung des Angeklagten: liegt 
es hier nicht auf der Hand, dass der formell nichtige Eid 
tiefe Spuren zurückgelassen hat in der Aussenwelt, dass es 
dem Wesen der Sache, der Absicht des Gesetzgebers, dem 
Interesse des Einzelnen, der Aufgabe der öffentlichen Ver- 
waltung widerspricht, diesen „nichtigen Eid" einfach als 
nicht geschehen zu beti*achten? 

Nur noch ein Beispiel. Auch die dem Gesetze nicht 
entsprechende Entscheidung in der Hauptsache, also die 
irrige Anwendung des Gesetzes begründet die Nichtigkeit 
des Erkenntnisses. Nehmen wir nun an, dass der Richter 
absichtlich, dolos, das Recht gebeugt habe, dass er viel- 
leicht durch Geld bestochen, einen Unschuldigen mit Wissen 
und Willen verurtheilte : wenn man den Meineidigen nur 
darum für straflos hält, weil seine Beeidigung von dem 
Gesetze als nichtig bezeichnet wird, so muss man auch hier 
den Richter fUr schuldlos erklären, da auch seine Rechts- 
beugung die Vernichtung des Verfahrens zur Folge haben 
kann. Beide Fälle stehen gleich, in beiden mangelt es dem 
Acte, durch welchen das Delict begangen wurde, an der 
Rechtsgiltigkeit ; und doch wäre das eine Consequenz, die 
Jedermann sofort als absurd bezeichnen würde. 

Die herrschende Ansicht kann also weder den Wort- 
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lant des Gesetzes, noch die ratio legis, weder principielle 
Gründe, noch Rücksichten der Zweckmässigkeit für sich in 
Anspruch nehmen, und es kann daher davon abgesehen 
werden, dass selbst der Ausdruck „rechtsgiltig'' zu zahl- 
reichen Zweifeln in der Praxis Anlass geben muss. 

Trachten wir der Sache von einer anderen Seite 
näher zu kommen, indem wir auf die Natur der falschen 
Aussage, auf den Grund ihrer Strafbarkeit zurückgehen. 
Sie gefährdet die Sicherheit der Entscheidung öffentlicher 
Behörden. Diese Gefahr liegt vor, sobald die Aussage 
von der Behörde gefordert wird, und es macht 
nicht den geringsten Unterschied, ob die Behörde im einzel- 
nen Falle berechtigt war, eine Aussage überhaupt *) oder 
gerade diese Form der Aussage zu verlangen oder nicht. 
(Vgl. unten § 22.) Denn durch die Abforderung der. Aus- 
sage erklärt sie, dass ihr dieselbe für die Entscheidung von 
Wichtigkeit scheint, und damit ist die Gefahr, dass durch 
eine falsche Aussage eine unrichtige Entscheidung herbei- 
geführt werde, bereits existent geworden. Wer dies nicht 
zugibt, wer Straflosigkeit der Aussage annimmt, sobald diese 
in der. verlangten Foim nicht hätte gefordert werden sollen, 
der muss sich dann auch eine Gonsequenz gefallen lassen, 
die regelmässig auch von der herrschenden Ansicht abge- 
lehnt wird; er muss dann, wenn der Aussagende über die 
Berechtigung der Behörde im Irrthume sich befindet, wenn 
der Aussagende irrthümlich überzeugt ist, dass man mit 
Unrecht die Aussage von ihm verlange und in diesem Irr- 



») Die richtige Ansicht bei Dochow S. 235, Oppenhoff 10 
ad 153, 2 ad 154, Texeira S. 116 ff. Vgl. auch die deutschen Motive 
S. 94. In demselben Sinne 0. T. 24./9 1860 und 4./3 1869 (G.-A. VIH. 
S. 768, XVU. S. 357); bairischer Cassationshof 24./1 1873 
(Stenglein Zeitschrift IL S. 161); 0.-A.-G. Dresden 17./7 1871 (Pe- 
zold 2 ad 153); oberfränkisches A.-G. 14./11 1872 (Pezold 3 ad 
153). Dagegen hat 0. T. 18./6 1870 (G.-A. XVIII. S. 709) ausgespro- 
chen, das falsche Zengniss in eigener Sache kOnne, weil gesetzlich un- 
statthaft, nicht bestraft werden, 
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thume befangen eine falsche Aussage abgibt — diesen 
Thatirrthum in derselben Weise berücksichtigen; wie in 
allen analogen Fällen: die falsche Aussage strafloß lassen. 
Auch diese von Niemandem gewollte Cousequenz spricht 
gegen die Richtigkeit der herrschenden Ansicht. 

Ausserdem aber findet die hier vertheidigte Ansicht 
ausdrückliche Anerkennung in dem positiven 
Rechte selbst. Wenn der Zeuge, der wegen seiner Ver- 
wandtschaft mit dem Angeklagten von der Ablegung der 
Aussage befreit ist, dennoch, ohne auf sein Recht verzich- 
tet zu haben, vernommen worden ist, so ist seine Aussage 
nichtig, sein Eid kein rechtsgiltiger Eid, und dennoch 
erklären die meisten modernen Gesetzgebungen dies aus- 
drücklich nur für einen Strafmildeningsgrund : die nichtige 
Aussage wird also bestraft. Eine schlagendere Widerlegung 
der herrschenden Ansicht kann denn doch vom Standpunkte 
der lex lata aus nicht verlangt und auch nicht erbracht 
werden ! 

Dass in jenen Fällen, in welchen Vorschriften tiber- 
sehen wurden, deren Beobachtung das Gesetz nicht bei 
sonstiger Nichtigkeit vorgeschrieben hat, der Anwenduug 
des Strafgesetzes kein Hindemiss im Wege steht, wird auch 
von der herrschenden Praxis zugegeben. Das Berliner 
O.-T. hat diesen Grundsatz zu wiederholten Malen und 
unter verschiedenen Voraussetzungen zur Geltung gebracht. 
So wurde in der Entscheidung vom 9. März 1854 (G.-A. II. 
S. 689) die falsche eidesstattliche Versicherung bestraft, 
obwohl die vom Gesetze verlangte ^wörtliche Vorschrei- 
bung" unterblieben war; in der Entscheidung vom 25. Sep- 
tember 1856 (G.-A. IV. S. 836, vgl. OppenhoflF 13 ad 153) 
der in demselben Termine auferlegte und falsch abgeleistete 
Eid als strafbarer Meineid betrachtet, obwohl zwischen der 
Auflegung und der Abnahme ein achttägiger Zwischen- 
raum hätte inneliegen sollen; in der Entscheidung vom 
10. Februar 1,869 (R. S. X. S. 81) wurde die unterlassene 
Vorlegung des vom Cridatar zu manifestirenden Concursin- 



— 121 — 

ventarS; ebenso in der Entscheidung vom 8. Mai 1873 
(R. S. XIV. S. 350) die unterlassene Vorlegung des durch 
den Manifestationseid zu bekräftigenden Verzeichnisses an 
den Gegner fUr gleichgiltig erklärt. Ebenso hält das Ber- 
liner 0. T. an dem Grundsatze fest, dass die Frage über 
die Wirksamkeit der betreffenden Aussage im Prozesse 
selbst für den Strafrichter völlig irrelevant sei. So die 
Entscheidung vom 23. September 1870 (G. A. XVIII. 
S. 777 : unwirksame Formel beim Diffesionseid im Wechsel- 
process). Auch der österr. O.-G.-H. hat in der Entschei- 
dung vom 5. Jänner 1871 Nr. 1352 ausgesprochen, dass 
bei der strafrichterlichen Beurtheilung ,,nicht mehr in die 
Erörterung eingegangen werden könne, ob die Eidesformel 
den Bestimmungen der Gerichtsordnung entspricht.^ 

Das negative Resultat also dürfte zum mindesten 
feststehen: die Ausserachtlassung von processua- 
len Vorschriften schliesst selbst dann die An- 
wendbarkeit des Strafgesetzes nicht aus, wenn 
die der Aussage anhaftenden Mängel die Ver- 
nichtung des gesammten Verfahrens nach sich 
ziehen würden. 

Dabei darf jedoch zweierlei nicht übersehen werden. 
Einmal die Ausnahme, welche das Gesetz selbst von den • 
hier aufgestellten Grundsätzen macht, indem es die Zustän- 
digkeit der Behörde zur Abnahme von Eiden, beziehungs- 
weise zur Abnahme von Versicherungen an Eidesstatt ver- 
langt, eine Ausnahme, die des Zusammenhanges wegen erst 
im nächsten Abschnitte (vgl. § 25) besprochen werden 
kann. Dann aber auch das Verhältniss der beeideten zur 
nicht beeideten Aussage; die erstere ist ein qualificirter 
Fall der Letzteren, wenn also auch die Qualification weg- 
fallen sollte, wenn auch der Eid nicht berücksichtiget wer- 
den könnte, vielleicht wegen der Nichtzuständigkeit der ab- 
nehmenden Behörde, so bleibt doch immer das Simplex, die 
nicht beeidete falsche Aussage zurück, und ist nach 
Massgabe des Gesetzes mit Strafe zu belegen, 
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Selbstveratändlieh ist es ferner, dass überhaupt eine 
Behörde, ein geordnetes Verfahren, eine wirkliche Aussage 
oder ein Eid n. s. w. vorliegen muss. Ein völlig tumul- 
tuarisches Vorgehen ') kann für den davon Betroffenen keine 
rechtliche Verantwortung wegen der dabei gemachten fal- 
schen Aussage begründen. Hier die richtige . Grenze zu 
finden, dürfte der Praxis eben so leicht fallen, als für die 
Theorie der Vereuch einer abstracten Formulirung verhäng- 
nissvoll werden könnte. Theilweise wird sich auch noch 
später Gelegenheit ergeben auf diesen Punkt zurückzu- 
kommen. 

§ 18. Die Eidesunfähigkeit. 

Es muss hier zunächst darauf aufmerksam gemacht 
werden, dass ein tiefer principieller Unterschied zwischen 
der Eidesunmündigkeit und den übrigen Fällen der Eides- 
unfähigkeit besteht, und dass man daher zu unrichtigen 
Ergebnissen gelangen muss, wenn man, wie dies regel- 
mässig geschieht^) die beiden Fälle miteinander vermengt. 

*) Auch Oppenhoff 1 ad 153 verlangt ein ,, in gesetzlichen Formen 
sich bewegendes Verfahren". 

>) Ohne Unterscheidung der einzelnen Fälle nehmen an: 
a) Meineid: Herrmann, Schwarze 1840 S. 380 IT., 1842 S. 374, 
1854 S. 444, Goltdammer Mat. S. 342, Oppenhoff 4 ad 153; 
H. Meyer S. 575 unbestimmt: „die Eidestähigkeit . . . wird der rich- 
tigen Ansicht nach nicht als rechtliche Voraussetzung der Strafbarkeit 
des Meineides aufgestellt werden können"; — b) keinen Mein- 
eid: Mittermaier 1818 S. 107, Abegg 1834 S. 595 f., Pratobe- 
vera, Tausch S. 605, Merkel, Schütze S. 310, Temme 1876 
S. 277, Rojen p. 33. 

Auch die französische Jurisprudenz ist getheilter Ansicht rilck- 
sichtlich jener Personen, welche kein eigentliches Zeugniss, sondern nur 
renseignements abgeben können; während Carnot 24 ad 361 c. p^n. 
und Rauter Trait^ de droit crim. § 489 sich für die Bestrafimg aus- 
gesprochen haben, wird die entgegengesetzte Ansicht vertreten von 
Carnot selbst 11 ad 322 c. d' i. er., Bourguignon Jurisprudence 
des Codes er. 3 ad 361, Legraverend Trait^de l^gisl. crim. I. S. 270, 
H^lie u. A. Gelöst wurde die Streitfrage im c. p^n. beige A. 217 
der mildere Strafe verhängt. 
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Die Erwägungen, welche den Gesetzgeber zum Ausschlüsse 
von der Eidesleistung bestimmten, sind bei dem Minderjäh- 
rigen durchaus andere als bei dem wegen Meineides ver- 
urtheilten Verbrecher, oder bei dem in Untersuchung oder 
Strafe befindlichen Häftling. Die Ableistung eines falschen 
Eides muss daher in beiden Fällen verschiedene Folgen 
nach ziehen. ^) 

Wenn das Gesetz Personen, welche ein gewisses Al- 
ter noch nicht erreicht haben, unbedingt und unter allen 
Umständen von der Eidesleistung ausschliesst, ^) so geschieht 
dies nicht, wie H. Meyer meint, wegen der „betheiligten 
Interessen anderer", sondern darum weil der Gesetzgeber 
von der Voraussetzung ausgeht, dass hier das volle Ver- 
ständniss für die Bedeutung des Eides noch nicht vorhan- 
den ist. ^) Wird nun aus Versehen der Eid doch abgenom- 
men und dabei von dem Schwörenden ein falscher Eid ge- 
leistet, so liegt kein Meineid vor; aber nicht darum, weil 
der Eid nichtig ist, sondeni weil dort, wo das nöthige Ver- 
ständniss für die Bedeutung des Eides nicht vorausgesetzt 
wird, noch viel weniger eine Bestrafung «eintreten kann. 
Es geht daher auch nicht an^ wenn der Unmündige das 
zwölfte Jahr überschritten haben sollte, die Untersuchung 
eintreten zu lassen, ob er ^die zur Erkenntniss der Straf- 
barkeit erforderliche Einsicht" besessen habe oder nicht; 



Richtig getrennt werden beide Fälle vonHepp Com. S. 1509 f., 
Wessely, Thilo S. 410, Abegg 1865 S. 291, Dochow S. 235, 
Schwarze S. 422. Vgl. Baden 492, Motive z. Württemberg. St. -G.-B. 
bei Hepp Com. S. 1486. 

>) Nach englischem Recht kann der Richter nach seinem Er- 
messen auch Kinder zur Eidesleistung zulassen, vgl. Warren S. 558. 
Nach fr anzösisch -belgischem Rechte können auch Personen unter 
J6 Jahren, aber nur zur Abgabe eines renseignement vernommen wer- 
den; Belgien A. 225 befreit sie aber ausdrücklich von der auf fal- 
sches rens. gesetzten Strafe. 

3) Vgl. Hepp Com. S. 1510, Simon Crim.-Arch. 1856 S. 519, 
Hohbach Beiträge und dazu Abegg in den krit. Jahrbüchera liir 
deutsche Rechtswissenschaft I. S. 445 ff. 
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denn die vom Gesetze für den Zeitpunkt der Eidesmttndig- 
keit aufgestellte Regel lautet unbedingt und duldet keine 
Ausnahme. Treffend sagt Sehwarze: „Man kann nicht 
sagen^ dass er strafrechtlich verantwortlich ist, wenn er eine 
Handlung begeht, deren vollständiges Verständniss ihm das 
Gesetz nicht zutraut .... die Frage die § 57 stellt .... 
ist hier durch das Gesetz selbst schon beantwortet und zwar 
verneint." ') 

Wohl aber bleibt auch in diesem Falle die falsche 
nichteidliche 'Aussage zurück, zu welcher nach den 
Processordnungen auch der Minderjährige zugelassen wer- 
den kann; es ti-eten daher bezüglich dieser nichteid- 
lichen Aussage die allgemeinen Bestimmungen über die 
von Minderjährigen begangenen strafbaren Handlungen ein : 
also nach dem R.-St.-G.-B. und dem österr. Entwurf, wenn 
der Thäter das zwölfte Lebensjahr überschritten hat, die 
Prüfung seiner Zurechnungsfähigkeit; nach dem gegenwär- 
tigen österr. _Strafi-echt die Uebertretungsstrafe des § 270 , 
wenn die Handlung zwischen dem vollendeten zehnten und 
dem vollendeten vierzehnten Jahre begangen war. 

Diese Grundsätze müssen auch auf den nach der 
Fassung des § 140 der österr. A.-G.-O. möglichen Fall 
angewendet werden, wenn der Unmündige, obwohl ein ^ganz 
verwerflicher und auf Einwendung des Gegentheils zum 
Eide nie zuzulassender Zeuge" doch wegen Nichteinwendung 
des Gegners beeidet worden ist. 

Verwandt mit der Eidesunmündigkeit ist der 
Ausschluss von der Beeidigung wegen geisti- 
ger oder körperlicher Gebrechen, beispielsweise 
nach § 170, Z. 5, der geltenden österr. St.-P.-0. wegen 
„erheblicher Schwäche des Wahrnehmungs- oder Erinne- 
rungsvermögens, oder gemäss § 140 der österr. A.-G.-O. 



») Schwarze S. 422; unrichtig Goltdammer Mater. S. 243, 
der hier Prüfung des Unterscheidungsvermögens im einzelnen Fall ein- 
treten lassen will; ähnlich Texeira p. 128 ff., der sich viele Mühe 
^ibt, Gründe für seine unhaltbare Ansicht aufzufinden. 
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bei jenen Personen, „welche wegen ihrer Leibes- oder Ge- 
rn üthsbeschaflfenheit die iingezweifelte Wahrheit nicht können 
erfahren haben oder solche ungezweifelt nicht können an 
den Tag legen." Hier hat allerdings der Richter, vor welchem 
der Eid geleistet werden soll, die zur Zulassung zu demsel- 
ben nöthigen Voraussetzungen festzustellen; aber wenn es 
nachträglich zu einer Anklage wegen falschen Eides kommt, 
ist diese erste Feststellung für den später urtheilenden 
Strafrichter in keiner Weise bindend: er hat völlig, unab- 
hängig, nach den allgemeinen Grundsätzen, die Zurechnungs- 
fäbigkeit des Angeklagten zu prüfen. Wird sie verneint, 
so entfällt jede Verantwortlichkeit. Darin liegt der Un- 
terschied dieses Falles von dem vorhergehenden; während 
der EidesunmUndige, vorausgesetzt, dass er nicht für doli in- 
capax erklärt wird, wegen der nichteidlichen Aussage 
bestraft werden kann, obwohl er ausser aller Haftung we- 
gen des begangenen Meineides bleibt: ist in den hier be- 
sprochenen Fällen mit dem Ausschlüsse der Zurechnungs- 
fähigkeit für den Meineid auch die Verantwortlichkeit we- 
gen der nichteidlichen falschen Aussage verneint. 

Anders liegt nun die Sache in allen übrigen Fällen 
der Eidesunfähigkeit. Der regelmässig allein erwähnte 
Hauptfall ist die vorausgegangene Verurtheilung 
wegen Meineides oder falschen Zeugnisses.^) 
Ob diese Bestimmung de lege ferenda zu billigen sei, wird 
unten bei Besprechung der Ehrenfolgen einer Verurtheilung 
wegen falscher Aussage (vgl. § 34) zu untersuchen sein. 
So lange aber das Gesetz eine derartige Bestimmung kennt, 
trägt sie einen doppelten Charakter: sie enthält zunächst 
eine Schmälerung der bürgerlichen Ehre und ist als solche 
eine eigentliche Strafe; sie soll aber zugleich die Gefahr 
eines abermaligen Missbrauches der Eidesinstitution fern- 
halten, und erscheint daher als eine Präventivmassre- 
gel gegen die Begehung eines neuen Meineides. So wenig 

») Nach englischem Recht wird auch der wegen Meineid ver- 
urtheilte zum Eide zugelassen, vgl. Warren S. 558. 
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nun die einmalige Verhängung irgend einer Strs^e eine 
neuerliche Bestrafung ausschliesst, so wenig der Misserfolg 
einer Präventivmassregel das dennoch begangene Verbre- 
chen straffrei macht, ebensowenig kann auch die Aberken* 
nung der Eidesfähigkeit von der Strafe für einen abermals 
begangenen Meineid befreien. Aus der ratio legis kann 
die Straflosigkeit demnach nicht abgeleitet werden; dass 
sie ebensowenig eine Folge der Nichtigkeit des abgeleiste- 
ten Eides sein kann, wurde schon oben gezeigt. Also auch 
der durch eine vorausgegangene Verurtheilung wegen Mein- 
eides eidesunfähig Gewordene kann abermals einen Mein- 
eid begehen. ') 

Die übrigen Fälle der Eidesunfähigkeit, die in den 
einzelnen Processgesetzen verschieden bestimm^ sind, lassen 
sich sämmtlich unter den einen oder den anderen der beiden 
aufgestellten Gesichtspunkte: mangelndes Verstau d- 
niss für die Bedeutung des Eides oder mangelnde 
Glaubwürdigkeit bringen. Im ersten Falle trittStraf- 
losigkeit wenigstens in Beziehung auf den begangenen 
Meineid ein, im zweiten ist die volle Strafe des 
Gesetzes zu verhängen, ja der Bückfall als Erschwerungs- 
umstand in Rechnung zu ziehen. 

Als Beispiele zur Erläuterung des Gesagten mögen 
einige Fälle aus der österr. Gesetzgebung dienen. So ge- 
hören von den in § 170 der St.-P.-O. von 1873 aufgezähl- 
ten Categorien der Zeugen, welche bei sonstiger Nichtig- 
keit nicht beeidet werden dürfen, die unter den Zahlen 2, 
6 und 7 erwähnten in die zweite der besprochenen Gruppen : 

V) Die richtige Ansicht bei Herrmann, Thilo S. 410, Do- 
chow S. 235. Schwarze 1848 S. 381 f.. Com. S. 422, Oppenhoff 
4 ad 154. O.-A.-G. ITresden 17./6 1871 (Stenglein Zeitschrift I. S. 74). 
Franz öS. Cassationshof 29./6 1843, 10./5 1861 bei H61ie S. 493 u. 
Morin S. 100. Die ältere Doctrin (Clarus, Farinacius u. A.) lässt mil- 
dere Strafe eintreten. 

Gegen die Möglichkeit eines Meineides erkläi'ten sich : Mitter- 
maier 1818S. 107. Pratobevera S. 236, TauschS.606, Schütze 
S. 310 Anm. 11. Vgl. noch Simon im Crim.-Arch. 1856. 
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„2. Personen, die sich wegen eines Verbrechens in Unter- 
suchung befinden, oder wegen eines solchen zu einer Frei- 
heitsstrafe verurtheilt worden sind, welche sie noch abzu- 
büssen haben -,6. die mit dem Beschuldigten, gegen welchen 
sie aussagen , in einer Feindschaft leben , welche nach 
Massgabe der Persönlichkeit nnd mit Rücksicht auf die Um- 
stände geeignet ist, die volle Glaubwürdigkeit des Zeugen 
auszuschliessen ; 7. welche in ihrem Verhöre wesentliche 
Umstände angegeben haben, deren Unwahrheit bewiesen ist, 
und worüber sie nicht einen blossen Irrthum nachweisen 
können". In allen diesen Fällen ist die Meineidsstrafe an- 
zuwenden, wenn aus Versehen die Beeidigung dennoch er- 
folgt und die unter eidlicher Bekräftigung abgelegte Aus- 
sage falsch sein sollte. Dasselbe gilt auch von den in § 140 
der A.-G.-O. als „ganz verwerfliche" Zeugen bezeichneten 
Personen, „welche eines landgerichtlichen Verbrechens, so 
ans Betrug oder aus Gewinnsucht entstanden ist, schuldig 
erkannt werden." 

Das Gesagte dürfte völlig genügen und es kann da- 
her von einem Eingehen auf die einzelnen Fälle abgesehen 
werden. 

§ 19. Nichtigkeit der Zeugenaussage. 

Dieselben Grundsätze, die in dem vorhergehenden Pa- 
ragrafen für die verschiedenen Fälle des gesetzlich unzuläs- 
sigen Eides aufgestellt wurden, gelten auch für das nicht- 
beeidete Zeugniss. Der grösseren Anschaulichkeit wegen 
schliesse ich mich hier an die Bestimmungen der österr. 
St.-P.-0. von 1873 (§§ 151 und 152) an. 

1. Bei sonstiger Nichtigkeit der Aussage dürfen nicht 
vernommen werden: a) Geistliche in Ansehung desjenigen, 
was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem Siegel geistlicher 
Amtsverschwiegenheit anvertraut worden; b) Staatsbeamte, 
wenn sie durch ihr Zeugniss das ihnen obliegende Amtsge- 
heimniss verletzen würden , insofeme sie dieser Pflicht nicht 
durch ihre Vorgesetzten entbunden sind. Der Geistliche oder 
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Staatsbeatute, welcher mit Verletzung dieser Bestimmung 
vernommen wurde, begeht durch seine falsche Aussage das 
Delict des § 167 des österr. Entwurfs und, falls seine Aus- 
sage beeidet wurde, wirklichen Meineid. Die Befreiung von 
der Aussage geschieht im Interesse der Wahrung des Beicht- 
siegels, beziehungsweise des Amtsgeheimnisses, keineswegs 
^ aber um dem Beamten oder Geistlichen die straflose Bege- 
hung einer falschen Aussage möglich zu machen. Von der 
ratio. legis kann also auch hier zur Begründung der l^rr- 
schenden Ansicht kein Gebrauch gemacht werden. ') .^ 

2. Unter derselben Sanction sollen nicht vernommen 
werden Personen, die zur Zeit, da sie das Zeugniss «.bie- 
gen, wegen ihrer Leibes- oder GemüthsbeschaflFenh^ it ausser 
Stande sind, die Wahrheit anzugeben. Hier ist auf das in 
§ 18 Gesagte einfach zu verweisen. Wird die Zurechnungs- 
fahigkeit von dem Strafrichter, welcher über das falsche 
Zeugniss zu urtheilen hat, constatiii;, so können die Straf- 
bestimmungen wegen falschen Zeugnisses, eventuell wegen 
Meineides ohne weiteres zur Anwendung gebracht werden. 

3. Nach § 152 sind gewisse mit dem Beschuldigten 
verwandte Personen, ausserdem der Vertheidiger in An- 
schauung desjenigen, was ihm von dem Beschuldigten in 
dieser Eigenschaft anvertraut worden ist, von der Ablegung 
eines Zeugnisses befreit. Die erstgenannten Personen sind 
von dem Untersuchungsrichter, beziehungsweise dem Vor- 
sitzenden über dieses ihnen zustehende Recht zu belehren, 
und ihre Aussage ist nichtig, wenn sie auf dieselbe nicht 
ausdrücklich Verzicht geleistet haben. Auch hier kann nach 
dem Gesagten die Berufung auf die Nichtigkeit der Aus- 
sage nicht von der Haftung wegen falscher Aussage be- 



Dagegen schliesst Baiern 1861 A. 195 Z. 5 die Verfolgung 
aus, „wenn eine Person als Zeuge vernommen wurde, deren Verneh- 
mung gesetzlich untersagt ist". Die richtige Ansicht bei Hepp Com. 
S. 1512 f. 
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freien. Völlig unrichtig ist es, wenn Ab egg unterschei- 
det, ob der falsche Zeuge das ihm zustehende Recht ge- 
kannt habe oder nicht , und nur im ersten , nicht aber im 
letzten Falle die Bestrafung eintreten lassen will. Abegg 
verwechselt hier wie so häufig auch anderswo Recht und 
Moral, die Frage nach dem Eintritte der Strafe mit jener 
nach ihrer Bemessung. Der juristische Grund, der für eine 
mildere Behandlung der unter dem Drucke ihres persön- 
lichen Verhältnisses zu dem Angeklagten falsch Aussagen- 
den spricht, ist eben die psychologische Zwangslage, in der 
sie sich befinden, und diese bleibt in beiden Fällen die 
gleieliv. Ebenso wird auch die Gefahr, welche für die Sicher- 
heit der Rechtspflege entstehen kann, durch den Umstand 
nicht berührt,, ob der Zeuge das ihm zustehende Recht sich 
der Aussage zu entschlagen gekannt habe oder nicht; für 
den Richter und seine Entscheidung bleibt der ihm unbe- 
kannte, in dem Inneren des Zeugen sich abspielende Vor- 
gang durchaus gleichgiltig. 

Wenn es noch einer Unterstützung für die hier ver- 
theidigte Ansicht bedürfte, so würde die in den meisten 
Gesetzen ausdrücklich ausgesprochene Milderung der Strafe 
wegen falschen Zeugnisses für den Fall, als die gesetzlich 
befreiten Personen über das ihnen zustehende Recht nicht 
belehrt wurden, jeden Zweifel ausschliessen. Gerade diese 
unten näher zu erörternde Strafermässigung ist aber zugleich 
ein neuer und schlagender Beweis dafür, dass die Nich- 
tigkeit einer beeideten oder nicht beeideten Aussage für 
die Beurtheilung ihrer Strafbarkeit völlig gleichgiltig ist. 
Die Gegner stehen auch hier vor einer nicht zu überwinden- 
den Schwierigkeit: ist die nicht rechtsgiltige Aussage, wie 
sie meinen, überhaupt nicht existent, schliesst die Nichtigkeit 



«) Die richtige Ansicht bei Herbst 10 ad 199, Schwarze 
S. 434, Oppenhoff 12 ad 154. Ausdrücklich ausgesprochen in den 
EE. des österr. O.-G.-H. v. ll./ll 1852 u. 12./12 1856 Nr. 207 u. 717. 
Unrichtig Hye Motive S. 106; auch Baiern 195 Z. 5 schliesst die 
Verfolgung aus. 

X^iszt, falsche Aussage, ^ 
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die Bestrafung überhaupt aus, dann liegt in der erwähnten 
Bestimmung der Gesetze eine durchaus ungerechtfertigte 
Härte, sie bedroht mit Strafe eine Handlung, die nach den 
allgemeinen Grundsätzen straflos bleiben sollte; statt einer 
Milderung der Strafe, wie sie der Gesetzgeber wollte, hätte 
er also ein Privilegium odiosum für die Verwandten des 
Angeklagten geschafl'en. Entweder fällt also dem Gesetz- 
geber ein nicht zu entschuldigendes Uebersehen zur Last, 
er hat das gerade Gegentheil von dem erreicht was er 
eigentlich wollte, oder aber — die herrschende Ansicht ist 
unrichtig. Die Wahl zwischen diesen beiden Alternativen 
dürfte dem Unbefangenen wohl nicht schwer fallen. 

§ 20. Die falsche Aussage des Schuldigen. 

In den bisher besprochenen Fällen hat sich das in 
§ 17 entwickelte Princip trotz seiner vorwiegend negativen 
Function als durchaus brauchbar erwiesen; wir hatten es 
einfach zu Grunde zu legen, um die Unha^tbarkeit der gegne- 
rischen Ansicht zu erkennen und die richtige Entscheidung 
zu fällen. Ungleich grössere Schwierigkeiten bietet die 
hier zu behandelnde Frage. Und zwar gibt hier nicht 
sowohl das Resultat, zu dem wir zu gelangen haben, 
zu Bedenken Anlass, sondern die Begründung desselben, 
über welche die herrschende Ansicht mit beneidenswerther 
Sorglosigkeit hinweggeht. 

Um uns die Sache zwar weniger bequem aber dafür 
vielleicht etwas klarer zu machen, müssen wir vor Allem 
die beiden möglichen Fälle streng auseinanderhalten. Der 
Thäter, welcher über die von ihm selbst begangene straf- 
bare Handlung falsch aussagt, kann als Beschuldigter 
oder als Zeuge vernommen worden, er kann der That 
über welche er aussagt im Augenblicke der Aussage bereits 
beschuldigt sein oder nicht. 

Wenn der als Beschuldigter oder Angeklag- 
ter Vernommene eine falsche Aussage abgibt, so be- 
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geht er duroh dieselbe nach der beinahe ') unbestrittenen 
Ansicht der Theorie und Praxis keine strafbare Handlung. 
Worauf stützt sich diese Straflosigkeit? Man kann sich nicht 
auf den Satz nemo in re sua testis esse intelligitur berufen, 
denn derselbe hat ja wie wir oben gesehen haben für das 
heutige Recht keine durchgreifende Geltung mehr, und kann 
dort, wo das Gesetz nicht von Zeugniss , sondern von Aus- 
sage schlechthin spricht, Überhaupt nicht als Argument ver- 
wendet werden. Auch aus den Grundsätzen des Anklagepro- 
cesses lässt sich die Sti-aflosigkeit nicht ohne Weiteres ableiten ; 
denn, wenn auch der Ankläger den Beweis ftlr seine Be- 
hauptung selbstständig zu erbringen hat, und dem Ange- 
klagten nicht zugemuthet werden kann, sich als Beweis- 
mittel gegen sich selbst verwenden zu lassen, so folgt doch 
daraus nur das Recht des Beschuldigten jede Aussage zu 
verweigern, nicht aber auch die Befugniss, durch unwahre 
Aussagen das Gericht in Irrthum zu führen. Auch die von 
Wessely und Anderen aufgestellte Behauptung, die An- 
gaben des Inquisiten seien an sich, gar nicht geeignet einen 
Einfluss auf die Auffassung der Behörde auszuüben, ist nicht 
nur überhaupt unrichtig, sondern auch vollkommen unbewei- 
send ; denn nur die abstracte, nicht die concrete Möglichkeit 
einer IiTeführung begründet die Strafbarkeit der falschen 
Aussage. Vergebens sehen wir uns auch in der positiven 
Gesetzgebung nach einer ausdrücklichen Genehmigung des 
erwähnten Satzes um ; er wird von Allen als etwas Selbst- 
verständliches vorausgesetzt und eben darum mit Still- 
schweigen übergangen. 

Man kann m. E. die Straflosigkeit der falschen Aus- 
sage des Beschuldigten überhaupt weder aus aprioristischen 
Gründen rechtfertigen noch auf ein positives Gesetz zurück- 
führen. Die Aussage steht als solche der eines jeden Drit- 
ten gleich ; ein Nothstand liegt nicht vor, denn der Beschul- 
digte konnte ja schweigen; die Möglichkeit einer Gefähr- 



Anderer Ansicht PoUmiinn S. 522 Aum. 21. 

9* 



— 132 — 

dang der Rechtspflege ist gegeben und mit ihr die 
nothwendige Voraussetzung f ttr das Vorliegen des Delictes. 
Wenn der Beschuldigte dennoch straflos bleibt, so gründet 
sich diese Straflosigkeit einzig und allein auf ein eigentli- 
liches Gewohnheitsrecht, das unsere Praxis geschaffen 
und dem die Gesetzgebuujg nicht widersprochen hat. Und 
dieses Gewohnheitsrecht Verdient gewiss die vollste Billi- 
gung ; denn die strenge Scheidung von lügnerischer Verant- 
wortung und einfachem Ableugnen, die in der Theorie nicht 
den geringsten Schwierigkeiten unterliegt, ist in der Praxis 
ein Ding der Unmöglichkeit, und wird es bleiben, auch 
wenn einmal unsere Eichter, wozu vorderhand noch we- 
nig Aussicht vorhanden ist, es sich abgewöhnt haben 
sollten, im Untersuchungsverfahren und bei der Hauptver- 
handlung als Inquirenten vom alten Schlage aufzutreten. 
Eine Bestrafung der falschen Aussage des Beschuldigten, 
selbst unter ausdrücklicher Wahrung seines Rechtes sich 
der Aussage überhaupt zu enthalten, würde denselben voll- 
kommen schutzlos den Gerichten tiberliefern, das ihm zuge- 
standene Recht geradezu illusorisch machen, und uns zurück- 
führen auf jene Surrogate der abgeschafften Tortur, die 
so oft, so bitter und mit so gutem Grunde getadelt wor- 
den sind. 

Aber eben weil die Anerkennung der Straflosigkeit 
lediglich auf einem Gewohnheitsrechte beruht, und weder 
in dem Gesetze ausgesprochen ist noch aus allgemeinen 
Grundsätzen gefolgert werden kann, müssen auch die von 
der Praxis gezogenen Schranken anerkannt werden. Die 
Straflosigkeit erstreckt sich nur so weit, als die falsche Aus- 
sage nur die Person des Beschuldigten betrifft; er ist ge- 
schützt, wenn er sich lügnerisch verantwortet, er hört auf 
es zu sein, sobald er dritte Personen fälschlich der ihm zur 
Last gelegten That beschuldigt. ') 



I 



») Vgl. hierüber die österr. SchriftsteUer We^sely S. 172, 
Ritka 1835 S. 82, Anonymus 1847 S. 64 f. 
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Sehr deutlich zeigt sich die Natur der hier behandel- 
ten Frage bei der bekannten gemeinrechtlichen Gontroyerse, 
ob die Ableistung eines falschen Eeinigungseides die 
Bestrafung wegen Meineides nach sich zieht. ') Der Man- 
gel eines jeden festen Principes hinderte die Theorie auch 
hier, zu einer Einigung zu gelangen, und die Stimmen, 
welche sich pro und contra geäussert haben, dtlrften sich 
so ziemlich das Gleichgewicht halten. 

Da die Straflosigkeit der unbeeideten Aussage des 
Beschuldigten nicht aus der Natur der Sache folgt, sondern 
Ausfluss der gerichtlichen Praxis ist, so muss auch beim 
Reinigungseid die Möglichkeit eines strafbaren Meineides 
bei Mangel eines entgegenstehenden Gewohnheitsrechtes für 
das gemeine Recht unbedingt zugegeben werden. Ganz 
anders steht die Sache nach unserem modernen Rechte. 
Wenn heute gegen die Vorschrift des Gesetzes durch ein 
Versehen des Richters ein Reinigungseid abgenommen wer- 
den sollte, so kann durch ihn kein Meineid begangen wer- 
den, aber nicht etwa deshalb weil er ungesetzlich ist, ^) 
denn darauf kommt es Überhaupt nicht an, sondern weil, 
wenn die falsche Aussage des Beschuldigten überhaupt nicht 
bestraft wird, auch seine eidliche Betheuerung dieser Aus- 
sage nicht mit Strafe belegt werden kann. 

Wenden wir uns nun zum zweiten Falle. Der als 
Zeuge Vernommene hat, ohne dass es dem Richter 
bekannt war, die in Frage stehende strafbare Handlung 
selbst begangen; kann er wegen einer etwaigen falschen 



1) Die strengere Ansicht, also die Möglichkeit eines Mein- 
eides durch falschen Keinignngseid haben vertreten Martin § 196 
Anm. 13, Schwarze 1848 S. 381 (auch de lege ferenda), Hetfter 
S. 411, Hitzig Zeitschrift XX. S. 229, XXX. S. 225. 

Gegen die Annahme eines Meineides: Quistorp § 133, Titt- 
mann S. 323, Mittermaier 1818, Abegg 1834 (will poena arbi- 
traria), Bothmer S. 255, Heuser I. 255. 

2) Darauf legen Gewicht Schwarze S. 419, 422, Oppenhoff 
4 ad 153 („grundsätzlich unzulässiger £id^). 
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Aussage zur Verantwortung gezogen werden? Hier gehen 
die Ansichten in Literatur und Praxis weit auseinander, 
und die Verschiedenheit in der Begründung der Ansichten 
legt den Ged^anken nahe, dass man nicht sowohl aus be- 
stimmten Prämissen einen Schluss gezogen, als vielmehr 
f tlr ein bereits fertig vorliegendes Urtheil überall nach Prä- 
missen gesucht habe. 

Die österr. Jurisprudenz möge den Vortritt haben. Der 
üsterr. 0. 6.-H. hat in den hiehergehörigen Fällen regel- 
mässig Straflosigkeit angenommen;^) einmal, weil der an- 
gebliche Zeuge lin3r wirkliche Schuldige sich nur der nöthi- 
gen Selbstvertheidigung bedient, ein anderesmal, weil er 
sich in einer „unwiderstehlichen moralischen Zwangslage^ 
befunden habe, ein drittes Mal, weil die Aussäge in eigener 
Sache nicht als ein Zeugniss betrachtet werden könne. In 
einer Entscheidung vom 31. März 1853, Nr. 283, dagegen 
wurde "die Berufung auf die moralische Zwangslage mit 
Entschiedenheit zurückgewiesen, da diese Behauptung „zu 
dem paradoxen Schlüsse führen würde, dass es dem Ange- 
klagten auch straflos hingehen müsste, wenn er sich eines 
gegen ihn sprechenden Zeugen durch Mord entledigen 
würde." — Es dürfte wohl schwer sein aus diesen Ent- 
scheidungen irgend ein Princip abzuleiten. Nicht viel besser 
geht es uns, wenn wir bei den Commentatoren uns Rath zu 
holen versuchen. Frühwald will hier § 2 e des gegen- 
wärtigen St.-G.-B. zur Anwendung bringen, setzt also bei 
dem falsch aussagenden Zeugen „einen Irii;hum voraus, der 
ihn ein Verbrechen in der Handlung nicht erkennen liess." 
Er ist mit dieser Ansicht vollkommen allein geblieben, sie 
braucht auch wohl nicht erst widerlegt zu werden. Nach 
Herbst, 3 ad 2 g, der hier gegen seine sonstige Gewohn- 
heit auch die deutschen Gesetzgebungen und sogar die 
Praxis der deutschen Gerichtshöfe berücksichtiget, handelt 



») EE. V. 11./6, 22./7 1852, 21./12 1864, 15./3 1871 Nr. 151, 
166, 1076, 13G2. 
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der Aussagende unter „unwiderstehlichem Zwangt 
im Sinne des § 2 g. Es bedarf nun nun wohl keines 
näheren Beweises, dass von einem „unverschuldeten Noth- 
stande" im Sinne der modernen Gesetzgebungen nicht 
gesprochen werden kann. Aber auch nach dem Wortlaute 
des gegenwärtigen österr. St.-6.-B. scheint mir diese 
Entscheidung durchaus unhaltbar zu sein. Nicht jeder 
drohende Nachtheil begründet einen unwiderstehlichen Zwang, 
und wo ein anderer Ausweg oflfen steht, das Schweigen, 
wo die drohende CrefährTeme^^liominente ist, da kann von 
Unwiderstehlichkeit wohl nicht die Rede sein, ') Für das 
österr. Recht geht dies zum Ueberflusse noch aus § 45 des 
geltenden St.-G.-B.'s ganz unwiderleglich hervor, nach wel- 
chem es als Erschwerungsumstand zu behandeln ist, wenn 
der Beschuldigte den Richter durch Erdichtung falscher 
Umstände zu hintergehen sucht; wenn die lügenhafte Ver- 
antwortung selbst dem Beschuldigten angerechnet wird, so 
muss dies um so mehr dann gelten, wenn dem Vernomme- 
nen die in Frage stehende Handlung noch gar nicht zur 
Last gelegt worden ist. Will man aber § 2 g zur Anwen- 
dung bringen, dann sei man wenigstens consequent; dann 
nehme man Straflosigkeit an auch in dem in der citirten 
Entscheidung von 1853 erwähnten Falle, also auch dann, 
wenn der Angeklagte, der sich auf andere Weise vor der 
Verurtheilung nicht retten kann, einen Dritten fälschlich 
beschuldigt oder einen gegen ihp aussagenden Zeugen aus 
dem Wege räumt. Denn der bereits Angeklagte befindet 
sich gewiss in einer ärgeren Nothlage als derjenige, wel- 
cher der strafbaren Handlung noch nicht einmal verdächtigt 
worden ist ; und, die Unwiderstehlichkeit des Zwanges ein- 
mal zugegeben, kann man, da das gegenwärtige österr. 
St.-6.-B. keine Beschränkung der aus dem Nothstande 



^) Gegen diese Annahme hat sich auch ausgesprochen W es- 
se ly in seiner Schrift: die Befugnisse des Nothstandes und der Noth- 
wehr nach Österr. Recht. Prag 1862 S. 23. In demselben Sinne Ano- 
nymus 1847 S. 71; Goltdammer Materialien S. 242. 
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fliessenden Befugnisse kennt, nicht willkUhrlich vor gewissen 
Consequenzen Halt machen, weil sie die Unrichtigkeit des 
aufgestellten Grundsatzes in gar zu grellem Lichte zeigen. 
Diese Consequenz aber haben die österr. Schriftsteller regel- 
mässig abgelehnt. ^) 

Noch schlimmer steht es mit dem Selbstverthei- 
digungsrecht. 2) Denn gegen einengerechten Angriflf — 
und das dürfte ja auch nach der Anschauung des österr. 
O.-G.-H. das gesetzliche Verfahren gegen einen Verbrecher 
sein — kennt kein Gesetz ein „Recht zur Selbstvertheidi- 
gung". Man versuche es einmal auch nur die nächst liegen- 
den Consequenzen aus diesem angeblichen Rechte zu ziehen : 
es ist der sicherste Weg um es sofort ad absurdum zu führen. 

Ernstere Betrachtung verdient der in der deutschen 
und französischen Jurisprudenz gegen die Strafbarkeit der 
falschen Aussage des Schuldigen gemachte Einwand, dass 
es kein Zeugniss in eigener Sache gebe, ^) dass die in 
Frage stehende Aussage, wenn sie auch der äusseren Form 
nach als Zeugenaussage erscheine, doch dem Wesen nach 

») Vgl. Pratobe vera S. 263; E. v. J4./10 1852 Nr. 197. Die Incon- 
seqiienz wird in treffender W^eise getadelt von Anonymus 1847 S. 67. 

2) Aehnliche Ansichten äusserte Carrara in der italien. Straf- 
gesetzgebungs-Commission ; vgl. Italien I. S. 445. 

3) Vgl. Bourguignon III. S. 338, Morin S. 101, Hölie 
S. 493 flf. Der französische Cassationshof hat geschwankt: 
während er es in der C. v. 10./6 1856 als „incontestable" bezeich- 
nete, ,,que le meme individu ne peut etre ä la fois accus^ et t^moin 
dans la meme affaire", haben dfe CG. v. 27./8 1824 (bei H6lie), 22./4, 
23./12 .1847 (bei Morin), 2./12 1864, 15./3 1866 (bei Helie) mit 
der vollsten Entschiedenheit die im Texte vertretene Ansicht zur Gel- 
tung gebracht, und Hölie selbst gibt zu, dass, so weit es sich dabei 
um eine Rechtsfrage handle, diese durch die überwiegende Zahl der 
Cassatlonsentscheidungen gegen ihn entschieden sei. — Vgl. Belgi en 
A. 225. — Pratobevera S. 263, Tausch S. 606, Mittermaier 
1818 S. 107 und ad Feuerbach §419 IV Auch das kurhessische 
O.-A.-G. hat sich der milderen Ansicht angeschlossen, vgl. Heuser I. 
278 ; und ebenso nach dem Zeugnisse von Merkel die wtirtember- 
gische Praxis (die nach Mittermaier ad Feuerbach) zwischen 
Strailosigkeit und Stratbarkeit schwankt. 
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in re propria abgegeben sei und daher nicht als Zeugniss 
betrachtet werden könne. ') Dagegen ist zunächst zu erin- 
nern, dass schon die Prämisse falsch ist; es gibt allerdings 
auch ein Zeugniss in eigener Sache, und die oben erwähn- 
ten Bestimmungen der Civilprocessordnungen, welche die 
Vernehmung der Partei in eigener Sache normiren, bilden 
einen unwiderleglichen Beweis für diese Behauptung. Man 
vergesse überhaupt nicht, dass die lateinische Parömie, auf 
die man sich beruft, nur auf dem Boden unseres Civilpro- 
cesses und seines formalistischen Beweissystemes Berechti- 
gung hat, dass sie aber schon i m heutigen Strafprocesse 
nicht mehr ausreicht, wenn der Beschädigte über die gegen 
ihn begangene strafbare Handlung und die Hohe des ihm 
zugefügten Schadens vernommen wird. 

Dann aber ist der als Zeuge Vernommene, gleichviel, 
ob er selbst an der Sache betheiligt ist oder nicht, dazu 
da, um über eine fremde Sache, die Anklage gegen den X 
Auskunft zu geben ; also nicht nur der Form, sondern gerade 
dem Wesen nach erscheint seine Aussage als ein Zeug- 
niss in fremder Sache; dass er selbst vielleicht einmal in 
dieser Angelegenheit nicht mehr als Zeuge, sondern als 
Partei vor dem Richter wird erscheinen müssen, das ändert 
nichts an dem Stande der Dinge in dem allein entscheiden- 
den Augenblicke der Vernehmung. 

Die Berufung auf das „Wesen der Sache", auf die 
„verit6 des choses" beweist übrigens auch viel mehr als den 
Gegnern lieb ist. Nur zu häufig geschieht es in der Praxis, 
dass der Eine oder der Andere der zu vernehmenden Zeu- 
gen, wenn die Wahrheit an's Tageslicht kommt, viel tiefer 
in der öffentlichen Meinung sinkt als der Angeklagte, mehr 
als dieser gebrandmarkt aus dem Verhandlungsaale geht, 
ohne dass er gerade selbst der eigentlich Schuldige wäre, 
oder dass seine Handlungsweise überhaupt unter das Straf- 



^) Vgl. Helle S. 495 : „coupable de complicit^, la fansse Posi- 
tion que raccusation lui avait donn^e par erreur dans lea premiers 
d^bats, pouvait eile cliaiiger la verite des choses"? 
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gesetz fiele. ^ Steht hier der Zeuge objectiv als Unbetheilig- 
ter der zu verhandelnden Sache gegenüber? Ist es nicht 
auch hier dem „Wesen der Sache" nach seine eigene An- 
gelegenheit, res propria, über die er aussagt? Will man 
vielleicht auch hier, abgesehen von positiv - rechtlichen Be- 
stimmungen, welche die Verweigerung der Aussage gestatten, 
die falsche Aussage straflos lassen, weil „Niemand Zeuge 
in eigener Sache sein kann?** 

Es kann also keinem von den für die Straflosigkeit 
angefühi-ten Gründen Gewicht beigelegt werden. Auch die 
innere Natur der Sache spricht nicht dafür. Während bei 
der Aussage des Angeschuldigten, des in dieser Eigenschaft 
Vernommenen, überwiegende Zweckmässigkeitsgründe für 
die Straflosigkeit sprechen, überdies die Gefahr einer Irre- 
führung des Gerichtes durch seine officielle Stellung, wenn 
nicht ausgeschlossen so doch vermindert erscheint, liegt 
gerade dort, wo der wirklich Schuldige als Zeuge, also mit 
dem ganzen Gewichte eines Unbetbeiligten seine Aussage 
abgibt, diese Gefahr doppelt nahe. Alle Gründe, welche 
die criminelle Behandlung der falschen Aussage überhaupt 
rechtfertigen, treten hier mit verstärktem Gewichte auf. 

Meines Erachtens liegt auch in diesem Falle 
falsche Aussage, eventuell Meineid vor. Diese 
Entscheidung hat auch die positive Bestimmung des Ge- 
setzes für sich. Die meisten modernen Sti-afgesetze erklä- 
ren die falsche Aussage, wenn sie unter dem Drucke einer 
drohenden Anklage abgelegt wurde, für weniger strafbar, 
und entscheiden dadurch mit der grösstmöglichen Deutlich- 
keit gegen die Annahme der Straflosigkeit. Auch in der 
Praxis der deutschen Gerichtshöfe ') hat die richtige Ansicht 
wiederholt Anerkennung gefunden. 2) - 



^) Meineid wurde angenommen vom 0. T. 15./9 1858 (G.-A. VI. 
S. 701); ebenso vom oberfränkischen A.-G. 14./11 1872 (Stenglein 
Zeitschrift III. S. 89). Für die richtige Ansicht Hepp Com. S. 1511, 
Oppenhoff 4 ad 153, 12 ad 154. 

2) Vgl. noch Hitzig Zeitschrift XXX. S. 225, Ab egg Crim.- 
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§ 21. Mangel der Eidesfeierlichkeiten. 

Die modernen Gesetzgebungen sind in Bezug auf die 
Formalitäten^ mit welcheü sie, untereinander vielfach abwei- 
chend^ ») der grösseren Feierlichkeit, des tieferen Eindruckes 
wegen den Eid umgeben, mit wenigen Ausnahmen weit 
zurückgeblieben hinter jenen Forderungen, welche der mo- 
derne, von beigemengten kirchlichen Elementen befreite 
Staatsgedanke zu stellen berechtiget wäre: die meisten von 
ihnen haben festgehalten an dem confessionellen Eide, und 
bei dem Schicksale, welches die auf Beseitigung desselben 
gerichteten Anträge in den parlamentarischen Körperschaf- 
ten bis in die jüngste Zeit erlitten haben, ist ein Aufgeben 
desselben wohl nicht sobald zu erwarten. 

An dieser Stelle interessirt uns nur die Frage: in 
wie ferne die Beobachtung der gesetzlichen 
Formalitäten, beziehungsweise die Ausseracht- 
lassung derselben, von Einfluss sein kann auf 
die Strafbarkeit des begangenen Meineides. 

Die herrschende Ansicht gebt nun dahin, dass die 
Beobachtung der wesentlichen Feierlichkeiten 
zum Vorhandensein einesEides mithin auch zur 
Strafbarkeit eines etwa begangenen Meineides 
nothwendig sei, dass bei Ausserach tlassung derselben 



Arch. N. F. I. S. 557, Watzdorf S. 223, Herrmann S. 18, Huf- 
nagel S. 212. 

») Vgl. für das österr. Recht das Hofdecr. v. lO./l 1816 
J.-G.-S. Nr. 1201 in BetreflF jener Personen, die nach ihrer reh'giösen 
Ueberzeugang die Eidesleistung für unerlaubt halten ; Hofdecr. v. 26./8 
1826 Nr. 2217 über den Eid der Mohanmiedaner; Hofdecr. v. 21./ 12 1832 
Nr. 2582 für die helvetische Confession (Wegfall des Crucifixes und 
der Kerzen); J.-M.-E. v. 23./9 1850 über den Eid der Tauben und 
Stummen; J.-M.-E. vom 18./7 1857 Meineidserinnerung bei Geist- 
lichen; vor allem aber das Gesetz vom 8./5 1868 Nr. 33 R.-G.-B. — 
lieber die Formalitäten nach den übrigen Rechten vgl. Harrasowsky 
passim. 
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weder von einem Eide noch von einem Meineide gespro- 
chen werden kann. *) 

Aber in dieser Fassung ist die Behauptung theils un- 
genügend, theils geradezu unrichtig. Unrichtig ist es, wenn 
sie, abgesehen von dem Eide selbst, auch von ihn beglei- 
tenden wesentlichen Formalitäten spricht. Das 
Wesen des Eides besteht in der Anrufung Gottes als 
Zeugen der Wahrheit. Wie auch immer das positive 
Recht diese Anrufung gestalten mag, die Anrufung selbst 
ist nothwendig, sonst kann von einem Eide nicht gespro- 
chen werden; was darüber hinausgeht, was in das Gebiet 
der den Eid begleitenden Feierlichkeiten fällt, ist immer 
und unter allen Umständen ausserwesentlich, weil nicht 
zum Begriffe des Eides gehörig. Wenn also auch das 
positive Recht die Ableistung des Eides je nach der Con- 
fession des Schwörenden verschieden normirt, wenn es 
auch einen nicht mit Beobachtung der vorgeschriebenen 
Feierlichkeiten abgelegten Eid ausdrücklich als nichtig be- 
zeichnen sollte, so kann doch diese formelle Nichtigkeit 
nichts an der Thatsache ändern, dass ein Eid geleistet, 
dass Gott zum Zeugen der Wahrheit angerufen worden 
ist. Die Formalitäten sind also wesentlich für den Pro- 
cess, indem ihre Unterlassung die Nichtigkeit des Verfah- 
rens begründet , sie sind ausserwesentlich, sobald 
wir, von Fictionen absehend, auf den Boden der Wirklich- 
keit uns stellend, die Frage einfach dahin richten, ob 
ein Eid, beziehungsweise ein Meineid, geleistet worden 
oder nicht» 

Nothwendig, damit von einem Eide gesprochen wer- 
den kann, ist also nur die Anrufung Gottes;^) sie 

>) Mittermaier 181S § 4, Wessely, Goltdammer Mai. 
S. 230, Merkel, DochowS. 234, Schwarze S. 420, Oppenhoff 
12 ad 153 (vgl. aber die folg. Anmerkung). 0. T. v. 2./5 1856. (G.-A. 
IV. S. 325); dagegen 0. T. 11/5 1865 (R. S. VI. 112). Genaue Beob- 
achtung aller formulae a lege praescriptae verlangt Rojen S. 34. 

^) Vgl. Weiss S. 524, Hepp Com. S. 1514, Rüdorff S. 289, 
Oppe»hoff 12 ad 153. Richtig aber unklar auch H. Meyer S. 573: 
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allein ist erforderlich, sie allein aber anch g^niiirend: die 
Unterlassong: der begleitenden Formalitäten 
hat keine Bedeutung: ffir die Fragre« ob ein Eäd« ob 
ein Meineid TorKege. Es ist daher völlig: g:leichgiltig: ftir 
den Strafiriehter, wenn der Schwörende es unterlassen hat^ 
die rechte Hand beim Schwüre rn erheben, wenn die Ker- 
zen nnangeznndet g:eblieben sind, wenn der IsraeKte mit 
unbedecktem Haupte g:eschworen hat, oder die Thora ver- 
gessen worden ist, n. s. w. : es kann in allen diesen Fällen« 
trotz der Ausserachtlassung der vorgeschriebeneu Feierlich- 
keiten, Meineid begangen werden. 

Hieher gehört die alte berühmte Controverse über den 
^gelehrten Eid" der Carolina, Worte die man lauge 
Zeit irriger Weise auf die Meineidserinnerung, die praevia 
admonitio bezogen hat. ') Für die P.-G.-O. ist die Contro- 
verse endgiltig gelöst; die Frage selbst, ob die voran- 
gegangene Meineidserinnerung zum Thatbe- 
stande des Meineides erforderlich sei, hat auch 
heute noch practische Bedeutung. Verlangt man auch ftir 
das geltende Recht die Beobachtung aller wesentlichen Förm- 
lichkeiten, so müsste man auch ftir dieses zu der von Qui- 
storp, Grolman, Rosshirt, Martin, Marezoll 
u. A. gezogenen Consequenz gelangen, und die Meineids-Erin- 
nerung überall dort ftir wesentlich erklären, wo sie das Ge- 
setz ausdrücklich zur Giltigkeit des Eides fordert. Und doch 
wird heute ganz allgemein und ohne diese Unterscheidung 
zu berücksichtigen, die Unterlassung der Erinnerung als 
völlig gleichgiltig bezeichnet. ^) Von dem hier vertretenen 



es mu88 überhaupt von einer „Vereidigung" gesprochen werden können. 
Dasselbe dürften die Worte „förmlicher Eid" bei Braunschweig 
135, Oldenburg 1845 § 1, Hamburg 111 sagen. Treffend Doll- 
mann S. 516: ,,nur die in der Anrufung Gottes bestehende religiöse 
Bekräftigung der Wahrheit". 

Vgl. Liszt S. 80. 

») So Tittmann, Feuerbach, Henke, Heffter, Abegg, 
Weiss, Dollmann, Weis, Stenglein, Merkel, Dochow 
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Standpunkte ans ist dieses Kesnltat Selbstverständlich, von 
dem der herrschenden Ansicht zum mindesten ungenaa for- 
mulirt. 

Eine ähnliche Ungenauigkeit muss der heiTschenden 
Ansicht auch bei Beurtheilung des Falles vorgeworfen wer- 
den, wenn der Schwörende den Eid leistet unter 
Beobachtung anderer als der für seine Confes- 
sion vorgeschriebeneu Feierlichkeiten, wenn 
also z. B. der Jude einen Christeneid ablegt. Hier mttsste 
die herrschende Ansicht unterscheiden, ob der Staat eine 
interconfessionelle Eidesformel aufgestellt hat, wobei immer- 
hin die Beobachtung der von der Confession vorgeschrie- 
benen Feierlichkeiten dem Belieben des Einzelnen tiberlassen 
sein kann, oder ob der Staat selbst die Vorschriften der 
verschiedenen Confessionen recipirt, ihnen durch die Auf- 
nahme in seine Gesetzgebung die Kraft staatlicher Verord- 
nimgen gegeben h^t. Im ersten Falle mtisste eine Ver- 
wechslung der Formalitäten gleichgiltig sein , und immer 
sowohl ein giltiger Eid als auch ein strafbarer Meineid an- 
genommen werden •, im zweiten dagegen wäre die Beob- 
achtung der confessionellen Formen „wesentlich", und ein 
Ausserachtlassen derselben zöge die Straflosigkeit des etwa 
begangenen Meineides unbedingt nach sich. Das wäre m. E. 
die unabweisliche Consequenz aus dem Grundsatze, dass es 
nur auf die Beobachtung der wesentlichen Formalitäten, 
aber auch immer auf diese ankomme. Statt nun die Con- 
sequenz anzuerkennen und die beiden Fälle auseinander- 
zuhalten, nimmt die herrschende Ansicht hierauf regelmässig 
gar keine Rücksicht, und erklärt entweder die Verwechs- 
lung der confessionellen Formen immer für gleichgiltig, ^) 



S. 234, Rtidorff 15 ad 153, Berner S. 393, Schwarze S. 420 
(schon 1840 S. 140), Oppenhoff 14 ad 153, 14 ad 154. Ebenso O.T. 
V. 17./6 1853 (G.-A. I. S. 702), 5./7 1861 (R. S. I. S. 504). 

») So Tittmann § 316, Dollmann S. 517 Anm. 3, Rüdorff 
4 ad 153, Oppenhoff 12 ad 153; H. Meyer schwankt: „es wird 
aber auch darauf wohl nicht ankommen, ob der Schwörende die 
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oder aber, was häufiger ist, sie schliesst ftlr alle Fälle beim 
Vorliegen einer solchen Verwechslung die Strafbarkeit des 
begangenen Meineides aus. ') Der letzteren Ansieht gegen- 
tlber liegt der Einwand wohl sehr nahe, dass dann nichts 
einfacher wäre, als der Strafe des Meineides zu entgehen; 
der Schwörende braucht nichts zu thun, ala vor Gericht 
sich zu einer anderen Confession zu bekennen, als diejenige 
ist, zu welcher er in Wirklichkeit gehört. Er hat sich damit 
nach der herrschenden Ansicht vollständigste Straflosigkeit 
gesichert; sein Eid ist eigentlich keiner, und die Beantwor- 
tung der Generalfragen „gehört nicht zum Zeugniss" : ich 
denke, mit dieser Consequenz ist die Ansicht selbst ge- 
richtet. Berner hat diesen schwachen Punkt erkannt, aber 
in dem Bestreben ihn zu beseitigen, eine neue und ebenso 
unhaltbare Ansicht aufgestellt. Nach Bemer's Meinung liegt 
kein Meineid vor, wenn der Schwörende den Richter über 
seine Confession nicht getäuscht hat ; hat er sich aber selbst 
zu einer falschen Confession bekannt, so hat er mit dem 
Richter, der ihm Glauben schenkt und auf Grund seiner 
Aussage die betreffende Eidesformel zur Anwendung bringt, 
einen Compromiss geschlossen, der die Anwendung der 
Meineidsstrafe gegen ihn rechtfertiget.^) Schwarze ist 



richtige Eidesformel gebraucht hat**. — Derselben Ansicht die Fran- 
zosen, vgl. Morin S. 96 Nr. 7. 

») Grolman § 294, Feuerbach § 419, Salchow, Mitter- 
maier 1818 S. 107, Rojen S. 34 f., Rosshirt 1821 S. 208 ff., 
Wächter §,185 Anm. 30, Hepp S. 1524, Heffter, Mittermaier 
ad Feuerbach IL, Temme 1855 S. 482, Anonymus inG.-A. IV. 
S. 320; von den Oesterreichem Jenull, Tausch, Czibulka. 

>) Aehnlich Schaper in Holtzendorff's Rechtslexikon s. v. 
„Zeugeneid**: „wer der von ihm angegebenen Confession gemäss 
vereidigt ist, kann die Meineidsklage mit der Beweisführung nicht ab- 
lehnen, dass er einer anderen Confession angehöre**. Aehnlich 0. T. in 
G.-A. rV. S. 324. Auch Texeira S. 106 f.; er weist darauf hin, nach 
der gegentheiligen Ansicht wäre die falsche Angabe über das Glau- 
bensbekenntniss „een frijbrief om geheel straffeloos den rechter ten 
tweedenmale to mögen bedriegen". 
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dieser Unterscheidung mit vollem Rechte entgegen getreten, 
und hat darauf hingewiesen, dass wenigstens auf Seiten des 
Richters die Absicht einen solchen Compromiss einzugehen 
nie vorliege. 

In der letzten Auflage seines Lehrbuches hat nun 
Bern er den „Compromiss" fallen gelassen, mit ihm aber 
auch das einzige Argument fllr seine im Uebrigen vollstän- 
dig beibehaltene Unterscheidung. Aber auch Schwarze 
ist mit dem positiven Theile der Ausführungen in seinem 
Commentar (S, 420) nicht viel glücklicher gewesen als 
Berner. Er unterscheidet nämlich zwischen den christlichen 
Confessionen einerseits und diesen und den übrigen Re- 
ligionen andererseits, hält die Verwechslung im ersten 
Falle für bedeutungslos, im zweiten aber fUr geeignet so- 
wohl den Eid hinfällig als auch den Meineid straflos zu 
machen. Diese Unterscheidung mag Berechtigung haben 
dort, wo nach Lage der positiven Gesetze der Eid für die 
verschiedenen christlichen Confessionen wirklich in der glei- 
chen Form abgelegt wird, sie ist aber dort gewiss unhalt- 
bar, wo wie im gegenwärtigen österr. Recht zwischen den 
verschiedenen christlichen Confessionen selbst bezüglich der 
Form der Eidesleistung ein eingreifender Unterschied be- 
steht. Schwarze hat diese Beschränkung seiner Ansicht nicht 
beigefligt, und seiner Behauptung kann darum nicht bei- 
gestimmt werden. 

Von unserem Standpunkte ist auch diese Frage leicht 
und sicher zu entscheiden. Das Wesen des Eides besteht 
nur in der Anrufung Gottes zum Zeugen der Wahrheit ; 
eine Verwechslung der Eidesformel ist daher, jene Anru- 
fung vorausgesetzt, unter allen Umständen ohne Rücksicht 
auf eine etwaige Täuschung des Gerichtes, ohne Unterschied 
zwischen Confession und Religion, für den Strafrichter völlig 
bedeutungslos. Sie muss dies auch dann sein, wenn nach 
den Processgesetzen diese Verwechslung die Hinfälligkeit 
des Eides zur Folge haben sollte. 

Ist das Gesagte richtig, so steht auch die Wortfassung 



— 145 — 

des § 155 Z. 1 R.-St.-G.-B. nicht im Wege, die aufgestell- 
ten Grandsätze auch für den hier normirten Specialfall zur 
Anwendung zu bringen. § 155 Z. 1 stellt es der Eideslei- 
stung gleich, „wenn ein Mitglied einer Religionsgesellschaft 

eine Erklärung unter der Betheuerungsformel seiner 

Religionsgesellschaft abgibt". Zunächst muss auch hier der 
Schlnss a majori ad minus gestattet sein ; dann aber hindert 
die Fassung des cit. Paragrafen nicht, die Worte „seiner Re- 
ligionsgesellschaft" zu erklären mit der Umschreibung : jener 
Religionsgesellschaft, zu welcher er sich gerichtlich sei es 
ausdrücklich, sei es stillschweigend erklärt hat. 

§ 22. Verwechslung der Formen der Aussage. 

Mit wenigen Worten sei hier noch eines Falles ge- 
dacht, dessen Entscheidung sich als nothwendige Conse- 
quenz aus den aufgestellten Grundsätzen mit Leichtigkeit 
ergibt, wie vielfach auch die Combinationen sein können, 
unter welchen er auftritt. Das Gesetz verlangt eine be- 
stimmte Form der Aussage, z. B. den förmlichen Eid, die 
eidesstattliche Versicherung ; statt dessen wird von der Be- 
hörde eine andere Form gefordert und in dieser die Aus- 
sage auch abgegeben. Auch hier muss die Verwechs- 
lung als bedeutungslos erklärt und jene Form, 
nnter welcher die Aussage wirklich abgegeben 
wurde, als die allein entscheidende bezeich- 
net werden. 

Die hier möglichen Combinationen lassen sich zu- 
nächst auf zwei Hauptgnippen zurückführen, je nachdem 
die thatsächlich angewendete Fonn der Aussage ein Minus 
oder ein Plus derjenigen enthält, welche das Gesetz ver- 
langt. Nach unserer Auffassung lautet die Entscheidung 
in beiden Fällen gleich; nach der herrschenden Theorie 
und Praxis wird jedoch vielfach grosses Gewicht auf diese 
Unterscheidung gelegt. 

Das Gesetz verlangt also, um zunächst die erste Gruppe 
wi besprechen, beispielsweise die wirkliche Beeidigung. Statt 

liiszt, falsche Aussage, 10 
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dessen begehrt die öffentliche Behörde nur die Versicherung 
an Eidesstatt, die Berufung auf den abgelegten Diensteid, 
auf den in der Sache früher geleisteten Eid, oder eine ein- 
fache nichtfeierliche Aussage. In allen diesen Fällen liegt, 
falls die Aussage wahrheitswidrig geleistet wurde, eine 
strafbare falsche Aussage vor, und es treten diejenigen 
Straf bestimmmungen ein, welche für die wirklich ange- 
wendete Form der Aussage erlassen sind. ') 

Genau auf die gleiche Weise haben wir in dem um- 
gekehrten Fallie zu entscheiden. Das Gesetz begnügt sich 
mit der Abnahme einer nichtbeeideten Aussage, einer Ver- 
sicherung an Eidesstatt, mit der Berufung auf den bereits 
geleisteten Eid u. s. w. Statt dessen wird nun von der 
Behörde ein wirklicher Eid gefordert, und derselbe wahr- 
heitswidrig abgelegt. Auch hier entscheidet jene Form der 
Aussage, die wirklich angewendet wurde, es liegt also 
Meineid vor, und die Verletzung jener Vorschrift des Ge- 
setzes hat keinen Einfluss auf die Frage der Strafbarkeit. ^) 



1) Die Ansichten sind hier vielfach gethoilt. a) Statt des Eides 
wird eine Versicherung an Eidesstatt abgenommen: hier ver- 
treten die richtige Ansicht Weis I. S. 466, St eng lein IL S. 166, 
Dollmann S. 564, Stenglein 1870 S. 287, Oppenhoff 3 ad 156 
gegen Held und Siebdrat S. 267, Temme 1853 S. 748, 754, 
G.-A. Vlli. S. 766, Dochow S. 239, Schütze S. 311 Anm. 14, Rü- 
dorff 2 ad 156, Schwarze S. 432, Goltdammer in seinem Ar- 
chiv XIX. S. 391. Vgl. Sachsen (1838) 186, (1855) 228. — b) Statt 
des wirklichen Eides wird die Berufung auf den Diensteid ab- 
genommen: für die richtige Ansidht erklären sich Schütze S. 310, 
Rüdorff 4 ad 155, Meyer (Thom) S. 122, Oppenhoff 3 u. 9 ad 
i55; O.-T. 21./4 1853 (G.-A. I. S. 394); dagegen Dollmann S. 518, 
Stenglein 1870 S. 281, Dochow S. 234, Schwarze S. 431 („es 
wird vorausgesetzt, dass die Processgesetze eine solche Berufung aut den 
geleisteten !Eid als genügend erachten; ohne eine solche ausdrückliche 
Vorschrift kann der Eid nicht durch eine Berufung auf einen früheren 
Eid ersetzt werden. Es ist dies sachlich unmöglich"). Vgl auch O.-T. 
13./11 1854 bei Oppenhoff 9 ad 155. 

») Für die richtige Ansicht Dochow S. 239. Dagegen schliesst 
Bai er n (1861) 195 Z. 2 die Verfolgung aus, „wenn der Did in einer 
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losbesondere muss hier der auch von Schwarze (S. 432) 
geäusserten Ansicht entgegengetreten werden, welche mir 
das Minus, welches „durch die gleichzeitige Ableistung des 
Majus nicht unwirksam gemacht" worden sei, zur Anrech- 
nung bringen will. Es ist eine durchaus willkürliche Fic- 
tion, wegen falscher eidesstattlicher Versicherung zu strafen, 
wenn in Wirklichkeit gar keine solche Versicherung abge- 
geben, sondern ein körperlicher Eid geleistet wurde. Ist 
man der Ansicht, dass die Verletzung des Gesetzes die An- 
wendung der Meineidsstrafe ausschliesse, so muss man con- 
seqnent die volle Straflosigkeit in dem erwähnten Falle 
anerkennen. 

Dieselben Grundsätze gelten auch dann, wenn die ver- 
schiedenen Formen der nichteidlichen Aussage unter- 
einander verwechselt worden sein sollten. Auch hier führt 
also nur das Festhalten an dem in § 1 7 entwickelten Principe 
zu einer sicheren, dem Wesen der Sache wie den Bedürfnissen 
der Praxis in gleicher Weise entsprechenden Entscheidung. 

Auch dann, wenn durch ausdrückliche Vorschrift des 
Gesetzes die im concreten Falle angewendete Form der 
Aussage ftir unzulässig erklärt sein sollte, hat dieses 
Verbot des Gesetzes, selbst wenn seine Uebertretung die 
Nichtigkeit des gesammten Verfahrens nach sich ziehen 
sollte, auf die Entscheidung unserer Frage nicht den ge- 
ringsten Einfluss. Auch diese Folgenmg ergibt sich mit 
Noth wendigkeit aus dem im § 17 aufgestellten Grundsatze, 
und steht und fällt daher mit dessen Richtigkeit. 

Nur auf eine durch positiv rechtliche Bestimmungen 
eingeführte Ausnahme sei hier ausdrücklich aufmerksam 
gemacht. In allen Fällen, in welchen das Gesetz die Zu- 
ständigkeit der Behörde zur Abnahme der in einer bestimm- 
ten Foi-m abgelegten Aussage ausdrücklich fordert, ist diese 
Zuständigkeit unerlässliche Bedingung für die Anwendung 
des Strafgesetzes. Ergibt sich hier in Folge der Ver- 
Sache abgenomnomen wurde, in welcher eine Eidesabnahme überhaupt 
unstatthaft . ist*^ ; vgl. dazu Doli mann S. 545 Anm. 16. 

10* 
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wechslung in den Fonnen der Aussage die Unzuständigkeit 
des Gerichtes zur Abnahme der abgelegten Form der Aus- 
sage (Eid, eidesstattliche Versicherung), so kann dieselbe 
nicht zugerechnet werden (man vergl. hierüber § 25). 

Eine interessante Wandlung hat flir einen speciellen 
Fall, nämlich für die Abnahme einer eidesstattlichen Ver- 
sicherung statt des eigentlichen Eides, die Praxis des Ber- 
liner O.-T. durchgemacht, wobei sich dasselbe der hier ver- 
tretenen Ansicht wesentlich genähert hat, ohne jedoch die 
letzte Consequenz aus dieser zu ziehen. In den älteren 
Entscheidungen, so in den Entscheidungen vom 11. Octo- 
ber 1852, 28. Jänner 1853, 13. Februar 1857, ferner in 
der Entscheidung vom 5. Jänner 1870 (6.-A. I. S. 81, 
S. 273, V. S. 265, XVIII. S. 204) wurde der Grundsatz 
ausgesprochen, dass die falsche Versicherung an Eidesstatt 
nur in jenen Fällen bestraft werden könne, in welchen das 
Gesetz diese ausdrücklich für zulässig erkläre 
(die Zusammenstellung dieser Fälle s. bei G.-A. VIII S. 765). 
Dagegen wurde auf Grund der Entscheidung vom 24. Sep- 
tember 1860 (G.-A. VIII. S. 768) der SatzMn die Präju- 
diciensammlung eingetragen, dass § 129 des preuss. St.-6.-B. 
eidesstattliche Versicherungen über Gegenstände voraussetze, 
„bezüglich deren eine solche Versicherung gesetzlich nicht 
ausgeschlossen sei." Und an diesem Satze, dessen 
Abweichung von dem in den früheren Entscheidungen auf- 
gestellten Principe in die Augen springt, wurde auch in den 
Entscheidungen vom 3. April 1868 und vom 18. Juli 1870 
(G.-A. XVI. S. 392, XVIII. S. 709) festgehalten. Nach der 
von mir vertretenen Ansicht muss auch diese letzte Ein- 
schränkung als unzulässig bezeichnet werden; auch wenn 
die eidesstattliche Versicherung durch das Gesetz ausdrück- 
lich ausgeschlossen worden wäre, müsste, die Zuständigkeit 
der Behörde zur Abnahme solcher Versicherungen (und 
zwar überhaupt, nicht für den concreten Fall) vorausgesetzt, 
die Strafe des § 156 R.-St.-G.-B. zur Anwendung gebracht 
werden. 
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o) I>ie JkMlGgVLTLg iroir Gi-eiriclit oclejr öfi^nt- 

lioliei* Beliörcle. 

§ 28. Die Ablegung vor Qericht. 

Die P.-6.-0. hatte bekanntlich im Artikel 107 die 
Bestrafung des Meineides an die Bedingung geknüpft, dass 
der Eid „vor Richter oder Gericht** abgelegt worden 
sei. Das gemeine Kecht hielt, obwohl die Carolina diese 
Worte gewiss nicht mit Rücksicht auf den damals noch gar 
nicht existirenden Gegensatz zwischen richterlichen und Ver- 
waltungsbehörden ausgesprochen hat, an dieser Bestimmung 
fest, indem sie mindestens zur Anwendung der poena ordi- 
naria die gerichtliche Ableistung des Eides forderte; aber 
die Meinungen gingen insofeme auseinander, als bei ausser- 
gerichtlicher aber behördlicher Ablegung bald die Strafe der 
einfachen nicht qualificirten Fälschung,^) bald aber die 
poena extraordinaria wegen Meineides 2) verhängt wurde. 
Diese Controverse ist heute beseitigt dadurch, dass die mei- 
sten modernen Gesetzgebungen unter Zustimmung der Theo- 
rie^) sich mit der Ablegung vor einer zur Abnahme der 
betreffenden Form der Aussage zuständigen öffentlichen Be- 
hörde begnügen. Damit ist, wie bereits oben bemerkt 
wurde, die falsche Aussage aus ihrem bisherigen Charakter 
als Delict gegen die Rechtspflege völlig herausgetreten, und 
erscheint allgemein als Vergehen gegen die öffentliche Ver- 
waltung und deren einzelne Zweige. Von den deutschen 



1) Grolman, Salchow, Martin, Rosshirt, Wächter, 
Bauer u. A. 

*) Carpzov, Böhmer, Koch, Quistorp, Feuerbach, 
Ab egg (1834) u. A. Vgl. über die Auflfassung des gem. R. überhaupt 
Schwarze W. 

8) Für die Beschränkung erklärte sich Temme 1843 S. 166 ff.; 
gegen ihn Ab egg 1844 S. 333. Vgl. die preussischen Vorarbeiten bei 
G. M. S. 226 ff., die Motive zum würtemberg. St.-G.-B. und dazu 
Hepp Com. S. 1484. — Schweden XIII. § 1 verlangt Ablegung 
vor Gericht oder vor einer andern von diesem dazu beauftragten 
Behörde. 
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Particnlargesetzen haben nnr das ba irische von 1813 
und das österreichische von 1852(1803) an dem Er- 
fordernisse der gerichtlichen Ableistung festgehalten. Die 
preussische Praxis hatte auf Grund des Gesetzes von 1851 
vielfach geschwankt, sich aber in den meisten Fällen fltr 
die strengere Ansicht entschieden. In OesteiTeich hatte 
schon Hye in seinem Entwürfe, eben so die Regierung in 
dem Entwürfe von 1867 das fragliche Erforderniss fallen 
gelassen, doch kehrten die beiden Ausschussentwllrfe von 
1868 und 1870 wieder auf den früheren Standpunkt zurück. 
Der Entwurf von 1874 schliesst sich in dieser Beziehung 
der in Deutschland eingeschlagenen Richtung vollständig 
an. Diese Lage der Sache mag es rechtfertigen, wenn hier 
zunächst in wenigen Worten die Bestimmungen des gelten- 
den österr. Rechts besprochen und dann eret die Fragen 
geprüft werden, welche sich auf Grund des R.-St.-G.-B. und 
des österr. Entwurfes von 1874 ergeben. 

Ein lebhafter Streit wurde darüber geführt, ob unter 
den Gerichten nur die Justizbehörden zu verstehen 
seien, 2) oder ob auch andere Behörden, welche zur Ver- 
waltung der Gerechtigkeit berufen sind, also insbesondere 
die geistlichen Ehegerichte, und die politischen Behörden 
als Strafgerichte in Uebertretungsßlllen hieher gerechnet 
werden mUssten. ^) Letztere Ansicht, welcher sich auch die 
Mehrheit der österr. Schriftsteller angeschlossen hat, ver- 
dient nach dem Wortlaute des Gesetzes gewiss den Vorzug-, 
sie ist aber gerade in den beiden angefahrten Beispielen 
heute ohne practische Bedeutung. Denn durch A. VIII des 
Kundmachungspatentes zur St.-P.-O. vom 27. Mai 1873 
wurde die Gerichtsbarkeit „über alle im Strafgesetze von 



«) Vgl. G.-A. III. S. 642, G.-M. S. 227, die deutschen Mo- 
tive S. 94; die auf Gmnd des prenss. A.L.-R. entstandenen Contro- 
versen bei Mannkopf S. 492. 

') Dies die insbes. von Jenuli verfochtene Ansicht. 

**) So Pratobera, Egger, Wessely, Herbst, Anony- 
mus 1847. 
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1852, 80 wie alle andern augdrücklich den Gerichten zur 
Aburtheilung zugewiesenen Uebertretungen" den politischen 
Behörden entzogen und den Einzelgerichten übertragen. 
Ebenso wurde schon durch das Gesetz vom 25. Mai 1868, 
Nr. 47 K.-rG.-B. die Gerichtsbarkeit über Ehesachen wie- 
der den weltlichen Gerichten zugewiesen. Es wären daher 
ausser den Justizbehörden heute nur noch die Gefälls- 
gerichte als solche anzusehen, welche unter den vom 
§ 199 a gewählten Ausdruck fallen, und zwar, ohne Rück- 
sicht darauf, ob die Aussage beeidet wurde oder nicht. ') 
Zum Ueberfluss hat eine Entscheidung vom 26. April 1854, 
Nr. 476, ausdrlicklich ausgesprochen, dass die Bezirks- 
hauptmannschaften nicht hieher zu zählen sind. 

Aber auch die Gerichte gehören nur dann hieher, wenn 
sie sich in Ausübung ihrer richterlichen Functionen, sei es 
der streitigen, sei es der nichtstreitigen Gerichtsbarkeit be- 
finden, nicht aber dann, wenn sie als Disciplinarbe- 
hörden einschreiten.^) 

iJa § 199 a den Schiedsrichter nicht ausdrück- 



lich erwähnt, dieser aber nicht ohne Weiteres dem staatlich 
bestellten Richter gleichgestellt werden kann, fällt auch 
die vor dem Schiedsrichter abgelegte eidliche oder nicht- 
eidliche Aussage nicht unter die Strafbestimmung des Ge- 
setzes. Nur der vor der Wiener Börsenkammer als 
Schiedsgericht abgelegte Eid steht nach der ausdrücklichen 
Verfügung des § 83 k des Börsepatentes vom 11. Juli 1854 
dem vor einem Gerichte abgelegten Eide gleich. 

§ 24, Ablegung vor öffentlicher Behörde. 

Das R.-St.-G.-B. hat nach dem Vorgange der über- 
wiegenden Mehrzahl der deutschen Particulargesetze das 

^) So richtig Herbst 3adl99 gegenüber der durch das St.-G.-B. 
V. 1852 derogirten a. h. Entschl. v. 14./9 1839. 

») So Herbst 3 ad 199 und die E. v. 5./12 1863 Nr. 1046, 
während die E. v 15./3 1871 Nr. 1362 die entgegengesetzte Ansicht 
ausspricht. 
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Erforderniss der gerichtlichen Ablegung fallen gelassen; es 
genügt nunmehr zur Strafbarkeit, wenn die Aussage vor 
einer öffentlichen Behörde überhaupt abgelegt wurde, voraus- 
gesetzt, dass die Behörde zur Abnahme des Eides beziehungs- 
weise zur Abnahme der eidesstattlichen Veraicberung zu- 
ständig war. ') 

Es scheint indessen bei der Redaction des R.-St-G.-B. 
ein Versehen unterlaufen zu sein, und der Text des § 153 
der Absicht .des Gesetzgebers nicht zu entsprechen. Nach 
der ausdrücklichen Erklärung der deutschen Motive (S. 94 
verb. : dass „der Eid vor einer zur Abnahme von Eiden zu- 
ständigen Behörde geleistet worden") mttsste in allen Fäl- 
len der Eidesleistung die Zuständigkeit der Behörde zur 
Abnahme von Eiden gefordert werden; allein diese in den 
Motiven ausgesprochene Ansicht hat nur in § 154, nicht 
aber in § 153 Ausdruck gefunden. Da nur der wirklich 
erklärte Wille des Gesetzgebers massgebend ist, und diese 
Erklärung nicht dadurch ersetzt werden kann, dass aus den 
Materialien der „wahre Wille** eines der gesetzgebenden 
Factoren ersichtlich ist, kann es keinem Zweifel unterliegen, 
dass für § 153 die allgemeinen Grundsätze massgebend sind, 
und daher auch der vor einer zur Abnahme von Eiden 
nicht zuständigen Behörde abgelegte Meineid in eigener 
Sache unter die Strafe des Gesetzes fallt. 2) Auch diese 
Inconsequenz ist durch die weite Fassung des österr. Ent- 
wurfes (§ 165) vermieden, und es gilt hier das Erforder- 
niss der Zuständigkeit für alle Arten des Eides ohne Un- 
terschied. 

Die Auslegung des Ausdruckes „öffentliche Behörde" 
hat der Praxis' keine besonderen Schwierigkeiten bereitet; 
dieselbe bietet auch der Theorie nur geringes Interesse, 
und ich kann mich daher wohl darauf beschränken, die 
angeregten Bedenken kurz zu verzeichnen. 

1) Vgl. Motive S. 94 und die Erklärung des Referenten Wag- 
ner im Reichstag (Verhdlgn. S. 632). 

») Richtig Oppenhoff 3 ad 153. 
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Zunächst hat die Anwendbarkeit des Gesetzes anf den 
vor dem Schiedsrichter compromissarisch abgelegten 
Eid zu Zweifeln Anlass gegeben. Nach der richtigen An- 
sicht entscheiden die Landesgesetze darüber^ ob und 
unter welchen Voraussetzungen der Schiedsrichter als öffent- 
liche Behörde betrachtet werden könne. ') Mit Rttcksicht 
auf die Zweifel der Praxis dürfte sich die Bestimmung des 
österr. Entwurfes empfehlen, der in den §§165 und 167 
auch den Schiedsrichter erwähnt, wie dies auch schon der 
Hye'sche Entwurf gethan hatte. 

Dieselben Grundsätze gelten auch bezüglich der vor 
einem Notare abgelegten Eide. 2) Auch hier ist zu- 
nächst nach den Landesgesetzen die Vorfrage zu erledigen, 
ob derselbe als „Behörde" anzusehen ist; ist diese Frage 
bejaht; so ergibt sich die weitere nach seiner Berechtigung 
zur Abnahme von Eiden, und erst wenn auch diese feststeht, 
kann die Anwendbarkeit der gesetzlichen Strafbestiramun- 
gen auf die vor ihm abgelegte falsche eidliehe Aussage 
keinem Bedenken mehr unterliegen. 

In keinem Falle aber kann auf Grund des österr. 
Entwurfes auch die nichteidliche vor d^m Notare ge- 
machte Aussage der Strafe des § 167 unterworfen werden, 
da hier ausdrücklich die Ablegung vor Gericht oder Schieds- 
richter gefordert wird; es könnte hier nur eventuell die 
Uebertretung des § 423 (424, vgl. unten S. 157) ange- 
nommen werden. 



1) Vgl. Heinze in G.-A. XVII. S. 620, Dochow S. 234, 
Schütze S. 310 Anm. 11, Oppenhoff 3 ad 153, Rüdorff 1 ad 
153. — Gegen die Gleichstellung nach gemeinem Recht Tittmann 
§ 319, Martin § 197, Heffter § 410. — Ausdrücklich gleichgestellt 
Baden 500. — In England ist nach stat 3 u. 4 Will. IV. C..42 
der £2id vor arbitrators under nile of court den Strafen des Meineides 
unterworfen. — Die Strafbarkeit behauptet f!lr das holländische 
Recht (arg. c. p6n. A. 366: „matiere civile") Texeira S. 89 ff. 

') Ausdrücklich erwähnt werden die Notare inBraunschweig 
139, Hannover 208. Die richtige Ansicht bei Schwarze S. 429, 
Oppenhoff 4 ad 154. 
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Im franzöflischen Recht begründet bekanntlich 
das vor dem Untersuchungsrichter abgelegte falsche 
Zeugniss keine strafbare Handlung. ^) Es hängt diese Auf- 
fassung zusammen mit der bereits oben erwähnten Unter- 
scheidung von tömoignage und renseignement, und beruht 
in ihrem letzten Grunde auf einer Ubertiiebenen, für das 
deutsche Rechtsgefühl befremdenden, ich möchte sagen 
aflfectirten Betonung des lediglich vorbereitenden Charakters 
der Voruntersuchung im Gegensatze zu der öffentlichen 
Verhandlung, den d6bats. Auch auf dem Gebiete des ita- 
lienischen Rechtes sind ähnliche Anschauungen laut ge- 
worden. Sie fanden eine Unterstützung in dem Wortlaute 
des cod. Toscano A. 271, welcher von „deposizioni fatte 
in giudizio" spricht. Um nun diese Zweifel zu beseitigen, 
ersetzt der neueste italienische Entwurf diesen Ausdruck mit 
dem weitergehenden ^avanti rautoritä'giudiziaria", unter wel- 
cher jedenfalls auch der Untersuchungsrichter verstanden wer- 
den muss. Die Ablegung in der öffentlichen Verhandlung, nel 
dibattimento orale, dagegen wird nur als Erschwerungsum- 
stand betrachtet.^) Während die rheinpreussische Praxis 
vielfach schwankte,^) kann es auf Grund des R.-St.-G.-B. 
wohl keinem Zweifel unterliegen, dass, falls die Beeidigung 
der Zeugen vor dem Untersuchungsrichter überhaupt zulässig, 
falls dieser „eine zur Abnahme von Eiden zuständige Be- 
hörde" ist, auch das vor ihm abgelegte falsche eidliche 
Zeugniss unter die Straf bestimmung des § 154 fällt. Diese 



*) Vgl. Morin S. 102, Merlin Rep. s. v. faux t6m. Nr. 3, H6- 
lie S. 509 und die bei diesen angefahrten Iranz. CC. v. 18./2 1813, 
26/4 1816, )4./9 u. 30./9 1836. — Femer den Bericht der belgischen 
Repr.-Kammer bei Nypels S. 223. (Bei den Verhandlungen selbst be- 
flirwortete vanOverloopdie Ausdehnung der Bestrafung auch auf die- 
sen Fall, ohne jedoch damit Anklang zu finden, vgl. Nypels S. 234 f ). 
— Üeber die Verhandlungen bei Berathung des bairischen St.-G.-B. 
vgl. Dollmann S. 512 f. 

a) Vgl. Entw. von 1874 A. 231 u. Italien III. S. 125. 

3) Vgl. G. M. S. 239 flf. 
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in der Literatur vorherrschende Ansicht, *) hat auch das 
Berliner O.-T. in einer vor kurzem ei'flossenen Entscheidung 
ausdrücklich anerkannt, 2) 

Eine weitere beute ebenfalls als entschieden zu be- 
trachtende Controverse betrifft die Frage, ob auch die 
schrifiliclie Abgabe einer falschen Versiche- 
rung an Eidesstatt die Anwendung des Strafgesetzes 
rechtfertige. Man hat ftir die entgegengesetzte Ansicht^) 
sich sowohl auf den Wortlaut des § 156 („vor einer öffent- 
liclrön Behörde" im Gegensatze zu Preussen 129: „einer 
öffentlichen Behörde"), als auch auf die Entstehungsge- 
schichte des fraglichen Paragrafen benifen. Allein beide 
Argumente beweisen nichts. Denn weder in den beiden 
Entwürfen zum R.-St.-G.-B., welche sich der Fassung des 
preuss. St.-G.-B. anschlössen, noch auch bei Annahme des 
von Schwarze im Reichstage (vgl. Verhandlungen S. 335) 
gestellten Amendements, durch welches § 156 seinen ge- 
genwärtigen Wortlaut erhielt, wurde irgend eine Aeusserung 
über die angebliche Verschiedenheit der beiden Fassungen 
gemacht. Im Gegentheile beruht nach dem nachträglichen 
Zeugnisse des Antragstellers selbst (Commentar S. 432) die 
beantragte Aenderung nur auf der Absicht, nicht die vor 
jeder öffentlichen Behörde (Preussen 129), sondern nur die 
vor einer zur Abnahme von eidesstattlichen Versicherungen 
zuständigen Behörde abgelegte Versicherung mit Strafe 
zu belegen. Auch die von Goltdammer aus der „Natur der 



») H. Meyer S. 576, Berner S. 393, Oppenhoff 6 ad 154 
gegen Meyer (Thom) S. 120. 

a) O.-T. V. 14./1 1875 (G-A. XXIII. S. 50). 

3) Meyer (Thora) S. 122; insbes. aber Goltdammer in G.-A. 
XIX. S. 393 mit Berufimg auf die „authentische (?) Erklärung" in dem 
preuss. Entw. v. 1843 und dem ständischen Ausschusse (G.-M. S. 249), 
Vgl. auch O.-T. 11. /ll 1852 (G.-A. I. S. 80). — Ebenso (fiir den gleich- 
lautenden A. 200 des bairischen St.-G.-B. v. 1861) Dollmann S. 585 
Anm. 6. 
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Sache** abgeleiteten Gründe erscheinen nicht als stichhältig^ 
und seit dem Inslebentreten des R.-St.-G.-B. ist die entge- 
gengesetzte Ansicht, dass jenes „vor" nicht coram sondern 
ad, apud bedeute, dass also nicht nur die mündliche, son- 
dern auch die schriftliche Abgabe einer falschen eidesstatt- 
lichen Versicherung unter die Strafe des § 156 falle, so- 
wohl durch wiederholte Entscheidungen des Berliner O.-T. 
anerkannt, als auch von den meisten Schriftstellern mit 
Entschiedenheit vertreten worden.'-) Dasselbe muss auch 
flir den österr. Entwurf gelten, der durchgängig (§§ 165, 
167, 171) den Ausdruck „vor Gericht oder anderer öffent- 
licher Behörde" gebraucht.^) 

Der österr. Entwurf folgt also auch hier im Grossen 
und Ganzen den Bestimmungen des R.-St.-G.-B., und die 
wesentlichste Abweichung von seinem Vorbilde besteht darin, 
dass er auch den Schiedsrichter ausdrücklich erwähnt. Dem- 
nach ergibt sich für die Behörden, vor welchen nach dem 
Entwürfe die falsche Aussage abgelegt sein muss um als 
strafbar zu erscheinen, folgendes Schema : ä) bei der be- 
eideten falschen Aussage: Richter, Schiedsrichter, 
öffentliche Behörde, letztere dann, wenn sie zur Abnahme 
von Eiden zuständig war; b) bei der nicht eidlichen 
falschen Aussage: Richter, Schiedsrichter, nicht aber 
öffentliche Behörde); c) bei der falschen Versiche- 



1) O.-T. V. 19./4 1871, 19./3 1873 (G.-A. XIX. S. 395, XXL 
». 287), 11./1 1874, 18./2 1876 (R.-S. XV. S. 38J, XVH. S. 128). 
Vgl. auch O.-T. V. 24./10 1856 (G.-A. V. S. 99) u. G.-A. XVIII. S. 709. 

2) Vgl. Meves in der a. d. St. Z. XII. S. 145, DochowS. 239, 
Schütze S. 311 Anm. 14, Rüdorff S. 293, Schwarze S. 432, 
Oppenhoff 5 ad 156. Schon früher fiir die richtige Ansicht Hepp 
Com. S. 1507. 

3) Bemerkenswerth ist, dass der Österr. Entw. v. 1867 im § 173 
die Ausstellnng von Zeugnissen in der Absicht, dass von den- 
selben bei einer öffentlichen Behörde Gebranch gemacht werde, als 
Vergehen mit Strafe bedrohte. Vgl. dazu die Motive S. 98. — . Aehn- 
lieh Bremen Entw. 286, 287, 289. 
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rung an Eidesstatt: eine zur Abnahme von solchen 
Versicherungen zuständige öflPentliche Behörde. 

Schliesslich bedarf es wohl keiner besonderen Erwäh- 
nung, dass, falls die gesetzlichen Erfordernisse nicht vor- 
liegen sollten, die falsche Aussage unter irgend einem an- 
deren Gesichtspunkte als strafbar erscheinen könnte. Für 
den österr. Entwurf wird hier insbesondere die Bestimmung 
des § 423 subsidiär zur Anwendung gebracht werden kön- 
nen: „wer als Sachverständiger, Zeuge oder Auskunftsper- 
son vor einer öffentlichen Behörde wissentlich falsche An- 
gaben macht, ist mit Haft oder an Geld bis zu 300 fl. zu 
bestrafen". In dem vor Kurzem publicirten, durch die Be- 
schlüsse des Ausschusses des Abgeordnetenhauses modificir- 
ten Entwürfe ist diese Bestimmung als § 424 wörtlich bei- 
behalten worden. Die Einreihung dieses Falles der falschen 
Aussage unter die Uebertretungen ist schon von Bin ding in 
Grünhut's Zeitschrift (II. S. 677) entschieden missbilligt 
worden ; ich kann mich seiner Ansicht nur auf das Bestimm- 
teste anschliessen, und halte diese Trennung der ihrem We- 
sen nach zusammengehörigen Fälle gerade gegenüber der 
richtigen systematischen Auffassung der falschen Aussage, 
welche den Entwurf im Uebrigen auszeichnet, für doppelt be- 
dauerlich. Der österr. Entwurf hat uns im Vergleich zu 
den principiell unrichtigen und lückenhaften Bestimmungen 
des R.-St.-G.-B. um ein gutes Stück jenem Ziele näher ge- 
bracht, zu dessen Erreichung die vorliegende Schrift, so 
weit die Kräfte des Verfassers es erlauben, beitragen soll: 
die falsche Aussage in ihrem eigentlichen Wesen als ein 
gegen die öffentliche Verwaltung gerichtetes Delict zu er- 
kennen, sie loszulösen aus der unnatürlichen und verhäng- 
nissvollen Verbindung mit dem Eide, und ohne Bücksicl^t 
auf das Schlagwort von der publica fides die letzten Con- 
sequenzen aus dem als richtig erkannten Principe zu zie- 
hen. Es heisst knapp vor dem Ziele Halt machen, wenn 
trotz dieser Erkenntniss die einzelnen Fälle der falschen 
Aussage auseinander gerissen werden, und nur die Beeidi- 
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gnng den Ausschlag dafUr gibt, ob wir es mit einem crimi- 
nellen Unrechte oder einer blosen Polizeiübertretung zu 
thun haben. Man scheue vor dieser letzten Consequenz nicht 
zurück, man breche vollständig mit den landläufigen Tra- 
ditionen, und reihe auch diesen Fall an die nichteidliche 
falsche Aussage vor Gericht oder Schiedsrichter an; das 
System des Gesetzbuches wird dadurch abgeschlossen, der 
Praxis die Handhabung desselben erleichtert, und zugleich 
die dem Gesetze zu Grunde liegende Norm dem Herzen 
des Volkes tiefer und anschaulicher eingeprägt werden. Die 
aus der Härte einer solchen Bestimmung hergeleiteten Be- 
denken Hessen sich leicht beseitigen: Vergehensstrafe mit 
einem niedrigen Maximum und Offenlassung des Minimums, 
zugleich mit alternativer Androhung einer Geldstrafe wäre 
gewiss nicht zu streng für ein Delict, welches, um mit Bin- 
ding zu reden, „vom polizeilichen Unrecht nichts an sich hat^^ 

§ 25. Incompetenz des Qerichtes (der öffentlichen 

Behörde). 

Wir haben oben gesehen, dass processuale Mängel, 
welche der Aussage anhaften, keine Berücksichtigung fin- 
den, dass sogar dann eine strafbare falsche Aussage vor- 
liegt, wenn dieselbe in processualer Beziehung als hinfallig 
erscheinen sollte, ja selbst dann, wenn Wirklich in Folge 
der Anfechtung des erfossenen Erkenntnisses das ganze 
Verfahren nur aus dem Grunde wiederholt werden muss, 
weil jene Aussage in demselben stattgefunden hat. Die ein- 
fache Anwendung dieses Gnindsatzes ergibt nns auch die 
Beantwortung der Frage, ob und wann die Incompetenz des 
Gerichtes (der öffentlichen Behörde) auf die Strafbarkeit der 
vor demselben abgelegten falschen Aussage von Einfluss 
ist. Die Ansichten gehen auch über diesen Punkt weit aus- 
einander, und nicht immer begegnen wir der für die rich- 
tige Entscheidung unerlässlichen Trennung der verschiedenen 
möglichen Fälle, 
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Zunächst kann es als herrschende Meinung bezeichnet 
werden, dass die Incompetenz blos für den einzelnen 
Fall nicht zu berücksichtigen ist, wenn nur das Gericht 
für Sachen der fraglichen Art überhaupt zustän- 
dig war. ') Diese Ansicht ist von unserem Standpunkte aus 
entschieden zu billigen. 

Das Gleiche muss aber auch fllr den weiteren Fall 
gelten, wenn der Behörde für Sachen der fraglichen 
Art überhaupt die Competenz fehlte, wenn also 
beispielsweise vor dem Erkenntnissgerichte eine falsche 
Aussage in einer Angelegenheit abgelegt wurde, welche vor 
das Forum des Schwurgerichtes gehört. Hier theilen sich 
bereits die Meinungen ; doch hält die Mehrheit der Schrift- 
steller, selbst gegenüber der ausdrücklichen Bestimmung des 
R.-St.-G.-B. an dem Erfordernisse der Zuständigkeit in ab- 
stracto (u. z. nicht blos zur Abnahme von Eiden, sondern 
gerade zur Verhandlung von Angelegenheiten der fraglichen 
Art) fest. 2) 

Hätte das Gesetz keine positive Bestimmung getroflFen, 
so mttssten wir consequent dieselbe Entscheidung auch dann 



») So Abegg 1834 S. 591, 1848 S. 364, Herrmann S. 15, 
Mangelsdorf, Hufnagel, Weiss S. 523, Schwarze 1848 
S. 381 ff., Mittermaier ad Feuerbach § 419 L, Hye Motive S. 105, 
Dochow S. 234, Schütze S. 310 Anm. 10, H. Meyer S. 573, Ber- 
ner S. 393, Schwarze Com. S. 419, 429, 430, Oppenhoff 3 ad 
153, 2 ad 154. Baiern (1861) 195 Z. 4 schliesst die Verfolgung aus, 
„wenn der Eid vor einer Behörde in einer Sache abgenommen wurde, 
für welche ihrer Gattung nach die Zuständigkeit der Behörde nicht 
gegeben ist." — Vgl. dagegen Gönner Jahrbücher I. S. 268, Titt- 
mann § 319, Hepp 1846 S. 448, Com. S. 1507, Temme 1855 S. 487. 
Das richtige Princip anerkennt O.-T. 26/1 1872 (R.-S. XIH. S. 89), 
27./6 1872 (G.-A. XX. S. 396). 

*) Vgl. die untereinander vielfach abweichenden Ansichten von 
Goltdammer Mat. S. 230, Schwarze in G.-A. H. S. 444, Heinze 
in G.-A. XVm. S. 620, H. Meyer S. 573, Schütze S. 310 Anm. 11, 
Schwarze Com. S. 419, Oppenhoff 3 ad 153, 2 ad 154. Für das 
franz. Recht Hölie S. 515 und die C, v. U./9 1851, 
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fällen ; wenn die Behörde zur Abnahme von Aussagen 
der in Frage stehenden Art nicht zuständig war. ') Allein 
hier haben die §§ 154 und 156 B.-St.-G.B. (165 und 171 
des Entwurfs) ausdrücklich das Gegentheil angeordnet, und 
es kann daher von Meineid oder falscher Versicherung an 
Eidesstatt keine Rede sein, wenn der Behörde die Zustän- 
digkeit zur Abnahme do 5 Eides , beziehungsweise der Ver- 
sicherung mangelte. Es kann nunmehr nur noch im einzel- 
nen Falle die Frage aufgeworfen werden, ob diese Voraus- 
setzungen des Gesetzes gegeben sind oder nicht; eine Frage, 
deren Beantwortung selbstverständlich von den Landesge- 
setzen abhängt. Es wäre also beispielsweise nach österr. 
Recht, da die St.-P.-O. von 1873^ auch den Einzelrichter 
zur ausnahmsweisen Abnahme von Eiden ermächtigt (abge- 
sehen von der ihm schon nach den verschiedenen civilpro- 
cessualen Verfahrungsarten zustehenden Befugniss), auch der 
vor dem Bezirksrichter in einer vor die Competenz des 
Schwurgerichtes gehörigen Angelegenheit abgelegte Meineid 
ohne Zweifel als straf bar. anzusehen. 

Es lässt sich nun der Fall denken, dass zwar die B e- 
hörde selbst zur Abnahme von Eiden, beziehungsweise 
eidesstattlichen Versicherungen, zuständig war, nicht aber 
der einzelne Beamte, welcher dieselben im concreten 
Falle abgenommen hat. M. E. wäre es falsch, hier mit 
Rücksicht auf die der Behörde als solcher zukommende 
Competenz das Vorliegen einer strafbaren eidesstattlichen 
Versicherung, eines strafbaren Meineides anzunehmen. Denn 
die Aussage wird nicht vor der Behörde in abstracto, nicht 
vor dem Collegium als solchem abgelegt, sondern vor dem- 
jenigen Theile des Collegiums, vor demjenigen einzelnen 
Beamten der Behörde, der in concreto sich mit der Sache 



^) D e r s e 1 b e n Ansicht sind auch hier Mangelsdorf, Abegg 
1834 S.593 (will aber poena extraord.), Schwarze 1848 S. 381. Da- 
gegen nehmen Straflosigkeit an Tittmann § 319, Mitter maier 
1818 S. 103, Herrmann, Hufnagel. Hepp Cona. S. 1507 nimn)t 
(lelictura perfectum an. 
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befaest. War die^^r znr Abnahme des Eides oder der eides- 
stattliehen Yersiebening nicht zuständig . so mnss — nicht 
nach aUgemeinen Gnindsatzen, sondern — nach der posi- 
tiven Bestimmung des Gesetzes Straflosigkeit der betreffen- 
den falschen Aussage angenommen werden. ') Dies wäre 
z. B. der Fall^ wenn ein zur Ausübung des Sicbteramtes 
nicht befähigter Conceptsbeamter (Auscultant u. s. w."^ mit 
der Ausübung der Gerichtsbarkeit in Uebertretungssachen 
berufen sein sollte; der vor ihm abgelegte Meineid, bez. 
die falsche eidesstattliche Versicherung, nittsste als straflos 
angesehen werden. 

Aber auch in den zuletzt erwähnten Fällen bleibt, 
selbst wenn der Eid und die eidesstattliche Versicherung 
nicht zugerechnet werden können, immer noch ein Minus 
zurück: die nichteidliche, nicht feierliche Aussage. Ist 
diese in dem positiven Kechte überhaupt mit Strafe be- 
droht^ wie dies nach dem österr. Entwürfe der Fall ist, so 
tritt, falls die übrigen Voraussetzungen gegeben sind, die 
f[ir dieses Minus angedrohte Strafe ein. 

War dagegen das Gericht oder die öffentliche Behörde 
zwar zuständig zur Abnahme der Aussage in der gewählten 
Form, jedoch die Richterbank nicht gehörig be- 
setzt, so liegt ein rein processuales Versehen vor, das 

auf die Frage nach der Strafbarkeit der falschen Aussage 

• 

selbst dann nicht den geringsten Einfluss hat, wenn die 
Cassation des gesammten Verfahrens seine unvermeidliche 
Folge wäre. 2) Die oben im § 17 entwickelten Grundsätze 
finden also, da es für diesen Fall an einer entgegenstehen- 
den auddrticklichen Bestimmung des Gesetzes fehlt, hier 
uneingeschränkte Anwendung. » 



<) Straflosigkeit nehmen hier an Wächter S. 261, Abe^g 
1834 S. 589. Mittermaier ad Feuerbach § 419 I., HyeMotiveS, 105, 
Schwarze S. 419. 

«) Strafbarkeit nehmen an: Abegg 1834 S. 584, Held u. 
Siebdrat S. 263, Weiss S. 523; Straflosigkeit: Rosshirt 1821 
(anders 1829); nach Hepp Com. S. 1514 Anm. 52 liegt Versuch vor, 

Liszt, falsche Anssage. \i 
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B. Zufällige Begriffsmerkmale. 

I. Sie Theilnalmie. 

§ 26. Anwendbarkeit der allgemeinen Orundsätze. 

Auch bei der falschen Aussage gelten zunächst die 
allgemeinen Grundsätze über Theilnahnie und zwar sowohl 
über Anstiftung als auch über Beihilfe. Dabei tritt jedoch 
eine in vielen Beziehungen interessante Erscheinung zu 
Tage: Gesetzgebung, Praxis und Wissenschaft zeigen näm- 
lich die eigenthUmliche Tendenz, einerseits über diese all- 
gemeinen Grundsätze hinauszugreifen, andererseits aber die- 
selben nur mit einem gewissen Zaudern, einer gewissen 
Scheu zur Anwendung zu bringen^ und beinahe nirgends 
können wir die Unsicherheit, welche die Lehre von der 
Theilnahme auch heute noch beherrscht, so genau erkennen, 
beinahe nirgends treten die Symptome einer krankhaften 
Störung so deutlich zu Tage, als gerade bei der falschen 
Aussage. 

Von mancher Seite wurde insbesondere die Möglich- 
keit einer Anstiftung zum Meineide gänzlich geleugnet. 
So hat Fuchs,') von dem an sich bedenklichen Begriffe 
der „intellectuellen Urheberschaft" ausgehend, die Behaup- 
tung aufgestellt, dass der Meineid als ein Vergehen gegen 
die Religion „sich in der Psyche des Thäters individuali- 
sire", und daher nur von dem wirklich Schwörenden selbst 
begangen werden könne, jede intellectuelle Urheberschaft 
dabei ausgeschlossen sei. Nun mag wohl zugegeben wer- 
den, dass die ^eute herrschende, wenn auch gerade in 
jüngster Zeit vielfach, und theilweise gewiss mit Recht, an- 
gegriffene Ansicht, welche die Anstiftung wegen der durch 
den Angestifteten begangenen That bestraft, welche sie 
nur durch das Medium einer fremden Thätigkeit be- 



») Fuchs G.-S. XVin. S. 390; gegen ihn Abegg 1865 S. 266 ff. 
Die richtige Ansicht u. A. bei Schwarze S. 437. 
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trachtet, in ihr keine unmittelbare, sondern nur eine mit- 
telbare Verübung der strafbaren Handlung erblickt, — zu 
manchen Widersprüchen uud Inconsequenzen gezwungen 
ist, um ihr Princip zu retten. Aber es ist nicht einzusehen, 
warum dies bei der falschen Aussage, speciell beim Mein- 
eide in anderem oder höherem Masse gelten sollte, als bei 
den übrigen Delicten. Ist es doch feststehender Grundsatz, 
dass auch derjenige, der als Thäter die strafbare Hand- 
lung nicht begehen könnte, sich derselben als Anstifter 
schuldig machen kann. Der Nichtbeamte kann zu einem 
Amtsdelict, die Frauensperson zu einer Nothzucht, der 
Nichtverwandte zu einer Blutschande anstiften. Auch hier 
„individualisirt" sich die strafbare Handlung in gewissen 
Verhältnissen des Thäters, wenn auch allerdings nicht in 
seiner „Psyehe", und diese Individualisirung wirkt zurück 
auf den Anstifter, obwohl dieselben Verhältnisse bei ihm 
nicht vorliegen: warum sollte diese Rückwirkung nur bei 
äusseren Verhältnissen und physischen Eigenthümlichkeiten 
des Thäters, nicht auch bei psychischen möglich sein? 

Heute wird die Anwendbarkeit des Anstiftungsbegriflfes 
auch auf die falsche Aussage überhaupt, den Meineid insbe- 
sondere, allgemein zugegeben. Auch der französische Cassa- 
tionshof erklärte wiederholt die subornation (c. p. A. 365) als 
einen mode de complicit^ *) und das Berliner O.-T. hat an 
dereelben Anschauung festgehalten. -) Der Anstifter muss 
also, um der Strafe des Gesetzes zu verfallen, den Aussa- 
genden zu dem von diesem begangenen Delicte bestimmt 
haben, und der Angestiftete muss mindestens bis zu einem 
strafbaren Versuche vorgeschritten sein. Es gilt dies von 
allen Arten der dolosen falschen Aussage ohne Aus- 
nahme, ebenso vom Meineide in eigener Sache wie von 
dem eigentlichen Zeugniss, ebenso von der eidlichen wie 



Vgl. Hölie S. 539. 

»XO-T. V. 4./9 1874, (G.-A. XXII. S. 595), vgl. G.-A. XXI. 
S. 116. 
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von der nichteidlichen Aussage. Selbstverständlich ist es, 
dass dem Anstifter nur jene Handlung des Angestifteten 
zugerechnet werden kann^ zu welcher dieser von jenem 
wirklich bestimmt worden ist, dass also auch hier die all- 
gemeinen Regeln über den sogenannten excessus mandati 
zur Anwendung kommen. Hatte also der A den B zur 
Ablegung eines falschen Zeugnisses bestimmt, dieser aber 
aus freiem Antrieb, gegen den Willen des A, seine Aus- 
sage beschworen, so kann A nur wegen Anstiftung zur 
nichteidlichen falschen Aussage, soweit diese überhaupt 
als strafbar erscheint, zur Verantwortung gezogen werden. 
Allerdings kann aber bezüglich des über den Willen des 
Anstifters hinausreichenden Plus, also hier des falschen 
Eides, der A als unmittelbarer culposer Thäter 
strafbar erscheinen. Hatte beispielsweise A vorhergesehen, ') 
dass es zur Eidesleistung kommen könne, und dass der B 
in diese Lage gebracht auch vor einem Meineide nicht zu- 
rUckscheuen werde, dann hat A diesen Meineid des B fahr- 
lässig herbeigeflihrt, und haftet dafür nach § 163 B.-St.-G.-B. 
als unmittelbarer Thäter. Es liegt also in diesem Falle 
ideelle Concurrenz zweier strafbarer Handlungen auf Seiten 
des A vor: 1. er hat den B vorsätzlich zur nichteidlichen 
falschen Aussage bestimmt; 2. er hat selbst und zwar als 
Thäter einen fahrlässigen Falscheid verschuldet. 

Culpose Anstiftung ist nach der Definition der 
Anstiftung, wie sie in den modernen Gesetzgebungen sich 
findet, nicht möglich; doch kann auch in solchen Fällen 
culpose Thäterschaft vorliegen. Ein Beispiel: Die unvor- 
sichtigen Aeusserungen des A, vielleicht über die Schwie- 
rigkeiten, welche mit dem Anklagebeweise bei den Eides- 
delicten verbunden sind, über die Art und Weise, wie man 
die Aussage einzurichten habe um keine Entdeckung besor- 



») Ich gebrauche, um überflüssige und . verwirrende Weitläufig- 
keiten zu vermeiden, diesen Ausdruck, unter welchem ich aber^jedes 
culpose Verhalten des A verstanden wissen will. 
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gen zu milssen n. s. w.^ haben in dem B den Entschluss 
hervorgerufen, eine falsche Aussage abzulegen; auch hier 
kann m. E. der A, eine wirkliche Culpa auf seiner Seite 
vorausgesetzt, auf Grund des § 163 und zwar als unmittel- 
barer Thäter zur Verantwortung gezogen werden. 

Ich verzichte an dieser Stelle auf eine weitere Durch- 
führung derartiger Constructionen ; einerseits ist das prac- 
tische Interesse das sie bieten so ziemlich gleich Null, und 
andererseits würde eine Begründung der von der herrschen- 
den Ansicht vielfach abweichenden Resultate ein tieferes 
Eingehen auf das Verhältniss von Dolus und Culpa bei der 
Anstiftung nöthig machen, als dies hier möglich ist. Nur 
auf einen Fall, ich will ihn der Kürze wegen mit dem un- 
richtigen Namen „vorsätzliche Anstiftung zum fahrlässigen 
Falscheid" bezeichnen, muss ich unten bei Besprechung des 
§ 160 R.-St.-G.-B. zurückkommen. 

Auch die Grundsätze über Beihilfe sind anwend- 
bar auf die falsche Aussage. ') Beihilfe kann darin liegen, 
dass der Gehilfe dem Zeugen die von diesem abzulegende 
Aussage beibringt, ihn darüber unterrichtet, wie er sich zu 
benehmen habe, 2) ihm die Reise an den Ort der Verneh- 
mung ermöglicht u. s. w. Selbst dann liegt nach der An- 
schauung zweier oberster deutscher Gerichtshöfe strafbare 
Beihilfe vor, wenn man einfach einen Zeugen in Vorechlag 
bringt, um demselben Gelegenheit zur Ablegung der von 
ihm beabsichtigten falschen Aussage zu verschaflfen. ^) Ich 
halte diese Entscheidung, die von grosser practischer Trag- 
weite ist, nicht für zutreffend.' Die Thätigkeit des Vor- 
schlagenden charakterisirt sich m. E. nicht als Beihilfe zur 



«) O.-T. 29./1 1868 (R..S. IX. S. 63). 

») Vgl. Schwarze S. 437; O.-T. 30./9 1857 (G.-A. VI. S. 415); 
Oppenhoff 23 ad 154 (gegenseitiges Besprechen über die beiderseits 
abzulegende Aussage). 

3) So O.-T. V. 28./5 1862 bei Oppenhoff, b airisch. Cassa- 
tionshof 12./3 1872 (G.-A. XX. S. 480), gebilligt von Oppenhoft 
23 ad 154 gegen Meyer (Thorn). 
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Begebung der falschen Aussage selbst, sondern als eine 
diese ermöglicbende Vorbereituugsbandlung. Sind nun die 
Vorbereitungsbandlungen beim Tbäter selbst straflos, so 
mUssen sie es wohl auch bei dem Gehilfen sein. Es sei 
mir gestattet an Stelle einer längeren nicht hieher gehöri- 
gen Erörterung über den BegriflF der Beihilfe ein Beispiel 
anzuführen. Der Ä beabsichtigt mit dem ihm persönlich nicht 
bekannten B in Verkehr zu treten, um dessen Vertrauen 
zu gewinnen und dann eine raffinirte Betrügerei gegen ihn 
in's Werk zu setzen. C, welcher diesen Plan kennt, stellt 
gelegentlich den A dem B vor. Auch hier hat C dem 
Thäter nicht zur Begehung der That Hilfe geleistet, son- 
dern lediglich dem A die Begehung einer gewiss straflosen 
Vorbereitungshandlung, die Anknüpfung persönlicher Be- 
ziehungen zu dem B ennöglicht. Auch die That des C, 
die sich als Vorbereitungshandhmg zu einer Vorbereitungs- 
handlung des Thäters selbst charakterisiren liesse, muss 
demnach straflos bleiben. Ebenso verhält es sich mit dem 
Vorschlagen eines Zeugen, der eine falsche Aussage abzu- 
legen beabsichtiget; auch hier kann strafbare Bei- 
hilfe nicht angenommen werden. 

Dass im Falle der Eidesleistung durch einen Bevoll- 
mächtigten dieser als Gehilfe anzusehen ist, wenn er 
von der Unwahrheit der von ihm in fremdem Namen zu 
beschwörenden Thatsache Kenntniss hatte, wurde bereits 
oben (Seite 110 Anm. 1) hervorgehoben. 

Insbesondere ist auch bei der falschen Versiche- 
rung an Eidesstatt Beihilfe möglich. Das Berliner 
O.-T. hat hieher auch den Fall gerechnet, wenn bei Prü- 
fungsarbeiten diese von einem Dritten für den Candidaten in 
voller Kenntniss des Zweckes zu dem sie dienen sollen ge- 
arbeitet wurden, und dieser sie dann für seine eigenen Ar- 
beiten ausgibt. Sowohl Oppenhoff als auch Schwarze 
führen diese Entscheidung einfach an, *) ohne sich jedoch 

M O.-T. V. 24./10 1856 (G.-A. V. S. 99); vgl. Oppenhoff 6 
ad 156; Schwarze S. 437. 



[ 
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ausdrQckiich über die Richtigkeit derselben zu äussern. 
Nach meiner Ansicht kann auch hier von strafbarer Bei- 
hilfe zur eidesstattlichen Versicherung selbst nicht gespro- 
chen werden. Wenn Prüfungsarbeiten^ die ein Anderer als 
der Ueberreichende verfasst hat, in eigenem Namen Über- 
geben werden, so fallt diese Handlung an sich noch nicht 
unter das Strafgesetz. Die Voraussetzungen des § 156 
werden erst dann erfüllt, wenn der Ueberreichende an Eides- 
statt versichert, dass die übeiTcichten Arbeiten sein 
Werk seien. Die Beihilfe erstreckte sich also 'auf eine 
sti*aflose Handlung, die mit der darauffolgenden Versiche- 
rung in keiner Weise zusammenfallt, vielmehr dieselbe erst 
ermöglicht. Ganz anders würde die Sache liegen, wenn 
der Verfasser der Arbeiten dem Candidaten die Mittel an 
die Hand gegeben hätte, um die Versicherung selbst glaub- 
haft zu machen, wenn er ihn z. B. auf Auskünfte aus dem 
behandelten Thema eingepaukt, ihn über die Art der Be- 
handlung, überhaupt über Punkte untenichtet hätte, die nur 
dem Verfasser selbst bekannt sein können ; in diesem Falle 
würde auch nach meiner Ansicht strafbare Beihilfe zur 
falschen Versichening an Eidesstatt selbst anzunehmen sein. 
Aus der Anwendung der allgemeinen Regeln über 
Theilnahme ergibt sich als nothwendige Consequenz, dass 
die Strafausschliessungs- und Milderungsgriinde, welche nur 
bei einem der Theilnehmer vorliegen, auch nur diesem, 
nicht aber den übrigen, bei welchen dieselben Voraussetzun- 
gen nicht zutreffen, zu Gute kommen. Ich werde unten 
(§§ 35 und 36) auf diese Frage zurückkommen müssen. 

Wenn nach dem Gesagten an der Anwendbarkeit der 
allgemeinen Grundsätze über Theilnahme auch auf die verschie- 
denen Fälle der falschen Aussage nicht gezweifelt werden 
kann, so ist damit die weitere Frage noch nicht beantwortet, 
ob diese allgemeinen Grundsätze auch ausreichen. Bezeich- 
nend ist es gewiss, dass selbst das römische, sowie das deut- 
sche Recht des Mittelalters das BedUrfniss nach einer be- 
sonderen Strafdrohun^ für die Theilnehmer ^ insbesondere 
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flir den Anstifter zum Meineide dringend empfunden haben. 
Beweis dafttr die zahlreichen Bestimmungen der leges bar- 
barorum sowie der verachiedenen Quellen des canonischen 
und mittelalterlich - deutschen Rechtes j welche den An- 
stifter mit derselben Strafe belegen wie den falschen Zeu- 
gen selbst, ja nach der bekannten, aus dem canonischen 
Rechte stammenden Auffassung der italienischen Practiker, 
den ersteren wegen des in der Anstiftung zu einem Ver- 
brechen liegenden „Seelenmordes** sogar härter bestrafen 
als den Angestifteten. Ich verweise diesbezüglich auf die 
in meiner mehrfach citirten Schrift beigebrachten Belege, 
und begnüge mich hier mit der AnfUhrung der berühmten 
Schlussworte des A. 107 der P.-6.-0. : „Wer solch falsch- 
schwerer mit wissen, fttrsetzlich und argklistiglich darzu 
anrichtet der leidet gleiche peen". Bildete ja doch gerade 
diese vereinzelte Bestimmung der Carolina die Basis , auf 
welcher das gemeine Recht die ganze Lehre von der An- 
stiftung aufbaute! 

Auch in den modernen Gesetzgebungen begegnen wir, 
ganz abgesehen von jenen beiden „legislatorischen Wech- 
selbälgen" (John) des deutschen R.-St.-fer.-B/s, dem regel- 
mässig, wenn auch in immer wechselnden Neubildungen 
wiederkehrenden Bestreben, über die durch die Legaldefi- 
nition der Anstiftung gezogenen Grenzen hinauszngreifen, 
und Handlungen, welche bei den übrigen Delicten straflos blei- 
ben, in den Kreis der criminellen Unrechtsarten hineinzuziehen. 
Es gehört in diese Kategorie das „Bewerben um ein fal- 
sches Zeugniss so vor Gericht abgelegt werden soll" in 
§ 199a des gegenwärtigen österr. St.-G.-B. ; die Be- 
stimmung des p reu SS. A.-L.-R. § 1415, dass, wenn je- 
mand einen Zeugen durch Versprechungen und Belohnungen 
zur Aussage der Wahrheit zu bestimmen sucht, ^) auf das 

') Man erinnere sich an die berühmte Controverse unter den 
altem italienischen und deutschen SchriftsteUem über die Frage, ob 
auch das Annehmen und Greben von Geld, um die Wahrheit zusagen, 
als falsura bestraft werden könne. Vgl. noch Carpzov practica nova 
qu. 93. 
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zu seinem Vortheile abgelegte Zeugniss keine Bücksicht 
genommen, sowie dass (§ 1416 flf.) die Zeugen, welche Be- 
lohnungen fordern oder annehmen, mit Freiheitsstrafe belegt 
werden sollen; § 15 der oldenburgischen Verord- 
nung von 1845 gegen denjenigen, welcher ohne erweisliche 
Absicht einen Zeugen oder Sachverständigen zu einem fal- 
schen Zeugniss zu verleiten, demselben Geld, Geschenke oder 
Belohnungen gibt oder verspricht, und gegen den Zeugen 
oder Sachverständigen, der eine solche Zusage oder Zu- 
wendung annimmt; vor allem aber die seit 1843 immer 
wiederkehrenden Versuche in den preussischenReform- 
arbeiten, der Anstiftung zum Meineid in besonders ener- 
gischer Weise entgegen zu treten, die schliesslich zum 
§ 130 des preuss. St-G.-B. von 1851 führten. Russland 
bestraft im § 1169 des St.-G.-B. von 1845 den Zeugen, der 
sich erkaufen liess, gleich einen Meineidigen; auch Eng- 
land') stellt die subornation of perjury dem Meineide 
selbst gleich. Von derselben Tendenz geleitet, gelangen die 
romanischen Rechte zur Aufetellung des Begriffes 
der Subornation ^) , die im Laufe der Zeit mehrfache 
Wandlungen erlitten hat. Sein Wesen besteht in der Er- 
weiterung des Begriffes der Anstiftung in der Richtung, 
dass auch die Verleitung durch andere Mittel als die in 
der Legaldefinition aufgezählten zur Strafbarkeit hinreicht.^) 
Dagegen hat insbesonders die französische Jurisprudenz mit 
aller Entschiedenheit daran festgehalten, dass auch die Sub- 
ornation nur dann bestraft werden könne, wenn der ange- 
stiftete Zeuge selbst eine strafbare Handlung begangen 
habe,*) so ^ass der Begriff der „unternommenen" Verleitung 



») Vgl. Stephen S. 123. 

2) Vgl. c. p6n. A. 365, Belgien A. 223, Sardinien A. 368, 
Italien. Entw. L A. 180, IL A. 206, III. A. 234 u. s. w. 

3) Vgl. H61ie S. 539. 

*) Vgl. Hölie S. 539 und die bei ihm angeführten Cassations- 
entscheidungen ; ferner den Bericht der belgischen Repräsentantenkam- 
mer bei Nypels S. 224. 
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dem französischen Bechte fremd geblieben ist. Die Bestim- 
mung des A. 365 c. p6n., welche den Subomeur strenger 
bestraft, als den falschen Zeugen selbst, wurde dagegen, 
als im Widerspruche stehend mit dem ganzen Systeme des 
Code, bereits durch das Gesetz vom 28. April 1832 be- 
seitigt, und in dieser abgeänderten Fassung ist der Artikel 
übergegangen in das belgische Beeht. ') 

Zum Schlüsse sei noch mit wenigen Worten des „Be- 
werbens um ein falsches Zeugniss'' nach geltendem Österr. 
Bechte gedacht. Die Bestimmung fand sich bereits in dem 
St.-6.-B. von 1803, und hatte dort ihre relative Berechtigung, 
weil dieses Gesetzbuch eine allgemeine Strafdrohung gegen 
die erfolglos gebliebene Anstiftung nicht kannte. Nachdem 
aber bei der Bevislon im Jahre 1852 durch die Aufnahme 
des § 9 „die versuchte Verleitung" bei allen Verbrechen 
unter Strafe gestellt worden war, dürfte die specielle Be- 
stimmung gegen das Bewerben wohl überflüssig geworden 
sein. Aus dem Wortlaute des Gesetzes : „falsches Zeugniss 
so vor Gericht abgelegt werden soll," ergibt sich als Voraus- 
setzung flir die Anwendbarkeit der Straf bestimmung, dass 
es demjenigen, dem gegenüber die Bewerbung versucht 
wurde, bekannt gewesen sei, er habe das von ihm ver- 
langte Zeugniss vor Gericht abzulegen.^) Verabredungen 
unter Mitschuldigen fallen selbstverständlich nicht unter 
diese Bestimmung.') 

§. 27. Die unternommene Verleitung. 

Es war ein eigen thümliches Gefühl, mit dem wir österr. 
Juristen die Schicksale des § 49a der deutschen Straf- 



^) Belgien A. 223. Vgl. dazu die Regienmgsmotive bei Ny- 
pels S. 198. In A. 224 werden sowohl die falschen Zeugen als auch 
der subomeur, wenn eine Bestechung stattgefunden hat, ausser den 
sonstigen Strafen mit einer amende von 50 — 3000 francs bedroht (vgl. 
c. p6n. fran^. A. 364). 

2) So Herbst 8 ad 199, und E. v. 18./11 1852 Nr. 213. 

3) Herbst 9 ad 199 und E. v. 8./2 1854 Nr. 436. 
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gesetznovelle vom 26. Februar 1876 verfolgten. Der § 9 des 
österr. St.-G.-B. von 1852, der das erfolglos gebliebene „auf- 
fordern, aneifern oder zu verleiten versuchen" bei allen 
Verbrechen (in dem weiten Sinne der österr. Terminologie) 
mit der Versuchsstrafe belegte, — eine der vielen zweifel- 
haften Erungenschaften, die wir der in der Bltithezeit der Re- 
action vorgenommenen Revision des alten Strafgesetzbuches 
von 1803 verdanken — war seit seinem Bestehen der Ge- 
genstand der heftigsten Angriffe im In- und Auslande ge- 
wesen, *) der Ausschuss des Abgeordnetenhauses hatte sich 
im Jahre 1868 mit scharfen Worten gegen ihn ausgespro- 
chen, 2) und in dem Entwürfe von 1874 war er bis auf 
wenige Ausnahmen fallen gelassen worden. ^) Und plötzlich, 
beinahe über Nacht, hatte sich die Sachlage geändert, die 
bis dahin nur in Fachkreisen eingehender besprochene Frage 
war zu einer hochpolitischen geworden, in den Tagesblät- 
tem wurde das Für und Wider lebhaft erörtert, unser viel- 



1) Schon 1840 hatte sich unser trefflicher, an den früheren Re- 
visionsarbeiten in hervorragender Weise betheiligter Kitka in seiner 
Schrift „das ZnsammentrefTen mehrerer Schuldiger bei einem Verbre- 
chen und deren Bestrafung", S. 46 in folgender Weise über die Frage 
geäussert: „Man erhält durch diesen Grundsatz (Nichtbestrafung der 
erfolglosen Anstiftung) einen festen Anhaltspunkt zur Beurtheilung der 
criminellen Stratbarkeit des Urhebers, wogegen ohne Befolgung dieses 
Grundsatzes weder die Theorie noch die Praxis eine Gleichförmigkeit 
in ihren Entscheidungen zu befolgen im Stande sein werden, und oft 
in die grösste Verlegenheit gerathen müssen." 

2) Vgl. S. 7 : „weil derselbe im Widerspruche nicht nur mit den 
Bestimmungen über den Versuch , sondei-n auch mit jenen über die 
Theilnahme steht, besonders als hier jedes objective greifbare Merkmal 
fehlt, und der polizeiliche Standpimkt, auf welchen sich der Entwurf 
gestellt hat, für ein Strafgesetzbuch nicht massgebend sein soll". 

3) Ausser den beiden in den Motiven erwähnten Fällen: ver- 
suchte Verleitung ziu* vorsätzlichen Tödtung § 226, und jener zu Mein- 
eid und falschem Zeugniss, gehört hieher auch § 99 versuchte Verlei- 
tung zur Desertion und anderen militärischen Delicten. Vgl. dagegen 
die zutreffenden Bemerkungen von B i n di n g in Grünhut's Zeitschrift II, 
S. 681. 
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verleamdeter § 9 spielte eine bedeutende Bolle in den 
Parlamenten von Belgien und Deutschland, ') und wir sahen 
erst nun, was für ein köstliches Kleinod, was fbr ein Ar- 
canum gegen internationale Verwicklungen wir, ohne seinen 
Werth zu ahnen, mit muth williger Hand wegzuwerfen im Be- 
griffe standen. 

Die Frage nach der inneren Berechtigung der in 
§ 49a der deutschen Novelle enthaltenen Neuerung wurde 
von den gesetzgebenden Factoren und in der Literatur so 
eingehend besprochen, *-*) dass sie hier wohl umsomehr über- 
gangen werden kann, als die Singularität der Bestimmung 
des § 159 B.-St.-G.-B. über die unternommene Verleitung 
zum Meineid und zur falschen eidesstattlichen Versicherung 
durch die Annahme des § 49a zwar verringert, aber lange 
nicht beseitiget worden ist. Nach wie vor muss die Frage 
aufgeworfen und beantwortet werden, warum gerade beim 
Meineide andere Bestimmungen zu gelten haben, als bei 
den übrigen Delicten; eine Frage, die selbstverständlich 
durch den nicht weiter motivirten Hinweis auf die „Aus- 
nahmsnatur" dieses Verbrechens, mit welchem sich die Mo- 
tive zum R.-St.-G.-B. bescheiden genug begnügten, nichts 
weniger als erledigt ist. 

Zu Gunsten des § 159 R.-St.-G.-B. kann allerdings 
auf die in einzelnen deutschen Particulargesetzgebungen 
sich findenden Vorläufer hingewiesen werden. 3) Allein 



') Ueber den Stand der Frage in den verschiedenen Gesetzge- 
bungen vgl. die Motive zur deutschen Novelle S. 60 ff. 

«) Vgl. neuerdings gegen§49aStemann O.-S. XXVIII. S. 266 ; 
für denselben Buri daselbst S. 206, Ortmann G.-A. XXII. S. 385. 

3) Oldenburg (1845) § 14 (bestraft als nächsten oder entfernten 
Versuch), (1858) 124; Preussen 130 und dazu G.-M. S. 251; Bre- 
men Entwurf. Auch der österr. Entw. v. 1867 hatte im § 176 eine 
ähnliche Bestimmung aufgenommen, obwohl auch hier die allgemeine 
Vorschrift des § 24 ausgereicht hätte (vgl. Motive S. 100); der Aus- 
schuss strich dieselbe im Jahre 1868 (Bericht S. 60), aber nur um sie 
1870 in § 148 wieder aufzunehmen. Vgl. auch die Motive zum Entw. 
y. 1874 S. 44. 
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schon die zahlreichen Zweifel, tax welchen § 1 30 des preuss. 
St.-G.-B. in der Praxis Veranlassung gegeben hatte, hätten 
zur Vorsieht warnen und den Gedanken nahe legen sollen, 
dass jeder einzelnen Bestimmungen zu Liebe vollzogene 
Bruch mit dem Systeme eines Gesetzbuches mit den gröss- 
ten Gefahren nicht allein flir die Theorie, welche den sprö- 
den Stoff zu verarbeiten hat, sondern auch flir die Praxis 
verbunden ist, welche nur äusserst schwer in einem einzel- 
nen Falle von Begriffen sich trennt, die ihr durch die An- 
wendung in hundert andern Fällen geläufig geworden sind. 
Dass § 159 im Widerspruche steht mit dem Systeme des 
Gesetzbuches, dass es eine Inconsequenz ist, gerade beim 
Meineid, welcher besondere Vorsicht bei der Führung des 
Anklagebeweises fordert, die unternommene Verleitung zu 
bestrafen, während man sie in den übrigen Fällen straflos 
lässt, oder wenigstens nur unter gewissen Vorausseteungen 
mit Strafe bedroht, — ist schon von vielen Seiten nachge- 
wiesen worden, und insbesondere John ist mit scharfen 
aber zutreffenden Worten gegen dieses „Danaergeschenk der 
rheinischen Juristen" aufgetreten, ') so dass die Berufung 
auf dessen Ausführungen hier genügen mag. ^) Der Beweis 
des Gegentheils wurde weder von den deutschen Motiven 
in den oben erwähnten mystisch klingenden Worten, noch 
auch von den „allgemeinen Bemerkungen" zum österrei- 
chischen Entwurf erbracht, die sich diesbezüglich (S. 44) 
auf. folgende wohl sehr „allgemeine" Bemerkungen be- 



«) Vgl. G.-A, VIII. S. 333 ff., Kräwel G.-A.X. S. 660, ders. 
G.-A, XVI. S. 243, ders. a. d. St. Z.-IX. (1869) S. 601 f.; John I. 
S. 375 ff., IL S. 74 f. (der aber die Worte „in dessen eigenen Ange- 
legenheiten'' des preoss. § 130 entschieden missversteht); gegen ihn 
S. in der a. d. St. Z. IX. (1869) S. 364. — Vgl. femer Goltdammer 
Mat. S. 253, Doli mann S. 530 Anm. 49, H. Meyer das norddeut- 
sche Strafrecht (1869) S. 51, Carrara programma § 2708 ff.. Bin 
ding der Entwurf u. s. w^ in seinen Grundsätzen (1869) S. 26 f. 

*) Vgl. über die Frage überhaupt insbes. Schnitze die Verlei- 
tung zum falschen Eid u. G.-A. XVÜI. S. 209 ff.; Ab egg 1865 
S. 266 ff., Goltdammer in G.-A. XIX, S. 781. 
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schränken: „nur bei einzelnen besonders schweren Delicten 
ist im Interesse der allgemeinen Rechtssicherheit die Be- 
strafung selbst der versuchten Anstiftung wtinschenswerth ; 
bei anderen ist die Gefahr^ dass die gelungene Anstiftung 
thatsächlich straflos bliebe ^ so gross, dass es wichtig ist, 
schon dem Versuche entgegen zu treten, und solche Fälle 
sind daher im speciellen Theile des Entwurfes insbesondere 
mit Strafe bedroht, so beim Meineide (§ 173), Mord (§ 226)\ 

Dieser schüchterne Versuch einer Motivirung kann 
wohl nicht schlagender widerlegt werden, als indem man 
die diesen Worten unmittelbar vorangehende Stelle denselben 
entgegenhält: „wenn der Entwurf die erfolglose Anstiftung 
nicht bestraft, so geschieht es darum, weil doch der 
Zwischenraum zwischen dem bösen Vorhaben und der Ver- 
wirklichung des mit dem Verbrechen verbundenen Uebels 
ein zu weiter ist, weil die Möglichkeit einer Missdeutung 
einerseits, der Umkehr des Wollens andererseits, zu nahe- 
liegt, lind daher der erfolglose Versuch der Anstiftung mehr 
ein Sichverrathen übler Gesinnung, als eine wirkliche Uebel- 
that in sich schliesst, und darum auch in der Regel nicht 
jenen Grad von Gefährlichkeit hat, welcher die Verhän- 
gung einer Strafe fordert." Ich habe diesen Bemerkungen 
nichts weiter hinzuzufügen, als den Wunsch, dass sie con- 
sequente Berücksichtigung gefunden hätten. 

Dazu kommt nun noch der weitere Umstand, dass 
auch die Stylisirung sowohl des § 159 R.-St.-G.-B. als auch 
des § 173 des Entwurfs eine nichts weniger als gelungene 
ist, zahlreiche Controversen heraufbeschwören muss, so dass 
schon darum John mit seinem „legislatorischen Wechsel- 
balg" so Unrecht nicht hatte. 

Der österr. Entwurf hat an seinem Vorbilde einige 
nicht unwesentliche Veränderungen vorgenommen. Der 
§173 desselben hat nämlich im Gegensatze zu dem R.-St.- 
G.-B. die unternommene Verleitung zur falschen Versicherung 
an Eidesstatt einer speciellen Strafdrohung nicht für be- 
dürftig gehalten, wohl aber die zur einfachen nichteid- 
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liehen Aussage. Da nun die , Versicherung an Eidesstatt 
jedenfalls eine viel feierlichere Form der Aussage ist als 
das nichtbeeidete Zeugniss, da sie dem Eide viel näher 
steht als dieses, so dürfte es wohl schwer fallen, einen legis- 
latorischen Grund einerseits für diese Erweiterung, anderer- 
seits ftlr jene Beschränkung gegenüber dem R.-St.-G.-B., 
§ 159, ausfindig zu machen; mir wenigstens ist dies trotz 
des redlichsten Bemühens nicht möglich gewesen. Billigung, 
wenigstens staute concluso, verdient dagegen die Neuerung 
des Entwurfes, nach welcher, wenn die Verleitung um 
rechtswidrigen Vortheils willen unternommen wurde, auf 
eine (cumulative) Geldstrafe bis zum Betrage von 1000 fl. 
erkannt werden kann. 

Betrachten wir nun den BegriflF der unternommenen 
Verleitung in seinen einzelnen Merkmalen, so drängt sich 
sofort die Frage auf, wainim die Begriflfe, mit welchen der 
allgemeine Theil des St.-G.-B.'s operirt, nämlich Versuch 
und Anstiftung, nicht beibehalten, sondern durch andere 
ersetzt worden sind. Der Gegensatz zu der allgemeinen Re- 
gel, nach welcher die Anstiftung nur strafbar ist, wfenn der 
Thäter mindestens einen strafbaren Versuch begangen hat, 
hätte wohl am klarsten dadurch zum Ausdrucke gebracht 
werden können, dass man hier von einer versucht ejti 
Anstiftung oder von einer erfolglos gebliebenen Anstif- 
tung gesprochen hätte. 

Schon Schnitze hat in seiner bekannten Schrift 
über die Verleitung zum Falseheid treflfend bemerkt, wie 
bedenklich es sei, das in § 130 des preuss. St.-G.-B. ent- 
haltene „zu verleiten versuchen" durch ein anderes, Miss- 
deutungen vielfach ausgesetztes, Wort zu ersetzen. So sagt 
er insbesondere auf Seite 28 : „Nach der veränderten Fas- 
sung des § 139 des Entwurfs wird jede einseitige Vorbe- 
reitungshandlung, selbst wenn sie zu dem Willen des Ande- 
ren noch in gar keine Beziehung getreten oder von dem 
Urheber freiwillig rückgängig gemacht ist, seiner Strafbe- 
stimmung unterworfen werden können und vor allen Dingen 
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wird es an jedem auch nur einigermassen ausreichenden 
Anhalt für eine gleichmässige Entscheidung der einzelnen 
Fälle fehlen, da der Thatbestand selbst rechtlich in keiner 
Weise zu definiren ist." Wenn er jedoch dieser formellen 
Aenderung auch tiefgehende practische Folgen beimisst, und 
die Anwendbarkeit des Versuchsbegriffes auch flir die Zu- 
kunft in Abrede stellt, so haben ihm darin weder die Praxis, 
noch die Commentatoren des R.-St.-G.-B. Recht gegeben. 
Das Berliner O.-T. hält an dem Grundsatze fest, ') 
dass „Unternehmen" nichts anderes bedeute, als das „Ver- 
suchen" des preuss. St.-G.-B., und auch in der Literatur 
muss diese Auff^assung als die herrschende bezeichnet wer- 
den. 2) Es muss nun m. E. von vorneherein bedenklich er- 
scheinen, die Ausdrücke unternehmen und vei*suchen als 
völlig identisch zu nehmen; die Unsicherheit der Praxis in 
der Gleichstellung dieser beiden Ausdrücke ergibt sich aber 
am deutlichsten aus der auch von OppenhoflF gebilligten 
Entscheidung des Berliner Ober-Tribunars, nach welcher bei 
der Interpretation des § 159 „auch" Rücksicht auf die im 
§ 82 enthaltene Definition zu nehmen sei. ^) Für den österr. 
Entwurf fällt die Beziehung auf diesen letzteren Paragrafen 
schon darum weg, weil derselbe in § 92 nur von der „Vor- 
bereitung eines hochverrätherischen Unternehmens" spricht, 
ohne die Definition des § 82 B.-St.-G.-B. zu adoptiren. Bei 
unbefangener Betrachtung nun kann, glaube ich, die Argu- 
mentation nicht abgewiesen werden, dass der Gesetzgeber, 
wenn er statt des ihm geläufigen Ausdruckes, Versuch, 
einen anderen wählt, damit irgend eine Absicht verbitiden 
wollte, und gerade der Gebrauch desselben BegriflFes in 
§ 82 erhebt diese Vermuthung zur Gewissheit. Man hat 



O.-T. 13./9 1871, 4./9 1874 (G.-A. XIX. S. 677, XXII. S. 595). 

2) Vgl. hierüber Dochow S. 240, Schütze S. 314, H. Meyer 
S. 580, Berner S. 395, Rüdorff S. 295, Schwarze S. 438, bes. 
aber 122 f., Oppenhoff 1 ad 159. 

3) O.-T. v. 6/7 1871 (R.-S. XII. S. 375); vgl. Oppenhoff 
1 ad 159. 
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Diin allerdings geltend gemacht (Schwarze S. 423), der 
Gesetzgeber habe das Wort „unternehmen'-' gewählt, um 
auszudrücken, „dass nicht jede oft unüberlegte oder in 
rascher Aufwallung erfolgte AuflForderung genüge, sondern 
eine mit Berechnung und Ueberlegung an den Anderen ge- 
richtete, vorbereitete Aufforderung^ ^ Allein, wenn wirklich 
diese für die Interpretation übrigens durchaus nicht massge- 
bende legislatorische Absicht den Ausschlag gegeben hat, so 
konnte dieselbe kaum unglücklicher ausgedrückt werden, als 
durch das unbestimmte undefinirbare Wort „unternehmen"; 
es lag so nahe zu sagen, „wer zu bestimmen versucht" 
— würde es hier an der gewünschten Präcision gefehlt 
haben? Für uns, die wir uns an das Gesetz zu halten ha- 
ben, wie es wirklich gegeben, nicht wie es beabsichtigt 
wurde, kann die folgende Argumentation kaum zweifelhaft 
sein: „unternehmen" ist nicht gleichbedeutend 
mit „versuchen", sonst wäre der Gesetzgeber bei seinem 
technischen Ausdrucke geblieben ; das erstere ist der weiter- 
gehende vagere Begriff, und findet eine gewisse Grenze 
nur an der analog zu berücksichtigenden Bestimmung 
des § 82. Entschieden unrichtig aber ist es, die 
„unternommene Verleitung" nur innerhalb der 
Grenzen der „versuchten Verleitung" bestrafen 
zu wollen. Daraus ergibt sich, dass nicht nur die ver- 
suchte aber erfolglos gebliebene Anstiftung mit Strafe zu 
belegen ist, sondern auch jenes Unternehmen, 
welches noch nicht in das Stadium des strafba- 
ren Versuches getreten ist. Wir müssen also ent- 
weder dem Gesetzgeber eine geradezu unbegreifliche Incon- 
sequenz in der Stylisirung zum Vorwurfe machen, oder aber 
die von Schnitze gezogene Folgerung anerkennen, und zu- 
geben, dass uns für zahlreiche in der Praxis mögliche Fälle 
in Folge der mangelhaften Fassung des § 159 jeder sichere 
Massstab zur Beurtheilung fehlt. 

Genau dasselbe gilt von dem Worte „verleiten". 
Wenn hier die deutschen Motive (S. 94) erklären, man habe 

LiBzt, falsche Aussage. i2 



— 178 — 

dag Wort beibehalten, weil es hinreiehe, um die einzelnen 
Fälle der Anstiftung zu erschöpfen, so kann diese Erklä- 
rung wenigstens fUr denjenigen nicht bindend sein, welcher 
den Motiven eines Gesetzes das Recht zur Legalinterpretation 
nicht beimisst; sollte verleiten nichts anderes heissen, als 
anstiften, so hätte der Gesetzgeber das ausdrücklich aus- 
sprechen sollen : da er es nicht gethan hat, so können sich 
Theorie und Praxis nur an das negative Merkmal halten, 
dass sie bei der Interpretation nicht an die ge- 
setzliche Definition der Anstiftung gebunden 
sind. ^) Und zwar handelt es sich hier nicht blos, wie 
dies bei der Subomation im französischen Rechte der Fall 
ist, um die Mittel der Verleitung, die hier allerdings keine 
anderen sein können als bei der Anstiftung, sondern um die 
zur Strafbarkeit der Handlung erforderliche 
Intensität der Einwirkung auf den Willen des 
Andern, also gerade um jene Errungenschaft, durch die 
sich die modernen Definitionen der Anstiftung vor den 
früheren auszeichnen. 

Die entgegengesetzte Ansicht kann nur durch das 
Nachwirken von Anschauungen erklärt werden, welche aller- 
dings auf Grund des preuss. St.-G.-B., aber auch nur 
für dieses, gerechtfertigt waren. Wenn hier in § 34, Z. 1, 
die Anstiftung definirt wird: „wer den Thäter angereizt, 
verleitet oder bestimmt hat^, dann konnte man mit Grund 
in dem „Verleiten" einen Fall der Anstiftung erblicken. 
Aber die Sachlage hat sich durch das R.-St.-G.-B. wesent- 
lich geändert, da die vagen Ausdrücke „anreizen, verlei- 
ten" aus der Legaldefinition der Anstiftung ausgeschieden 
wurden; es kann daher, wenn trotz dieser veränderten 
Fassung im besonderen Theile von Verleiten gesprochen 



*) Verleiten gleich Anstiftung nehmen an Temme 1853 S. 764, 
John LS. 376, II. S. 77, Dochow S. 241, Schwarze S. 438. Da- 
gegen findet sich die richtige Ansicht bei O.-T. 5./3 1857 (G.-A. V. 
S. 538), 26./6 1863 (R.-S. III. S. 529); ebenso Schnitze in G.-A. 
XVin. S. 215 (gegen John). 
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wird, dieser Ausdruck nicht mehr als mit dem Begriff der 
Anstiftung zusammenfallend angesehen werden. 

Wir haben also auch hier an Stelle eines klaren, 
anerkannten und durch die Praxis scharf ausgeprägten Be- 
griffes einen schwankenden, unbrauchbaren und gefahrlichen 
Ausdruck; das sind übrigens die nie ausbleibenden Folgen, 
wenn man einmal die abschüssige Bahn der Ausnahmsbe- 
stimmungen einzuschlagen beginnt. 

Das allerdings nur dürftige Eesultat unserer Unter- 
suchung ist also: die Ausdrücke unternehmen und 
verleiten sind nicht gleichbeutend mitden tech- 
nischen Begriffen versuchen und anstiften; sie 
sind beide unbestimmter und dehnbarer als diese, und 
da das Gesetz keine Definition derselben aufgestellt hat, 
da auch der Wissenschaft eine Fixirung von derartigen 
Kantschukbegriffen nie gelingen kann, müssen wir uns da- 
mit begnügen, ihr Vorliegen von Fall zti Fall zu con- 
statiren. 

Dieselben Grundsätze müssen auch ftlr den österr. 
Entwurf gelten. Die Unklarheit des legislatorischen Ge- 
dankens, das planlose Experimentiren mit unbestimmten 
Ausdrücken, dem im Interesse der Wissenschaft wie der 
Praxis nicht energisch genug gerade bei reformatorischen 
Gesetzeswerken entgegen getreten werden kann, lässt sich 
übrigens nicht sprechender illustriren, als durch einen Ver- 
gleich der drei Paragrafe des österr. Entwurfes, welche 
die erfolglose Anstiftung im Auge haben. § 226 (Mord) 
sagt: „wer zu bestimmen sucht"; der hiehergehörige 
§ 173: „wer es unternimmt zu verleiten"; § 99 
(Desertion): „wer verleitet, auffordert, aneifert 
oder zu verleiten versucht". Bei dem letzten Delicte 
ist also mit einer geradezu unbegreiflichen Inconsequenz die 
bisherige so vielfach und mit Becht getadelte schwankende 
Ausdrucksweise des St.-G.-B. von 1852 (vgl. § 9 und andere) 
beibehalten worden; § 173 schliesst sich an das B.-St.-G.-B. 
an^ und nur § 226 enthält eine annnähernd richtige Texti- 

12* 
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rung. Warum aber auch hier statt des immerhin zu Zweifeln 
veranlassenden Ausdruckes „suchen" nicht ganz bestimmt 
gesagt wurde : „wer zu bestimmen versucht*' ist mir wenig- 
stens nicht klar geworden. 

§ 28. Fortsetzung. 

Ist das Gesagte richtig^ so ist § 159 R.'St.G.-B. nach 
einer doppelten Sichtung hin eine Ausnahme von den all- 
gemeinen Grundsätzen des Strafgesetzbuches: einmal weil 
überhaupt auch die misslungene Anstiftung bestraft 
wird, dann aber auch dadurch , dass an die Stelle der 
technischen BegrilBfe^ Versuch und Anstiftung die dehn- 
baren und insbesondere vor dem Schwurgerichte hochbe- 
denklichen Ausdrücke Unternehmung und Verleitung 
gesetzt sind. Es hat nun allerdings Schnitze geglaubt, 
das aus der ersterwähnten Abweichung hergeleitete Be- 
denken durch die Behauptung beseitigen zu können, es 
handle sich eben hier nur um ein aus criminalpolitischen 
Gründen mit Strafe bedrohtes selbstständiges Delict. 
„Es ist nutzlos, verwirrend und logisch unrichtig'' sagt 
Schnitze, „den Thatbestand eines selbstständigen Verbrechens 
unter dem Focus der allgemeinen theoretischen Grundsätze 
über Theilnahme und Versuch zu zergliedern". Nun steht 
es aber zunächst schon schief mit dem Nachweise, dass 
die criminalpolitischen Gründe, mit welchen man von jeher 
jede monströse gesetzliche Bestimmung zu rechtfertigen 
wusste, hier wirklich vorliegen; und es wurde bereits im 
ersten Abschnitte der vorliegenden Schrift wiederholt darauf 
hingewiesen, dass die Abhilfe gegen die in rapider Pro- 
gression zunehmenden Meineidsprocesse ganz anderswo liege, 
als in der Häufung von Strafdrohungen oder in der Auf- 
stellung von Begriffen, die von ihren Vertheidigem selbst 
als „unausgetragene Kinder" (Schnitze) bezeichnet 
werden. 

Dann haben uns ja Motive und Eammerverhandlungen 
bis zum Ueberdrusse auseinandergesetzt, dass die „eigen- 
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thttmliche Natur dieses Verbrechens* eine Abweichung von 
den allgemeinen Grundsätzen über Theilnahme und Ver- 
such gebieterisch erheische: nicht die Gegner des § 159 
sind es also, sondern gerade seine Anhänger, welche auf 
jenen „Focus* aufinerksam gemacht haben. Auch die wei- 
tere Argumentation Schultzens, dass es noch eine ganze Seihe 
von anderen Fällen gebe, in welchen das Strafgesetzbuch 
über den Begriff der Anstiftung hinausgehend selbstständige 
Verbrechensbegriffe aufgestellt habe, kann wohl den Beweis 
nicht erbringen, dass § 159 oder das von Schnitze vorge- 
schlagene selbstständige Delict der Verleitung zum falschen 
Eid über jenen Begriff nicht hinausgehe. Darum handelt es 
sich ja gerade bei der ganzen Frage, ob criminal-politische 
Gründe die ausnahmsweise Aufstellung eines selbstständigen 
Verbrechensbegriffes mit Ausserachtlassung der allgemeinen 
Kegeln über Theilnahme und Versuch fordere oder nicht, und 
Schnitze bewegt sich daher mit seiner ganzen Argumentirung 
in einem circulus vitiosus, der gewiss nicht mit Unrecht „nutz- 
los, verwirrend und logisch unrichtig'' genannt werden dürfte. 
Indessen — ich verzichte auf eine weitere Polemik in dieser 
bereits vielfach besprochenen Frage, und begnüge mich damit 
zu betonen, dass inderReceptiondes§ 159 R.-St.-G.-B. 
durch den österr. Entwurf ein Fortschritt ge- 
genüber der bisherigen österr. Gesetzgebung, 
nachdem man sich schon seit 1867 zur Preisge- 
bung des § 9 entschlossen hat, durchauii nicht 
erblickt werden kann. 

Gehen wir nun über zu den einzelnen Merkmalen des 
Delictes. 

Zum Begriff des § 159 gehört also die unternommene 
Verleitung eines Anderen zur Begehung eines Meineides 
oder einer falschen Versicherung an Eidesstatt; nach § 173 
des Entwurfes zur Begehung eines Meineides oder einer 
falschen nichteidlichen Aussage. Daraus ergibt sich als 
Inhalt des vom Kläger zu erbringenden Nachweises : 1 . die 
Unwahrheit der beschworenen Thatsache; 2. das Bewusst- 
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sein des Schwörenden von der Unwahrheit der Thatsache; 
3. das Bewusstsein des Yerleiters von der Unwahrheit der- 
selben Thatsache, und endlich 4. das Bewusstsein des Yer- 
leiters von dem Bewusstsein des Verleiteten über die Un- 
wahrheit der Thatsache. 

Schultze (S. 30) hat auf die Schwierigkeit dieses 
Nachweises („strafbares Bewusstsein in zweiter Potenz"^) 
aufmerksam gemacht, und gerade auch damit die Aufstel- 
lung seines selbsständigen Delictes der Verleitung zum fal- 
schen Eid, bei welchem dieser Nachweis entfallen würde, 
motivirt. Allein die Schwierigkeit des Nachweises ist bei 
der Anstiftung zu allen Delicten mehr oder weniger vorhan- 
den, vor Allem aber dann, wenn man das Bewusstsein von der 
Rechtswidrigkeit in den Begriff des bösen Vorsatzes auf- 
nimmt*, auch hier müsste der Anstifter das Bewusstsein 
von dem Bewusstsein der Rechtswidrigkeit auf Seiten des 
Angestifteten haben. Wenn man diese Beweisschwierigkeit 
dadurch beseitigen will, dass man einfach auf den Nach- 
weis des erforderlichen Dolus Verzicht leistet — so genügt 
es wohl, diesen „criminal-politischen Grund" seinem eigent- 
lichen Wesen nach klar zu erkennen, um über seine Irra- 
tionalität keinen Augenblick im Zweifel zu sein. 

Auch das Berliner O.-T. hat consequent daran festge- 
halten, es müsste die Absicht, dass der Andere wissentlich 
einen Meineid begehe, nachgewiesen werden. ') 

Geschieht die Verleitung in Bezug, auf ein abzulegen- 
des Zeugniss, so liegt an und für sich noch nicht die Ver- 
leitung zum Meineid vor; es ist quaestio facti, ob direct 
oder eventuell die Absicht des Verleiters auch darauf ge- 
richtet war.^) Endlich ist darauf hinzuweisen, dass nicht 

«) O.-T. V. 22./6 1853, 8./10 1853, lO./l 1856, 11./12 1862 (Ö.-A. 
I. S. 541, IL S. 118, IV. S. 214, XI. S. 110), 15./10 1863 (G.-A. XI. 
S. 856), 9./12 1863, 1./12 1864 (R.-S. V. S. 248, 326), 19./11 1869 
(G.-A XVm. S. 38). 

') Oppenhoff 5 ad 159, Schwarze S. 437; Dollmann 
S. 533 Anm. 52, Stenglein IL S. 178. Dagegen Weiss S. 521. Vgl. 
O.-T. 12./4 1854 (G.-A. IL S. 419), 6./3 1857 (G.-A. V. S. 539). Vgl. 
auch oben S. 164. 
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die jnristische Möglichkeit der Ableistung des Zeugnisses 
im concreten Falle erforderlich ist, sondern schon die ab- 
stracte Möglichkeit derselben zur Bestrafung genügt. ^) 

Grosse Schwierigkeiten hat insbesondere die Frage 
bereitet, ob es einen strafbaren Versuch und eine 
strafbare Theilnahme an dem Delicte des § 159 
gebe. Sie ist aber nicht blos auf Grund des § 159, son- 
dern aus dem höheren Gesichtspunkte zu entscheiden, ob in 
jenen Fällen, in welchen das Gesetz, von den allgemeinen 
Grundsätzen über Theilnahme und Versuch abweichend, 
selbsständige Verbrechensbegriffe aufstellt, jene allgemeinen 
Grundsätze nichtsdestoweniger, man kann wohl auch hier 
sagen : in zweiter Potenz, zur Anwendung gebracht werden 
können. Diese Frage, auf welche hier nicht näher ein- 
gegangen werden kann, ist bezüglich des § 159 wenig- 
stens in dieser Allgemeinheit ' jedenfalls zu 
verneinen. Denn da hier im Gegensatze zu § 48 auch 
der Versuch der Anstiftung bestraft wird, würde die An- 
wendung des § 48 das juristische Monstrum eines „Ver- 
suchs der versuchten Verleitung** ergeben; dass der Wort- 
laut des § 159 nicht von Versuch, sondern von Unterneh- 
men spricht, ändert an diesem Sesultate gar nichts, da ja 
oben gezeigt worden ist, dass Unternehmen ein noch wei- 
terer Begriff ist als Versuch. 2) 

Unter der Voraussetzung, dass die übrigen 'Bedingun- 
gen des § 46 R.-St.-G.-B. (§ 49 Entwurf) vorliegen, gilt 
folglich auch hier das freiwillige Abstehen 
so wie die Abwendung des Erfolges als Straf- 

») O.-T. V. 26./10 1859 (G.-A. VII. S. 828); Oppenhoff? 
ad 159. 

') Die Möglichkeit eines Versuches wird geläugnet von Zacha- 
riä G.-A. III. S. 170, Anonymus in G.-A. Vm. S. 337, Puchelt 
1 ftd 159, Oppenhoff 9 ad 159, Schwarze S. 438, Dochow \ 

S. 241, Schnitze G.-A. XVIIL S. 219 (für den preuss. § 130, mit \ 

richtigem Resultat, aber unrichtiger Begründung). Dagegen: Schütze 
S. 314 Anm. 21, Schnitze Verleitung. S. 20 (för den von ihm aufge- j 

stellten, die Fälle der §§. 159 u. 160 R.-St.-(?.-B. umfassenden Begriff). 
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ausschliessangsgrund. Die regelmässig wiederkeh- 
rende Behanptang; „Yersucli sei hier nicht möglich und 
damit falle auch die Möglichkeit eines Straflosigkeit bewir- 
kenden SUcktrittes weg'' erscheint demnach nicht als stich- 
hältig; die Möglichkeit eines straflos machenden Rücktrittes 
muss gerade auch von denjenigen anerkannt werden, welche 
die Möglichkeit eines Versuches ausschliessen : nur handelt 
es sich dann nicht um Rücktritt vom Versuch, sondern um 
Rücktritt von der Unternehmung. Denn § 159 bestraft die 
versuchte Verleitung; und auch in jenen Fällen, in wel- 
chen die den Gegenstand der Anklage bildende Thätigkeit 
keinen Versuch im technischen Sinne des Wortes, sondern 
nur eine Vorbereitungshandlung enthält , und nur vermöge 
des im besprochenen Paragrafen gebrauchten vagen Aus- 
druckes „unternehmen" zur Strafe gezogen werden kann, 
unterliegt der Schluss a majori ad minus wohl keinem Be- 
denken. Oder sollte der Verleiter darum, weil der Gesetz- 
geber ohnehin bereits über die durch die Legaldefinition 
des Versuches gezogenen Schranken hinausgegangen ist, 
und Handlungen, die sonst als straflos erscheinen, hier mit 
Strafe bedroht, ausserdem noch des im § 46 aufgestellten 
Strafausschliessungsgrundes verlustig werden ? Die ratio 
legis spricht entschieden gegen diese Interpretation, und 
der Wortlaut des § 159 steht der von mir vertheidigten 
nicht im Wege. 

Es kann diese von der herrschenden Ansicht völlig 
abweichende Entscheidung, die insbesondere auch für § 49 a 
R.-St.-G.-B. wichtig wird, nicht mit der regelmässigen Be- 
merkung abgefertigt werden, mit dem Unternehmen, mit der 
Aufforderung, auch wenn sie erfolglos geblieben sind, sei 
die Strafbarkeit bereits gegeben und könne darum nicht 
mehr „nach rückwärts annuUirt" werden. ^) Auch bei dem 
Versuch, der durch Rücktritt straffrei wird, war die Straf- 

») So Op penhoff 11 ad 49 a, Schwarze Ergänzungen zum 
Commentar S. 13, Meves die Strafgesetznovelle S. 336. Vgl auch die 
Reichstagsverhandlungen zur Novelle v. 26./2 1876 S. 843 Lasker, 
853 Thilo, 867 Lasker. 
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barkeit bereits gegeben, und dennoch — richtiger gesagt 
gerade darum — kann der Strafausschliessungsgrund 
platzgreifen. Vielleicht findet sich anderswo Gelegenheit, auf 
diesen Punkt, der hier nur angedeutet werden kann, zurück- 
zukommen. 

Nach meinem Dafllrhalten würde also, wenn der A es 
unternimmt, den B zum falschen Zeugnisse zu verleiten, dann 
aber den Antrag, den B als Zeugen zu verhören, zurück- 
nimmt oder auf irgend eine andere Weise die Ablegung des 
falschen Zeugnisses verhindert, A straflos bleiben. ') Dieser 
Grundsatz ist, wenn auch nicht ausdrücklich so doch in- 
direct ausgesprochen in dem § 173 des österreichischen Ent- 
wurfs: „wer es unternimmt . . . ; wird, wenn die straf- 
bare Handlung ohne sein Zuthun unterblieben 
ist ... , bestraft"; es tritt also Straflosigkeit ein bei frei- 
williger Abwendung des Erfolges. 

Die Anstiftung zu dem Delicte des § 159 würde 
erscheinen als Anstiftung zur versuchten Anstif- 
tung, und ist daher ebenso wie die Beihilfe straflos, 
da das E.-St.-G.-B., dem sich in dieser Beziehung der öster- 
reichische Entwurf vollkommen anschliesst, die Theilnahme 
an einem versuchten Delicte überhaupt nicht bestraft. 2) An 
dieser Entscheidung kann hier wie in anderen Fällen da- 
durch nichts geändert werden, dass man von einem „selbst- 
ständigen Delicte" spricht; denn durch die specielle Be- 
drohung in einem besonderen Paragrafen kann die innere 
Natur der strafbaren Handlung keine Veränderung erleiden. 

Mit dieser Anstiftung zur versuchten Anstiftung ist 
durchaus nicht zu verwechseln die allerdings mögliche und 
strafbare versuchte Anstiftung zur Anstiftung. 



») So Schwarze S. 123, Golt dammer inG.-A. VIII. S. 337, 
Schütze S. 314; dagegen Dochow S. 241, Puchelt 1 ad 159, 
Oppenhoff 9 ad 15v. 

2) Die Möglichkeit einer strafbaren Theilnahme wird unter nicht 
weiter motivirtem Hinweise auf die „Selbstständigkeit** des Delictes 
behauptet von Oppenhoff 12 ad 159, Schütze 5. 315 Anm. 22. 
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Zu dieser Bemerkung veranlasst mich eine, wie ich glauhe, 
unhaltbare Entscheidung des bairischen Gassations- 
hofes vom 15. Mai 1874 (Stenglein Zeitschrift IV. Seite 26). 
Es wird hier der Grundsatz ausgesprochen : wer einen Anderen 
beauftragt; einen Dritten dahin zu überreden, dass dieser 
als Zeuge falsch aussage, ist, wenn der Andere hievon dem 
Dritten lediglich Mittheilung macht, ohne den Willen des- 
selben zu bestimmen zu suchen, nicht wegen unternom- 
mener Verleitung zum Meineide strafbar." In dem vor- 
liegenden Falle charakterisirt sich die Handlungsweise des 
Angeklagten als erfolglose Anstiftung zur Anstiftung zum 
falschen Zeugnisse: sie ist daher unternommene, aber erfolg- 
los gebliebene mittelbare Anstiftung des Zeugen selbst 
und fällt daher ohne Zweifel unter die Straf bestimmung des 
§ 159. Die von John (II S. 77) gegen diese „crimina- 
listischen Bandwürmer" erhobenen Bedenken wurden schon 
von Schnitze (G.-A. XVIII. S. 218) in tiberaeugender 
Weise widerlegt, während dieser seinerseits den von mir be- 
tonten Unterschied übersieht. Erfolglose Anstiftung des B 
zur Anstiftung des C u. s. w. (aber nicht in infinitum, son- 
dern selbstverständlich nur soweit das positive Beweis- 
materiale reicht) ist denkbar und strafbar; nicht aber An- 
stiftung zur unternommenen oder versuchten (erfolglosen) 
Anstiftung. 

Ebenso verhält es sich mit der Beihilfe. Strafbare Bei- 
hilfe an der unternommenen Verleitung ist allerdings, wie be- 
reits bemerkt wurde, nicht denkbar, obwohl sie von denje- 
nigen angenommen werden muss und angenommen wird, 
welche die äussersten Consequenzen aus der „selbstständigen 
Natur" des im § 1 59 bestraften Delictes ziehen. Wohl aber 
ist denkbar und strafbar die unternommene Verleitung 
zur Beihilfe an der falschen Aussage. Auch hier 
würde die nähere Begründung meiner von der herrschenden 
abweichenden Ansicht eine eingehendere Untersuchung for- 
dern, als sie an diesem Orte möglich ist; ich verweise übrigens 
diesbezüglich auf meinen in der allg. österr. Gerichts-Zeitung 
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von 1876 Nr. 66 erschienenen Aufsatz über die versuchte 
Verleitung zur Beihilfe. Voraussetzungen der Construction, 
die ich im Auge habe, sind folgende: 1. der A hat es 
unternommen den B zu verleiten, dass dieser bei der von 
dem G abzulegenden falschen Aussage Beihilfe leiste ; 2. das 
Unternehmen ist erfolglos geblieben, B hat die Beihilfe 
nicht geleistet; 3. G hat mindestens einen straf- 
baren Versuch der falschen Aussage begangen. 
Dieses letzte Moment ist für die Strafbarkeit des A das 
entscheidende. Denn Bedingung fllr die Bestrafung der 
unternommenen Verleitung ist immer, dass die Handlungs- 
weise, zu welcher verleitet werden will, falls sie den In- 
tentionen des Verleiters entsprechend gesetzt würde, als 
eine strafbare zu betrachten wäre. Bei der Beihilfe ist dies 
aber nur dann der Fall, wenn der Thäter selbst, dem die 
Beihilfe zu leisten ist, mindestens bis zu einem strafbaren 
Versuche foi-tgeschritten ist. Daraus ergibt sich also der 
Satz: die unternommene Verleitung zur Bei- 
hilfe an der falschen Aussage ist strafbar, 
wenn der Hauptthäter selbst mindestens einen 
strafbaren Versuch begangen hat. 

Hat die Verleitung Erfolg gehabt, würde wirklich eine 
strafbare falsche Aussage abgelegt, so ist sie keine „unter- 
nommene^, sondern eine gelungene; sie ist übergegangen 
in den BegriflF der Anstiftung, und es kann daher nicht 
mehr § 159 sondern nur §48 E.-St. G.-B. zur Anwendung 
gebracht werden. Anderer Meinung ist auch hier Schnitze 
S. 20; er nimmt ideelle Concurrenz zwischen § 159 und § 48 
an, wenn der Memeid wirklich geleistet worden ist. Diese 
Ansicht ist entschieden verfehlt. Denn Voraussetzung für 
die Anwendbarkeit des § 159 ist ja eben, und darin stimmt 
auch Schnitze vollkommen überein, dass die Verleitung 
keinen Erfolg hatte; hat sie einen solchen gehabt, so ist 
die Anwendbarkeit des § 159 unbedingt ausgeschlossen. Es 
ergibt sich dies auch schon aus der Erwägung, dass in 
allen Fällen, in welchen Versuchs- oder Theilnahmehand* 
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lungen zn selbstständigen Delicten erhoben sind, durch die 
Begehung des Delictes selbst durch den Hauptthäter^ also 
durch den Eintritt jener Bedingungen, von welchen die An- 
wendbarkeit der in den §§ 48 und 43 niedergelegten allge- 
meinen Grundsätze abhängig ist, jene selbstständigen 
Delicte consumirt werden und nicht weiter zur 
Anwendung gebracht werden können. 

§ 29. Die Verleitung zum Falscheid. 

Während der österreichische Entwurf wie wir gesehen 
haben bei der unternommenen Verleitung zum Meineide sich 
dem im § 159 E.-St.-G.-B. ausgedrückten legislatorischen 
Gedanken rückhaltlos angeschlossen hat, suchen wir in 
dem Entwürfe vergebens nach einer dem § 160 E.-St.-G.-B. 
entsprechenden Bestimmung. Diese Enthaltsamkeit verdient 
entschiedene und aufrichtige Anerkennung. Denn § 160 
R.-St.-G.-B. steht an innerer Haltlosigkeit hinter seinem un- 
mittelbaren Vorgänger nicht nur nicht zurück, sondern über- 
trifft denselben noch weit und kann mit Beruhigung ein 
juristisches Monstrum genannt werden. Eine selbst- 
ständige Strafdrohung gegen die Verleitung 
zum Falscheide ist an sich überflüssig, in der 
Gestalt des § 160 R.-St.-G.-B. geradezu princip- 
widrig, und enthält — wahrscheinlich auch wegen der 
besonderen Gefährlichkeit der Handlung — eine ganz 
unbegreifliche Begünstigung des Schuldigen. 
Den Beweis für diese Behauptung werde ich sofort antreten. 

Ueber die Tragweite des § 160 heiTscht in einem 
Punkte vollständigste Uebereinstimmung : er bezieht sich 
auf die Ableistung eines thatsächlich wahrheits- 
widrigen Eides (beziehungsweise einer falschen Ver- 
sicherung an Eidesstatt), von dessen Wahrheits- 
widrigkeit zwar der Verleitende, nicht aberder 
Schwörende Kenntnis hat. ^) Wir haben nun zunächst 

1) Vgl. DochowS. 241, Schütze S. 315, H. Meyer S. 580, 
Berner S. 395, Rüdorff S, 295, Oppenhoff 1 ad 160, Schwarze 
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die Frage aufzuwerfen: wie wäre dieser Fall nach den all- 
gemeinen Grundsätzen über Anstiftung zu entscheiden, wenn 
§ 160 nicht Aufnahme in das Gesetz gefunden hätte* dann 
wird zu untersuchen sein, ob die vielgenannte „eigenthtim- 
liche Natur" des Meineides der Anwendung dieser all- 
gemeinen Grundsätze im Wege steht oder nicht. 

Es wird nun von den Meisten zugegeben, dass nicht 
Anstiftung, sondern Selbstthäterschaft auf 
Seiten des A vorliege, wenn durch die arg- 
listigen Vorspiegelungen des A der B in einen 
Irrthum geführt wird, der ihn verhindert zur 
Erkenntnis der Strafbarkeit seines Thuns zu 
gelangen. Schütze, auf dessen Zustimmung ich ge- 
rade darum besonderes Gewicht lege, weil er bei § 160 von 
der von mir vertheidigten Ansicht abweicht, führt folgendes 
Beispiel an : „A verleitet den kurzsichtigen B, auf einen an- 
geblichen Pfahl sein Gewehr abzuschiessen, wohl wissend, 
dass kein Pfahl, sondern der ihm verhasste X dort steht; 
wird hier der X erschossen, so ist A selbst der Mörder 
(mag dem B immerhin Fahrlässigkeit zur Last fallen). ') Die- 
selbe Ansicht wird auch von einer Reihe anderer Schrift- 
steller vertreten, so u. A. auch von H. Meyer S. 530, 
der gerade diesen Fall als „intellectuelle Urheberschaft" be- 
zeichnen möchte. ^) Es kann demnach dieser Grundsatz als 

S. 437, 439. In demselben Sinne hat auch das sächsische O.-A.-G 
unter dem 27./3 1874 entschieden (vgl. Stenglein Zeitschrift IV. S. 132). 

') Vgl. Schütze S. 152 Anm. 9, S. 148 Anm. 3, unter Ver- 
weisung auf den Satz : quod quis per alium (ignorantem, nolentem, in- 
nocentem) fecit, ipse fecisse dicitur (fingitur). Dieselbe Ansicht hatte 
Schütze schon in seiner „nothwendigen Theilnahme" S. 253 verthei- 
digt. Vgl. auch Schütze in G.-A. XXI. S. 161 ff. 

') Derselben Ansicht sind auch: Henke, MarezoU, Stübel, 
Luden, Berner, Zachariä, Krug, Bar, Köstlin, Hälsch- 
ner, Hocheder, Oppenhoff, Stemann, Goltdammer, Doll- 
mann, Geib, Langenbeck, Geyer u. A. Vgl. Geib Lehrb. II. 
S. 346, Geyer in v. Holtzendorff's Handbuch U. S. 341 Anm. 2. — 
Unter den Gegnern dieser Ansicht sind aus neuester Zeit zu erwähnen 
Temme 1876 S. 136, Binding Kritik des deutschen Entwurfes 1869. 
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ein, wenn auch nicht nnbestrittener, so doch beinahe all- 
gemein angenommener betrachtet werden, und ich wende mich 
nunmehr zur zweiten Frage, ob in dem Wesen des 
Meineides selbst Gründe gelegen sind, welche 

die Anwendung dieses Grundsatzes unmög- 
lich machen. 

Man hat nun allerdings von mehreren Seiten diese Un- 
möglichkeit behauptet, ') die Begründung dieser Behauptung 
sich aber regelmässig ausserordenthch bequem gemacht. So 
sagt Schutze: „Man konnte hier den Verleiter A nicht als 
fingirten Thäter durch Benützung eines über den Charakter 
der Handlung getäuschten B behandeln, weil ein eigener 
Eid des B von diesem geleistet, (nicht eine Eidesleistung 
des A durch einen gutgläubigen Vertreter B) verausgesetzt 
wird." Es ist nicht einzusehen, warum hier der Fall anders 
liegen soll, als in dem oben angeführten von Schütze bei 
einer anderen Gelegenheit gewählten Beispiele. Oder will 
man bei der Begehung eines Mordes durch einen fingirten 
Thäter den B, welcher das Gift, das er durch A getäuscht 
für Limonade hielt, dem X reichte, im streng juridischen 
Sinne des Wortes als einen „gutgläubigen Vertreter" des 
böswilligen A bezeichnen? Auch hier ist die Thäterdchaft 
des A keine körperliche, sondern eine durch die juristische 
Consü'uction unabweislich gebotene Fiction, und nur im 
bildlichen Sinne kann von der Benützung des B als eines 
Werkzeuges in der Hand des A gesprochen werden. 
Schütze's ganze Beweisführöng beschränkt sich demnach auf 
die Aufstellung der mit keiner Silbe näher begründeten 
Behauptung, dass die §§ 153 flf. „einen eigenen Eid des B 
von diesem geleistet voraussetzen", Worte die nichts anderes 
enthalten als eine Paraphrase des alten Schlagwortes von 
dem „streng persönlichen Charakter" des Meineides. Mit 
diesem Schlagworte hat man sich in der Regel begnügt, 

«) Schultze Verleitung; G.-A. Vm. S. 336, Dollmann S. 532, 
Schwarze Crim.-Archiv 1853 S. 320, Ab egg 1856 S. 72 ff.; Schult ze 
in G.-A. XVni. S. 221 f., Schütze S. 315 Anm. 22, 
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ohne die Sache weiter zu untersuchen, und nur hie und 
da begegnen wir dem Bestreben, den „persönlichen Cha- 
rakter" durch eine Berufung auf die nur fttr den Schwören- 
den bestehende „Eidespflicht" (richtiger Verpflichtung die 
Wahrheit zu sagen) zu retten. Wenn wir uns bemühen, diesen 
Gedanken von der ihm regelmässig anhaftenden Unklarheit 
zu befreien, so kommen wir zu folgender Formulirung : „die 
Eidespflicht besteht n ur für denSchwörenden 
selbst, kann daher auch nur durch ihn, nicht aber durch 
einen Dritten verletzt werden, gerade so wie das eigent- 
liche Amtsdelict, die Notzucht, der Incest u. s. w. ihrem 
Begriflfe nach durch einen Anderen nicht verübt werden 
können" (Schnitze S. 7). Allein gerade in dieser Formu- 
lirung lässt sich die Unrichtigkeit des aufgestellten Satzes 
leicht nachweisen. Denn 1. findet der Begriff der fingirten 
Thäterschaft auch auf die zur Begründung herangezogenen 
Beispiele uneingeschränkte Anwendung. Auch die Frauens- 
person, die durch arglistige Vorspiegelungen den B dazu 
. bringt, dass dieser bona fide eine Notzucht begeht , auch 
der Nichtbeamte, der auf dieselbe Weise den gutgläubigen 
Beamten zu einem eigentlichen Amtsdelict, der Nichtver- 
wandte, der einen über die bestehende Vei-wandtschaft Ge- 
täuschten zur Blutschande veranlasst : sie alle sind Selbst- 
thäter der betreffenden Handlungen. Wem dieses Resultat 
als zu gekünstelt erscheint, den mache ich darauf aufmerk- 
sam, dass die Aufstellung des Begriffes der fingirten Thäter- 
schaft nicht von mir herrührt, sondern herrschende, hier nicht 
näher zu prüfende Lehre ist (vgl. S. 189 Anm. 2); also 
gerade aus dieser Gleichstellung mit den Amtsdelicten u. s. w. 
ergeben sich dieselben Folgerungen auch für die falsche 
Aussage, mithin dasjenige Resultat, das die herrschende 
Lehre eben eliminiren will. 2. Aber die Gleichstellung selbst , 
und darauf lege ich das Hauptgewicht, ist eine durchaus 
unhaltbare. Die Beamtenqualität ist beim Amtsdelicte, die 
Verwandtschaft beim Incest u. s. w. die unerlässliche Vor 
aussetzung für das Zustandekommen der strafbaren Hand 
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lang; dagegen setzt die falsche Aussage eine solche beson- 
dere Qualität bei dem Thäter nicht voraus. Man könnte 
mir allerdings einwenden, auch hier werde die Pflicht zur 
Aussage der Wahrheit erst begründet durch die Eigenschaft 
Zeuge, Sachverständiger, Partei in eigener Sache zu sein; 
allein dieser Einwand beruht auf einer offenbaren Verwechs- 
lung. Durch die Rechtsbeugung oder Rechtsverweigerung 
wird der Kichtbeamte nicht zum Beamten, durch die Voll- 
ziehung des Goitus kein Mensch zum Verwandten des An- 
deren : wohl aber wird derjenige, der eine gerichtliche Aus- 
sage abgibt, eben durch die Ablegung dieser Aussage zum 
Zeugen. Die Strafbarkeit der falschen Aussage ist also nicht 
bedingt durch eine gewisse persönliche Qualität des Aus- 
sagenden, sondern umgekehrt, die Abiegung einer be- 
stimmt qualificirten Aussage verleiht dem Aussagenden eben 
diese Qualität. Also selbst dann, wenn man in Abrede 
stellt, dass der Nichtbeamte durch einen in Irrthum geführ- 
ten gutgläubigen Beamten ein eigentliches Amtsdelict als 
(fingirter) Selbstthäter begehen könne, würde daraus noch 
immer durchaus keine Consequenz für die Begehung des 
Meineides abgeleitet werden können. Die Norm, welche die 
falsche Aussage verbietet , besteht für alle Inwohner des 
Staates ohne Unterschied des Standes oder Berufes; die 
Norm, welche die pflichtmässige Erfüllung der Amtsoblie- 
genheiten einschärft, verpflichtet dagegen nur den Beamten 
selbst. 

Die für den höchst persönlichen Charakter des Mein- 
eides vorgebrachten Gründe erscheinen demnach nicht als 
stichhältig, und es liegt keine Veranlassung vor, die allge- 
meinen Regeln über fingirte Thäterschaft hier nicht zur An- 
wendung zu bringen. Dabei habe ich vollständig abgesehen 
von den Inconsequenzen und Widersprüchen, in welche sich 
die gegentheilige Ansicht verwickeln muss und auch regel- 
mässig (einen Fall habe ich oben Seite 109 f. besprochen) 
wirklich verwickelt. 

Dass von Anstiftung in dem hier in's Auge gefassteu 
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Falle nicht gesprochen werden kann^ ergibt sich aus der 
einfachen Erwägung, dass hier eine strafbare Handlung auf 
Seiten des Thäters nicht vorliegt, und hätte nie in Zweifel 
gezogen werden sollen. 

DerA, welcher den gutgläubigen B zur Ab- 
leistung eines Eides verleitet, von dessen Wahr- 
heitswidrigkeit der Verleiter A, nicht aber der 
Schwörende B Kenntniss hat, hat also — abge- 
sehen von positiv-rechtlichen Bestimmungen — selbst einen 
falschen Eid geleistet.^) Daraus ergibt sich aber die 
weitere Consequenz : er fällt unter den Strafsatz der 
§§ 153 und 154. § 160 ist also nicht blos überflüssig, 
weil sich die Strafbarkeit des Verleiters (nicht Anstifters) 
aus den allgemeinen Grundsätzen über die Thäterschaft von 
selbst ergibt, sondern § 160 ist auch durch seinen milden 
Strafsatz geradezu ein Privilegium für den intel- 
lectuellen Urheber. Der Nachweis für diese Be- 
hauptung ergibt sich durch eine einfache Vergleichung der 
Strafsälze der §§ 153 ff. einerseits, des § 160 andererseits. 
Beispielsweise würde die „Verleitung zum falschen Par- 
teieneide" (im Sinne des § 160) nach den allgemeinen 
Grundsätzen gemäss § 153 unter den Strafsatz von 1 — 10 
Jahren Zuchthaus fallen; vermöge der wohlwollenden Be- 
handlung, die ihm § 160 zu Theil werden lässt, kommt der 
Thäter mit Gefangniss von einem Tag bis zu zwei Jah- 
ren davon. 



1) Dennoch wird Anstiftung angenommen von Goltdammer Mat. 
S. 253. 

') Die hier vertretene Ansicht spricht von den älteren Schrift- 
stellern u. A. aas Simon! S. 43, der die Behauptung des Gregentheils 
als „un pretto EbraYsmo^ bezeichnet. Vgl. insbes. H61ie S. 542: „Lo 
faux t^moin n'est qu'un instrument entre les mains du subomeur ; c'est 
eelui-ci qui con^oit et pr^mMite le crime, que Tautre ne fait souvent 
qa'öxäcuter aveuglement". Aehnlich Sirey-Gilbert 2 ad 365, G.-A. 
I. S. 391 ff, Schwarze G.-S. XXII. (1870) S. 203 f. u. Bemerkun- 
gen S. 72, Stenglein H. S. 178 u. A, 

Iv i 9 z t , falsche Anssi^g«, ^ 3 
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Ob dieses Resultat in der vielbetonten Gefährlichkeit 
dieser Handlung seine Rechtfertigung findet, oder ob es nicht 
vielmehr ein Symptom jener Unklarheit ist, welche die 
herrschende Lehre in Betreff der falschen Aassage charak- 
terisirt : diese Frage müssen wir den Y ertheidigem des 
§ 160 zur Beantwortung überlassen. Den Bedactoren des 
österr. Entwurfes ist aber entschiedenes Lob daftlr zu spen- 
den, dass sie, hier von ihrem Vorbilde abweichend, den 
§ 160 einfach gestrichen haben. 

Die Entstehungsgeschichte des § 160, der an die im 
canonischen und deutschen Rechte häufig wiederkehrenden 
Strafbestimmungen „si quis alium deduxerit in perjurium ig- 
norantem" ^) erinnert, ist bekannt. Die Bestimmung taucht 
bereits auf im Jahre 1847, wo die rheinischen Mitarbeiter 
an den preussischen Entwürfen einen darauf bezüglichen 
Vorschlag gemacht hatten.^) Auch der norddeutsche Ent- 
warf hatte von einer solchen Bestimmung abgesehen, da die 
Bandescommission von der Ansicht ausging, es seien die 
allgemeinen Grundsätze für die Beurtheilung dieses Falles 
vollkommen ausreichend; erst den parlamentarischen Be- 
rathungen verdankt § 160 seine Entstehung, 3) das R.-St.- 
6.-B. eine seiner unglücklichsten und misslungensten Be- 
stimmungen. 

Wenn wir nun auf Grund der allgemeinen Regeln 
über Theilnahme und Versuch, sowie der §§159 und 160 
die möglichen Fälle in's Auge fassen, so würde sich fol- 
gendes Schema ergeben: 

1. Die Anstiftung gelingt, der Angestiftete be- 
geht eine dolos-falsche Aussage: der Anstifter haftet nach 
§ 48. Dasselbe Resultat ergibt sich fUr den österr. Entwurf. 



») Vgl. die bei Geyer in Holtzendorff's Handb. S. 342 Anm. 3 
angeführten BusBordnungen. 

») Vgl. Schultze Verleitung S. 11 u. in G.-A. XIX. S. 213, 
Goltdammer Mater. S. 253, Schwarze S. 439. 

3) Vgl. steuogr. Ber. S. 1170, insbes. die Erklärung des Refe- 
renten Wagner. 
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2. Die Anstiftung misslingt: § 159 R.-St.-G.-B., 
§ 173 des Entwurfes. 

3. Die Anstiftung g e 1 i n g t , aber der Schwörende 
B hat keine Kenntniss von der Unwahrheit der 
von ihm beschworenen Thatsache, ohne dass ihm diesfalls 
ein Verschulden zur Last gelegt werden könnte: § 160 
R.-St.-6.-B., nach dem österr. Entwurf fingirte Thäterschaft 
auf Seiten des Verleiters. 

4. Die Anstiftung gelingt, B hat keine Kennt- 
niss von der Unwahrheit seiner Aussage, aber diese seine 
Unkenntniss beruht auf Culpa. Von deh Meisten wird 
hier ebenfalls § 160 gegen den Verleiter zur Anwendung ge- 
bracht. *) Nach den oben Seite 164 f. aufgestellten Grundsätzen 
kann ich mich dieser Ansicht nur mit einem nicht unwichti- 
gen Zusätze anschliessen : es liegt nach meiner Ansicht auf 
Seite des Verleiters ideelle Concurrenz vor zwischen 
§ 160 einerseits, und Selbstthäterschaft gemäss § 163 ande- 
rerseits. Denn der culpose Falscheid, welchen der verleitete 
B verschuldet hat, ist auf die Thätigkeit des Verleiters zu- 
rtlckzufllhren, und vorausgesetzt (was hier übrigens regel- 
mässig der Fall sein wird), dass auch der Verleiter diesbe- 
züglich in Culpa war, das heisst, wenn er voraussehen 
konnte, ^) dass B nicht in unsträflicher, sondern in culposer 
bona fides aussagen werde, so ist auch er wegen dieser 
fahrlässigen falschen Aussage als Selbstthäter zur Verant- 
wortung zu ziehen. Auch nach dem österr. Entwürfe ist 
ideelle Concurrenz anzunehmen, aber zwischen Selbstthäter- 
schaft an dolosem und solcher an culposem Falscheid. 

5. Die Anstiftung gelingt, der B legt in voller 
Kenntniss der Sachlage eine dolos - falsche Aussage ab, 
kann aber nicht bestraft werden, weil er entweder 
zurechnungsunfähig ist, oder vielleicht weil eines jener 



>) So Dochow S. 242, Schütze S. 315, Berner S. 395, 
Oppenhoff 1 ad 160. 

') Vgl. oben S. 164 Amn. 1, 

13* 
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Fonngebrechen unterlaufen ist, welche nach der herrschen- 
den Ansicht die Strafbarkeit der falschen Aussage aus- 
schliessen. Oppenhoff 2 ad 159 und die bei ihm citirten 
Entscheidungen des Berliner O.-T. greifen auch hier auf 
§ 159 zurück, bestrafen also den Verleiter „wegen unternom- 
mener Verleitung". Allein diese Ansicht ist entschieden 
unhaltbar. BegrifBiche Voraussetzung des § 159 ist, dass 
die Verleitung nicht bis zur Ablegung einer falschen Aus- 
sage, mindestens im Stadium des strafbaren Versuchs, ge- 
führt hat; wird die von dem Verleiter gewollte Aussage 
wirklich abgelegt, dann kann von einer unternommenen 
Verleitung weiter keine Rede sein. Eben so wenig kann 
aber § 160 herbeigezogen werden; der Wortlaut desselben 
hindert uns allerdings nicht daran, denn unter einem „Falsch- 
eid" kann sich jeder denken was er will, der Begriff ist 
an und flir sich kein technischer: wohl aber steht uns die 
ausdrückliche Absicht des Gesetzgebers entgegen, welcher 
§ 160 nur auf den Fall der bona fides des Schwörenden 
angewendet wissen will. Es bleibt also nichts übrig, als 
von den Specialbestimmungen der §§ 159 und 160 abzu- 
sehen und auf die allgemeinen Gnindsätze zurückzugreifen. 
Nun ist aber auch der Anstiftungsbegriff unanwendbar, weil 
seine Voraussetzung, die Begehung einer strafbaren Hand- 
lung durch den Angestifteten, fehlt: die herrschende An- 
sicht, welche die fingirte Thäterschaft beim Meineide aus- 
schliesst, muss daher hier völlige Straflosigkeit annehmen, 
eine Consequenz, die gewiss auch nicht dazu dient, uns die 
oben bekämpfte Ansicht von dem höchst persönlichen Cha- 
rakter dieses Delictes annehmbarer zu machen. Nach dem 
österr. Entwürfe und den von mir aufgestellten Grundsätzen 
haben wir es auch hier mit einem Falle der fingirten Thä- 
terschaft zu thun: der Verleiter ist Selbstthäter. 

6. Wenn schliesslich der Schwörende wegen Verjäh- 
rung, Begnadigung oder aus irgend einem anderen d i e B e- 
strafung der an sich strafbaren Handlung hinterher auf- 
bebenden Grunde straffrei bleibt, so findet selbstverständ- 
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lieh sowohl nach dem R.-St.-G.-B. als auch nach dem öster- 
reichischen Entwürfe der Änstiftongsbegriff uneingeschränkte 
Anwendung. 

n. Yersuch und Yollendang. 

§ 30. Die nichteidliche falsche Aussage. 

Der alte Streit zwischen der subjectiven und der ob- 
jectiven Yersuchstheorie ist auch durch die moderne Formel 
„Anfang der Ausfahrung'' nicht, wie man wohl hätte anneh- 
men können, beseitigt worden. Auch heute noch stehen 
zahlreiche Vertreter der beiden Ansichten einander gegen- 
über, und bekämpfen sich mit der alten Waffe: mit Bei- 
spielen, mit welchen so leicht jede Ansicht ad absurdum 
geführt werden kann. Nicht die gesetzliche Definition bil- 
det den Ausgangspunkt, sondern der aprioristisch gewonnene 
Versuchsbegriff; und erst dann, wenn dieser in's hellste Licht 
gestellt, seine Richtigkeit schlagend nachgewiesen ist, wird 
gezeigt, dass auch das Gesetz, wenn man es nur ein wenig 
zu wenden und zu drehen versteht, im Grunde genommen nicht 
im Widerspruch mit dem gewonnenen Resultate steht. Es gilt 
diese Bemerkung natürlich nicht allen Schriftstellern, die sich 
mit der Frage eingehend beschäftiget haben, am wenigsten 
den Verfassern unserer Lehrbücher des deutschen Reichsstraf- 
rechtes, die hier wie anderswo sich freier zu erhalten ge- 
wusst haben von den Irrgäugen rein theoretischer Betrach- 
tungen als gerade mancher hervorragende Practiker. Es 
mag nun sein, dass unsere modernen Gesetze das Richtige 
nicht getroffen haben, dass auch hier das Schlagwort, das 
man sich von jenseits des Rheins als Universalmittel zur 
Heilung aller Schäden der deutschrechtlichen Lehre vom 
Versuch herüberholte, die gewünschten Wirkungen nicht er- 
zielt hat ; aber die Richtigkeit einer Ansicht de lege ferenda 
gibt doch gewiss nicht die Berechtigung, dem Gesetze, einer 
noch so begründeten Theorie zu Liebe^ Gewalt anzuthun. 
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Durch diesen Hinweis auf die Zerfahrenheit, welche 
in Betrefif der Lehre vom Versuche in Theorie und Praxis 
auch heute noch herrscht^ möchte ich es entschuldigt wissen, 
wenn hier, wo ich einfach mit den vorhandenen. BegiiflFen 
zu operiren habe ohne dieselben näher untersuchen zu kön- 
nen, meine AusfÜhrangen nicht durchaus als genügend mo- 
tivirt erscheinen sollten. 

Noch entschiedener, ich möchte sagen noch einseitiger, 
im Sinne der herrschenden objectiven Theorie, als das 
E.-St.-G.-B., hat der Österr. Entwurf im § 46 den Versuch 
definirt als „Handlungen, durch welche die wirkliche Aus- 
ftlhrung eines beabsichtigten Verbrechens begonnen aber 
nicht vollendet wurde". Durch diese Definition ist ein 
sicheres, wenn auch flir die Praxis höchst bedenkliches, für 
die Rechtssicherheit geradezu gefährliches Criterium flir die 
Abgrenzung des Versuches von den straflosen Vorbereitungs- 
handlungen gewonnen. Zachariae hat dasselbe in G.-A. 
V. S. 579 dahin formulirt: „Anfang der Ausführung 
liegt dannvor, wennmit einer Handlung begon- 
nen worden ist, welche als wirklicher Bestand- 
theil der im Gesetze bedrohten T hat zu betrach- 
ten ist". Es ist hier nicht der Ort, diese Formulirung 
näher zu begründen; es sei mir indessen gestattet, sie auch 
ohne eingehendere Motivirung den folgenden Untersuchun- 
gen zu Grande zu legen. Ihre grosse practische Bedeu- 
tung besteht darin, dass bei der Abgrenzung des strafbaren 
Versuches von den straflosen Vorbereitungshandlungen nicht 
von diesen sondern von demBegriffe des vollendeten 
Delictes ausgegangen werden muss. 

Ich spreche zunächst von der falschen nicht eidli- 
chen Aussage, und stelle hier das Zeugniss, die 
Aussage in fremder Sache, voran. 

I. Der strafbare Versuch beginnt mit der fal- 
schen Aussage selbst: ^) mit dem ersten unwah- 

1) Die richtige Ansicht bei Oppenhoff 23 ad 153. Mit sich 
selbst im Widerspruche ist Dochow S. 238: ;,wenn der Eid promis- 
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ren Worte, das gesprochen wurde, ist das Stadium der 
Vorbereitungshandlungen tiberschritten. Von hier an reicht 
das Gebiet des Versuches bis zu dem Zeitpunkte, in wel- 
chem die Vollendung des Delictes eintritt, also, wie wir 
sofort sehen werden, bis zum Abschlüsse der Aussage. 
Daraus ergibt sich, dass, begrifflich wenigstens und abge- 
sehen von positiven Bestimmungen, der von mancher Seite 
her bestrittenen ') Möglichkeit eines strafbaren Versuches 
nichts im Wege steht. 

II. Grössere Schwierigkeiten bietet die Frage nach 
der YoUendung des Delictes. Es lassen sich die verschie- 
denen Ansichten, obwohl sie im Einzelnen vielfach auseinan- 
dergehen, obwohl sie insbesondere eidliche und nichteidliche 
Aussage regelmässig ungetrennt behandeln, auf drei grosse 
Gruppen zurückführen. 

Die erste Ansicht nimmt Vollendung in dem Augen- 
blicke an, in welchem nach der ad I vertretenen Ansicht 
eben erst das Stadium des strafbaren Versuches beschritten 
wäre: mit der ersten unwahren Aeusserung, 
muss also von diesem Standpunkte aus, selbst abgesehen 
von positiv-rechtlichen Bestimmungen, dazu gelangen, die 
Möglichkeit des Versuches entschieden und principiell in 
Abrede zu stellen; 2) jede unwahre Angabe enthält bereits 

sorisch geschworen wurde, kann von einem Versuch keine Rede sein, 
jede falsche Aussage ist ein vollendetes Delict"; denn im unmittelbar 
vorhergehenden Satze wird Vollendung erst angenommen mit dem Ab- 
schlüsse der Aussage. Richtig auch Goltdammer Mat. S. 235. 

1) Die Möglichkeit wird verneint von H61ie S. 516 gegen Le- 
graverend 16g. crim. I. S. 124 u. Nypels S. 299 u. 306; ebenso 
von Thilo S. 411; im Grunde auch von Doli mann S. 528, der sich 
übrigens sehr vorsichtig ausdrückt und Versuch nur bei eidlich be- 
kräftigter Aussage anzunehmen scheint. Ebenso wird die Möglichkeit 
eines Versuches geläugnet von Texeira S. 137 für das G^eltungsge- 
biet des franz. code p^n. Mittermaier ad Feuerbach § 420 Vni. 
wirft die Frage auf, ohne sie zu beantworten. 

») Rosshirt 1829 S. 13, Kurz S. 180, Schwarze 1840 S. 124 
n. G.-A II. S. 445, Weiss S. 362, Zachariä G.-A, III. S. 176, 
Temme 1853 S. 754 Anm. 9, 
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das vollendete Delict. Diese Ansicht beruht anf einer Ver- 
wechslang der Begriffe Angabe und Aussage; die Aus- 
sage ist eben der Inbegriff der Angaben, die Jemand vor 
Gericht oder öffentlicher Behörde gemacht hat. 

Die zweite Ansicht, die gewissennassen das entgegen- 
gesetzte Extrem repräsentirt, nimmt Vollendung erst dann an^ 
wenn das über die Aussage aufgenommene Pro- 
to coli durch die Unterschrift des Zeugen, bezie- 
hungsweise auch des Richters, abgeschlossen 
erscheint. ^) 

Als herrschende Ansicht endlich kann es be- 
zeichnet werden, dass der Eintritt der Vollendung in jenen 
Augenblick gesetzt wird, in welchem die Verneh- 
mung des Zeugen beendet wurde. — Diese An- 
sicht beruht in Uebereinstimmung mit der zweiten und im 
Gegensatze zu der ersten auf dem Gedanken, dass die An- 

») Rojen S. 38, Tausch S. 604, Ketelhodt S. 70 ff., Hepp 
Com. S. 1531, Heffter § 390 Anm. 5 (nach Vorlesung und Geneh- 
migung), Hufnagel S. 600, Arnold (Unterschrift des Zeugen, aber 
nicht des Richters undProtocoUftihrers erforderlich), Häb erlin S. 293, 
Hepp 1846 S. 455, Schwarze W. S. 186, Held u. Siebdrat 
S. 263, Goltdamm er Mater. S. 237 ff., Ambrosoli S. 100, Kirch- 
mann ad 154, Berner Lehrb. 5. Aufl. S. 560, Temme 1876 S. 281. 
Von den Gesetzgebungen wurde derselbe Grundsatz ausgesprochen in 
Würtemberg 230 (vgl. dazu Hufnagel S. 600 ff.), Baden 493 
(Unterschreiben und Bestätigen des Protocolles) , Oldenburg 1845 
§ 11, preuss. Entw. V. 1843 § 247. Vgl. auch das E. des badischen 
0.-H.-G. V. 15./3 1873 bei Ha ager und die österr. E. v. 4./5 1858 Nr. 857. 
— Die franz. Jurisprudenz nimmt wenigstens im Civilprocesse 
an, das Delict sei vollendet in dem Augenblicke, „oü la d^position est 
reQue et signöe« vgl. H61ie S. 524 u. CG. v. 3./3 1842 u. 6./1 1859; 
während bei der öffentlichen Verhandlung nach französischem und ba- 
dischem Rechte der Schluss der Verhandlung, la clöture des döbats, 
ertorderlich ist, vgl. Hölle S. 511, Sirey-Gilbert 15 ad 361, 1 ad 
363 und die CC. v. 4./7 1833, 19./4 1839, 20/11 1868. Der franz. An- 
sicht schliesst sich auch an Goltdammer Mat. S. 239, der bei der 
mündlichen Verhandlung in Criminalsachen den Schluss derselben ver- 
langt. Aehnlich unterscheidet auch schon Jarcke S. 79, der die Pro- 
tocoUirung beim Parteieneide im Civilprocess im Gegensatze zu Mitter- 
maier für irrelevant erklärt. 
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gaben des Zeugen ein untrennbares Ganzes bilden,^) 
dass an dem Zustandekommen der ' Aussage nicht nur 
der Aussagende selbst, sondern auch der Richter und der 
Gegner thätigen Antheil nehmen, dass erst nach und nach, 
durch Aufhellung von Dunkelheiten, Ergänzung der Lücken, 
Beseitigung der Widersprüche, die Aussage, wie sie dann 
der Entscheidung zu Grunde zu legen ist, zu Stande kommt, 
dass die Aussage also erst dann abgeschlossen vorliegt, 
wenn der Zeuge abtritt, wenn der Richter ihn entlässt, ihn 
anweist sich auf die Zeugenbank niederzusetzen, einen 
anderen Zeugen aufruft u. s. w. Aus diesem inneren Zu- 
sammenhange, der aus den einzelnen Angaben erst die 
Aussage macht, folgt, dass von dem vollendeten Delicte der 
falschen Aussage erst gesprochen werden kann, wenn die 
Vernehmung des Zeugen zu Ende ist. Zugleich aber erklärt 
sich die herrschende Ansicht gegen das von der zweiten 
aufgestellte Erfordemiss der abgeschlossenen Protocollirung ; 
denn die Aussage wird nicht erst durch diese zu einer voll- 
ständigen, das Protocoll ist kein Theil der Aussage, auch 
nicht der letzte, den Abschluss bildende, sondern die Be- 
urkundung derselben, für das begriffliche Vorliegen der 
Aussage daher ganz ausserwesentlich. In diesem Sinne 
sprechen sich neben zahlreichen älteren Schriftstellern auch 
beinahe sämmtliche Commentare und Lehrbücher zum 
R.-St.-G.-B. aus. ^) 



') Vgl. Morin S. 102, H61ie S. 509, C. v. 4./7 1833: „les diflte- 
rentes parties d'une d^position forment an tout indivisible''. Aehnlich 
CC. V. 19./4 1839, 22./7 1843; vgl. auchGoltdammer Mat.S.238ff., 
Dollmann S. 528, welcher „die UntheUbarkeit des Yernehmungsactes^^ 
betont. 

«) Vgl. Henke, Herrmann S. 19, Leonhardt S. 179, Weis 
I. S. 463, Osenbrüggen Abhandlgn. S. 109, Brauer im Jagemann'- 
schen Criminallexicon S. 174, Dollmann S. 526, Merkel, Dreyer 
G.-A. XXII. S. 230, Haager S. 219, Dochow S. 248, Schütze 
S. 312, H. Meyer S. 578, Berner S.392, Rüdorff S. 290, Oppen- 
hoff 22 ad 153, 18 ad 154, Schwarze G.-A. IL S. 442 ff. n. Com, 
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Dass die Frage von grösster practischer Bedentnng 
ist, bedarf wohl keines Beweises ; es wird sich übrigens so- 
fort Gelegenheit ergeben, wenigstens einige weitere practi- 
sche Consequenzen aus dem hier aufgestellten Grundsatze 
abzuleiten. 

Prüfen wir nunmehr die herrschende Ansicht selbst 
näher. Dass erst mit der Beendigung der Zeugen- 
vernehmung, und nicht schon mit der ersten 
unwahren Angabe das Delict der falschen 
Aussage vollendet sei, dürfte heute bei der grossen 
Anzahl von Autoritäten (vgl. S. 200 Anm. 1, S. 201 Anm. 2), 
die sich in diesem Sinne erklärt haben, wohl kaum ernstlich 
angezweifelt werden können. Dafür kann auch der Wortlaut 
sowohl des R.-St.-G.-B. als auch des österreichischen Ent- 
wurfes ins Feld geführt werden, welche nirgends von ge- 
richtlichen Angaben, sondern von Zeugnis oder Aus- 
sage sprechen. 

Dagegen scheint mir nach einer Richtung hin die 
herrschende Ansicht einer Ergänzung beziehungsweise einer 
Berichtigung zu bedürfen. Zugegeben dass die Beendigung 
der Zeugenvernehmung das entscheidende ist, so entsteht die 
Frage: wann ist diese Vernehmung abgeschlossen? 
Und für die Beantwortung dieser Frage, glaube ich, dürfte der 
Unterschied zwischen mündlichem und schrift- 
lichemVerfahren, wie er insbesondere grell in unserem 
modernen Strafprocesse zu Tage tritt, von massgebender 
Wichtigkeit werden. Bei dem öffentlich-mündlichen 
Verfahren ist es gewiss richtig, hier lediglich die Ver- 
fügung des die Verhandlung leitenden Rich- 
ters ins Auge zu fassen, und dem VerhandlungsprotocoUe, 
wenigstens für diese Frage, keine Bedeutung beizumessen. 



S. 426. Vgl. Sachsen (1855) 224, die beiden bairischen Rescripte 
V. 12./4 1815 u. 11./4 1819 im Oim.-Aichiv 1843 S. 403 (Arnold). 
V|rl. auch 0.-A.-G. Mannheim v. 15./3 1873 (G.-S. XXV. S. 233). 



Anden ähtxhtgi fie Sach^ W dm sekriftliekem Ter- 
fthrcB, abo mihi fi lad^ n aseii «e^eawirti^ BOck bei nwoter 
Yora ntohilw^ ni Som^proresse. ffier tsl das ProtoeoU 
mskr ab die bk«»f Bemkmdini^ der A«^age; Uo- ent- 
battcB die Acta das Maleriale. aaf Gmd dessen die wd- 
tocn Stafien des ProeesBCS ihren Ycilaaf nelunai, liier ist 
da- Zmge bcfeditigt die Toiksmg des Anfgoiomnienen 
za Tolangea, er darf seine Berichtigung^ nnd Zosilae so- 
gar in die Feder dirtiren, üet hat der Zenge endlich das 
aa^encHnmene Pktitocoll zn genduaigen nnd m nnter- 
sehrdben: hier ersdidnt also meines Erachtens die Unter- 
fertignng des Protocolls als der insserticli erkenn- 
bare abo- andi dem Wesen der Sache entspeehende Ab- 
sehlnss der ZengenTernehmnng. Unterstützt wird 
diese AnffiMSong dnrch den regdmassigen Yoigang bei der 
Yenidimnng sdbst Der Unteisnchnngsriditar befragt den 
Zengen zuerst fiber die sämmtlichen diesem bekannten Um- 
stände: und erat, wenn er dadnich ein klares fiber- 
sichtliches Bfld fiber die ganze Aussage des Zeugen ge- 
wonnen hat, schreitet er zur sdiriftlidien Fixirang, indem 
er dabei seinen and nicht den Gedankengang des Zengen 
zn Grunde legt Erst jetzt, wenn der Gedankengang 
festgestellt ist, nnd während die schriftliche Fiximng er- 
folgt, entsteht die Anssage in ihrer schUesslichen Gestalt, 
indem dnrch fortwährend nene Fragen das bereits gewon- 
nene aber noch nicht fixirte Materiale ergänzt, erläutert, 
Ton Widersprfichen gereinigt wird. 

Ich würde also im Anschlüsse an das französische und 
badische Recht zwischen dem schriftlichen und 
dem mündlichen Verfahren unterscheiden, 
und im ersten Falle die Unterfertigung des 
Protocolles durch den Vernommenen, im 
zweiten dagegen den Abschluss der Verneh- 
mung durch die formlose Verfügung des 
processleitenden Richters als den Zeitpunkt be- 
zeichnen; mit welchem die Aussage, mithin auch das even- 
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tuell begangene Deliet als vollendet erscheint. ') — Ob die 
Aassage irgend einen Einflnss auf die Entscheidung des 
Gerichtes hatte oder nicht; ist nach dem zu wiederholten 
Malen Gesagten völlig gleichgiltig. Denn nicht die. wirkliche 
Irreftlhrung des Gerichtes, nicht die wirkliche Benachtheili- 
gung des Angeklagten; sondern die Gefährdung der 
öffentlichen Entscheidung verleiht der falschen Aussage ihren 
criminellen Charakter. Wenn daher auch keine gerichtliche 
Verfügung in Folge der falschen Aussage getroffen, wenn 
also beispielsweise kein Haftbefehl erlassen, keine Haupt- 
verhandlung angeordnet, keine Versetzung in den Anklage- 
stand ausgesprochen wurde, wenn also auch die falsche Aus- 
sage keinerlei weitere Folgen nach sich gezogen hat, so liegt 
nichts desto weniger vollendetes Deliet vor. 2) Es ist daher 
auch durchaus unrichtig, den Abschluss der Voruntersuchung 
als Erfordemiss der Vollendung der Aussage aufzustellen, wie 
dies der österreichische O.-G.-H. in einer Entscheidung ge- 
than hat. ^) 

Wird nun derselbe Zeuge in derselben 
Sache ein zweitesmal vernommen, also beispiels- 
weise die in der Voruntersuchung abgelegte Aussage bei der 
Hauptverhandlung abermals abverlangt, so tritt die Aus- 
sage dadurch zurück in das frühere Stadium 
der Unfertigkeit, des Entstehens. Die in der 
Voruntersuchung abgelegte Aussage hat ihren Zweck zur 
Vorbereitung der Hauptverhandlung zu dienen erfüllt; so- 



1) Nach Norwegen 3 bildet das Schwanken in der Aossage 
ein selbstständiges Deliet, „wenn Jemand, der als Zeuge abgehört wird, 
in betrüglicher Absicht in seiner Erklärung unstet ist, so dass er bald 
das Eine, bald das Andere sagt, bald etwas bejaht, bald wieder läug- 
net". Vgl. das varie et oblique testimonium dicere im römischen Recht 
bei Liszt S. 34. 

3) Anders das französische Recht, welches gestützt auf den 
Wortlaut des A. 361 „zu Gunsten oder zum Nachtheile des Angeklag- 
ten" mindestens die „possibilit^ d'un pr^judice par suite du faux te- 
moignage** verlangt; vgl. H61ie S 506. 

3) E. V. U./5 1858 Nr. 860. 
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bald der Zeuge auftritt^ setzt er sein lebendes Wort an die 
Stelle des niedergeschriebenen Protocolles; dieses verliert 
seine ganze Mhere Bedentang und hat keinen anderen 
Werth mehr, als dem fragenden Richter bei der Verneh- 
mung als Leitfaden zu dienen. ') Wenn also jetzt der 
Zeuge seine Aussage ändert, wenn er jetzt im Gegensatze 
zu den in der Voruntersuchung gemachten Angaben der 
Wahrheit die Ehre gibt, so steht die Sache gerade 
so, alswenn er dies bei der ersten Vernehmung 
gethan hätte; sein Widerruf tritt ein vor der Vollendung 
des Delictes, er wirkt also auch nach dem R.-St.-6.-B. 
nicht als Strafermässigungs- sondern als Strafausschliessungs- 
grund. 

Ehe ich weiter gehe, möchte ich auf einen Umstand 
hier aufmerksam machen. Vollendet war die strafbare 
falsche Aussage bereits mit dem Abschlüsse der ersten Ver- 
nehmung; und wenn, bevor es zur Hauptverhandlung kommt, 
die Verfolgung gegen den Zeugen eingeleitet würde, so 
mttsste er wegen vollendeten Delictes verurtheilt werden. 
Geschieht dies aber nicht, kommt es zur abermaligen Ver- 
nehmung, so wird dadurch jenes erste Delict consumirt, be- 
seitigt, die frühere Aussage juristisch aus der Welt ge- 
schafft, und die nunmehrige mündliche Aussage des Zeugen 
tritt vollständig an ihre Stelle. Es liegt also mit der ersten 
unwahren Angabe abermals Versuch, mit dem Abschlüsse 
der Vernehmung abermals vollendetes Delict vor ; und wenn 
im Laufe der zweiten Vernehmung eine Verfolgung gegen 
den falschen Zeugen eingeleitet wird, so ist der Fall genau 
so zu behandeln, als wenn dieser Umstand im Laufe der 
ersten Vernehmung eingetreten wäre. 

Dieselben Grundsätze gelten auch, wenn im Laufe der 
Verhandlung der Zeuge wiederholt aufgerufen, 2) oder wenn 
nach dem Schlüsse des Beweisverfahrens dasselbe abermals 



1) Ebenso Hölie S. 505. Carrara Italien I. S. 445 erklärt die- 
sen Grundsatz för selbstverständlich. Dagegen Haager S. 231. 

») Richtige Ansicht in der österr. E. v.^lG./S 1871 Nr. 1370, 
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eröffnet oder der Zeuge nochmals yernommen wird; ') in 
beiden Fällen tritt durch die abermalige Vemebmung die 
Aussage in ihr früheres Stadium des Entstehens zurtick, di€f 
bereits vollendete Aussage wird abermals zu einer noch 
nicht abgeschlossenen. Immer aber ist die Einheit der 
Verhandlung die unerlässliche Voraussetzung für die 
Anwendbarkeit dieses Grundsatzes. Es wird daher auch 
der Widerruf bei der nach einer Vertagung vorgenommenen 
Verhandlung, wenn vor dem Schlüsse der neuerlichen Ver- 
nehmung geschehen, als straflos machender Rücktritt vom 
Versuch augesehen werden mttssen, ^) da dem Wesen nach 
die Sache nicht anders liegt, als wenn das bereits ge- 
schlossene Beweisverfahren abermals eröffnet wird. Die 
Verhandlung wird erst abgeschlossen durch ein wenn auch 
noch nicht rechtskräftig gewordenes Erkenntniss in der 
Hauptsache. Wird in Folge einer Berufung die Verhand- 
lung in zweiter Instanz wiederholt und hier der Zeuge 
abermals vernommen, so ist dieses Verfahren als ein neues 
anzusehen, und wenn jetzt der Zeuge die Wahrheit aus- 
sagt und seine in der ersten Instanz abgelegte falsche Aus- 
sage widerruft, so liegt dennoch das von ihm begangene 
Delict als vollendetes und nicht mehr zu beseitigendes vor, ^) 
sein Widerruf kann — abgesehen von positiv - rechtlichen 
Bestimmungen, von welchen später gesprochen werden wird 
— weder 'als Strafauf hebungs- noch als Strafermässigungs- 
grund in Betracht gezogen werden. Ebenso ist es als ein 
neues Verfahren anzusehen, wenn in Folge einer Cassa- 



') Badisches O.-H.-G. 15./3 1873 (G.-A. XXII. S. 658), A.-G. 
Nürnberg v. 9./11 1872 (Stenglein Zeitschrift II. S. 90). 

2) Entgegengesetzter Ansicht der österr. O.-G.-H. v. 17./3 1857 
Nr. 796; Morin S. 103 und die franz. C. v. 18./2 1841, während die rich- 
tige Ansicht vertreten wird von Hölie S. 514 u. C. v. 12./7 1843. Die 
italienischen Entwürfe schwanken; der III. A. 232 § 1 Nr. l 
lässt den Widerruf als Strafausschliessungsgmnd gelten, wenn derselbe 
vor Schluss der Verhandlung erfolgt oder prima che la causa sia stata 
rinviata a nuovo dibattimento a motivo della falsa testimonianza. 

3) Richtig Moriu S. 103, H61ie S. 511 u. C. v. 3./6 1846. 
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tion des ersten, •) oder in Folge einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens ^) dieselbe Angelegenheit zum zweiten Male zur 
Verhandlung gelangt. 

Nach den aufgestellten Grundsätzen kann auch der 
folgende in der französischen Praxis vielfach zur Sprache 
gelangte Fall keine Schwierigkeiten bieten. Der Zeuge, der 
bereits in der Voruntersuchung falsch ausgesagt hat, beharrt 
bei der Hauptverhandlung auf seinen Angaben ; der Staats- 
anwalt stellt (gestutzt auf A. 330 und 331 code d'instr. 
criminelle) den Antrag auf sofortige Verhaftung, und der 
Gerichtshof lässt den verdächtigen Zeugen abführen. Es ist 
m. E. nicht richtig, hier immer und unter allen Umständen 
vollendetes Delict der falschen Aussage anzunehmen. Wir 
haben vielmehr auch hier zu unterscheiden, ob die Ver- 
nehmung des Zeugen — im Augenblicke der Verhaftung — 
bereits abgeschlossen war oder nicht; im ersten Falle ist 
das Delict allerdings vollendet, im zweiten dagegen liegt 
Versuch vor, der je nach dem positiven Recht bald als 
straflos bald als strafbar erscheinen kann. Wenn im zwei- 
ten Falle die Abführung des Zeugen in die Haft demsel- 
ben die Möglichkeit eines WideiTufes entzieht, so liegt 
darin keine Unbilligkeit, da das Gleiche bei allen übrigen 
strafbaren Handlungen der Fall ist, und überall die einmal 
geschehene Entdeckung die Straflosigkeit des Versuches 
wegen Rücktrittes, des vollendeten Delictes wegen thätiger 
Rene ausschliesst. ^) 



«) Vgl. H61ie S. 518. 

») Hölle S. 519. Doch erblickt die französische Jurisprudenz 
in der Verschiebung auf die nächste Session keine Vertagung, sondern 
eine Wiederauhiahme des Verfahrens, lässt also hier den Widerruf nicht 
mehr als Strafausschliessungsgrund gelten. Vgl. Hölle S. 518 und die 
CC. v. 20./5 1813, 19./5 1808, 3./11 1811. 

3) Nicht unterschieden werden die beiden Fälle von den Fran- 
zosen, vgl. Hölle S. 513 u. C. v. 13./2 1871; ebensowenig von Op- 
penhoff 18 ad 154, der hier immer Vollendung annimmt. Die rich- 
tige Ansicht vertritt Gottdammer Mater. S. 238, 



— 208 - 

Gerade so haben wir zu entscheiden, wenn der Zeuge 
durch einen von ihm nicht verschuldeten Umstand gezwun- 
gen wird, sofort nach seiner Aussage den Saal zu verlassen, 
um sich nach Hause zu begeben. War seine Vernehmung 
abgeschlossen, so hat seine Entfernung nicht den geringsten 
Einfluss, die vollendete falsche Aussage lag eben schon im 
Augenblicke des Abschlusses vor; war die Vernehmung 
dagegen noch nicht beendet, so kann der falsche Zeuge 
immer nur wegen strafbaren Versuches zur Verantwortung 
gezogen werden. ') 

§ 81. Die eidliche falsche Aussage. 

Beinahe noch grössere Meinungsdifferenzen hat die 
Frage nach Versuch und Vollendung bei der beeideten Aus- 
sage, insbesondere beim Parteienmeineide im Civilprocess 
hervorgerufen. Der grösseren Klarheit wegen wird es sich 
empfehlen, die verschiedenen (4) möglichen Fälle der eid- 
lichen Aussage getrennt in's Auge zu fassen. Diese vier 
Fälle sind: 1. die Beeidigung ist der Aussage vorausge- 
gangen; 2. die Beeidigung folgt der Aussage nach; 3. die 
Aussage ist in dem Eidessatze selbst enthalten ; 4. die Eides- 
leistung erfolgt schriftlich. 

Von diesen Fällen bildet der unter 3 erwähnte den 
Hauptinhalt des vorliegenden Paragrafen; der ad 1 ist 
analog nach den in § 30 für die nichteidliche Aussage auf- 
gestellten Grundsätzen zu behandeln, während der 2. durch- 
aus mit dem 3. zusammenfallt und daher einer abgesonderten 
Darstellung nicht bedarf; über die schriftliche Eidesleistung 
wird am Schlüsse dieses Paragrafen kurz gesprochen werden. 



1) Richtig unterscheidet hier Helie S. 516 und nimmt im ersten 
Falle in Uebereinstimmung mit der C. v. 28/2 1811 gegen Carnot voll- 
endetes Delict, im zweiten dagegen Straflosigkeit an gegen Legra- 
ver end I. S. 124, der hierin richtig strafbaren Versuch erblickt. Vgl. 
darüber auch Morin S. 102, der aber auf die angegebene Unterschei- 
dung keine Rücksicht nimmt 
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Ehe ich an die Erörterung des ad 3 erwähnten Nor- 
malfalles gehe, sei noch darauf aufmerksam gemacht, dass 
im Falle sub 2, w^nn nach Abschluss der Aussage zur 
Beeidigung geschritten wird, die nichteidliche Aussage eben 
schon als ein fertiges Ganzes vorliegt, daher, wenn jetzt 
mit der Eidesleistung inne gehalten wird (ohne dass von 
Versuch der Letzteren gesprochen werden kann), vollende- 
tes Delict der falschen unbeeideten Aussage anzunehmen 
sein wird. 

I. lieber den Beginn d e s strafbaren Versuches 
gehen die Meinungen am weitesten auseinander. Getreu 
dem oben im Anschluss an Zachariä's Formulirung auf- 
gestellten Grundsatze, werden wir auch hier von dem vollen- 
deten Delicte ausgehen müssen, um die Grenzlinie zwischen 
Vorbereitungshandlungen und Versuch bestimmen zu können. 
Der Meineid besteht in einer falschen beeideten Aussage. 
Es treffen also zwei Momente zusammen: falsche Aussage 
und Eidesleistung; nur die letztere aber kommt hier in 
Betracht, da wir von der nichtbeeideten Aussage bereits 
gesprochen haben. Sobald die Eidesleistung vorüber ist, 
liegt auch vollendetes Verbrechen des Meineides vor; so- 
bald mit der Eidesleistung begonnen wird, ist das Sta- 
dium des strafbaren Versuches betreten. Der Versuch 
beginnt also mit jener Aeusserung oder Hand- 
lung, welche bereits zur Eidesleistung gehört 
Da der Eid seinem Wesen nach in der Anrufung Gottes 
zum Zeugen der Wahrheit und nur in dieser besteht, die 
übrigen Foimalitäten aber, das Emporheben der Hände, 
der Schwui-finger, das Berühren des Evangeliums, das Be- 
decken des Hauptes u. s, w. zum Wesen des Eides nicht 
erforderlich sind, bei ihrer Ausserachtlassung sogar straf- 
barer Meineid vorliegen kann, so sind sie auch für den 
Begriff des Versuches gleichgiltig, und das Stadium der 
Vorbereitungshandlungen erscheint erst überschritten, so- 
bald das erste Wort des Eidessatzes gespro- 
chen wurde. 

Liszt, falacUe Aussage. -ti 
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Diese Ansicht ergibt sich also mit Nothwendigkeit 
aus dem Wesen des Eides einerseits, dem Begriffe des 
Versuches als eines Anfanges der Ausführung andererseits: 
wenn wir uns die einzelnen Begriffsmerkmale des vollen- 
deten Verbrechens durch einen Kreis versinnlichen, so ist 
das Verbrechen vollendet, wenn der ganze Flächenin- 
halt des Kreises mit concreten Umständen erfüllt ist, wenn 
die sämmtlichen Begriffsmerkmale verwirklicht sind; 
dagegen wäre strafbarer Versuch im Gegepsatze zu den 
straflosen Vorbereitungshandlungen in dem Augenblicke 
anzunehmen, in welchem die Peripherie auch nur an einem 
einzigen Punkte überschritten wird, sobald also eines der 
Begriffsmerkmale verwirklicht worden ist. 

Von den deutschen Criminalisten hat sich nur eine 
verhältnissmässig geringe Anzahl der hier vertretenen An- 
sicht angeschlossen ; ^) die übrigen Stimmen zersplittern sich 
auf beinahe alle möglichen Meinungen. So hat man viel- 
fach das Erbieten zum Meineide und zwar wenigstens 
bei der zur Eidesleistung anberaumten Tagfahrt als straf- 
baren Versuch bezeichnet-, 2) ebenso wurde „das Anneh- 



») Mittermaier N. Crim.-Arch. IV. S. 19, Goltdammer 
Mal. S. 235, Temme 1853 S. 751, „alter Jiistizbeamter" in 
den neuen Jahrbüchern IX. (1854) S. 246 ff., Dochow S. 238, 
Schütze S. 312, Schwarze 1854 S. 444 u. Com. S. 426, Op pen- 
hoff 23 ad 153, Texeira S. 136. — Kreisgericht Weimar bei 
Voll er t. — Vgl. Sachsen 224; „das Verbrechen des Meineides ist 
fär versucht zu achten, sobald der Schwörende das Aussprechen der 
Eidesworte begonnen hat; für vollendet, wenn er die Betheuerungs- 
formel ausgesprochen hat". 

») Jarcke S. 89 Anm. 71, Schwarze W. S. 186, Weiss 
S. 520, Rüdorff S 289. O.-T. 6./10 1853 (G.-A. I. S. 702). Vgl. femer 
Heuser I. S. 246, IV. S. 92; Hufnagel PräJudicien I. S. 278; zwei 
Entscheidungen des A.-G. Dresden von 1840 u. 1841 in den neuen 
Jahrbüchern I. 3. S. 106. — Vgl. von den Gesetzgebungen Baiern 
(1813) 271, Oldenburg 1845 § 12, Braunschweig 136, Hessen 
241, Hannover 215. — Die richtige Ansicht bei Rosshirt 1829 
„quia jm-e litis atque contentiamm extrema quoque tentare licet" ; H u f- 
nagel S. 596 f., Hepp Com S. 1531, Texeira S. 119 f. (der aber für 
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men der Stellung" die zur Eidesleistaug erforderlich 
ist, ^) das Bereitlegen der Finger,^) das Emporhe- 
ben der rechten Hand nebst den 8chwurfingem ^) als 
genügend erklärt. Häufig stellt man auch, wie wir gesehen 
haben mit Unrecht, dem Nachsprechen der Formel die 
begleitenden Formalitäten völlig gleich, und bezeichnet den 
Beginn mit dem einen oder dem anderen, also das Aus- 
sprechen des ersten Wortes oder das Emporhe- 
ben der Hand u. s. w. als den Anfangspunkt des straf- 
baren Versuches. *) 

II. Ueber den Augenblick, in welchem der 
Meineid als vollendet anzusehen ist, sind heute 
die Stimmen mit wenigen Ausnahmen einig: es tritt die 
Vollendung ein mit der Beendigung des Nachspre- 
chens der Formel, mit dem letzten gesprochenen Worte 
derselben. •') Pas über die Eidesleistung aufgenommene 



diesen Fall die Aufstellung eines delictum sui generis wünscht, und 
darum dem Vorgange der eben angeführten deutschen Gesetzgebungen 
zu folgen empfiehlt); femer Schütze S. 312, Meyer (Thom) S. 119 
Anm. 6, Oppenhoff 23 ad 153, Schwarze S. 426. 
») Zachariae 1855 S. 176. 

2) Held u. Siebdrat S. 263, Hufnagel S. 601. 

3) Vollert S. 165; Hitzig in seiner Zeitschrift X. S.290 unter- 
scheidet: I.Aufheben der Finger — entfernter Versuch ; 2. Beginn des 
Nachsprechens der Eidesformel — naher Versuch; 3. Vollendung des 
Nachsprechens — vollendetes Delict. 

*) Luden S. 494, Hepp 1846 S. 457 u. Com. S. 1524, Hitzig 
Zeitschrift V. S. 287, Temme 1855 S. 5S3, Dollmann S. 529, Mer- 
kel, Kirchmann S. 103. O.-T. V. 18./2 1852 (preug8.Entsch.XXni. 
S. 213). 

») Feuerbach § 420, Tittmann § 178 Anm. g, Martin 
§ 197 Anm. 12, Wächter § 185 Anm. 30, Henke S. 736, Abegg 
System § 515, Rosshirt 1829, Abegg Lehrb. § 567, Schwarze 
1840 S. 125, Hufnagel S. 601, Hepp Com. S. 1522 ff., Temme 
1843 S. 178, Held u. Siebdrat S. 263, Weiss S. 520, Marezoll 
§ 170 Anm. b, Leonhardt S. 179, Goltdammer Mat. S. 232 f.. 
Schwarze 1854 S. 443 ff., Brauer (bei Jagemann) S. 174, Temme 
1855 S. 483, Osenbrüggen Abhandlgn. S. 109, Wessely, Haa- 

14* 
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Protocoll gehört nicht mehr zu dieser, es ist ein Act der 
Beglaubigung derselben, ähnlich wie die Aufnahme des 
Protocolles bei der mündlichen Hauptverhandlung. ') 

Bei der schriftlichen Eidesleistung wird zwar 
regelmässig die Uebergabe zu Gericht oder an die öffent- 
liche Behörde als der für die Vollendung entscheidende 
Augenblick bezeichnet;^) doch dürfte es auch hier richtiger 
sein die verschiedenen möglichen Fälle auseinanderzuhalten. 
Wird die unterzeichnete Formel bei Gericht überreicht oder 
eingesendet, so muss die formelle Eintragung des über- 
reichten Schriftstückes in die Register (Einreichungsproto- 
coll) als der kritische Augenblick angenommen werden; 
geschieht dagegen die Unterzeichnung vor Gericht oder 
öflFentlicher Behörde (also coram, nicht ad, apud), so liegt 
in der Unterzeichnung bereits Vollendung. 3) Versuch kann 
je nach der Lage der Sache in der Uebergabe der unter- 
zeichneten Eidesformel zur Beförderung durch die Post oder 
in dem Beginne des Nachschreibens der Formel vor Ge- 
richt erblickt werden ; das Ergreifen der Feder u. s. w. würde 
noch in das Gebiet der straflosen Vorbereitungshandlungen 
fallen. 



ger S. 230, Dollmann S. 526, Merkel, Dochow S. 238, Schütze 
S. 312, H. Meyer S. 578, Berner S. 392, Texeira S. 138, Kirch- 
mann ad 154, Oppenhoff 22 ad 153, Schwarze S. 426. Vgl. 
Wtirtemberg 230, Braunschweig 141 (und dazu Motive S. 263), 
Oldenburg 1845 § 11, Sachsen 224 (s. oben S. 210 Anm. 1). 

») Diesbezüglich sind anderer Ansicht : Pratobevera, Klien, 
Mittermaie r 1818 S. 109 (der aber ad Feuerbach § 420 Note VII. 
seine frühere Anficht selbst als zu weit gehend bezeichnet), G ö n n e r I. 
S. 275 ff., Bauer § 305, Luden S. 494, Tausch S. 604. Roijen 
S. 38 fordert , jusjurandum in acta ita relatum ut in iis aliquid mutare 
vel corrigere amplius non liceat". Vgl. auch Baden 493. 

2) So ausdrücklich Braunschweig 141, Oldenburg 1845 
§ 11, Baden 494. Ebenso Hepp Com. S. 1525, Löonhardt S. 179, 
Dollmann S. 526 Anm. 34; Schütze S. 312. 

3) Unbestimmt Temme 1855 S. 483, der das „Nachschreiben 
der Formel" als genügend bezeichnet; Goltdammer Mat S. 232: 
„Unterzeichnen oder Uebergabe des schriftlichen Actes". 
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§ 32. Das Erbieten zu Eid und Zeugniss nach öster- 
reichischem Recht. 

Das österr. St.-G.-B. von 1852 hat durch die Be- 
drohung des Erbietens zu Meineid und falschem Zeugniss 
in der Praxis bedeutende, bis auf den heutigen Tag nir- 
gends in befriedigender Weise gelöste Schwierigkeiten ver- 
anlasst; oder genauer gesprochen: durch die widerspre- 
chenden Entscheidungen des österr. obersten Gerichtshofes 
und durch die jeder tieferen Aufassung bare Kritiklosigkeit 
der österr. Commentatoren sind in § 199 a Schwierigkeiten 
hineingetragen worden, welche bei ruhiger Prüfung dessel- 
ben gar nicht bestehen. § 199 a stellt es der wirklichen 
Ableistung des Meineides oder der falschen Aussage gleich, 
„wenn sich in eigener Sache bei Gericht zu 
einem falschen Eide erboten . . . oder wenn ein 
falsch.es Zeugniss gerichtlich angeboten wurde. 
Es entstand nun die Frage: wann ist das Erbieten im Sinne 
des Gesetzes als geschehen zu betrachten? 

Betrachten wir zunächst in Kürze die hierüber erflosse- 
nen Entscheidungen des österr. O.-G.-H.'s. In mehreren 
Entscheidungen hat dieser den Grundsatz aufgestellt, dass 
nur dann von einem strafbaren Erbieten zum Meineid ge- 
sprochen werden könne, wenn dasselbe civilrecht- 
liche Folgen nach sich ziehen konnte. Die civil- 
rechtlichen Folgen werden nun erwähnt im § 233 A.-G-O. ; 
der Eid ist nämlich für abgeschworen zu halten, wenn die 
Partei, die sich zu demselben erboten hat, vor der Able- 
gung, die sie durch nichts verzögert hat, gestorben ist. 
Nachträglich wurde diese Bestimmung erläutert durch die 
Hofdecrete vom 15. Juli 1784, 26. April 1792, 5. März 
1795 J.-G.-S. Nr. 317, 10, 222. Von diesen bestimmt ins- 
besondere das Letztere, dass der i n Satzschriften angeboten e 
Eid n ur da nn für „gerichflich angeboten" zu halten sei, 

■ h^ — ^r\ -'. — . -ti f""\ TT-"- r-'-T^'". — -"' 1 ■' ! ■ . »'?- " ■ II ....fc, . 



wenn die Partei die betreffende Satzschrift entweder selbst 
unterschrieben oder den Advocaten zum Erbieten mittelst 
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species facti ermächtiget hat. Das Hofdecret fligt bezeich- 
nend hinza : ^und soll sich kein Advocat beikommeu lassen, 
ohne Einwilligang seiner Partei einen Eid anzubieten ''. 

Diese civilrechtlichen Folgen des Erbietens hat der 
0.-6.-H. bei Entscheidung der Frage, ob ein strafbares 
Erbieten im Sinne des § 199 a vorliege, wiederholt für 
massgebend erklärt. So die Entscheidungen vom 22. April 
1852, 7. April 1853, 1. Februar 1854 Nr. 133, 285, 433. 
In der letztangeflihrten Entscheidung heisst es insbesondere, 
dass das Erbieten zum ErfUllungseid dann nicht strafbar 
mache, wenn die erste halbe Probe nicht hergestellt sei, 
da in diesem Falle das Erbieten keinerlei civilrechtliche 
Bedeutung habe. Diesen drei Entscheidungen stehen andere 
unter sich wieder nicht übereinstimmende entgegen. So 
die Entscheidung vom 26. September 1865 Nr. 1112, welche 
jenen Grundsatz ausdrücklich verwirft, aber ohne einen ande- 
ren an die Stelle zu setzen; die Entscheidung vom 11. April 
1855 Nr. 649, nach welcher das Erbieten in dem schrift- 
lichen Eidesantretungsgesuche flir strafbar erklärt wird; 
in demselben Sinne spricht sich die Entscheidung vom 
25. April 1855 Nr. 657 aus, während nach der Entschei- 
dung vom 29. November 1854, Nr. 615, strafbares Erbieten 
vorliegt, „wenn die Partei den Eid, auf welchen erkannt 
wird, bereits angetreten oder sich zur Ablegung desselben 
bei der Meineidserinnerung brereitwillig erklärt hat." 

Wenn wir diesen widersprechenden Entscheidungen 
gegenüber uns an das Herbst'sche Handbuch um Aufschlüss 
wenden, so werden wir von dem Commentator wie regel- 
mässig, so auch bei dieser Frage vollständig im Stiche ge- 
lassen, ja sogar geradezu auf falsche Fährte geführt. Herbst 
verschweigt nämlich nicht nur die oben erwähnten Ent- 
scheidungen vom 29. November 1854, 11. April 1855, 
25. April 1855 und 26. September 1865, die ihm aller- 
dings nicht ganz bequem sein mochten, sondern er erhebt 
auch eine vom O.-G.-H. nebenbei gemachte Bemerkung zu 
dem Principe, welchem dieser angeblich huldigt, und unter- 
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schiebt demselben damit eine Ansicht, welche mit dem 
Geiste wie mit dem Wortlaute des Gesetzes im directesten 
Widerspruche steht, ja von Herbst selbst an anderer Stelle 
ausdrücklich als irrig bezeichnet wird. Herbst erklärt näm- 
lich 9 ad 197 und 7 ad 199: da es zum Wesen des Be- 
truges gehöre, dass die betrügerische Handlung einen wirk- 
lichen Schaden habe herbeiführen können, so sei es zur 
Sti-afbarkeit des Erbietens erforderlich, dass dasselbe in 
civilrechtlicher Beziehung eine Wirkung haben konnte, mit- 
hin dass im Falle des Todes der Partei der Eid für abge- 
schworen anzusehen gewesen wäre. Die handgreiflichen 
Irrthümer dieser Ansicht lassen sich leicht nachweisen. Es 
sei davon abgesehen, dass der angebotene Eid civilrecht- 
liche Folgen auch dann nach sich ziehen kann, wenn der 
Eideswerber nicht stirbt. Herbst übersieht aber auch voll- 
ständig, was er doch kurz vorher ausdrücklich ausgespro- 
chen, dass nämlich die Absicht, dem Gegner zu schaden, 
weder beim Betrüge überhaupt, noch beim Meineide speciell 
zur Strafbarkeit erforderlich ist, dass die Möglichkeit einer 
Irreführung des Gerichtes, selbst nach dem geltenden 
österr. Recht, zur Strafbarkeit genügt. Dass diese Möglich- 
keit aber auch dann gegeben ist, wenn die Voraussetzun- 
gen des § 233 A.-G.-O. nicht vorliegen, bedarf wohl keines 
Beweises. 

Auch die Ansicht, welche der österreichische O.-G.-H. 
selbst in den zuerst angeführten Entscheidungen ausge- 
sprochen hat, dass nämlich das Erbieten nur dann straf- 
rechtlich relevant sei, wenn der angebotene Eid im Falle 
des Todes des Eideswerbers für abgeschworen zu gelten hätte, 
kann nicht als richtig bezeichnet werden. 

Zunächst widerspricht es sowohl dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche als auch der Terminologie des Gesetzes, 
das Anbieten eines Eides mit dem Erbieten zur Leistung 
desselben vollständig zu identificiren ; man kann einen Eid 
anbieten ohne damit sich zur wirklichen Leistung desselben 
bereit zu erklären, und umgekehrt kann mau sich zur Lei- 
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8tung eines Eides erbieten^ den man gar nicht selbst an- 
geboten hat. 

Sodann aber lässt sich gegen jene Ansicht der Ein- 
wand erheben, dass sie nur den Parteieneid im Civil- 
processe, nicht aber anch das falsche Zeugniss in Civil- 
oder Strafsachen im Auge hat, dass daher fbr dieses ein 
anderer als der oben aufgestellte Gesichtspunkt massgebend 
sein müsste. Von einer solchen Unterscheidung finden wir 
aber im Gesetze nirgends etwas erwähnt, und eben so wenig 
folgt sie aus dem Wesen der Sache; eine Ansicht, welche 
innerlich gleiche Fälle nach rein äusserlichen Momenten ver- 
schieden behandelt, erscheint von vorneherein als be- 
denklich. 

Die Hauptschwäche der oberstgerichtlichen Auffassung 
liegt jedoch darin, dass sie zur Entscheidung über die straf- 
rechtliche Verantwortlichkeit civilrechtliche Fictionen herbei- 
Zieht, em Vorgehen, das hier wie anderswo — manaenke 
an die Frage nach Besitz und Gewahrsam, an Beweglich- 
keit oder Unbeweglichkeit der Sache beim Diebstal — 
einen Verstoss gegen die elementarsten Grundsätze des 
Strafrechtes enthält: der Strafrichter hat nirgends mit Fic- 
tionen und Präsumtionen zu arbeiten, sondern tiberall den 
wirklichen Sachverhalt seiner Entscheidung zu Grunde zu 
legen. Es ist aber zweifelsohne eine Fiction, wenn der nur 
angebotene Eid flir abgeschworen gehalten oder in seinen 
rechtlichen Wirkungen dem körperlich geleisteten gleich- 
gestellt wird ; ich habe bereits im § 14 darauf hingewiesen, 
dass diese Gleichstellung den Strafrichter nicht bindet, 
ausser wenn das Strafgesetz selbst ihn ausdrücklich dazu 
anweist, dass flir ihn immer nur die wirkliche Ableistung 
entscheidend ist, und dass selbst jene Gesetzgebungen, 
welche auch den falschen flir abgeschworen zu haltenden 
Eid mit Strafe bedrohen, durchgängig eine mildere als die 
eigentliche Meineidsstrafe eintreten lassen. Das österreichi- 
sche St.-G.-B. von 1852 enthält keine diesbezügliche Be- 
stimmung; es ist daher wohl die äusserste Vorsicht geboten, 
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ehe man sich dazu entschliesst , eine solche dem Wesen 
der Sache widersprechende, in dem Gesetze selbst nir- 
gends anerkannte Ansicht in dasselbe hineinzuinterpretiren. 

Welches ist die Bedeutung der im § 233 A.-6.-0. ge- 
troflfenen Verfügung? Durch den Tod des Eideswerbers ist 
die Eidesleistung unmöglich geworden. Aus Billigkeits- 
rücksichten soll der angebotene Eid für abgeleistet gehalten 
werden; dazu genügt aber nicht jedes formlose Anbieten, 
sondern nur jenes, welches auf die ernstliche Absicht den 
angebotenen Eid auch wirklich abzuleisten schliessen lässt. 
Da nun nachträglich, nach dem Tode des Eideswerbers, 
eine Untersuchung darüber, ob er, wenn er am Leben ge- 
blieben wäre, den Eid wirklich abgeleistet hätte, nicht mehr 
möglich ist, so hält das Gesetz sich an gewisse äusser- 
liche Momente, an die Ausstellung einer species facti für 
den Advocaten, an das Unterschreiben der Satzschrift 
u. s. w., und erklärt, in diesem Falle den angebotenen Eid 
für abgeleistet halten zu wollen. Wird nun diese Erklärung \ 
auf das Gebiet des Strafreclites tibertragen, so heisst das : 
weil der Civilprocess in einem einzelnen Falle, in 
welchem er sich wegen des eingetretenen Todes des Eides- 
werbers nicht anders zu helfen weiss, sich mit einer Fiction 
begnügt, so soll der Strafrichter in allen Fällen sich mit 
derselben Fiction zufriedenstellen, und auf die Feststellung 
des concreten Sachverhaltes Vei-zicht leisten. 

Aus den bisherigen Ausführungen dürfte sich mit 
einiger Sicherheit das negative Resultat ergeben, dass der 
von dem O.-G -H. wiederholt aufgestellte und von Herbst 
vertheidigte Grundsatz unhaltbar, dass also für den Straf- 
richter die civil rechtliche Wirksamkeit des an- 
gebotenen Eides überhaupt gleichgiltig, die 
Hereinziehung der Fiction des § 233 A.-G.-O. 
aber durchaus unzulässig ist. 

Wenn wir nunmehr zu dem Wortlaute des § 199 a 
zurückkehrend, ihn mit unbefangenem Auge betrachten^ ohne 
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uns durch die vorliegenden Präjudicate beeinflussen zn lassen, 
so dürfte seine richtige Auslegung kaum mit besonderen 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben. Wir haben oben ge- 
sehen, dass n ach der richtigen Auffassung das Mose Er - 
bieten zur Eidesleistung, sei es in dem Eidesautretungs- 
gesuche, sei es bei der Eidestagfahrt selbst vor oder nach 
der Meineidserinneru ng nicht als strafbarer Versuc h, sondern 
nur als Y or bereitungshandlung betrachtet werden kann. 

'OiesB liuiuüiiüiuuijg, i^döne aiMh m^ ih6d^rd6 vm'yuuiis- 

definition gefordert wird, steht aber im Widerspruche mit 
tief eingewurzelten Anschauungen, die selbst bei der heute 
geänderten Sachlage in Literatur und Praxis vielfach zum 
Ausdruck kommen. Es erscheint nun durchaus nicht auf- 
fallend, wenn das geltende östeiTeichische St.-G.-B,, welches 
in diesem Punkte vollständig mit jenem von 1803 überein- 
stimmt, ^) der älteren Auffassung sich anschliessend auch 
das Erbieten zu Meineid und falschem Zeugniss mit Strafe 
bedroht ; haben wir ja doch auch in anderen Gesetzgebungen 
wenn auch nicht gleiche, so doch ähnliche Bestimmungen 
gefunden. Da femer nach österreichischem Recht versuchtes 
und vollendetes Delict unter denselben Strafsatz fallen, kann 
auch die Gleichstellung des Erbietens mit der wirklichen 
Ableistung des falschen Eides kein Befremden erregen. Es 
bezieht sich also nach meiner Auffassung das Er- 
bieten des § 199 a auf den jurare paratus, auf 
jenen dem Beginn des strafbaren Versuches 
unmittelbar vorausgehenden Zeitpunkt, in 
welchem der zum Schwur, zum Zeugniss Be- 
reite seine Bereitheit ausdrücklich und ernst- 
lich erklärt. Die Strafbarkeit ist nur an zwei Erfor- 
dernisse geknüpft, deren eines das Gesetz ausdrücklich aus- 
gesprochen hat, während das andere aus den allgemeinen 
Grundsätzen sich mit Nothweudigkeit ergibt: 1. das Er- 
bieten muss vor Gericht geschehen; 2. es muss ein 

») Das „Erbieten" war noch nicht erwähnt im Josefinischen 
St.-0.-B. V. 1787, woM aber in dem westgalizischen v. 1796 § 187. 
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ernstliches gewesen, d.h. es muss. aus der ganzen Sach- 
lage die Absicht des sich Erbietenden, den Eid wirklich zu 
leisten, deutlich erkennbar sein. Ob dies der Fall, ist quaestio 
facti und mit Rücksicht auf alle in concreto vorliegenden 
Umstände zu entscheiden ; dabei darf jedoch nicht vergessen 
werden, dass wir es hier mit einer ausnahmsweisen Bedro- 
hung von Vorbereitungshandlungen zu thun haben, daher mög- 
lichst rigorose Interpretation des Gesetzes geboten erscheint. 

Als Regel (nicht als Vorschi-ift) mag dienen : bei der 
eidlichen Aussage ist die bei der Eidestagfahrt 
nach der Meineidserinnerung abgegebene Er- 
klärung zur Eidesleistung bereit zu sein, beim 
falschen nicht eidlichen Zeugniss die unmittelbar 
vor der Vernehmung gemachte analoge Erklä- 
rungVoraussetzung für dieStrafbarkeit desEr- 
bietens. In keinem Falle aber dürfen civilpro- 
cessuale Fictionen auf demGebiete des Straf- 
rechtes als entscheidend angenommen werden. 

Practisch wird die besprochene Bestimmung insbeson- 
dere dann, wenn der Eid in eigener oder fremder Sache 
wegen Verzichtes der Betheiligten nicht abgenommen wurde 
und darum für abgeschworen zu halten ist. Wurde der 
Eid wirklich geleistet, das Zeugniss wirklich abgelegt, so 
kann nicht etwa reele oder ideelle Concurrenz beider De- 
licte, des Meineides und des Erbietens zu demselben an- 
genommen werden: die als selbstständiges Delict bedrohte 
Vorbereitungshaudlung wird consumirt bereits durch den 
Beginn des strafbaren Versuches. Eben darum ist auch ein 
Versuch des Erbietens zwar denkbar aber nicht strafbar, 
weil der Gesetzgeber ohnehin bereits die dem Versuch ge- 
zogenen Grenzen in das Gebiet der Vorbereitungshandlungen 
verrückt hat. ') 

^) Ebenso unklar wie Herbst äussern sich Pratobevera u. 
P r ü h w a 1 d , während W e s s e 1 y die richtige Ansicht zu haben scheint. 
Ambrosoli S. 105 schliesst sich einfach den ersten Entscheidungen 
des O.-G-H.'s an. Man vgl. auch Braunschweig 141. 



III. Die Bestrafung der falschen Aussage. 



§ 33. Die Strafsätze. 

Durch die nebenstehende Strafentabelle soll die Ueber- 
sieht über die in dem österreichischen Entwiirfe vorgenom- 
menen Abweichungen von den Bestimmungen des R.-St.-G.-B. 
erleichtert werden. Sie möge zugleich einen Beweis dafür 
liefern, das3 die Anlehnung an das Vorbild keine sclavische 
war, dass vielmehr die Redactoren des österreichischen 
Entwurfes mit einer geradezu ängstlichen Gewissenhaftig- 
keit sich bemüht haben, sowohl den Forderungen der Rechts- 
sicherheit als auch den Wünschen der Humanität gerecht 
zu werden und die individualisirende Beurtheilung des 
concreten Falles zu ermöglichen. Die Erwägungen, welche 
zu den vorgenommenen Abänderungen führten, sind aus 
denselben so leicht zu erkennen, dass ich mich hier mit 
dem Hinweis auf die Tabelle und der Bemerkung begnügen 
darf, dass unter den Abweichungen m. E. keine einzige ist, 
die nicht die vollste Billigung verdiente. 

Die Handhabung der Straf bestimmungen des R.-St.-6.-B. 
hat der Praxis keine besonderen Schwierigkeiten bereitet; 
auch das wissenschaftliche Interesse, das sich an dieselben 
knüpft, ist ein äusserst geringes, uhd ich kann mich daher 
auch hier, ohne mich dem Vorwurfe der UnvoUständigkeit 
auszusetzen, auf einige wenige Bemerkungen, insbesondere 
bezüglich des falschen Zeugnisses in Strafsachen (Tabelle 
unter Nr. 2) beschränken. 
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Die dem falschen Zeugen in Criminalsachen ange- 
drohte Talionsstrafe, welche noch die Carolina wohl wegen 
der Analogie mit der falschen Anklage (calumnia) aus- 
gesprochen hatte, hat in Deutschland eine fortwährende 
Reihe von Abschwächungen erlitten, welche schliesslich den 
ihr zu Grunde liegenden Gedanken vollständig vernichteten, 
und bietet demnach heute für Wissenschaft und Gesetz- 
gebung nur mehr das rein historische Interesse einer Anti- 
quität. Es bertihrt daher den deutschen Criminalisten ganz 
ejgenthtimlich , wenn noch die Motive zum belgischen 
St.-6.-B. (bei Nypels S. 195) auf die Frage, welche 
Strafe gegen den falschen Zeugen zu verhängen sei, die 
Worte folgen lassen : „la peine du Talion, rfepondent g6- 
n6ralement les criminalistes/ 

In den älteren deutschen Particulargesetzgebungen be- 
gegnen wir an Stelle der Talion regelmässig einer bedeu- 
tenden Erhöhung der Strafe, wenn der Zeuge in einer 
Strafsache gegen den Angeklagten in der Absicht aus- 
gesagt hat, um dessen Verurtheilung herbeizuführen, und 
wenn auf Grund dieser Aussage die Verurtheilung 
wirklich erfolgte. Diese Fassung bot bedeutende Schwierig- 
keiten für den Anklagebeweis, einmal bezüglich der Ab- 
sicht, dann aber insbesondere wegen des von dem Gesetze 
geforderten Causalzusammenhanges zwischen Ver- 
urtheilung und Aussage, ein Nachweis, der vor Allem bei 
den nicht mit Gründen versehenen Wahrsprüchen der 
Geschwomen geradezu unmöglich ist. Die Mehrzahl der 
späteren deutschen St.-G.-B.- hat daher beide Erforder- 
nisse fallen gelassen ') und ihnen schliessen sich nach dem 



*) An dem Nachweise der Absieht halten fest: preuss. A.-L.-R. 
§ 1412, Baiern (1813) 291, Sachsen (1838) 184, Würtemberg 228, 
Braunschweig 135, Hannover 211, Hessen 237 f., Baden 
489, Oldenburg 1845, Thüringen 173, Sachsen (1855) 223, 
Hamburg 111. — Norwegen 2. 

Aufgegeben ist derselbe in Preussen 126, Oldenburg 



— 223 — 

Vorgange des preussischen St.-G.-B. von 1851 sowohl das 
R.-St.-G.-B. als auch der östen'eichische Entwurf an. 
Nach beiden gentigt es zum Eintritte der höheren Strafe, 
wenn 1. die Aussage in einer Strafsache zum Nachtheile 
des Angeklagten abgelegt, und 2. dieser zu einer ge- 
wissen höheren Strafe verurtheilt worden ist. Es ist nach 
dieser Fassung weder der Nachweis des Causalzusammen- 
hanges erforderlich, ') noch jener, dass der falsche Zeuge 
die Absicht gehabt hat, die eingetretene Verurtheilung oder 
ü])erhaupt nur eine Verurtheilung herbeizuführen. ^) Jeden- 
falls muss aber auch auf Grund des R.-St.-G.-B. nach den 
allgemeinen Regeln über Dolus der Zeuge das Bewusstsein 
gehabt haben, dass er in einer Strafsache und zum Nach- 
theile des Angeklagten aussage. ^) Für den österreichischen 
Entwurf ist auch hier auf die Bestimmung des § 54 Abs. 3 
Rücksicht zu nehmen, nach welcher der höhere Strafsatz 
nur dann eintritt, wenn es entweder zur Zeit der That dem 
Schuldigen möglich war an diese Folgen zu denken, oder 
wenn es nach der That ihm möglich gewesen ist dieselben 
abzuwenden, und er dies unterlassen hat. 



(1858) 120, Lübeck 79, Baiern (1861) 192, Bremen Entw. 75. — 
Code pönal, Belgien, Russland 259. 

Causalzusammenhang verlangen: preuss. A.-L.-R. 1512 f., 
Sachsen (1838) 185, Wtirtemberg 228, Braunschweig 138, 
Hannover 211, Baden 487, Oldenburg 1845, Thüringen 174, 
Sachsen 1855, Hamburg 111, Norwegen 2, Russland 259. 

Aufgegeben haben denselben Hessen 237, Oldenburg (1858) 
120, Preussen 126, Baiern (1861) 192, Lübeck 97, Bremen 
Entw. 75; Belgien. 

«) Richtige Ansicht bei Dochow S. 248, Schütze S. 312 
Anm. 17, Rüdorff 8 ad 154, H. Meyer S. 579 Anm. 10, Schwarze 
S.429, Oppenhoff 27 ad 154; ebenso Goltdammer Mater. S. 244, 
Dollmann S. 536, Stenglein 1870 S. 280. Dagegen Temme 1853 
S. 759. 

>) So GoltdammerMat. S. 245, Dollmann S. 536, Schütze 
S. 312 Anm. 17, H. Meyer S. 579 Anm. 10, Schwarze S. 429, 
Oppenhoff 29 ad 154. 

3) Richtig Dollmann S, 536 Anm. 60, Schwarze S. 429. 
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Zum Eintritte des höheren Strafsatzes genügt eine, 
wenn auch noch nicht rechtskräftige, Verurtheihmg in erster 
Instanz. Selbst eine Abänderung im Beniftingswege oder 
eine gänzliche oder theilweise Begnadigung des Verurtheilten 
würde die bereits eingetretene höhere Strafbarkeit des fal- 
schen Zeugen nicht mehr beseitigen. ') Beginn oder Ablauf 
der Strafvollstreckung ist nicht erforderlich, da eben nur 
die eingetretene Venirtheilung entscheidet. 

Grössere Schwierigkeiten könnte die Frage bereiten, 
ob es einen Versuch dieses qualificirten Falles 
gebe. Die theoretische Construction desselben wäre fol- 
gende: Der Zeuge hat die Absicht gehabt eine Verurthei- 
lung des Angeklagten zu mehr als fünfjähriger Freiheits- 
strafe herbeizuführen, und legt in dieser erweislichen Ab- 
sicht seine falsche Aussage ab; der Angeklagte wird ver- 
urtheilt, aber aus irgend einem uns gleichgiltigen Grunde 
mit einer geringeren als fUnQährigen Freiheitsti-afe belegt. 
Fällt der falsche Zeuge unter den höheren Strafsatz? Die 
Frage ist zu verneinen.^) Wir haben es hiermit 
einem „M i s c h d e 1 i c t** zu thun, welches aus einem dolosen 
Handeln verbunden mit einem durch culpa oder casus 
(nur culpa nach dem österr. Entwurf § 54, Abs. 3) herbei- 
geführten qualificirenden Erfolge besteht. In allen diesen 
im R.-St.-G.-B. wie im österr. Entwurf zahlreich sich finden- 
den Fällen gibt es keinen Versuch des schwereren Falles. 
Denn zum Begriff des Versuches gehört die auf den Ein- 
tritt eines bestimmten Erfolges gerichtete, über das wirklich 
Geschehene hinausgehende, also theilweise unverwirklicht 
gebliebene Absicht; bei den Mischdelicten aber wird der 
eingetretene schwerere Erfolg dem Thäter auch dann zuge- 



») Goltdammer Mat. S 244; Dochow S. 243 Anm. 11, 
Schütze S. 313 Amn. 17, Puchelt S. 187, Oppenhoff 28 ad 154. 
Dagegen Rüdorff 8 ad 154. 

2) Zachariä 1855 S. 176, Schwarze 1854 S. 448 u. Com. 
S. 430, Oppenhoff 31 ad 154. 
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rechnet, wenn seine Absicht nicht auf diesen Erfolg ge- 
richtet gewesen war, und gerade darin besteht ihr eigen- 
thttmlicher strafrechtlicher Charakter. So lange also die 
Verurtheilung des Angeklagten zu der von dem Gesetze 
verlangten höheren Strafe nicht eingetreten ist, liegt ledig- 
lich der einfache, nicht der qualificirte Fall vor; in dem 
Augenblicke, in welchem die Verurtheilung erfolgt, ist, ohne 
dass ein Versuch denkbar wäre, der qualificirte Fall bereits 
vollendet. Dagegen muss der eingetretene schwerere Er- 
folg — und auch das gilt bei allen Mischdelicten ohne Aus- 
nahme — auch allen Theilnehmern zur Last gelegt 
werden, ohne dass es bei ihnen des Nachweises der auf 
den Erfolg gerichteten Absicht bedürfte. Allerdings ist auch 
Theilnahme ohne Vorsatz nicht denkbar; dieser für den 
qualificirten Fall des § 154 erforderliche böse Vorsatz ist 
aber durch die Theilnahme an einem falschen Zeugnisse mit 
dem Bewusstsein, dass es in einer Strafsache zum Nach- 
theile des Angeklagten abgelegt werde, vollständig gegeben, 
und der eingetretene Erfolg wird den Theilnehmern ebenso 
wie dem Thäter zugerechnet, auch wenn die Absicht nicht 
darauf gerichtet war. Allerdings wird nach dem österr. 
Entwürfe auch der Theilnehmer auf § 54, Abs. 3, eventuell 
sich berufen können. Für das geltende österr. Recht füge 
ich noch die eigentlich nicht hierhergehörige Bemerkung 
hinzu, dass durch den Begriff der Mischdelicte die wieder- 
holt auch vom österr. O.-G.-H. anerkannte Entscheidung 
gerechtfertigt wird, dass beim Todschlag im Sinne des 
St.-G.-B. von 1852 zwar Mitschuld aber kein Versuch 
möglich ist. 

Der höhere Strafsatz muss auch dann zur Anwendung 
gebracht werden, wenn sich das falsche Zeugniss nur auf 
eine von mehreren realconcurrirenden strafbaren Handlun- 
gen bezogen hat, und nur wegen des Zusammenflusses auf 
eine mehr als fÜnQährige Freiheitsstrafe erkannt wurde. ') 



>) Schütze S. 313 Anm. 17, Oppenhoff 30 ad 154. 
Liszt, falsche Ansgage. 15 
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Da das Gesetz ausdiilcklich das Erfordendss aufstellt, 
es müsse das falsche Zeugniss zum Nachtheile eines „Be- 
schuldigten^ abgelegt sein, so muss ein solcher im 
technischen Sinne des Wortes vorhanden sein, damit die 
Strafbestimmung zur Anwendung gebracht werden könne. 
War daher die falsche Aussage im Vorverfahren abgege- 
ben, so kann die strengere Strafe nicht verhängt werden J) 

Die Begehung einer falschen Aussage um eines 
rechtswidrigen Vortheils willen ist als Strafschär- 
fungsgrund behandelt im preüss. A.-L.-R. und im sächs. 
St.-6.-B. von 1855, '^) welchen sich der österr. Entwurf in 
§165 angeschlossen hat. Die auch in einigen anderen 
deutschen und ansserdeutschen Strafgesetzbüchern^) ange- 
ordnete Cuuiulirung der Freiheitsstrafe mit einer Geldstrafe 
(österr. Entw. §§ 165, 166, 173) entspricht gerade hier in 
vorzüglicher Weise dem Wesen des Delictes, und bedarf 
um soweniger einer besonderen Rechtfertigung, als sie im 
Einklänge steht mit dem vom Entwurf auch in zahlreichen 
anderen Fällen angewendeten Principe, bei den aus Ge- 
winnsucht hervorgegangenen strafbaren Handlungen durch 
eine empfindliche Geldstrafe dem treibenden verbrecheri- 
schen Motive möglichst energisch entgegen zu wirken. Dem 
Bedürfnisse nach Individualisirung des einzelnen Falles ist 
genügend Rechnung getragen dadurch, dass die Verhängung 
der Geldstrafe nicht obligatorisch, sondern in das Ermessen 
des Richters gestellt ist. XJebrigens würde, wie bereits 
Geyer^) bemerkte, die Bestimmung des Entwurfes durch 
den Zusatz „um rechtswidrigen Vermögensvortheils wil- 
len" an Präcision bedeutend gewinnen. 



1) Schwarze S. 430. Vgl. auch Crim.-Archiv 1855 S. 141. 

2) Freu SS. A.-L.-R. 1406, Sachsen 222. 

3) Freu 88. A.-L.-R. 1406 (vierfacher Betrag des gesuchten Vor- 
theUs), Baden 503; Belgien 224 u. 226 (im letzteren Falle — im 
Civilprocess — bis zu 10.000 Francs); Sardinien 374, ital. Entw. 
V. 1874. 

*) In Grünhut's Zeitschrift III. S. 29 
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§ 34. Die Ehrenstrafen. 

Die Dogmengeschichte des Meineides und des falschen 
Zeugnisses bot mir zu * wiederholten Malen Gelegenheit 
darauf hinzuweisen, dass Ehrlosigkeit und Ausschluss von 
Anklage und Eid in eigener und fremder Sache die regel- 
mässige, ipso jure eintretende, oft einzige Folge der Verur- 
theilung wegen falscher Aussage im deutschen Rechte war, 
dass wir es hier mit einer tief in der älteren deutschen 
Rechtsanschauung begründeten Forderung zu thun haben, 
die sowohl in den leges barbaronim als im Sachsenspiegel, 
sowohl in den fränkischen Capitularien als in der Carolina 
ausdrückliche gesetzliche Anerkennung gefunden hat. Bei 
dem Gegensatze zwischen offener und heimlicher , ehrlicher 
und unehrlicher That, der an den Todschlag einerseits, den 
Diebstal andererseits als Grundpfeiler sich anlehnend, das 
ganze ältere deutsche Strafrecht als gestaltendes Princip durch- 
drang, war dem Meineide von vorneherein sein Platz unter 
den entehrenden Delicten angewiesen. Bezeichnend genug für 
die Zähigkeit, mit welcher man an dieser Auffassung fest- 
hielt, ist der Umstand, dass gerade beim Meineid entehrende 
Strafen sich am längsten erhalten haben, in manchen Staa- 
ten selbst dann noch, als sie für die übrigen Delicte besei- 
tiget wurden. So findet sich die Ausstellung am Pranger 
für den Meineidigen noch in dem österr. St.-G.-B. von 1803 
und in dem bairischen von 1813; eine braunschweigische 
Verordnung vom 27. Juli 1827 verfügt, dass „die Strafe 
der öffentlichen Ausstellung von nun an nur bei Bestra- 
fung wegen Meineides stattfinden solle und die Natur einer 
Ausstellung am Schandpfahle anzunehmen habe" ; und selbst 
noch im hannoverischen St.-G.-B. von 1840 ist es in das 
Ermessen des Richters gestellt, in schwereren Fällen auf diese 
Strafe zu erkennen. 

Ich betone diese tief im deutschen Volkscharakter 
wurzelnde Auffassung des Meineides als eines unbedingt 
entehrenden Delictes, um daran sofoii; die weitere Bemer- 

15* 
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kung zu knüpfen, da8s sie gegenüber unseren 
heutigen geläuterten Anschauungen über Ver- 
brechen und Strafe keine Berechtigung mehr 
hat, und dass mit ihr um so energischer im Ge- 
setze gebrochen werden muss, je entschiedener 
die Vorurtheile der grossenMasse ihr zur Seite 
stehen. Es darf als ein feststehender Grundsatz des 
modernen Strafrechtes angesehen werden, dass nicht die 
Subsumption einer That unter einen bestimmten Paragrafen 
des Gesetzbuches, sondern die Individualität derselben und 
hier vor Allem das Motiv, aus dem sie hervorgegangen ist, 
den Ausschlag für ihre Beurtheilung als entehrend oder 
nichtentehrend zu geben hat. Es steht im Widerspruche 
mit diesem Grundsatze, wenn man bei einzelnen Delicten, 
wie dies noch das R.-St.-G.-B. in § 161 gethan hat, die 
Aberkennung der Ehrenrechte unbedingt und obligatorisch 
vorschreibt, und es verdient darum die rückhaltloseste An- 
erkennung, dass der österr. Entwurf diese Concession an 
veraltete Traditionen nicht gemacht und bezüglich der fal- 
schen Aussage eine dem § 161 R.-St.-G.-B. entsprechende 
Bestimmung nicht aufgenommen hat. *) 

Nach dem österr. Entwürfe gelten also auch für die 
verschiedenen Fälle der falschen Aussage die allgemeinen 
Bestimmungen über die Ehrenfolgen der Verurtheilung. Da- 
gegen ist eine andere Abweichung des österr. Entwurfes 
von seinem Vorbilde, welche ebenfalls die entschiedenste 
Billigung verdienen würde, nur scheinbar vorhanden. Es 
ist dies die Unfähigkeit als Zeuge oder Sachverständiger 
vernommen zu werden, aufweiche gemäss § 161 R.-St.-G.-B. 
bei jeder Verurtheilung wegen Meineides mit Ausnahme der 



») Unter don Gegnern der Aberkennung der Ehrenrechte wäre 
ans neuester Zeit etwa zu nennen Rethwisch, Ueber den Werth der 
Ebrenstrafen, Berlin 1876 S. 26 flf., eine von unrichtigen Voraussetzun- 
gen ausgehende , mit unklaren Begriffen operirende und darum zu 
schiefen Resultaten gelangende Schrift, die auf Beachtung von Seiten 
der Wissenschaft keinen Anspruch machen kann. 
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Fälle in den §§ 157 und 158 erkannt werden mnss. Der 
Entwurf enthält sich .zwar auch hier einer ausdrücklichen 
Vorschrift; aber die dadurch entstehende Lücke wird er- 
gänzt durch die Processgesetze, nach welchen die Verur- 
theilung wegen Meineides und falschen Zeugnisses ebenfalls 
den Ausschluss von der eidlichen Vernehmung als Zeuge 
oder Sachverständiger zur Folge hat. 

Wie wenig zweckmässig eine * derartige Bestimmung 
ist, welche den verurtheilten Meineidigen von einer lästigen 
Bürgerpflicht befreit, dafür aber der Rechtspflege und den 
unbescholtenen Betheiligten ein wichtiges, im einzelnen Falle 
vielleicht unentbehrliches Beweismittel entzieht und im Wi- 



derspruche mit dem Grundsatze der freien Beweiswürdigung 
steht, wurde bereits von so vielen Seiten und in so schla- 
gender Weise nachgewiesen, ') dass es überflüssig wäre, hier 
nochmals darauf einzugehen. Aber nicht minder unzweck- 
mässig erscheint auch der von John, Dochow, Schütze 
u. A. gemachte Vorschlag, die Zeugnissunftlhigkeit durch die 
Eidesunfähigkeit in eigenen Angelegenheiten zu ersetzen; 2) 
denn auch dadurch würde dem vollkommen unschuldigen 
Processgegner ein wichtiges Beweismittel einer im ein- 
zelnen Falle vielleicht ganz ungegründeten Präsumption zu 
Liebe entzogen. ^) 

Bei diesem Stande der Dinge genügt es flir die Zwecke 
der vorliegenden Schrift, wenn auf die Bestimmungen des 
R.-St.-6.-B. nur, soweit es die Vollständigkeit unbedingt er- 
fordert, eingegangen wird. 

Die Abweichungen, welche § 161 R.-St.-G.-B. gegen- 



») Vgl. insbes. John I. S. 383, H. S. 72, Schütze S. 316 
Anm. 23, Kräwel a. d. St. Z. IX. (1869) S. 601; von den österr. 
SchrittsteUem Pratobevera und insbes. die treffenden Bemerkungen bei 
Rizy S. 25. 

») Gebilligt von Geyer in Grtinhut's Zeitschrift UI. S. 29. 

') Richtig erkannt im dänischen Recht; vgl. Harrasowsky 
S. 90. 
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über den allgemeinen Bestimmnngen des § 32 anordnet; 
liegen: 

1 . in der obligatorisehen Aberkennung der Ehren- 
rechte ftlr die Fälle der §§ 153, 154, 155, während die- 
selbe nach § 32 in das Ermessen des erkennenden Bichters 
gestellt ist; 

2. in der (facultativen) Androhung derselben fllr die 
Fälle der §§ 156, 157, 158, ohne die in § 32 enthal- 
tene Beschränkung, also auch dann, wenn die Oeföng- 
nisstrafe die Dauer von drei Monaten nicht erreicht. 

In der vielbesprochenen Frage, ob der erste Ab- 
satz des § 161 auch auf § 159 sich herziehe, 
haben sich, nachdem auch das Berliner O.-T. seine frühere 
abweichende Ansicht aufgegeben, allmälig Theorie und 
Praxis beinahe einstimmig für die Verneinung 
ausgesprochen. § 161 ist also auf § 159 nicht anzu- 
wenden. Für diese Ansicht spricht vor Allem das Citat 
der §§ 154 und 155 in § 157: als Meineid ist nach der 
officiellen Terminologie des Gesetzes der zugeschobene, 
zurückgeschobene und auferlegte Eid, ferner die falsche eid- 
liche Aussage der Zeugen und Sachverständigen, sowie end- 
lich die Reihe der „gleichgeachteten" Fälle des § 155 auf- 
zufassen ; nicht aber die falsche Versicherung an Eidesstatt, 
die Verleitung zum Falscheid, der Eidesbmch, der fahr- 
lässige» Falscheid, nicht endlich die unternommene Verlei- 
tung (§ 159). Dass weder die viel zu weite Ueberschrift des 
9. Abschnittes, noch die Entstehungsgeschichte des § 161, 
noch endlich gar der A. 226 des sächsischen St.-G.-B. für 
die entgegengesetzte Ansicht angeftihrt werden können, hat 
Goltdammer in seinem Archive XIX. S. 777 ff., wie ich 
glaube, in überzeugender Weise nachgewiesen. Auch diese 
Frage kann demnach heute als eine erledigte bezeichnet 
werden. Allerdings kann der wiederholt (insbesondere auch 
von Schütze) gemachten Behauptung, „dass nur das Aus- 
schwören eines wissentlich unwahren Eides ein Meineid" 
sei — eine Behauptung, welche sich auf eine ungenaue und 



— 231 — 

en passant gemachte Bemerkung der Motive zum ersten 
norddeutschen Entwürfe stützt — und den aus derselben 
gezogenen Consequenzen umso weniger irgend eine Bedeu- 
tung beigemessen werden, als dieselbe weder in dem Wesen 
der Sache, noch in dem Wortlaute des Gesetzes eine Stütze 
findet. Ö 

Die Aberkennung der Ehrenrechte sowohl als der Eides- 
Tähigkeit hat auch dann einzutreten, wenn die Verurtheilung 
nur wegen Anstiftung oder Beihilfe zu einem der 
in Frage stehenden Delicte erfolgte. ^) Es ergibt sich dies 
aus den allgemeinen Grundsätzen, welche in den §§ 48 und 
49 in Verbindung mit § 45 aufgestellt sind. Dasselbe gilt 
auch flir den Fall des Versuches. ^) Gegen diese Ent- 
scheidung kann nicht eingewendet werden, dass § 45 nur 
von der Aberkennung der Ehrenrechte, nicht aber von der 
Zeugnissunßlhigkeit spreche. Denn da diese letztere sich 
überhaupt nur in dem speciellen Falle des § 161 findet, 
konnte und durfte sie nicht im allgemeinen Theile des 
Gesetzbuches erwähnt werden. Im Gegentheile folgt aus der 



>) Riehtige Ansieht beiDochow S. 249, Schütze S. 316 u. 
G.-A. XX. S. 368, Berner S. 397, Puchelt S. 191, Rüdorff 3 ad 
161, Oppenhoff 2 ad 161 u. R.-S. XU. S. 229 Anm. , Schwarze 
S. 440, Meves in der a. d. St.-Z. XII. S. 146. Dagegen Meyer (Thorn) 
S. 126, Schwarze in den ersten Auflagen. H. Meyer schweigt. Das 
O.-T. hat § 161 auch auf § 159 angewendet in den EE. v. 26./4, 23./6 
und 13./9 1871 (G.-A. XIX. S. 456, 610, 677), dagegen für die rich- 
tige Ansicht entschieden in den EE. v. 4./12 1871 (G.-A. XIX. S. 777, 
782), 8./4 1872, 3./12 1875:(R.-S. Xm. S. 224, XVI. S. 770). Ebenso 
(richtig): Cassationshof Darm Stadt 30./9 1872 (G.-A. XXI. S. 226), 
Ö.-A.-G. Dresden 30/8 1872 (a. d. St. Z. XII. S. 608). 

a) Richtig Rüdorff S. 296, Schwarze S. 440, während Op- 
penhoff 3 ad 161 bei Beihilfe nur Aberkennung der Ehrenrechte, 
nicht auch der Eidesfähigkeit für zulässig hält. Vgl. O.-T. v. 12./12 
1872, 25./4 1873 (G.-A. XXI. S. 116, 354), 14./1 1874, 4./9 1874 (R.-S. 
XV. S. 27, 526), 8./9 1874 (Stenglein Zeitschritt IV. S. 104), 2./7, 7./7, 
14./7, 15./9 1875 (R.-S. XVI. S. 515, 518, 546, 578). 

3) Richtige Ansicht bei Schütze S. 316 Anm. 23, Schwarze 
S. 440 gegen Oppenhoff 3 ad 161. 
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dem § 45 zu Grunde liegenden ratio legis : dass bezüglich 
der Efarenfolgen versuchtes und vollendetes Delict einander 
gleichstehen sollen, die Ausdehnung dieser Vorschrift auch 
auf die in § 161 angeordnete Aberkennung der Eides- 
fUhigkeit. 

Schliesslich bedarf es bei dem klaren Wortlaute des 
Gesetzes wohl kaum der Bemerkung, dass der Verlust der 
Ehrenrechte und der Eidesfithigkeit erst durch die ausdrück- 
lich im Urtheile auszusprechende Aberkennung, nicht aber 
schon ipso jure eintritt. ') 

§ 35. Der rechtzeitige Widerruf. 

Während das R.-St.-G.-B. in § 158 den Widerruf nur 
als Strafmilderungsgrund auffasst, macht der österr. 
Entwurf auf dieser bedenklichen Bahn noch einen weiteren 
Schritt nach abwärts. Nach § 168 wird die falsche Aus- 
sage straflos, „wenn der Schuldige sie vor Fällung des 
Endurtheils über die Sache, in welcher sie abgelegt wurde, 
und ehe aus derselben ein Nachtheil für einen Anderen 
erwachsen ist, femer ehe die Falschheit seiner Aussage ent- 
deckt ist oder deshalb Nachforschungen gegen ihn ein- 
geleitet sind, widen-uft." Ausser diesem Falle erscheint 
der rechtzeitige Widerruf (vor Entdeckung der Falschheit 
der Aussage oder Einleitung von Nachforschungen gegen 
den Schuldigen) nur als Straf milderungs grund, „soferne 
durch denselben von Anderen rechtswidriger Nachtheil ab- 
gewendet wurde." 

Hat schon die Bestimmung des R.-St.-G.-B. grosse Be- 
denken wachgerufen, 2) so müssen dieselben gegenüber der 



»)Rüdorff S. 296, Schwarze S, 441, Oppenhoff 6 ad 161; 
Herzog a. d. St.-Z. XII. S. 317 11. 0.-A.-G. Jena 29./11 1871 (da- 
selbst. S. 315). 

») Vgl. Dochow S. 248, Anm. 10, insbes. aber John I. S. 380, 
dessen Argumentation gegen den strafmildernden Einfluss des Wider- 
rufes aber gerade durch dessen Anerkennung als Strafaufhebungsgrund 
beseitigt würde. Gute Bemerkungen auch bei Hepp Com. S. 1527 f.j 
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Anerkennung des Widemifes als Strafaufhebungsgrund mit 
verstärkter Kraft widerkehren. Die deutschen Motive S. 94 
suchen die strafmildernde Kraft des WideiTufes mit der Be- 
hauptung zu begründen^ „dass durch die Handlung des 
Schuldigen die geschehene Rechtsverletzung in ihren objec- 
tiven Folgen als aufgehoben erscheint." Diese Motiviining 
ist; wie sich auf den ersten Blick ergibt^ unhaltbar, weil z u 
viel beweisend. Denn dann müsste doch wohl der 
„thätigen Reue" überhaupt, insbesondere der Wiedergut- 
machung des Schadens bei den Eigenthumsdelicten, durch 
welche ebenfalls jede „objective Folge" des Verbrechens 
beseitiget wird, derselbe Einfluss eingeräumt werden wie 
dem Widerrufe der falschen Aussage, eine Consequenz, 
welche zu ziehen die deutschen Motive bekanntlich, und 
zwar aus gutem Grunde, unterlassen haben. Grössere innere 
Berechtigung hat eine derartige Bestimmung in dem Systeme 
des österreichischen Entwurfes, der ja die thätige Reue in 
einer ganzen Reihe von Fällen *) als Strafaufhebungsgrund 
anerkannt hat. Die österreichischen Motive S. 52 rechtfertigen 
diese Bestimmung (wenn auch nur für den Fall der Wieder- 
gutmachung des Schadens bei den Eigenthumsdelicten § 64) 
mit folgenden Worten: „Sie beruht theils auf der Voraus- 
setzung der eingeti-etenen Aufhebung des rechtswidrigen 
Willens, theils auf einer billigen Berücksichtigung des Be- 
schädigten, welchem dadurch die Erlangung des Schaden- 
ersatzes in vielen Fällen ermöglicht wird, und findet in 
dieser doppelten Beziehung auch ihre volle Rechtfertigung 
in dem allgemeinen Rechtsbewusstsein." Da zu dem be- 



und Texeira S. 141 fif., der auch hier, u. z. nicht zu seinem Nach- 
theile, von John'schen Ideen beeinflusst wird. Dagegen -haben sich für 
die Strafmilderung ausgesprochen : Arnold S. 487 ff., ü. L u z a c spec. 
de di versa perjurii notione § 21 (bei Texeira). 

1) Diese Fälle sind: Hochverrath § 92, Aufstand § 129, falsche 
Aussage § 168, Zweikampf § 215, amerikanisches Duell § 222, Brand- 
stiftung § 33*2, Eigenthumsdelicte § 64 (im allgemeinen Theil); vgl. 
auch Hye Motive S. 105. 
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sooderen Theile des Entwurfes keine Specialmotive ver- 
öffentlicht wurden, müssen wir in der analogen Anwendung 
dieser Worte auch die Rechtfertigung fllr die Stuaflosigkeit 
der falschen Aussage bei rechtzeitigem Widerrufe suchen. 
Nun ist aber die „eingetretene Aufhebung des rechtswidrigen 
Willens," und zwar gerade bei den Eigenthumsdelicten in 
weitaus den meisten Fällen, wirklich nichts anderes als 
eine „Voraussetzung,** während in Wahrheit ganz andere 
Motive zur Rückgabe der gestohlenen Sache u. s. w. ver- 
anlassen. Auch der zweite Satz, der ein geradezu trost- 
loses Armuthszeugniss fllr die Handhabung der Sicher- 
heitspolizei enthielte, kann nicht zugegeben werden : so weit 
ist es denn doch noch nicht gekommen, dass man das 
Eigenthum des Bürgers gegen Eingi-iffe nicht anders zu 
sichern vermag, als indem man dem Diebe Straflosigkeit 
verspricht! lieber das „allgemeine Rechtsbewusstsein**, welche^ 
eine derartige Bestimmung fordern soll, Hesse sich streiten; 
es ist die ultima ratio, die überall dort geltend gemacht 
wird, wo wahre Gründe fehlen. Es haben darum auch die 
Kritiker des öslen-eichischen Entwurfes, die demselben im 
Grossen und Ganzen das vollste uneingeschränkteste Lob 
spenden, sich gegen diese Anerkennung der thätigen Reue 
als Strafaufhebungsgrund bei den Eigenthumsdelicten mit 
grosser Entschiedenheit ausgesprochen. ') 

Die zu Gunsten des § 64 angeflihrten Gründe haben 
also keinen inneren Werth, und der einzige Umstand, auf 
welchen die österr. Motive mit vollem Rechte sich berufen 
können, die Continuität der Rechtsentwicklung in Oester- 
reich seit dem Jahre 1803, fällt hinweg, sobald wir den 
§ 64 verlassen und uns wieder dem citirten § 1 68 zuwenden. 



>) Geyer in Grünhut's Zeitschrift IH. 373 ff., Binding daselbst 
S. 686. Vgl. über die Frage überhaupt Geyer G.-S. 1866 u. 1869, 
Besprechung des österr. Entwurfs von 1867 und in der kritischen Vier- 
teljahrsschriit XVn. (1875) S. 181 (gegen den italien. Entw.); H. Meyer 
S.. 348 Anm. 2, Oarrara programma p. spec. IV. S. 348. Anderer 
Ansicht Tippeiskirch in G.-S. XL S. 268. 
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Dazu tritt gerade bei der falschen Aussage das weitere Mo- 
ment, dass der einmal geschehene Schade, der ja nicht in 
der Benachtheiligung irgend eines Dritten, sondern in der 
Gefährdung der Rechtspflege gelegen ist, durch keinen 
Widerruf mehr gut gemacht werden kann, da das öflfent- 
liche Interesse hier in viel unmittelbarerer Weise betheiligt 
ist als bei zahlreichen anderen Delicten. 

Will man also dem Zuge der bisherigen österr. Gesetz- 
gebung folgen, so genügt die Anerkennung des Schaden- 
ersatzes als Strafaufhebungsgrund bei den Eigenthums- 
delicten ; bei der falschen Aussage mag man immerhin, auf 
das Beispiel der R.-St.-G.-B. sich berufend, den rechtzeitigen 
Widerruf zum Strafmilderungsgrunde machen, obwohl auch 
hier kein einziger haltbarer Grund fttr, gar mancher aber 
gegen eine derartige Bestimmung spricht. 

Dem strafpolitischen Grunde, dass durch eine solche 
Bestimmung der Zeuge sich leichter zum Widerrufe ver- 
anlasst sehen wird, während er sonst, um sich vor der 
drohenden Strafe so lange als möglich zu retten, auf seiner 
früheren Aussage beharrt, steht der mindestens ebenso ge- 
wichtige Einwand entgegen, dass, so lange der Zeuge es 
noch immer in seiner Hand hat durch rechtzeitigen Wider- 
ruf die Strafbarkeit zu beseitigen, er auch viel leichter zur 
Ablegung einer falschen Aussage sich entschliessen wird. 
„Die Wahrscheinlichkeit oder Unwahrscheinlichkeit des Ein- 
trittes der Strafe ist vor der Ableistung des Eides erwogen ; 
es werden andere Resultate nach der Leistung schwerlich 
sich ergeben" (John). Der Meineidige wartet ruhig das Er- 
gebniss des Beweisverfahrens ab um zu sehen, wie die Dinge 
dann stehen ; sollte die Sache bedenklich werden, so ist ja 
noch immer Zeit zum Widerrufe. ^) Dazu tritt noch eine 



») Vgl. Texeira S. 143: „De bepaUng einer strafwet, die, zij 
het dan ook indirect, een gereede aanleiding geeft om meteender meest 
verheven voorschriften der zedeleer, de liefde tot waarheid, een ver- 
derfelijk spei te diijven is zeer zeker als onzedelijk, ten hoogste af tö 
keuren'*. 



236 



weitere ErwäguDg. Immer ist es ja die HoflEnung nicht ent- 
deckt zu werden, welche der Furcht vor der Strafe die 
Wagschale hält; diese Hoffnung bleibt auch nach der be- 
gangenen That, und mit Recht hebt Texeira hervor, dass 
der Meineidige sich lieber von dem schwächsten Hoffnungs- 
schimmer, nicht entdeckt zu werden, leiten lassen wird, ehe 
er eingesteht, dass er gelogen hat, ehe er der Verachtung 
seiner Mitbürger sich aussetzt, ehe er — und das vergesse 
man nicht — den materiellen Vortheil aus der Hand gibt, 
der ihn eben zur Ablegung der falschen Aussage be- 
stimmt hat. 

Aus den Bestimmungen des österr. Entwurfes ergibt 
sich zudem eine ganz eigenthUmliche Consequenz. Hat die 
falsche Aussage einem Andern einen rechtswidrigen Nach- 
theil verursacht, dann kann sie auch nach der Fällung des 
Endurtheils, wenn auch nur mit der Wirkung widerrufen 
werden, dass nunmehr eine bedeutende Ermässigung der 
Strafe eintritt; hat sie aber keinen Nachtheil zur Folge 
gehabt, dann ist mit dem Endurtheile die Möglichkeit des 
Widerrufes abgeschnitten; der Aussagende kann ja nie die 
Bedingung erfüllen, welche § 169 vorschreibt: „so ferne 
durch diesen Widerruf von Anderen rechtswidriger Nach- 
theil abgewendet wurde." 

Es dürfte demnach § 1 68 des österr. Entwurfes ') in 
keiner Weise einen Fortschritt, weder gegenüber der bis- 
herigen österreichischen Gesetzgebung, noch gegenüber dem 
R.-St.-G.-B. in sich schliessen. 2) 



Getadelt wird § 168 auch von Geyer bei Grünhut III. S. 29. 
Vgl. die interessanten Verhandlungen über die preuss. Entwürfe ]bei 
G. M. S. 234. 

>) Als Strafaufhebungsgrund ist der Widerruf auch aner 
kannt in den Italien. Entww. I. 178, n. 204, III. 232, 236; ebenso 
Tessin 190, Toscana 276, Hye Entw. 178. Vgl. auch Braun- 
schweig 142 und dazu Motive S. 265. — Sachsen (1855) 231, 
Baiern (1861) 196, Sardinien 372 gewähren dem Widerruf straf- 
aufhebende Kraft nur bei der falschen Aussage in Strafsachen. Vgl. 
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Für den Widerruf beim fahrlässigen Falscheid, 
der übrigens in vielen Gesetzen als Strafaufhebungsgrund 
betrachtet wird, *) eine Bestimmung die Billigung verdient, 
da sie die Tragweite der an sich zu missbilligenden Be- 
strafung der fahrlässigen falschen Aussage einschränkt — 
führt die Neuerung des österr. Entwurfes abermals zu einem 
ganz eigenthümlichen Ergebnisse. Wer fahrlässig eine falsche 
Aussage ablegt, der ist nämlich schlimmer daran als jener, 
der dies wissentlich gethan hat, denn Letzterer kann durch 
Widerruf nach der Fällung des Erkenntnisses gemäss 
§ 169 wenigstens Strafmilderung «ich verschaffen, während 
der Erstere, für den nur § 168 massgebend ist, in diesem 
Falle keinen Anspruch auf Strafermässigung hat; Diese 
gewiss auffallende Consequenz Hesse sich übrigens durch 
die Citirung der beiden §§ 168 und 169 in § 172 leicht 
beseitigen. 

Ein Vergleich der beiden Gesetzgebungen ergibt fol- 
gendes Resultat: 

I. Strafanfhebnng. 

1. Wissentlich falsche Aussage. 

Reiohs-Stra^esetzbuoh. Oesterr. Entwarf § 168. 

fehlt. Bedingungen: 1. Vor Fällung 

des Erkenntnisses; 

2. vor Entdeckung oder Einlei- 
tung von Nachforschungen; 

3. vor Entstehung eines Nach- 
theils. 

auch die bairischen Rescripte v. 12./4 1815 u. 11./4 1819 bei Rott- 
mann S. 103. — Nur Strafmilderung nehmen an: Sachsen (1838) 
188, Hannover 212, Hessen 240, Baden 495 f., Oldenburg 1845 
§ 13, Thüringen 175, Sachsen (1855) 231 (wenn nicht in Straf- 
sachen); Dänemark 145, Sardinien 372 (wenn nicht in Strafsachen), 
Norwegen 4, Schweden XIH. 3. 

1) Preussen 132, Oldenburg (1845) § 13, (1858) 125, Lü- 
beck 103, Hamburg 113. Unter Beschränkungen preuss. A.-L.-R, 
1411 f., Thüringen 177, während Sachsen (1838) 188 auch hier 
nur Strafmilderung eintreten lässt. Dafür erklärt sich auch Texeira 
S. 146 (gegen John). 
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2. Fahrlässige falsche Aussage. 

Reiohs-Strafgresetzbuoh § 163. Oesterr. Entwarf § 172. 

Bedingungen wie unten § 15$. Bedingungen wie oben § 168. 

II. Strafmildernng. 

Wissentlich falsche Aussage. 

Reiohs-Strafgesetzbuoh § 168. Oesterr. Entwurf § 169. 

Bedingungen: 1. Vor Anzeige Bedingungen: l.VorEntdeckg. 

oder Untersuchung; oder Nachforschungen; 

2. vor Entstehung eines Nach- 2. sofern rechtswidriger Nach- 
theiles; theil abgewendet wurde; 

3. bei derselben Behörde. 3. fehlt. 

Auch die Handhabung des § 158 R.-St.-G.-B. hat in 
der Praxis nur wenige leicht zu beseitigende Bedenken her- 
vorgerufen, auf die ich im Folgenden kurz eingehen muss; 

Wenn die Anzeige erfolgte oder die Untersuchung ein- 
geleitet wurde, ohne dass der falsch Aussagende da- 
von Kenntniss hatte, so kann der in der irrigen Vor- 
aussetzung dieser Sachlage gemachte Widerruf die Anwendung 
des § 158 nicht rechtfertigen. Dies ist wenigstens die von 
Oppenhoff und Schwarze gebilligte Ansicht des Ber- 
liner O.-T. ') Sie ist vom Standpimkte der herrschenden 
Lehre aus nicht unzweifelhaft; allein der Zusammenhang 
dieser Frage mit der ganzen Auffassung des Thatirr- 
thums überhaupt, in letzter Linie mit dem jüngst von ß i n- 
ding scharf formulirten Gegensatze zwischen Delicts- und 
Verbrechensvorsatz ist ein so unlösbarer, dass ich hier auf 
eine eingehendere Besprechung derselben verzichten muss. 
Jedenfalls wird aber auch hier die Bestimmung des eigen- 
thümlich stylisirten § 54, Abs. 1, des Osten*. Entwurfs zur 
Anwendung gebracht werden müssen: „wenn sich jemand 
bei Begehung einer vom Gesetze ftir strafbar erklärten Hand- 
lung in einem Irrthume über ein thatsächliches Verhältniss 
befand, so ist der Beurtheilung seiner Handlung der von 



>) O.-T. V. 9./1 1867 (R.-S. VIII. S. 13); Schwarze S. i34, 
Oppenhoff 4 ad 15S. 
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ihm irrthümlich angenommene Sachverhalt zu Grunde zu 
legen.'' Nach dem Entwürfe niuss also auch hier der Irr- 
thum volle Berücksichtigung finden. 

Die eingeleitete „Untersuchung^ braucht keine 
gerichtliche zu sein; es genügt auch die Vornahme von 
Massregeln irgend welcher Art durch die Staatsanwaltschaft 
oder Sicherheitsbehörde. *) Noch viel bestimmter ergibt 
sich dies aus der veränderten Wortfassung des Entwurfes: 
„bevor Nachforschungen gegen ihn eingeleitet wor- 
den sind". 

Der Widerruf muss bei derselben Behörde erfol- 
gen, vor welcher die falsche Aussage abgelegt worden ist. 
Das Gesetz spricht ganz bestimmt und es geht daher nicht 
an, „diese, anderen Gesetzen unbekannte Beschränkung 
möglichst leicht zu handhaben". War demnach der Wider- 
ruf bei einer anderen Behörde erfolgt, und von dieser nocTb 
nicht an diejenige Behörde weiter geleitet worden, vor wel- 
cher die falsche Aussage abgegeben worden ist, so kann 
§ 158, da eben seine Voraussetzungen nicht vorliegen, 
auch nicht zur Anwendung gebracht werden.'^) 

Dass ein materieller Nachtheil eingetreten sei, 
wird zur Erfolglosigkeit des Widerrufes nicht gefordert. 
Auch die ideelle Benachtheiligung, weichein der Fällung 
eines, wenn auch nachträglich cassirten, verurtheilenden Er- 
kenntnisses gelegen ist, genügt, um die Wohlthat des § 158 
auszuschliessen ; dass aber wenigstens eine ideelle Benach- 
theiligung eingetreten sein muss, ist selbstverständlich.^) 
Warum der österr. Entwurf in § 169 einen „rechtswidrigen" 
Nachtheil fordert, ist nicht einzusehen; der Nachtheil der 
aus einer falschen Aussage entsteht, kann doch wohl 



«) Oppenhoff 6 ad 158. 

2) Richtig Schütze 313 Anm. 19, Oppenhoff 10 ad 158 ge- 
gen Schwarze S. 434. 

3) O.-T. 13./9 1871 (R.-S. XII. S. 450); Dochow S. 247, 
Schütze S. 313, H. Meyer S. 578, Schwarze S. 435, Oppenhoff 
8 ad 158. Unrichtig Gross S. 149 f. 
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kein anderer als ein rechtswidriger sein. Noch weniger 
lässt sich ein Grund dafltr angeben, warum gegenüber dem 
rechtswidrigen Nachtheil des § 169, in § 168 nur von 
Nachtheil schlechtweg gesprochen wird; derlei kleine Un- 
genauigkeiten, über welche der Theoretiker ohne Schwie- 
rigkeit hinweggeht, können einer ängstlichen Praxis Veran- 
lassung zu zahlreichen und unfruchtbaren Streitigkeiten 
bieten , und sind daher gefährlicher als es auf den ersten 
Blick scheinen möchte. 

Die Strafermässigung des § 158 ist gemäss § 50 nur 
jenem Thäter oder Theilnehmer zuzurechnen, bei welchem 
die Voraussetzungen derselben gegeben sind. Hat daher 
der Aussagende selbst widerrufen, so wirkt der Widerruf 
nicht zurück auf die Theilnehmer; doch kann auch bei 
diesen der rechtzeitige Widerruf Strafermässigung zur Folge 
haben, ohne dem Aussagenden selbst zu Gute zu kommen. *) 
Dasselbe gilt analog in Folge des § 52 des österr. Ent- 
wurfs auch für diesen. 

Enthält die falsche Aussage zugleich in ideeller Con- 
currenz eine falsche Anzeige, so wird durch den Widerruf 
wohl die Strafbarkeit der Ersteren, nicht aber die der Letz- 
teren ermässigt. Es ist daher vollkommen richtig, wenn 
Schwarze sagt: „es bleibt die ideelle Concurrenz mit 
§164 bestehen;''*'*) allein die Ermässigung der Strafe für 
die falsche Aussage kann einen bedeutenden Einfluss auf 
die Strafzumessung ausüben, indem dann möglicherweise 
§ 164 als das schwerere Delict derselben zu Grunde zu 
legen ist. Nach dem Osten*. Entwürfe würde in diesem 
Falle, wenn die Voraussetzungen des § 168 vorliegen, auch 
die ideelle Concurrenz beseitigt werden, und die Bestrafung 



Vgl. Weis I. S. 463 f., Stenglein IL S. 183, Dollmann 
S. 556, Schütze G.-A. XXI S. 168, Rüdorff S. 294, Schwarze 
S. 436 u. 181, Oppenhoff 14 ad 158; O.-T. 20./3 1874 (G.-A. XXII. 
S. 249). 

^) Schwarze S. 436 lind sächsische Gerichtszeitung IX. S. 140 ff.; 
dagegen Stenglein 1870 S. 286. 
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einzig und allein nach § 175 (§ 164 R.-St.-G.-B.) erfolgen 
können. ') 

Dass der falsche Widerruf einer wahrheits- 
gemässen Aussage nicht hieher gehört, sondern dass 
derselbe nur nach Lage der Sache eventuell als falsche 
Aussage zu betrachten und zu behandeln ist, liegt auf der 
Hand; am richtigsten wäre es daher, diesen Punkt gar 
nicht an dieser Stelle zur Sprache zu bringen.^) 

Die Anwendung auf die Frage von Versuch und Voll- 
endung, ergibt sich nach dem in § 30 Gesagten von selbst. 
War die Aussage vollendet, so kann nur § 158 zur An- 
wendung kommen ; war sie noch im Stadium des Versuches, 
so tritt § 46 ein, (§§ 168, 169 beziehungsweise 49 des 
Entwurfes). 

§ 36. Die Strafermässigungsgründe des § 157 

R«-St«"G«"B. 

Die beiden Strafmilderungsgrtinde , welche § 157 
R.-St.-G.-B. aufstellt, hat auch der österr. Entwurf in § 169, 
wenn auch mit einigen kleinen Veränderungen adoptirt. 
Unter diesen Veränderungen erscheint als die wichtigste, 
dass, während § 157 nur von Zeugen und Sachverständigen 
spricht,^) der österr. Entwurf die Begünstigung jedem 
„Schuldigen" überhaupt zu Theil werden lässt. Wie gefähr- 
lich letztere Bestimmung, also die Ausdehnung der Strafer- 
mässigung auch auf die falsche Aussage in eigener Sache 
speciell auf den Parteieneid im Civilprocesse werden kann, 
beweist die von Schwarze*) angeführte Entscheidung des 



>) Richtig Dollmann S. 559. 

2) Vgl. lleppCom.S. 1500 Anm. 27, Weiss S. 523, Schwarze 
S. 436, Temme 1843 S. 188 (mit vielfach unrichtigen Ansichten); 
Baden 497 und dazu Thilo S. 412. 

») Richtig Dochow S. 247, Schwarze S. 433, Oppenhoff 
1 ad 157 gegen Rüdorff 1 ad 157. 

*) Schwarze S. 433 Anm. *) (bairische Entscheidmigen I. S. 167) ; 
derselbe Bemerkmigen S. 71. 

Liszt, falsclie Aussage. iq 
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O.A. -6. München, welches auf Grand des in diesem 
Falle sogar Straflosigkeit annehmenden § 195 des bairisehen 
St.-6.-B. von 1861 den Angeklagten, der in einem Pater- 
nitätsprocesse einen Meineid abgelegt hatte, freisprechen 
musste, weil derselbe verheiratet war, und bei Angabe der 
Wahrheit eine Denunciation wegen Ehebraches zu besorgen 
gehabt hätte. Nach dem österr. Entwürfe würde in diesem 
Falle allerdings nicht Straflosigkeit, wohl aber eine ganz 
bedeutende Strafermässigung einzutreten haben, flir welche 
es de lege ferenda an jedem haltbaren Grande fehlt. Waram 
trotz dieser in Baiera gemachten und ziemlich allgemein 
bekannten Erfahi'ungen der Entwurf in diesem Punkte von 
dem R»-St.-G.-B. abgewichen ist, lässt sich bei dem Abgänge 
von Specialmotiven nicht entscheiden. 

Eben so wenig kann es gebilliget werden, dass der 
Entwurf in beiden Fällen als Bedingung für den Eintritt 
der Strafermässigung voraussetzt: der Schuldige müsse zu 
seiner Aussage „genöthiget" worden sein. Was soll darunter 
verstanden werden? Die Nichtbeachtung der gesetzlichen 
Vorschriften, also im zweiten Falle die unterlassene Rechts- 
belehrung über die Befugniss sich der Aussage zu ent- 
schlagen? Auch hierüber sind, da der Gesetzgeber sich 
nicht selbst geäussert hat, nur Vermuthungen möglich; am 
Nächsten dürfte wohl der Wahrheit diejenige kommen, nach 
welcher das Wort „genöthiget" überhaupt nichts sagen soll, 
als was das R.-St.-G.-B. in viel klarerer und bestimmterer 
Weise schon gesagt hat. ') In jedem Falle wäre der Weg- 
fall des fraglichen Ausdruckes entschieden zu wünschen. 2) 

Wenden wir uns jetzt zu den Bestimmungen des 
R.-öt.-G.-B. 

Dass die Strafermässigung des § 157 nur jenen Theil- 



1) Anders scheint Schwarze Bemerkungen S. 72 das Wort 
,,nöthigen*^ aufzufassen. 

*) Gegen diese „orakelhafte Bestimmung" auch Geyer in Grün- 
hut's Zeitschrift Ul. S. 30. 
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nehmern zu statten kommt, bei welchen die gesetzlichen 
Voraussetzungen vorliegen, ergibt sich aus dem oben S, 240 
Gesagten, und wurde auch von dem Berliner O.-T. wieder- 
holt ausdrücklich anerkannt. *) 

Die Strafermässigung selbst tritt ein: 

I. Wenp die Angabe der Wahrheit dem Aus- 
sagenden eine Verfolgung wegen eines Verbre- 
chens oder Vergehens zuziehen konnte. Ausge- 
schlossen ist die Strafermässigung also dann, wenn es sich 
lediglich um eine U eher tretung handelt. Als entscheidend 
fllr die Frage, ob die Handlung, wegen welcher diß gefürch- 
tete Verfolgung einzutreten hätte, Verbrechen, Vergehen oder 
Uebertretung ist, kann nur das Recht, das im Augenblicke 
der Ablegung der falschen Aussage gegolten hat, ange- 
sehen werden. War sie nach jenem Rechte Verbrechen 
oder Vergehen, so kommt also die Strafermässigung auch 
dann zur Anwendung, wenn nach dem im Augenblicke 
der Urtheilsfällung gegen den falsch Aussagenden 
geltenden Rechte die fragliche Handlung nur als Ueber- 
tretung erscheinen würde. 2) 

Nach dem Wortlaute des Gesetzes ist es nicht erfor- 
derlich, dass die strafbare Handlung, über welche der Zeuge 
seine falsche Aussage macht, identisch sei mit jener, bezüg- 
lich welcher er die Verfolgung befürchtet; mit anderen 
Worten, der Zeuge braucht nicht selbst jener Handlung 
schuldig zu sein über welche er befragt wird. 3) Es wird 
vom Gesetze vielmehr nicht einmal irgend ein materieller 
oder formeller Zusammenhang zwischen den beiden straf- 
baren Handlungen gefordei*t. 

Gleichgiltig ist es ferner, ob die Aussage allein oder 
in Verbindung mit anderen, vom Zeugnisse nicht 



») O.-T. 20./3 1874, 15./9 1875, bei Oppenhoff 3 ad 157. 

») Schwarze S. 434, Oppenhoff 10 ad 2; O.-T. 15./4 1871 
(G.-A. XIX. S. 609). 

3) a Meyer S. 579 Anm. 11, Schwarze S. 434, Oppen- 
hoff 8 ad 157. 

16* 
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umfassten Umständen, die Verfolgung nach sich gezogen 
haben würde; ') es gentigt, wenn der Causalzusammenhang 
zwischen der Angabe der Wahrheit und der drohenden Ver- 
folgung auch nur durch eine Reihe von Zwischengliedern 
vermittelt worden wäre. 

Irrthtimliche Annahme der drohenden Ver- 
folgung ist nach der herrschenden Ansicht irrelevant, da 
es sich um kein BegriflFsmerkmal sondern um einen Strafer- 
mässigungsgrund handelt.^) Auch hier gilt übrigens das 
oben Seite 238 Gesagte und es ist auch hier gemäss § 54, 
Abs. 1 des österr. Entwurfes der irrthtimlich angenommene 
Sachverhalt der Entscheidung zu Grunde zu legen. 

Als selbstverständlich muss es bezeichnet werden, dass 
die Bestimmung des § 157 (169 Entw.) auch dann einzu- 
treten hat, wenn der Aussagende sich durch eigenes 
Verschulden in die Zwangslage gebracht hat, ^) oder 
wenn Jemand, der gegen einen Andern eine falsche An- 
zeige erstattet hat, in Folge derselben später als Zeuge 
vernommen wird.*) Denn immerhin erscheint er auch hier 
als Zeuge, vorausgesetzt dass, wovon unten gesprochen 
werden wird, wirklich Concurrenz mit der falschen Anzeige 
vorliegt, und es sich nicht blos um die weiteren Consequen- 
zen aus derselben, also um ein fortgesetztes Delict handelt. 
Dass er durch die Rücknahme des etwa mit der falschen 
Beschuldigung wegen eines Antragsdelictes gestellten Straf- 
antrages sich von der Aussage überhaupt befreien konnte, 
ist durchaus irrelevant, da das R.-St.-G.-B. ganz allgemein 
spricht, ohne auf derartige Möglichkeiten Rücksicht zu neh- 
men. Dagegen würde nach dem österr. Entwurf hier die 



») Schütze S.313, Schwarte S. 434, Oppenhoff 8adl57; 
O.-T. 13./7 1872 (G.-A. XX. S. 396). 

») Stenglein 1870 S. 285, Schwarze S. 434, Oppenhoff 
8 ad 157. 

3) Oppenhoff 10 ad 157. 

*) Bair. Cassationshof 24./8 1874 (G.-A. XXIIl. S. 63), 
31./1 1874 (bairische Entsch. IV. S. 75). 
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Ermässigung nicht anzuwenden sein, da von einer „Nöthi- 
gung" zur Aussage nicht gesprochen werden kann, sobald 
der Zeuge sich freiwillig, und zwar durch eine strafbare 
Handlung, in die Lage gebracht hat, Zeugniss ablegen zu 
müssen. 

Der II. Fall des § 157 liegt dann vor, wenn die 
falsche Aussage zu Gunsten einer Person abge- 
legt wurde, bezüglich welcher der Aussagende 
zur Ablehnung der Aussage berechtiget war; 
vorausgesetzt, nach dem R.-St.-6.-B., dass er über dieses 
Recht nicht belehrt wurde, nach dem österr. Entwürfe, dass 
er zur Aussage „genöthiget" worden ist. Nach dem Wort- 
laute des Paragrafen ist es nicht erforderlich, dass die 
Person, zu deren Gunsten die Aussage abgelegt wurde, der- 
jenigen strafbaren Handlung beschuldigt ist, über welche 
die Aussage erfolgt; und insofern ist dem Nürnberger 
A.-G., welches diesen Satz ausgesprochen hat *) vollständig 
beizupflichten. Aber da der Zeuge wohl nach allen Pro- 
cessgesetzen nur dann zur Ablehnung der Aussage berech- 
tigt ist, wenn er mit dem Angeklagten oder Beschuldigten 
in gewissen Beziehungen steht, so ist nicht einzusehen, wie 
§ 157 Abs. 2 in dem vom Nürnberger A.-G. vorausgesetzten 
Falle überhaupt zur Anwendung gelangen kann: es wird 
hier regelmässig an einer unerlässlichen Bedingung hiezu, 
nämlich an dem Rechte des Zeugen zur Ablehnung der 
Aussage mangeln. 

§ 157 des R.-St.-G.-B. und der ihm entsprechende 
§169 des österr. Entwurfes, welche nur Strafermässigung, 
nicht aber wie andere Gesetzgebungen 2) Straflosigkeit ein- 

»)" 14./2 1874 (Stenglein Zeitschrift III. S. 305). 

*) Die Straflosigkeit ist anerkannt adl.: Baden 491 (all- 
gemein), Baiern (1861) 195 Z. 6; HyeEntw. 178 (Motive S. 106) bei 
strafbaren Handlungen überhaupt, Entw. v. 1867 § 175 (Motive S. 99) 
bei Verbrechen und Vergehen, Entww. v. 1868 u. 1870 bei strafbaren 
Handlungen überhaupt; Toscana275; italienische Entw. I. 178, 
II. 204, III. 232 (gegen diese „ungerechtfertigte Milde" vgl. Geyer 
in der kritisch. Vierteljahrsschrift XVII. 1875 S. 181). 
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treten lassen, bieten zugleich einen Beweis fbr die Richtig- 
keit der oben im § 17 ohne specielle Beziehung auf das 
geltende Recht vertretenen Ansicht, dass selbst die 
processuale Nichtigkeit der Aussage die 
Strafbarkeit des durch dieselbe eventuell 
begangenen Delictes durchaus nicht aus- 
seht i e s s t. 

Nach dem R.-St.-G.-B. ist die verwirkte') Strafe 
auf die Hälfte bis ein Viertel des regelmässigen Strafsatzes 
zu ermässigen, während der Entwurf für diesen Fall einen 
selbstständigen Strafrahmen : Gefängniss bis zu drei Jahren, 
aufstellt. 

Schliesslich sei zur Rechtfertigung der in § 157 ge- 
troffenen Bestimmungen einfach verwiesen auf die Motivi- 
ruug der deutschen Motive S. 94 : „In den in diesem Para- 
grafen erwähnten Fällen war, in Uebereinstimmimg mit der 
Mehrzahl der übrigen deutschen Gesetzbücher, eine erheb- 
liche Strafermässigung vorzuschreiben, da hier mit der 
Pflicht die Wahrheit zu sagen die Rücksicht auf die eigene 
Gefahr, beziehungsweise auf die Gefährdung eines Angehö- 
rigen in Collision tritt, und bei der Letzteren der Aussagende 
nicht darüber belehrt worden, dass es ihm (im Falle solcher 
Collision) freistehe, die Aussage abzulehnen." 2) 



ad II. : Baden 491, Sachsen (1855) 230 nur bei nicht eidlicher 
Aussage, Baiern (1861) 195 Z. 5; Hye Entw. 178 (Motive S. 106) 
wenn der Zeuge sein Recht weder gekannt hat, noch darüber belehrt 
wurde; ebenso die Entww. v. 1867, 1868, 1870; Toscana 275; die 
Italien. Entww. a. 0.; Belgien 225. 

Strafmilderung lassen eintreten ad I. : Hessen 236, Ol- 
denburg 1845 § 5, Sachsen (1855) 225; ad II.: Sachsen (1855) 
230; Russland 1170. 

») Oppenhoff 4 ad 157. 

*) Vgl. über „die Befreiung der Verwandten von der Pflicht 
zum Zeugnisse" die eingehende Darstellung Schwärze's im G.-S. XXI. 

(IJ>69) S. 60 ff. 
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§ 87. Concurrenz, Fortsetzung, Wiederholung. 

Alle drei in der Ueberschrift genannten Begriffe, welche 
ich der Kürze halber durchaus im Sinne der herrschenden 
Lehre unter Hinzufiigung einer clausula salvatoria für 
meine eigenen, nicht immer übereinstimmenden Anschauungen 
gebrauche, finden auch auf die falsche Aussage die voll- 
ständig gleiche Anwendung, wie auf alle übrigen strafbaren 
Handlungen, ') und gar mancher IiTthum auch in der Gesetz- 
gebung wäre bei consequentem Festhalten dieses Grund- 
satzes unmöglich gewesen. 

War also die Absicht des falsch Aussagenden auf die 
in Folge des Strafvollzuges eintretende Benachtheiligung des 
Angeklagten, beziehungsweise des Processgegners gerichtet, 
so liegt ideelle Concurrenz mit Mord oder Todtschlag, ^) Frei- 
heitsentziehung, Vermögensbeschädigung, Betrug, verleum- 
derischer Beleidigung u. s. w. vor. Die Schwierigkeiten, 
welche dem Nachweise der Absicht und des Causalzusammen- 
hanges im einzelnen Falle entgegen stehen können, dürfen 
uns an der Formulirung des Principes nicht hindern. Es ist 
dann gemäss §75 R.-St.-G.-B. (§ 75 des Entwurfes, der 
übrigens durch den Ausschuss des Abgeordnetenhauses eine 
ebenso interessante wie gelungene Abänderung erfahren hat) 
die*Strafe zu bemessen nach jenem Gesetze, welches die 
schwerste Strafe beziehungsweise die schwerste Strafart an- 
droht, und in dem Tenor des Erkenntnisses die Verurthei- 



^) Gegen die Anwendung derselben Merkel. Vielfach unrichtige 
Ansichten bei Hufnagel S. 591 f., Hepp Com. S 1544 ff., Golt- 
dammer Mater. 236, 245 bei dem die „Unterbrechung des Causalzu- 
sammenhanges" eine verhängnissvolle Rolle spielt. 

2) Nach englischem common law ist die geflissentliche Abgabe 
eines falschen Zeugnisses um den Andern zum Tode zu bringen Mord; 
doch wurde nachdem Zeugnisse von Blackstone S. 139 u. Warren 
S. 621 in der letzten Zeit Niemand wegen eines derartigen Mordes 
verurtheilt. Vgl. über die Frage auchHye S. 641 (Commentar), Kitka 
im Eco dei tribunali 1857 Nr. 708; ferner die Berathungen über das 
belgische St.-G.-B. bei Nypels S. 223, 276; 298. 
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lang wegen der falschen Aussage nnd wegen des damit 
ideell concnrrirenden Delictes auszusprechen. ') Es liegt also 
nicht der geringste Grund vor, warum, wenn jemand seinen 
Gegner durch eine falsche Aussage zum Tode zu bringen 
beabsichtigt, und die eingetretene Verurtheilung nachweisbar 
auf dieae Aussage zurückgeführt werden kann, der falsche 
Zeuge hier nicht wegen Mordes (oder Todtschlages) 2) be- 
ziehungsweise wegen Mordversuches verurtheilt werden 
sollte. Allerdings wird die Entscheidung dieser Frage in 
letzter Linie davon abhängen, welche Definition des Causal- 
zusammenhanges man ihr zu Grunde legt; eine eingehende 
Begründung der hier aufgestellten Ansicht würde darnach 
über den Rahmen dieser Schrift hinausgehen. 

Häufiger dürfte sich in der Praxis ideelle Concurrenz 
mit der falschen Anschuldigung (§ 164 R.-St.-G.-B., 
§ 175 Entwurf) sowie mit der Begünstigung (§ 257 
R.-St.-G.-B., § 272 Entwurf) herausstellen. Wenn zunächst 
die falsche Anzeige erstattet wird, und dann vielleicht einige 
Tage oder Wochen später nach eingeleiteter Untersuchung 
der falsche Ankläger bei der gerichtlichen Vernehmung seine 
Anzeige bestätiget, so kann selbst reale Concurrenz vor- 
liegen ; ^) der bairische Cassationshof*) hat dies in 
zwei Entscheidungen ausdrücklich ausgesprochen, und dabei 
entsprechend der herrschenden Ansicht als massgebend be- 
zeichnet, ob getrennte Willensbestimmung oder Einheit des 
Entschlusses vorliege. Im letzteren Falle kann auch nur 
ein fortgesetztes Delict begangen worden sein ; ^) 
durch die Wortfassung des R.-St.-G.-B. und des Entwurfes 
ist wenigstens die Annahme eines fortgesetzten Delictes 
überhaupt nicht ausgeschlossen. 

») Vgl. über diese Frage Oppenhoff 13 ad 73. 

») Auch hier ist Vorsatz ohne üeberlegung möglich. 

3) Die Möglichkeit wird zugegeben von Schütze S. 31S Anm. 3 
(mit Berufung auf O.-T. in G.-A. XX. S. 398), Schwarze S. 445. 

*) 31./1 1874 (bair. Entschdgn. IV. S. 75), 24./8 1874 (G.-A. 
XXIII. S. 63). 

») E. V. 20./10 1869 Nr. 1305. 
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Wenn sich der österreichische 0.-6. -H. wiederholt 
gegen die Annahme einer ideellen Concurrenz der falschen 
Aussage mit der falschen Anklage (Verleumdung im Sinne 
des St.-G.-B. von 1852 § 209) ausgesprochen hat, ') so liegt 
der Grund dieser Entscheidung wohl darin, dass die Frage, 
ob überhaupt das österreichische St.-G.-B. von 1852 eine 
ideelle Concurrenz anerkenne, bestritten ist, und wir sowohl 
bei den Commentatoren als auch in den Entscheidungen 
des O.-G.-H. vergebens nach einer entschiedenen Beant- 
wortung derselben suchen. ^) 

War die falsche Aussage zu Gunsten des Schuldigen 
abgelegt worden, hatte insbesondere eine falsche Selbst- 
beschuldigung stattgefunden, so ist ideelle Concurrenz mit 
Begünstigung (Vorschubleistung nach der Terminologie des 
St.-G.-B. von 1852) anzunehmen. Die Straflosigkeit der 
Angehörigen des Begünstigten hebt wohl die Concurrenz 
mit der Begünstigung, nicht aber die Strafbarkeit der fal- 
schen Aussage auf. ^) 

Da der Manifestationseid nicht nur ein eidlich be- 
kräftigtes Versprechen, sondern zugleich eine Aussage 
über den gegenwärtigen Stand der Sache enthält, kann 
auch reale Concurrenz zwischen Meineid und Eidesbruch 
vorliegen. *) 



1) EE. V. 14./10 1852, 31. /5 1854 Nr. 197, 503. Ganz unrichtig 
Herbst 11 ad 199 und 9 ad 209, welcher die Verleumdung für einen 
speciellen Fall des falschen Zeugnisses erklärt und dämm immer nur 
jene, nicht aber Concurrenz annehmen will. Aehnlich AmbrosoliS. 105 
und Wessely 1834 S. 165; dagegen Kitka 1835 S. 78, Anony- 
mus 1847 S. 52 ff.; vgl. auch gegen die angef. E. vom 31. /5 1854, 
Glaser im Eco dei tribunali 1854 Nr. 677. 

2) Vgl. Herbst 4 ad 34, Kitka G.-Z. 1856 Nr. 102 (letzterer 
in scharfer Polemik gegen Frühwald); E. v. 11. /8 1853 Nr. 337: 
„Eine und dieselbe Handlung kann nicht aus einem doppelten Gesichts- 
punkte nach verschiedenen überdies einen gleichen Strafsatz enthalten- 
den Strafgesetzen als strafbar angesehen werden.^^ Die richtige Ansicht 
vertritt auch hier Anonymus 1847 S. 54. 

3) EE. V. 17./3 1857, 13./2 1866 Nr. 794, 1128. 

*) Dochow S. 242, Berner S. 395, Oppenhoff 2 ad 162; 
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Die Entscheidung der vielfach unrichtig beantworteten 
Frage, ob im einzelnen Falle e i n Delict oder mehrere, be- 
ziehungsweise ob Wiederholung oder Fortsetzung vorliege, 
düi-fte durch die oben über Versuch und Vollendung auf- 
gestellten Grundsätze, falls dieselben consequent durcbgefllhrt 
werden, gerade flir den practisch wichtigsten Fall um ein 
Wesentliches erleichtert werden. Wenn derselbe Zeuge in 
derselben Untersuchungssache wiederholt vernommen wurde, 
und jedesmal bei seiner falschen Aussage beharrt, so ist nur 
eine strafbare Handlung anzunehmen; es ist aber für die 
Mehrzahl der Fälle überflüssig, ja sogar principiell verfehlt, 
hier den Begriff des fortgesetzten Verbrechens zu Hilfe zu 
nehmen, wie dies das Berliner O.-T. gethan hat. ') Denn 
wie wir gesehen haben, tritt bei jeder neuen Vernehmung 
in derselben Sache die bereits vollendete Aussage wieder 
zurück in das Stadium des Entstehens, und erst mit dem 
neuerlichen Abschluss der Vernehmung ist die Aussage und 
mit ihr das Delict abermals vollendet; das frühere Delict 
hat aufgehört zu existiren, und ein Neues ist an seine Stelle 
getreten. Fortsetzung wäre nur dann anzunehmen, wenn bei 
der abermaligen Vernehmung durchaus neue Punkte zur 
Sprache kommen ; dann dürfte es aber auch kaum möglich 
sein, von „derselben" Untersuchungssache zu sprechen. 

War die Aussage mit Beziehung auf den bereits früher 
abgelegten Eid wiederholt, so gilt auch hier derselbe Grund- 
satz; auch hier handelt es sich immer um dieselbe Aus- 
sage, es liegt kein fortgesetztes, sondern überhaupt nur ein 
Delict vor. 2) Entschieden unrichtig ist es in diesem Falle, 

O.-T. 26./3 1862 (R.-S. IL S. 314); vgl. auch O.-T. v. 28./11 1867 
(G.-A. XVI. S. 131). 

1) O.-T. 30./11 1855 (G.-A. IV. S. 249). Vielfach unrichtig Doll- 
mann S. 530. 

2) Bair. Cassationshof 29./1 1874 (G.-A. XXII. S. 659); 
doch ist die auch hier betonte Einheitlichkeit des Entschlusses gleich- 
giltig, da es sich eben nicht um mehrere Theilacte handelt, sondern 
die frühere Aussage durch die spätere beseitigt wird und nur mehr 
diese vorliegt. 
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wie Oppenhoflf *) dies thut, in der Berufung auf den bereits 
geleisteten Eid ein neues selbstständiges Delict zu erblicken. 

Ob eine Aussage, welche Über mehrere Punkte sich 
verbreitet, nur als eine oder als eine Mehrheit von Aussagen 
angesehen werden kann, ist quaestio facti. 2) Wird die Aus- 
sage durch einen vorhergehenden gleichzeitigen oder nach- 
folgenden Eid zusammengefasst , so ist unter allen Um- 
ständen nur e i n Meineid vorhanden.*) Ist djeselbe Aussage 
mehrmals beschworen worden, so kann immer nur ein Mein- 
eid angenommen werden, da die Existenz desselben von 
der Aussage nicht zu trennen ist, mehrere Aussagen aber 
hier nicht vorliegen. *) Die das Wesen des Eides aus- 
machende Anrufung Gottes als Zeugen der Wahrheit ist in 
der Eidesformel enthalten: wenn daher zwei vollkommen 
verschiedene Eidessätze durch dieselbe Eidesformel verbunden 
werden, so kann auch hier nicht ^) reale Concurrenz ange- 
nommen werden ; es sind hier zwar mehrere Aussagen, aber 
nur eine Anrufung Gottes, mithin nur ein Eid beziehungs- 
weise Meineid vorhanden. Dagegen wird durch die wieder- 
holte Ableistung desselben Eides in zwei verschiedenen 
Processen derselben Partei reale Concurrenz begründet.®) 

Die Verleitung (und zwar sowohl die unternommene als 
auch die gelungene) mehrerer Personen zur falschen Aussage 
wenn auch in derselben Sache, erscheint als reale Con- 
currenz, ^) wenn nicht die Verleitung Aller durch dieselbe 
Handlung oder Aeusserung des Verleiters erfolgte. 

») Oppenhoff 22 ad 154; dagegen O.-.T 9./1 1867 (R.-S. VIII. 
S. 11). 

*) Wenn Oppenhoff 21 ad 154 sagt, es sei immer nur ein Ver- 
brechen, wenn dasselbe Zeugniss mehrere unwahre Beurkundungen ent- 
hält, so bedarf dieser Satz der im Texte enthaltenen Modificirung. 

s) Richtig Dollmann S. 529, Stenglein IL S. 178 Anm. 7, 
Merkel, Oppenhoff 25 ad 153, 

*) Richtig Merkel; andere Ansicht Oppenhoff 25 ad 153. 

*) Anderer Ansicht Oppenhoff 25 ad 153 und O.-T. v. 16./2 
187^ (R.-S. XIII. S. 155). 

«) O.-T. 30./4 1869 (G.-A. XVI. S. 531). 

') So auch Dollmann S. 535. 
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§ 88. Die Verjälmmg der falschen Aussage. 

Das R.-St.-6.-B. enthält keine Bestimmung über die Ver- 
jährung der durch eine falsche Aussage begangenen Delicte ; 
es treten auch hier die allgemeinen Grundsätze ein^ und es 
beginnt die Verjährungsfrist zu laufen „mit dem Tage, an 
welchem die Handlung begangen ist, ohne Rücksicht auf 
den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges" >). Auch die Straf- 
vollstreckung gegen den unschuldig Verurtheilten im Falle 
des § 154 Abs. 2 R.-St.-G.-B. hemmt den Ablauf der Ver- 
jährung nicht; es handelt sich hier eben nicht um ein „ dau- 
erndes^ Delicto da mit der falschen Aussage die Thätigkeit 
des Aussagenden ein für allemal beendet^ der rechtswidrige 
Zustand definitiv herbeigeführt ist 2). 

Obwohl nun der österr. Entwurf in § 67 die Be- 
stimmung aufgenommen hat : „ist durch die strafbare Hand- 
lung ein fortdauerndes gesetzwidriges Verhältniss begründet, 
so beginnt die Verjährung erst nach dem Aufhören des 
letzteren", so wurde doch, eben weil durch die falsche 
Aussage kein fortdauerndes Verhältniss begründet wird, in 
§ 170 speciell für die falsche Aussage bestimmt: „wenn 
jemand unter Berücksichtigung einer falschen Aussage zu 
einer Freiheitsstrafe verurtheilt wurde, so ruht die Verjäh- 
rung der durch die falsche Aussage begangenen Handlun- 
gen (§§ 165 — 167) während der Dauer dieser Strafe". 

Eine ähnliche Bestimmung enthielt das bairische 
St.-6.-B. von 1861 in A. 203: „ist dagegen eine der Hand- 
lungen in einer Strafsache zum Nachtheile des Angeklagten 
oder Beschuldigten verübt worden, so beginnt die Verjäh- 
rung der gerichtlichen Verfolgung so lange nicht, als der- 



») Richtig Hufnagel S. 507, Schütze S. 312 Anm. 17, 
Schwarze S. 427, Oppenhoff 32 ad 154; dagegen Abegg 1844 
S. 344, Hepp 1846 S. 463, Goltdammer Mater. S. 247. 

*) Vgl. über das „fortdauernde" Delict Tippeiskirch in G.-A. 
XX. S. 171, Schütze S. 210; sehr unbestimmt äussert sich der Bericht 
der belgischen Kepräsentantenkammer bei Nypels S. 222. 
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jenige, zu dessen Nachtheil die That geschah, sich wegen 
der nämlichen Strafsache in Haft befindet" ^). 

M. E. ist jede derartige Bestimmung überflüssig und 
principwidrig. Wurde der Angeklagte zum Tode verurtheilt 
und die Todesstrafe vollzogen, so beginnt demnach die Ver- 
jährung mit dem Zeitpunkte (§ 67 Entw.), in welchem die 
falsche Aussage abgelegt wurde; wird der zum Tode Ver- 
urtheilte begnadigt, so ruht während der ganzen Dauer 
seiner Strafe die Veijährung ebenso wie dann, wenn er von 
vorneherein nur zu einer Freiheitsstrafe verurtheilt worden 
ist. Der falsche Zeuge ist also am Besten dann 
daran, wenn seine Aussage die Hinrichtung 
des Unschuldigen zur Folge gehabt hat: ein Re- 
sultat, das gewiss ebensowenig mit den Forderungen der 
Gerechtigkeit als mit der Absicht des Gesetzgebers im Ein- 
klänge stehen dürfte. 

Unter den beiden angeftlhrten Bestimmungen aber 
scheint mir die des bairischen Gesetzbuches entschieden den 
Vorzug zu verdienen. Was soll das heissen : „wenn die Verur- 
theilung unter Berücksichtigung einer falschen Aussage er- 
folgte" ? Wenn es sich um das Urtheil eines Erkenntniss- 
gerichtes handelt, so lässt sich die Berücksichtigung aller- 
dings leicht constatiren; aber bei den vor die Competenz 
des Schwurgerichtes gehörigen Handlungen ist es geradezu 
unmöglich nachzuweisen, ^ass das Verdict „unter Berück- 
sichtigung^ der falschen Aussage erfolgte. Wir haben also 
auch hier die Consequenz, dass, je schwerer die Folgen der 
falschen Aussage für den Verurtheilten, je strenger gestraft 
das Delict ist, dessen ihn der falsche Zeuge beschuldigt, 
desto günstiger sich die Verjährung ftlr Letzteren gestaltet. 
Eine Abänderung des § 170 wäre daher dringend geboten, 
wenn man sich schon nicht zu einer völligen Streichung 
desselben entschliessen will; ein Nachtheil für die Rechts- 
pflege würde — das beweist wohl das R.-St.-G.-B. — aus 
dieser Streichung gewiss nicht entstehen. 

») Vgl. dazu Dollmann S. 590 u. Abtheüg. I. S. 872 Anm. 24. 
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Nach dem Wortlaute des § 170 des Entwurfes kann 
es keinem Zweifel unterliegen, dass die auf Herbeiftihrxing 
der wirklich gegen den Unschuldigen verhängten Freiheits- 
strafe gerichtete Absicht nicht erforderlich ist, um die An- 
wendung des § 170 zu rechtfertigen. ') Schwierigkeiten 
können sich ergeben, wenn in der Zwischenzeit von der 
Ablegung der falschen Aussage bis zur Einziehung des viel- 
leicht flüchtig gewordenen Verdächtigten die Verjährungs- 
frist für die falsche Aussage abgelaufen ist. Man hat hier 
wohl gesagt, 2) in diesem Falle sei es erst mit dem Ein- 
tritte der Haft entschieden, dass die Verjährung überall 
nicht begonnen habe; und diese Ansieht lässt sich auch aus 
dem Wortlaute des bairischen St.-G.-B. ganz gut ableiten. 
Anders müssen wir auf Grund des österr. Entwurfs ent- 
scheiden. Die Verjähning ruht während der Dauer der 
Haft; war die Verjährungsfrist abgelaufen, bevor es über- 
haupt zur Verhängung der Haft kommt, so kann an diesem 
fait accompli nichts mehr geändert werden, § 1 70 also nicht 
mehr zur Anwendung gelangen. 



») Richtig Dollmann S. 591. 
») Dollmann S. 591 Anm. 3. 



=^ 



,;^-- 



